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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 

Vor si t zen d e: Präsident Benya, Zweiter erst bei Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. Deutschland erfolgen sollte. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Festansprache anläßlich des 20-Jahre-Jubl­
läums des Abschlusses des Staatsvertrages 

Präsident: Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wir gedachten in der Sitzung am 
28. April des 30. Jahrestages der Unabhängig­
keitserklärung der Republik asterreich. Heute 
jährt sich zum zwanzigsten Mal der Tag des 
Abschlusses des asterreichischen Staatsver­
trages. 

Vor wenigen Stunden fand ein großer Fest­
akt der österreichischen Bundesregierung aus 
Anlaß der 20. Wiederkehr des Tages der 
Unterzeichnung des österreichischen Staats­
vertrages statt. 

Wenn wir sagen der Staatsvertrag, dann 
wissen wir um die fundamentale Bedeutung 
dieses Ereignisses. Zehn Jahre - nämlich vom 
April 1945 bis Mai 1955 - dauerte der Weg 
von der Befreiung asterreichs bis zur Wieder­
erlangung der vollen Freiheit, oder besser ge­
sagt, bis zur Unterzeichnung jenes Dokumen­
tes, das die "Wiederherstellung eines unab­
hängigen und demokratischen asterreich" 
besiegelte. 

Wenn die österreichische Volksvertretung 
dieses Jahrestages gedenkt, dann soll eine 
Tatsache nicht unerwähnt bleiben, die der Ge­
schichtsschreibung über den Staatsvertrag 
mehr und mehr zu entgleiten droht. 

Bekanntlich war im Februar 1954 in einer 
Berliner Konferenz der Außenminister der vier 
Großmächte wieder einmal der Versuch unter­
nommen worden, in der Frage des österrei­
chischen Staatsvertrages zu einer Uberein­
stimmung zu gelangen. Die Voraussetzungen 
hiefür schienen zunächst besonders günstig, 
da der Kurzvertragsentwurf der Westmächte 
von diesen zurückgezogen worden war und 
einem bereits im September 1953 angemel­
deten Wunsch asterreichs, zu den künftigen 
Staatsvertragsverhandlungen nicht bloß wie 
früher zur Anhörung, sondern als gleichbe­
rechtigter Verhandlungspartner eingeladen zu 
werden, erstmals entsprochen wurde. 

Der damalige sowjetische Außenminister 
Molotow kam mit zwei neuen Vorschlägen 
nach Berlin: Der erste betraf den Bündnis­
verzicht und das Stützpunktverbot für unser 
Land - also praktisch unsere Neutralität -
und der zweite die Räumung asterreichs, die 

Während sich die Sowjetunion in der Frage 
einer vertraglich auferlegten Neutralität kom­
prornißbereit zeigte, schien zunächst das Junk­
tim zwischen dem Verbleib der Besatzungs­
truppen in asterreich und dem Abschluß eines 
deutschen Friedensvertrages ein unüberwind­
liches Hindernis darzustellen. 

Nachdem die Berliner Konferenz ergebnislos 
verlaufen war, tagte jedoch vom 27. August 
bis 2. September 1954 die 43. Interparlamen­
tarische Konferenz in Wien. Den österreichi­
schen Parlamentariern und deren beamteten 
Helfern gelang es, auf dieser Konferenz der­
artig viele Sympathien für unser Land zu 
mobilisieren, daß ein gemeinsamer franzö­
sisch-türkischer Antrag eingebracht wurde, der 
folgenden Wortlaut hatte: 

"Die 43. Konferenz der Interparlamenta­
rischen Union, die sich in Wien versammelt 
hat und die Delegierte von 31 Parlamenten 
umfaßt, ruft in Erinnerung, daß die Wieder­
herstellung der Unabhängigkeit asterreichs 
eines der erklärten Friedensziele der 
Alliierten war, und fordert die Regierungen 
der Großmächte auf, alle notwendigen 
Schritte zu unternehmen, um dieses feier­
liche Versprechen zu erfüllen." 

Die Abstimmung über diesen Antrag er­
folgte gegen Ende der Konferenz am 2. Sep­
tember, wobei der Wortlaut bei Stimment­
haltung asterreichs einstimmig ange­
nommen wurde - also mit den Stimmen aller 
vier Großmächte. Für aufmerksame Beobachter 
des politischen Geschehens war dies der erste 
Silberstreifen am Horizont, noch bevor Außen­
minister Molotow im Februar 1955 vor dem 
Obersten Sowjet erklärte, daß die Sowjetre­
gierung eine weitere Verzögerung des Ab­
schlusses des Staatsvertrages mit Osterreich 
für ungerechtfertigt halte. Die konsequente 
Reaktion der österreichischen Außenpolitik 
auf diese Rede führte schließlich über weitere 
Stationen zum Abschluß des Staatsvertrages 
am 15. Mai 1955. 

Mit dieser Erinnerung, Hohes Haus, möchte 
ich verhindern, daß der eben geschilderte Bei­
trag des österreichischen Parlaments im 
Rahmen der Interparlamentarischen Union in 
der Geschichtsschreibung über den Staatsver­
trag in Vergessenheit gerät. Aber es war dies 
natürlich nicht die einzige Aktion der Volks­
vertretung. Viele von uns werden sich -
selbst wenn sie damals noch nicht dem HOhen 
Haus angehört haben - der viel bea.chteten 
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Präsident 
Rede des greisen Abgeordneten Seitz, die er 
bereits 1946 gehalten hat, erinnern, in der er 
leidenschaftlich ausrief: 

"Wir appellieren an den demokratischen 
Sinn des englischen Volkes, des französischen 
und des russischen Volkes und vor allem an 
den demokratischen Sinn des amerikanischen 
Volkes, das seinen Staat nur im Kampf gegen 
die Gewalt und mit den unglaublichsteri 
Opfern an Menschenleben aufgebaut hat. Wir 
appellieren an sie: Wahret eure Würde, indem 
ihr auch die Würde dieses kleinen österrei­
chischen Staates wahretI .. 

Und er sagte zum Schluß: 

"Europäische Demokratenl Demokratische 
Länder Europas! SdlÜtzt die Demokratie, in­
dem ihr sie auf dem kleinsten Boden, auf dem 
Boden Osterreichs, und den unglücklichsten 
Menschen gegenüber, den armen Oster­
reichern, sichert!" 

Hohes Haus! Das österreichische Volk und 
seine Volksvertretung haben in den schweren 
Jahren zwischen der Befreiung und der echten 
Wiederherstellung der Freiheit nie den 
Glauben an die Zukunft verloren. Osterreich 
hat sich und der Welt bewiesen, daß wir alle 
aus der Geschichte gelernt haben. War es zu­
nächst die große Koalition, die das Werk des 
Wiederaufbaues vollbrachte, so hat der demo­
kratische Reifeprozeß dazu geführt, daß sich 
in weiterer Folge auch der reibungslose Uber­
gang zur Regierung einer einzigen Partei voll­
ziehen konnte: 1966 zur Alleinregierung der 
Osterreichischen Volkspartei, 1970 zur 
Minderheitsregierung der Sozialistischen 
Partei und 1971 schließlich zur Mehrheitsregie­
rung der Sozialistischen Partei. Heute kann 
österreich, glaube ich sagen zu können, beru­
higt alle Spielregeln parlamentarischer Demo­
kratie zum Nutzen des Volkes und Staates 
anwenden. 

Rückblickend wird diese Entwicklung seit 
1945 bisweilen so dargestellt, als ob zwischen 
der Wiedererrichtung unseres Staates und dem 
Abschluß des Staatsvertrages eine große Zeit 
staatspolitischer und demokratischer Erneue­
rung gelegen wäre, seither aber nur "der 
Fundus an Staats- und Demokratiebesinnung 
in steigendem Maße verzehrt wird"; so wurde 
es nämlich vor kurzem wörtlich ausgeführt. 
Man kann es aber auch mit etwas anderen 
Textierungen immer wieder hören und lesen. 

Nun möchte ich keinesfalls zu jenen ge­
zählt werden, die stets mit dem Erreichten 
zufrieden sind und alles Bestehende für nicht 
mehr verbesserungsfähig erklären; aber es 

scheint mir doch ungerecht, nicht nur gegen­
über der Volksvertretung oder der Bundes­
regierung, sondern gegenüber dem gesamten 
Volk immer nur die Leistungen der Vergan­
genheit zu würdigen, die Anstrengungen und 
Erfolge der Gegenwart aber gering zu achten. 

Wenn heute, sehr geehrte Damen und 
Herren, die drei Fraktionen dieses Hohen 
Hauses den Entwurf einer neuen Geschäfts­
ordnung als gemeinsamen Initiativantrag ein­
bringen und damit die geltende Geschäftsord­
nung, welche praktisch jene des ehemaligen 
Abgeordnetenhauses der Monarchie ist, an der 
nur immer wieder einzelne Adaptierungen und 
Ergänzungen vorgenommen worden sind, er­
setzen, so ist das zweifellos auch ein Mark­
stein in der Geschichte des österreichischen 
Parlamentarismus, der durchaus einem Ver­
gleich mit politischen Leistungen der Vergan­
genheit standhält. 

Es gibt eben, Hohes Haus, sowohl im Leben 
des einzelnen wie auch des ganzen Volkes 
sichtbare Ziele, deren Erreichung gewisser­
maßen alle Kräfte beflügelt. Daneben aber ver­
läuft der Alltag mit seinen im einzelnen 
schlichten Aufgaben" und doch führt häufig 
erst deren unauffällige Bewältigung im 
kleinen zu einem echten Fortschritt im großen. 

Die sogenannte große Politik ist meist nichts 
anderes als die Summe kleiner politischer 
Mühen, Leistungen, Entscheidungen und Be­
schlüsse. 

Dies einzusehen und zu' bewältigen ist 
freilich manchmal schwieriger als der Vorsatz, 
eine weithin sichtbare Tat zu vollbringen. 
Nicht zuletzt deswegen scheint bisweilen die 
demokratische Staatsform der Diktatur unter­
legen. Aber es gibt in der Gegenüberstellung 
von Demokratie und Diktatur keinen Zweifel, 
welche politische Lebensweise die menschen­
würdige ist. 

Der Staatsvertrag, geehrte Damen und 
Herren des Hohen Hauses, diente nach seinem 
Wortlaut "der Wiederherstellung eines unab­
hängigen und demokratischen Osterreich" . Das 
ist geschehen. 

Es war ein langer Weg zum österreichisdlen 
Staatsvertrag. Wenn das österreichische Volk 
und seine Regierungen nicht müde geworden 
sind, immer wieder das Verlangen nach Ab­
schluß eines solchen Vertrages zu stellen, dann 
gebührt allen, die Ausdauer bewiesen haben, 
und jenen Männern, die die Sdllußverhand­
lungen geführt haben, unser aller Dank. 

Stellvertretend fÜr alle, die sich jahrelang 
um diesen Vertrag bemüht haben, möchte ich 
jene Männer erwähnen, die die Schlußver-
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Präsident 
handlungen so erfolgreich geführt haben. Es 
sind dies der damalige Bundeskanzler Ing. 
Raab, Vizekanzler Dr. Schärf sowie Außen­
minister Dipl.-Ing. Figl und Staatssekretär 
Dr. Kreisky. 

Ich möchte aber auch an jenen Diplomaten 
und Beamten, die durch ihr Geschick, ihre Aus­
dauer und ihre Bemühungen um entsprechende 
Formulierungen zu diesem historischen Er­
eignis beigetragen haben, Dank sagen. Es ge­
bührt ihnen der Dank nicht nur jener Gene­
ration, die das alles erlebt hat, es wird dies 
sicher auch von den kommenden Generati­
onen, wenn sie sich mit der Geschichte unseres 
Landes befassen, mit Dankbarkeit vermerkt 
werden. 

An uns liegt es nun, diese heute vor 20 
Jahren besiegelte Unabhängigkeit und Demo­
kratie nicht nur zu bewahren, sondern Tag 
für Tag und Jahr für Jahr weiter auszubauen. 
Aus der Tatsache, daß gerade heute Abge­
ordnete aller Fraktionen unter Hintansetzung 
manch eigener Vorstellungen und ursprung-) 
licher Zielsetzungen eine gemeinsame Initia­
tive entfalten, um den Prozeß der parlamen­
tarischen Willensbildung für die Zukunft von 
Grund auf neu zu regeln, dürfen wir und soll­
ten wir und das gesamte österreichische Volk 
mit uns die Zuversicht schöpfen, daß wir auf 
dem rechten Wege sind. An dieser grundsätz­
lichen Uberzeugung sollten uns auch jene nicht 
irre machen können, die nur das Vergangene 
verklären, die Leistungen der Gegenwart aber 
gering achten. 

Der Blick: in die Vergangenheit hat letzt­
lich nur dann einen Sinn, wenn er uns hilft, 
die Aufgaben der Gegenwart besser zu be­
wältigen und Kräfte für die Gestaltung der 
Zukunft freizumachen. 

In diesem Sinne, Hohes Haus, möge uns die 
Erinnerung an den 15. Mai 1955 ein Ansporn 
sein, alles zu tun, um die Unabhängigkeit und 
das Ansehen Osterreichs in der Welt ebenso 
wie die Freiheit, Sicherheit und Würde des 
einzelnen Osterreichers selbst weiter auszu­
bauen und zu entfalten. Ich danke. (All­
gemeiner, anhaltender Befall.) 

Die amtlichen Protokolle der 143. Sitzung 
vom 28. April und der 144. Sitzung vom 29. 
April 1915 sind in der Kanzlei aufgelegen und 
unbeanständet geblieben. 

Angelobung 

Präsident: Seitens der Hauptwahlbehörde ist 
die Mitteilung eingelangt, daß der Herr Ab­
geordnete Dr. Jörg Iro auf sein Mandat ver­
zichtet hat und an seiner Stelle Herr Heinrich 
Reisinger in den Nationalrat berufen worden 
ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und 
Herr Heinrich Reisinger im Hause anwesend 
ist, nehme ich sogleich seine Angeloburig vor. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
die Frau Schriftführer wird der Herr Abge­
ordnete die Angelobung mit den Worten "Ich 
gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr die Frau Schriftführer, 
Abgeordnete Dr, Erika Seda, um die Verlesung 
der Gelöbnisformel. (Schriftführerin Dr. Erika 
S e d a verliest die Gelöbnisformel. - Abge­
ordneter R eis i n ger leistet die Angelo­
bung.) 

Präsident: Ich begrüße den neuen Herrn Ab­
geordneten herzlich in unserer Mitte. (Allge­
meiner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen nun zur Frage­
stunde. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: Aufgerufen wird die 1. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Nittel (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. 

2139/M 

Welchen finanzil~llen Beitrag leistet die 
Bundesregierung, um die Olympis<hen Winter­
spiele 19?6 in Innsbruck zu ermöglichen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneterl Der direkte 
Beitrag des Bundes für die Durchführung der 
Olympischen Winterspiele 1916 gliedert sich 
in drei Teile: In den Beitrag des Bundes zur 
Deckung des Abganges, der sich unter Um­
ständen aus der Organisation der Durch­
führung der Spiele ergibt. Hier ist vorgesehen, 
daß bis zu einem Betrag von 25 Millionen 
Schilling ein Drittel vom Bund getragen wird. 

Sollte der Abgang höher sein, wird er von 
25 Millionen bis 60 Millionen ,Schilling zur 
Hälfte vom Bund getragen werden. Für die 
Errichtung der Sportstätten ist ein Betrag von 
190 Millionen Schilling vorgesehen. 

K r a n k gemeldet sind die Herren Abge- Der dritte Teil betrifft den Beitrag des 
ordneten Wodica und Ing. Rudolf Heinz Bundes an den ORF als Ersatz für den ver­
Fischer. lorenen Aufwand, der bei der Investition ent-
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Bundesminister Dr. Sinowatz 
steht, welche notwendig ist, um die Uber­
tragung der Winterspiele in das Ausland zu 
ermöglichen. 

Diese genannten Beträge sind im Entwurf 
des Olympiagesetzes 1976, das am Montag den 
Ministerrat passiert hat, enthalten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Nittel: Herr Bundesminister! 
Sind Sie in der Lage, dem Hohen Haus mit­
zuteilen, welche Beiträge durch das Land Tirol 
und die Stadt Innsbruck zu den Kosten der 
Olympischen Winterspiele geleistet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Ich kann nicht 
alle Beiträge nennen. Es ist nur vereinbart) 
daß bei der Kostentragung für den Abgang 
bei der Durchführung der Spiele vorgesehen 
ist, das Land Tirol und die Stadt Innbruck 
werden bis zu 25 Millionen Schilling ein 
Drittel und von 25 Millionen bis 60 Millionen 
Schilling die Hälfte übernehmen; das heißt: 
jede Gebietskörperschaft 25 Prozent. 

Dazu kommen aber noch die Leistungen der 
Stadt Innsbruck im Hinblick auf das Olym­
pische Dorf und auch andere notwendige In­
vestitionen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter NUtel: Herr Bundesminister! 
Wenn 190 Millionen Schilling an Bundesbei­
trag zur Errichtung der Sportstätten geleistet 
werden, so stehen diese Anlagen später im 
Eigentum des Bundes oder der Stadt Inns­
bruck? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Es handelt 
sich dabei durchwegs um Bundessportanlagen. 
Es ist auch so, daß diese Sportanlagen nicht 
nur für die Olympischen Winterspiele, son­
dernnatürlich dem gesamten österreichischen 
Sport nachher zur Verfügung stehen werden. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPO) an den Herrn 
Minister. 

2093/M 

Werden Sie einen Bericht über die seitens 
Ihres Ressorts getroffenen Maßnahmen im sport­
lichen Bereich vorlegen, um damit dem National­
rat Gelegenheit zu einer umfassenden Diskussion 
aller einschlägigen Fragen zu geben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich habe vor einigen Wochen Ge­
legenheit gehabt, vor Sport journalisten zu 
sprechen, und habe dort schon den Gedanken 

ventiliert, dem Parlament einen Sportbericht 
vorzulegen. Ich glaube, daß dieser die Ge­
legenheit bieten würde, über Fragen der 
Sportpolitik in Osterreich prinzipiell zu 
sprechen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß ein solcher 
Bericht sowohl die außerschulische Sport­
förderung als auch den Schulsport umfaßt. 

Zur Frage der Bundessportheime verweise 
ich darauf, daß wir im Juni das Leistungs­
zentrum Südstadt eröffnen werden. Es folgt 
die Sportstättenförderung auf Grund des 
Sportstättenleitplanes, im nächsten Jahr die 
Durchführung der Olympisdien Winterspiele 
und auch die Sportstudie, die das Ministerium 
in Auftrag gegeben hat. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordn"eter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Sie haben bereits die Konferenz, 
die Sie mit Sport journalisten in Zell am See 
abhielten, erwähnt. Wenn ich richtig infor­
miert bin, sollen Sie dort gesagt haben, daß 
sich die Politiker am Sport mehr interessiert 
zeigen und für den Sport auch mehr tun 
müßten. Sie haben allerdings zwei Personen 
- wie idi auch informiert wurde - ausge~ 

nommen, nämlidi sidi selbst und den ober­
österreichischen Abgeordneten zum Landtag 
Possart. 

Meine Frage geht nun dahin: Was meinten 
Sie mit dem Satz: Die Politiker sollten für den 
Sport mehr tun? Haben Sie sidi selbst und 
den Unzer Abgeordneten als Vorbild hinge­
stellt? - Ich darf Sie um Ihre Antwort bitten. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Ich kann 
Ihnen, Herr Abgeordneter, versichern, daß es 
nicht meine Absicht gewesen ist, mich oder 
Landesrat Possart als Vorbild hinzustellen. 
Rein vom Figürlichen her könnte das sidierlich 
nicht der Fall sein. (Heiterkeit.) 

Meine Absicht war es, bei diesem Referat 
für eine stärkere Beachtung des Sports seitens 
der Politik im allgemeinen einzutreten. Idi 
habe dort die Auffassung vertreten, daß Sport 
nicht nur vordergründig etwa als eine Frage 
des Subventionierens oder nur als eine Frage, 
die unmittelbar die Funktionäre des Sports 
angehe, zu betrachten sei, sondern daß es sich 
dabei doch um ein so bedeutsames Phänomen 
der Gesellsdiaft handelt, daß sich die Politik 
im allgemeinen mit den Fragen des Sports 
stärker als in der Vergangenheit befassen 
söllte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Sehen Sie weiters eine Möglich­
keit, neben der angekündigten Diskussion 
über allfällige Sportberichte und Sportstätten­
bauberichte hier im Hause, da wir ja keinen 
Sportausschuß haben, interessierte Politiker 
des Hauses mit Spitzenfunktionären des 
Sports auf Grund Ihrer Initiative zusammen­
zuführen und hier im Hause beziehungsweise 
im Rahmen des Hauses Diskussionen abzu­
führen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Slnowatz: Herr Abge­
ordneter! Es entspricht durchaus meinen In­
tentionen, daß es zu solchen Gesprächen 
kommt. Ich bin gerne bereit, solche Zusam­
menkünfte im Einvernehmen mit den Klub­
obmännern zu veranstalten. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) an den Herrn 
Bundesminister. 

2133/M 

Wie hoch war die Subvention des Bundes­
ministeriums für Unterricht und Kunst an die 
Theatergruppe KUKURUZ in der Steiermark? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-
ordneterl 1914 erhielt die Theatergruppe 
"Kukuruz", die von Ihnen angeführt wurde, 
vom Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst eine Subvention in der Höhe von 
50.000 S, und zwar zur Anschaffung von Pro­
duktionsmitteln. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Minister! Ist Ihnen bekannt, daß diese Thea­
tergruppe, die also vom Herrn Unterrichts­
minister beziehungsweise vom Unterrichts­
ministerium eine Subvention von 50.000 S be­
kommen hat, am 16. Februar 1915 im Grazer 
Forum Stadtpark ein Kinderstück aufgeführt 
hat? Man hat dabei Kinder im Alter von fünf 
bis zehn Jahren vom nahegelegenen Spielplatz 
- ohne Wissen und Zustimmung· der Eltern! 
- in diese Vorstellung geholt. Ich nehme an, 
daß man Ihnen mitgeteilt hat, welchen Inhalt 
das Aufklärungsstück hat. Ich habe hier aus 
der Steiermark eine Information mit dem In­
halt dieses Stückes und frage daher: 

Herr Minister! Sind Sie der Auffassung, daß 
die sexuelle Aufklärung von sechs- bis zehn­
jährigen Kindern in der übelsten Weise durch 
die Mitglieder einer Kommune zweckmäßig 
ist, und halten Sie es für richtig, daß diese 
Aufführung dann noch vom Unterrichtsmini­
sterium subventioniert wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich muß vorweg sagen, daß das 
Unterrichtsministerium nicht Aufführungen, 
sondern die Produktionsmittel, wie ich mit­
teilte, und überhaupt den Betrieb einer solchen 
Theatergruppe subventioniert, wie ja vom 
Unterrichtsministerium eine ganze Reihe von 
Kleinbühnen subventioniert wird. 

Ich kann übrigens mitteilen daß auch das 
Land Steiermark diese Theatergruppe subven­
tioniert hat (Abg. S k r i te k: Hört! HörtI) 
und daß auch von der Stadt Graz Zusagen 
vorliegen, diese Theatergruppe zu subventio­
nieren. 

Ich kann Ihnen auch nicht in der sehr per­
sönlichen Auffassung über das Stück, das auf­
geführt wurde, folgen. Ich weiß nicht, woher 
Sie die Informationen haben,kann mir aber 
denken, woher sie kommen. 

Ich habe eine direkte Information meines 
Sachbearbeiters, der ein sehr versierter 
Kenner solcher Kleinbühnen ist und mir mit­
geteilt hat - es handelt sich· nicht um den 
Mann, Herr Abgeordneter Gruber, den Sie ge­
meint haben, sondern um den Abteilungsleiter, 
der dafür zuständig ist -, daß er selbst eine 
solche Aufführung gesehen hat. Es war eine 
größere Anzahl von Eltern anwesend. Die Ver­
anstaltung war ohne jede Dramatik verlaufen. 
Die Eltern haben das ihren Kindern Gebotene 
völlig akzeptiert und sich nachher auch noch 
angeregt mit den Schauspielern unterhalten. 
Nach der Einschätzung meines Sachbearbeiters 
war das Ganze überhaupt nicht anstößig und 
hat durchaus Anklang gefunden. Im übrigen 
kann ich sagen, daß auch durchaus gute Re­
zensionen vorliegen, die ich Ihnen zur Ver­
fügung stellen kann, wenn Sie die Absicht 
haben, sie kennenzulernen. 

Ich kann weiters mitteilen, daß die Klein­
bühnenjury, die beim Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst eingerichtet wurde, und 
der hervorragende Fachleute angehören, den 
Vorschlag unterbreitet hat, nach den ersten 
Jahren des Bestehens dieser Theatergruppe 
diese in das Kleinbühnenkonzept aufzu­
nehmen. Das heißt, es sind die Voraussetzun­
gen, die sehr streng sind, erfüllt, und man ist 
der Meinung, man könne nunmehr diese 
Gruppe in das Theaterkonzept aufnehmen. 

Wie gesagt, es liegen durchaus gute 
Kritiken vori etwa eine aus der Steiermark 
(Zwischenruf bei der OVP): "Verlegenen 
Eltern kann man nur raten, selbst hinzugehen 
und ihre Sprößlinge mitzunehmen. Denn ver~ 
dorben werden sie dort sicherliCh nicht, son-
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Bundesminister Dr. Sinowatz 
dem auf natürliche Weise auf die übermäßig 
geschlechtsorientierte Erwachsenenwelt vor­
bereitet." Das ist eine der Pressestimmen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Bundesminister! Da Sie also mitteilen, daß 
diese Aufführung sehr wertvoll ist, muß ich 
hier doch, um das Haus zu informieren, einige 
Dinge vorlesen. Denn das Kinderstück stammt 
aus dem Berliner Theater "Rote Grütze". Es 
wird von einer Kommune aufgeführt. Der 
größte Teil der Schauspieler, der sogenannten 
Schauspieler, sind nichtösterreicllische Staats­
bürger. 

Eine als Mann verkleidete Frau wird ausge­
zogen. Man kann beweisen, daß es eine Frau 
ist. Sie hat auch eine "Muschi", "Schnecke", 
"Urwald", "Möse". 

Dann wird ein Mann ausgezogen, der als 
Frau verkleidet ist: "Zupferl", "Zumpferl", 
"Hugo", "Schwanz", "Banane", "Penis", 
"Glied". 

Dann erzählt ein Mensch: An seinem Früh­
stückstisch hat er einen Traum. Er fliegt auf 
einen Teppich und scheißt durch ein Loch auf 
das Tischtuch. Wir alle müssen scheißen. Die 
da und der da, der Papst auch und die Pfarrer 
und die Lehrer. 

Dann geht es also so weiter. Dann wird der 
Geschlechtsakt vorgeführt oder vorgezeigt. 
Der Mann legt sich auf die Frau. Das machen 
wir jetzt hier, aber angezogen. Und dann 
haben wir also "gevögelt". Dann hat einer 
gesagt, das heißt "bumsen", "pfeffern", "fik­
ken", "kugeln" (Ironischer Zwischenruf bei der 
SPO: Unerhörtl) - Ich glaube, daß das un­
erhört ist, daß eine solche Gruppe vom Unter­
richtsministerium 50.000 S Subvention be­
kommt für eine Anschaffung von Aufführungs­
gegenständen. 

Dann wird eine große Puppe unter dem Ge­
johle der Kinder hereingebracht und dann ge­
bärt diese Puppe eine Schauspielerin. Das ist 
das Baby. 

Ich frage jetzt, Herr Bundesminister: Haben 
Sie von diesen Dingen Kenntnis gehabt und 
bleiben Sie jetzt bei Ihrer ersten Aussage, 
daß das sehr wertvolle Stücke sind und daß 
das die richtige Form der Aufklärung ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Leitner! Ich habe auch eine Ver­
ständigung in der Form erhalten. Es war in 
einem Brief von Herrn Humer aus Waizen­
kirchen enthalten (Ruf bei der SPO: Ah so1), 
der ja immer wieder in sehr treffender porno-

graphischer Form ... (Abg. Pet e r: Die 
beste pornographische Sammlung, die es gibtl) 
Durchaus! Ja, ich muß dem Herrn Abgeord­
neten Peter recht geben. (Abg. S tau d i n­
ger: Die Frage ist, ob das wahr ist oder 
nichtf) Durchaus recht geben. Aber, Herr Ab­
geordneter Leitner, darf ich ... (Abg. S ta u­
d i n ger: Ist das wahr oder nicht?) Darf ich 
Sie darauf aufmerksam machen, daß diese 
Kritik, die ich vorher vorgelesen habe und 
die dieses Stück durchaus für gut hält, in der 
"Südost-Tagespost" erschienen ist, in der 
OVP-Zeitung der Steiermark. Offensichtlich ist 
es also so, daß verschiedenartige Auffassun­
gen über dieses Stück bestehen. 

Ich kann nur sagen, daß der Abteilungsleiter, 
den ich hier zitiert habe, ein ehrenwerter und 
sehr fachverständiger Mann ist, der selbst die 
Aufführung gesehen hat. Wenn es sich um 
dieselben Aufführungen handelt, dann muß 
ich sagen, daß überall und bei allen diesen 
Mitteilungen, die ich habe, eine durchaus po­
sitive Stellungnahme zu dieser Theatergruppe 
gezogen wurde, die, wie ich noch einmal 
wiederhole, auch von der Steiermärkischen 
Landesregierung unterstützt wird und zu der 
sich auch der beamtete Kulturreferent des 
Landes Steiermark positiv geäußert hat. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Robak (SPO) an den Herrn Unterrichtsmi­
nister. 

2110!M 

Wie hoch ist der Betrag, den die kroatisch 
sprechende Minderheit im Burgenland bisher 
von Ihrem Ministerium erhalten hat? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Robak! Für die kroatische Minderheit 
im Burgenland ist in der Zeit von 1970 bis 
1914 ein Förderungsbetrag von 2,248.000 S zur 
Verfügung gestellt worden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! Oster­
reich ist auf Grund des Staatsvertrages zu 
einer entsprechenden Unterstützung seiner 
Minderheiten verpflichtet. Das ist auch ge­
schehen. 

Was das Burgenland betrifft, so muß ich 
darauf hinweisen, daß bis zum Jahre 1970 nur 
eine Gruppe der Kroaten eine Subvention er­
halten hat, obwohl es sich bei dieser Gruppe 
um eine sehr unbedeutende Minderheit inner­
halb der Minderheit handelt. 

Seit 1970 wird auch die zweite Gruppe, die 
die überwiegende Mehrheit der Kroaten ver­
tritt, subventioniert. Seit diesem Zeitpunkt 
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Robak 
wird vom kroatischen Kulturverein "Hrvatsko 
Kulturno Druztvo", aber auch von der kro­
atischen Zeitung "Hrvatske Novine", immer 
Beschwerde geführt, daß diese zweite Gruppe 
das Geld, das sie vom Ministerium bekommt, 
zweckwidrig verwendet. Diese Gruppe hat 
meiner Information nadl an Tamburizza-Kapel­
len, an ein Jugendheim, an ein Pfarrheim, 
für eine 700-Jahr-Feier einer kroatischen Ge­
meinde, an den Akademikerklub und ver­
schiedene andere kroatisdle Aktivitäten Sub­
ventionen gegeben. Es wird behauptet, daß ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! . Bitte, die 
Frage. 

Abgeordneter Robak (fortsetzend): '" das 
Ministerium weiß, daß die Mittel zweckwidrig 
verwendet werden. Ist Ihnen das bekannt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Robak!- Die Adressaten unserer 
Förderungsmaßnahmen müssen einen Ver­
wendungsnadlweis legen, und mir ist bekannt, 
daß diese Gelder durdlaus ordnungsmäßig 
verwendet worden sind. 

2146/M 

Welche Vorkehrungen wurden seitens Ihres 
Ressorts getroffen, um den ordnungsgemäßen 
Verlauf der diesjährigen Reifeprüfungen an AHS 
sicherzustellen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-
ordneter Peter! Es sind alle erdenklidlen Vor­
kehrungen getroffen worden, um den ord­
nungsgemäßen Verlauf der Reifeprüfungen an 
allgemeinbildenden höheren Sdlulen sicherzu­
stellen. 

Das beginnt im Vorjahr mit der Ubermitt­
lung des Schulunterridltsgesetzes an alle 
Lehrer. Wir haben dann eine Ubergangsbe­
stimmung in die entspredlende Verordnung 
aufgenommen, daß die Prüfungsgebiete und 
die Wahlmöglidlkeiten auch 1975 dem ent­
sprechen, was bisher an Regelungen vor­
handen gewesen ist. 

Der Wortlaut der Verordnung wurde mit 
Erlaß schon im Jänner 1975 allen Direktionen 
der allgemeinbildenden höheren Schulen be­
kanntgemacht. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Stimmen demnach jene Meinungsäußerungen 

Abgeordneter Robak: Herr Ministerl Sie. aus dem Bereidl allgemeinbildender höherer 
haben einen Betrag genannt, der den Minder- Schulen, die auch in der "Presse" vom 3. Mai 
heiten zur Verfügung gestellt wird. Ich kann 1975 einen Niederschlag gefunden haben, 
auch wieder nur für die kroatische Minderheit nicht, wonach Erlässe zur Durchführung der 
sprechen. Seben Sie eine Möglichkeit, daß zu Reifeprüfung erst Ende April dieses Jahres 
diesen Beträgen, die bisher gegeben worden bei den Schulen beziehungsweise Direktionen 
sind und auch heuer im Budget sind, für eingegangen sind? 
andere Aktivitäten, für kulturelle Veranstal- Präsident: Herr Minister. 
tungen, zusätzliche Mittel gegeben werden 
können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Selbstverständlich können auch 
Mittel etwa aus der Kulturförderung für Ver­
anstaltungen, die überregionale Bedeutung 
haben und etwa von kroatischen Veranstaltern 
durchgeführt werden, gegeben werden. 

Ich muß Sie aufmerksam machen, daß nicht 
nur Mittel aus der Erwachsenenbildung zur 
Förderung der Minderheiten gegeben werden, 
sondern auch im schulischen Bereich, wobei 
ich hier im besonderen auch auf die Schulbuch­
aktion hinweise, die es ja ermöglich hat, daß 
die an sich sehr teuren und aufwendigen 
kroatischen Schulbücher nunmehr in der ge­
wünschten Zahl allen Schülern zur Verfügung 
stehen. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Peter (FPO) an den Herrn Unterrichtsminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Es stimmt 
nicht, daß dies der Fall gewesen ist. 

Mitte April sind die' letzten erforderlichen 
Vordrucke den Schulen übermittelt worden, 
aber das ist eine durchaus technische Frage 
gewesen, weil wir ja auf Grund der Beschluß­
fassung über das Schulunterridltsgesetz unter 
einem gewissen Zeitdruck gestanden sind. 

Aber ich sagte schon, daß der Wortlaut der 
Verordnung schon sehr frühzeitig, nämlich im 
Jänner 1915, allen Direktionen der allgemein­
bildenden höheren Schillen zugegangen ist. 
Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt ist 
etwas später erfolgt, aber der Wortlaut der 
Verordnung wurde allen Direktionen sehr 
frühzeitig bekanntgegeben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Ich stelle noch einmal 
fest, daß der Vorwurf aus einem Teilbereich 
der allgemeinbildenden höheren Schulen und 
ihrer Direktionen lautet: 
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Peter 
Die Gesamtunterlagen des Unterrichtsmini­

steriums für die Durchführung der Reife­
prüfungen sind so spät eingelaufen, daß die 
Reifeprüfungen in einer Reihe von AHS heuer 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden 
können. 

Trifft der Vorwurf zu, oder entbehrt er der 
Grundlage? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abgeord­
neter Peter! Ich kann Ihnen versichern, daß 
die Reifeprüfungen durchaus ordnungsgemäß 
verlaufen, auch so verlaufen können, und zwar 
deswegen, weil rechtzeitig alle Unterlagen in 
den Schulen gewesen sind. 

Wir haben uns noch einmal, auch tele­
phonisch, auf Grund der Anfrage punktuell 
mit einzelnen Schulen in Verbindung gesetzt: 
es gibt meines Wissens keine Schwierigkeiten. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 6: Anfrage der Frau Ab­

eingesendeten Belege - es sind zwölf konkret 
angeführt - mitgeteilt werden und gebeten 
wird, daß man trachte, sie in Zukunft zu ver­
hindern. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Sehr ge­
ehrter Herr Vizekanzlerl Es erscheint mir 
etwas billig, die Schuld dar an, daß eine 
Aktion nicht funktioniert, nur den Ärzten und 
den Probanden zuzuschieben. 

Sie werten mit einem optischen Formular­
leser aus. Es ist bekannt, daß die Ärzte im 
allgemeinen eine schlechte Handschrift haben, 
und die Aufforderung, die Ärzte mögen die 
Daten in Blockschrift und leserlich eintragen, 
kommt mir so vor wie das Postulat: Seid gut 
zueinander! 

Ich glaube also: die Aktion ist von Anfang 
an nicht sehr günstig vorbereitet gewesen. 
Haben Sie Fachleute vorher gefragt, wie man 
am besten zu den Ergebnissen kommt? 

Präsident: Herr Minister. 

geordneten Dr. Marga Hubinek (OVP) an den Vizekanzler lng. Häuser: Zur letzten Frage 
Herrn Bundesminister tür soziale Verwaltung. darf ich sagen, daß allgemein bekannt ist, wie 

2155/M 

Kann die Tatsache, daß 80 Prozent der Frage­
bogen von der Gesundenuntersuchung vom Com­
puter als unbrauchbar ausgeschieden werden, 
allein den Ärzten und den Patienten zur Last 
gelegt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete! Der Hauptverband der öster­
reichischen Sozialversicherungsträger hat für 
die Durchführung der Gesundenuntersuchung 
Richtlinien aufgestellt, die unter anderem ge­
währleisten, daß alle in den vom Hauptver­
band aufgelegten Formularsätzen enthaltenen 
Daten auf maschinell lesbare Datenträger 
übertragbar sind. Diese Richtlinie ist im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium tür 
Gesundheit und Umweltschutz erfolgt. 

Zu Ihrer konkreten Anfrage darf ich sagen: 
Soweit diese maschinelle Auswertung der bei 
den Gesundenuntersuchungen erhobenen 
Daten auf Schwierigkeiten stößt, deren Ursa­
chen im Bereiche der Datenträger liegen, wer­
den diese Schwierigkeiten durch eine nicht den 
Richtlinien entsprechende Behandlung der 
Datenträger durch Ärzte oder Patienten ver-
ursacht. -

Dazu, daß dem so ist, darf ich auf das 
Mitteilungsblatt der steirisChen Ärztekammer 
vom Dezember des vergangenen Jahres ver­
weisen, in dem die wesentlichen Mängel der 

man lesbare Daten verarbeiten kann. Dies-
bezüglich braucht man niemanden zu fragen. 
Im übrigen ist ja auch mit der Ärztekammer 
eine diesbezügliche Aussprache erfolgt. 

Aber ich weiß' nicht, was es etwa mit einer 
schlechten Schrift zu tun hat, wenn von der 
Ärztekammer - ich beziehe mich bitte jetzt 
auf die schlechte Schrift - auf folgende 
wesentliche Mängel bei den eingesandten Be­
legen hingewiesen wurde: Ersatzbelege wer­
den verwendet - man nimmt nicht einmal 
die Originalbelege, die vorgeschrieben sind -, 
Verrechnungsscheine fehlen, Mindestmenge 
bei Abrechnung nicht erreicht, durch­
gestrichenes . Kreuz - also überhaupt nicht 
gekreuzt -, Kugelschreiber verwenden - es 
wird also mit ganz gewöhnlichen, schlechten 
Stiften geschrieben -, der Arzt wird nicht 
einmal angegeben - es ist auf Grund des 
Beleges nicht einmal der Arzt festzustellen -
und so weiter und so weiter. - Das wird 
von der Ärztekammer bestätigt. 

Daher muß man annehmen, wenn selbst die 
Ärztekammer den Ärzten im Rahmen ihres 
eigenen Mitteilungsblattes zwölf taxativ auf­
gezählte Mängel vorhält, daß darin die ent­
scheidende Ursache für die Unzulänglichkeit 
der ausgefüllten Belege liegt. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Der Herr 
Direktor Brooks vom Hauptverband hat im 
Fernsehen eine abweichende Auskunft 
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Dr. Marga Hubinek 
gegeben. Er hat deutlich gesagt: Daß 80 Pro­
zent der Fragebogen nicht ausgewertet werden 
können, liegt darin, daß eben die Ärzte eine 
so schlechte Handschrift haben. Das hat man 
angeblich jetzt erst erfahren. 

Ich habe aber erfahren, daß jetzt Fachleute 
ein anderes Verfahren zur Auswertung der 
Fragebogen erarbeitet haben. Deshalb drängt 
sich, Herr Sozialminister, doch die Frage auf: 
Warum wollen Sie beim jetzigen Stand der 
Aktion erst jetzt die Fachleute befragen? 
Warum haben Sie die Fachleute nicht vorher 
befragt? All diese Mängel waren doch vor­
aussehbar! 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Daß Belege unzu­
länglich ausgefüllt werden, war nicht voraus­
sehbar. ICh darf sagen, daß in der Wirtschaft 
eine Fülle derartiger Daten in Form lesbarer 
Belege geschrieben werden, die von den ein­
zelnen Datenträgern dann auch ohne Schwie­
rigkeiten verarbeitet werden können. Das gilt 
für die gesamte Wirtschaft. Was in der Wirt­
schaft Gültigkeit hat, muß auch hier praktisch 
möglich sein. 

Zum zweiten darf ich folgendes sagen, Frau 
Abgeordnete: Es ist das eine Verwaltungs­
angelegenheit. Ich habe den Sozialversiche­
rungsträgern diesbezüglich keine Weisungen 
zu geben. Wir haben dort die Selbstverwal­
tung. Ich habe nur eine oberste Aufsicht inso­
weit, daß die gesetzlich verankerten Rechte 
und Pflichten eingehalten werden. Das ist 
meine Aufgabe. Die Verwaltung erfolgt in 
Form der Selbstverwaltung des Haupt­
verbandes und ihrer Träger. (Abg. Dr. Marga 
Hub i n e k: Aber der Bund finanziert sie!) 

Das sind zahlenmäßig um rund 2000 mehr. 
1975 sind aber in dieser Zahl um etwa 5000 
bis 6000 mehr Gastarbeiter bei der Arbeits­
losenversicherung vorgemerkt, sodaß die in­
ländische Arbeitslosenzahl um etwa einige 
Tausend niedriger liegt. 

Bezüglich der gemeldeten offenen Stellen 
darf ich folgendes sagen: 1970 waren es 46.596, 
1975 waren es 31.711. Das ist ein Minus von 
rund 8000. Ich darf aber darauf verweisen, 
daß das Jahr 1910 gegenüber dem Jahr 1969 
eine Steigerung von über 10.000 aufgewiesen 
hatte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Willinger: Herr Bundes­
minister! Sie selbst haben darauf hingewiesen, 
daß in der Statistik hinsichtlich der Beschäf­
tigtenzahl und der arbeitslos Versicherten 
sämtliche Dienstnehmer erfaßt sind, also auch 
die ausländischen Arbeitskräfte. 

Ich bitte Sie daher, mir zu sagen, zumindest 
für den Vergleichszeitraum 1974 bis 1975, wie 
sich die Zahlen ausschließlich für die inlän­
dischen Beschäftigten hinsichtlich Arbeitslosig­
keitund Beschäftigung entwickelt haben. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Wir haben 1915 
2,449.178 Beschäftigte, die unselbständig in der 
Wirtschaft tätig sind, gegenüber - alles be­
zieht sich auf April - 2,418.641 1974, es sind 
also 31.000, genau 30.537 mehr inländische 
Arbeitnehmer beschäftigt. Das ergibt sich 
daraus, daß wir 1974 218.633 beschäftigte aus­
ländische Arbeiter gehabt haben, während wir 
im April 1975 nur 187.522 oder eben um 31.000 
weniger zu verzeichnen haben. Die genauen 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter Zahlen bei den Arbeitslosen sind 50.052 in­
lng. Willinger (SPO) an den Herrn Bundes- ländische Arbeitslose, da unter den 56.107 
minister für soziale Verwaltung. 6055 Gastarbeiter vorgemerkt sind. 

2t37/M 
Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 

Regensburger (OVP) an den Herrn Bundes-
Wie lauten die jüngsten Zahlen betreffend minister. 

Beschäftigte und Arbeitslose in Osterreich, die 
der Arbeitsmarktverwaltung - jeweils im Ver­
gleich zu den analogen Za·hlen von 1970 - zur 
Verfügung stehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vize kanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Im Vergleich zum Jahre 1970 - darum 
haben Sie bei Ihrer Anfrage gebeten - ergibt 
sich folgendes Bild: Ende April 1970 waren 
2,361.227 unselbständig Beschäftigte versichert, 
Ende April 1975 waren es 2,636.700. Das sind, 
sehr grob gerechnet. 270.000 Beschäftigte mehr. 
Ende April 1970 gab es 54.317 vorgemerkte 
Arbeitslose, im Jahre 1975 waren es 56.107. 

2154/M 

Weldlen Zeitraum nimmt die bescheidmäßige 
Zuerkennung des Arbeitslosenversidlerungs­
geldes durchschnittlich in Anspruch? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Die Arbeitsämter sind bemüht, die Be­
rechnung der Leistung innerhalb eines Zeit­
raumes von ein bis zwei Wochen vor­
zunehmen, und das vollzieht sich auch in den 
meisten Fällen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Regensburger: Herr Vize­
kanzler! Mir sind Fälle aus dem Lande Tirol 
bekannt, wo der Arbeitslose bis zu drei 
Monate auf das Arbeitslosengeld warten 
mußte. Mitte Februar sind mir 500 Fälle von 
Leuten bekanntgeworden, die Anfang Dezem­
ber 1974 die Arbeitslosenversicherung bean­
sprucht haben und Mitte Februar 1975 nom 
nicht in den Genuß des Arbeitslosengeldes 
gekommen sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Ich würde Sie sehr bitten, mir, damit 
ich diese Dinge auch wirklich überprüfen 
lassen kann - das ist mir ja jetzt hier nicht 
möglim -, die Namen all derer bekannt­
zugeben, die Ihnen schon im Februar bekannt­
geworden ·sind. Wir schreiben jetzt Mai, darf 
ich feststellen. 

Es läßt sich vielleicht jetzt auch noch über­
prüfen, ob etwa ein Teil dieser Leute - im 
bezweifle, daß es überhaupt 500 sein 
können - auf Grund des Nichtvorlegens von 
notwendigen Unterlagen an dieser Ver­
zögerung selbst smuld sind. Bekanntlich muß 
man ja, wenn man um eine Arbeitslosen­
unterstützung ansucht, Verpflichtungen er­
füllen: die Lösung des Dienstverhältnisses und 
so weiter. Hier gibt es manchmal Fälle - ich 
betone manchmal -, in denen die Betrof­
fenen eben nicht diese Unterlagen vorlegen. 
und daher können auch die bescheidmäßigen 
Zuerkennungen des Arbeitslosengeldes nicht 
vorgenommen werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Vize­
kanzler! Sie werden doch nicht annehmen, 
daß all diese 500 Fälle, die ich nannte, schwie­
rige Fälle, wenn ich sie so bezeichnen darf, 
waren, sondern es waren echte Routinefälle. 
Die Administration konnte auf Grund des Per­
sonalstandes anscheinend nicht bewältigt 
werden. 

Herr Vizekanzler! Ich bin davon überzeugt, 
daß Sie Ihre Mühe walten lassen werden, 
daß das in Zukunft nicht mehr vorkommt. 
Aber sehen Sie einen Ausweg darin, Herr 
Vizekanzler, daß wenigstens in schwierigen 
Fällen, wie Sie es jetzt meinten - es gibt 
einzelne sicher darunter -, diesen Leuten 
in der Zwischenzeit zumindest ein Kranken­
schutz gewährt wird? Es war nämlich bei die­
sen Fällen tragisch und echt bedruckend für 
die Leute. die im allgemeinen Familie haben, 
daß sie in diesen zweieinhalb bis drei 
Monaten nicht unter dem Schutz der Kranken­
versicherung standen. 

Sehen Sie hier eine Möglichkeit. daß in 
schwierigen Fällen den Betreffenden der Kran­
kenschutz vor der Bescheiderteilung gewährt 
wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich darf Sie noch­
mals bitten, mir mitzuteilen, von welchen 
Arbeitsämtern Sie diese Unterlagen haben. 
Ich sage das deshalb. weil ich hier drei l!rlässe 
habe. vom 12. April 1973, vom 4. Dezember 
1973 und vom 31. Oktober 1974, in denen alle 
Arbeitsämter und alle Landesarbeitsämter auf 
diese jetzt in der von Ihnen in der zweiten 
Zusatzfrage vorgebrachten Wünsche und An-· 
regungen aufmerksam gemacht werden, daß 
sie erstens raschest die Erhebungen durch­
zuführen haben und daß zweitens in all den. 
schwierigen Fällen ein vorläufiger Bescheid 
auszustellen ist. 

Der Erlaß zur Behebung all dieser von Ihnen 
jetzt festgestellten Mängel ist draußen; ich 
bitte um konkrete Angaben. Es könnte sich. 
nur um einen Mangel in den örtlichen Be­
reichen handeln. 

Nun zur Personalfrage, die Sie hier auch 
angeführt haben: Ich habe Ihnen jetzt einige 
Zahlen vorgelesen. Also aus dem Stand der' 
Arbeitsuchenden, der vorgemerkten Arbeits­
losen, ist wahrlich nicht herauszusehen. daß da 
Schwierigkeiten entstehen könnten, denn im 
April der Jahre 1966, 1967. 1968 haben wir' 
um 20.000 bis 30.000 Arbeitslose mehr gehabt 
und um 70.000 Arbeitslose mehr im Dezember 
und Jänner. Und das ist auch bewältigt wor­
den! Daher muß es auch jetzt gehen. Ich bitte 
also um konkrete Angaben. 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPO) an den Herrn Bundes­
minister. 

20911M 

Da es si<h immer wieder als ein erhebliches 
Erschwernis handelt, daß chefarztpflichtige 
Rezepte im Bereich der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter jeweils nur in der Landes­
hauptstadt zur Genehmigung vorgelegt werden 
können, frage ich Sie, Herr Vizekanzler, ob 
diesbezüglich eine einfachere Regelung (Rezept­
genehmigung auch in den Bezirkshauptorten) 
geschaffen werden wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord-· 
neter! Der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger hat mit Wirkung 
vom 1. März 1975 neue Richtlinien für die 
Verschreibweise von Arznei- und Heilmitteln 
erstellt, welche unter anderem die Aufhebung 
der chefärztlichen Genehmigungspflicht für 
eine Reihe von Präparaten, vor allem für' 
Injektionen, beinhalten. 
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Vize kanzler Ing. Häuser 
Für die Beibehaltung der Genehmigungs­

pflidJ.t in einer verbleibenden eingesdJ.ränkten 
Anzahl von Fällen sind folgende Gründe 
- so die offizielle Mitteilung, die mir zuge­
gangen ist - maßgebend: 

Wenn für eine Behandlung mehrere Prä­
parate mit gleicher pharmakologischer Zu­
sammensetzung und Wirksamkeit verfügbar 
sind, unterliegen jene Präparate, deren Preis 
den DurchsdJ.nittswert übersteigt, sowie be­
stimmte Medikamente mit einer hohen Schä-

Zum zweiten darf ich sagen, daß es mir 
nicht zusteht, dem Hauptverband in irgend­
einer Form eine Weisung zu erteilen. Ich bitte, 
das über den Weg der Selbstverwaltung 
weiter zu besprechen. Aber ich kann mir sehr 
schwer vorstellen, daß man etwa einen spezi­
ellen Vertrauensarzt - denn dann kann ja 
gleich jeder praktische Vertragsarzt der je­
weiligen Kasse diese chefärztliche Genehmi­
gung erteilen - in jedem Bereich unseres 
Landes installiert, um ihm chefärztlidle Rechte 
zuzuerkennen. Das ist meine persönliche 

digungsgefahr und solche, die mit einer Dauer- Meinung, ansonsten ist das eine Angelegen-
behandlung verbunden sind, weiterhin der heit des Hauptverbandes. 
Genehmigungspflidlt. 

Diese neuen Richtlinien werden eine 
wesentliche Verringerung der Anzahl der 
Fälle mit sich bringen, in denen eine chef­
ärztliche Genehmigung erforderlich ist. 

Darüber hinaus besteht für jene Ver­
sicherten, die eine VorspradJ.e bei der zustän­
digen Landesgeschäftsstelle wegen des Zeit­
oder Kostenaufwandes für untunlich halten, 
ohnedies auch weiterhin die Möglichkeit, der 
Versicherungsanstalt die Unterlagen für die 
Erteilung einer dJ.efärztlichen Genehmigung 
auf dem postalischen Weg zu :übermitteln. Die 
Praxis hat gezeigt, daß auch in diesen Fällen 
eine prompte Erledigung durch den Ver­
sicherungsträger erfolgt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Vize­
kanzler! Es ist mir nicht darum gegangen, 
welche Präparate nun chefarztpflichtig bleiben, 
sondern um den letzten Satz, in dem Sie ge­
sagt haben, daß es hier die vereinfachte 
Möglichkeit der postalischen Erledigung gibt. 
Aber ich meine, daß diese Frage noch zu kom­
pliziert ist. Es wurde mir von verschiedenen 
Fällen berichtet, daß hier auch der Postlauf 
miteingerechnet werden muß. Man ist allge­
mein der Meinung, daß die einfachere Lösung 
die wäre, daß man Vertrauensärzte in ver­
schiedenen Orten - ich denke hier im be­
sonderen an das Mühlviertel, wo ja auch die 
Verkehrsbedingungen nicht gerade ideal sind, 
denn aus dieser Gegend kommt diese An­
regung - beauftragt, solche chefarztpflichtige 
Rezepte auszustellen. 

Sehen Sie über Ihre Erklärungen hinaus 
eine diesbezügliche Möglichkeit? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Fürs erste darf ich 
sagen, daß natürlich eine Reduzierung der An­
zahl von Medikamenten, die chefarztpflichtig 
sind, schon wesentlich zur Lösung des Prob­
lemes beiträgt. 

Bundesministerium für Gesundheit und Um­
weItsdmtz 

Präsident: Anfrage 10: Frau Abgeordnete 
Dr. Jolanda Offenbeck (SPö) an die Frau 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz. 

21tl/M 

Besteht eine Möglichkeit, durch ent-
spred:!ende organisatorisd:!e Maßnahmen die 
Wartezeiten für ambulante Behandlungen in 
Krankenhäusern zu verkürzen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete! Wie Sie schon in Ihrer Anfrage 
richtig sagen, handelt es sich um organisa­
torische Maßnahmen, die die Wartezeiten in 
den Ambulanzen verkürzen könnten. 

Die Organisation steht dem Krankenhaus 
zu, sie steht also dem Krankenhauserhalter 
zu, vielleicht dem Direktor, dem Primararzt, 
nicht aber dem Bundesministerium. Das Bun­
desministerium kann keine Veranlassungen 
treffen, dies umsoweniger, als die Vollziehung 
auf dem Gebiete des Krankenhauswesens 
Landessache ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Jolanda Ofienbe<k: Frau 
Bundesminister! Die Wartezeiten in den Am­
bulanzen der Krankenhäuser sind tatsächlich 
erheblich, oft warten Frauen mit Kindern 
stundenlang. 

Ist daraus nicht eindeutig erkennbar, daß 
man etwa bei den Gebietskrankenkassen noch 
mehr Ambulanzen einrichten müßte, gleich­
gültig wer der Träger dieser Ambulanzen ist 
- auch wenn die Ärztekammer dagegen 
immer wieder Sturm läuft -, damit diesem 
Uhelstand abgeholfen wird? 

Präsident: Frau Minister. 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Das ist simer eine Frage der 
Organisation, aber auch eine Frage des Per­
sonals; das Personal ist eben sehr kosten­
aufwendig. Man wird im gegebenen Fall 
sehen müssen, welme Organisationsform die 
günstigere ist, ob man die Ambulanz im Spital 
ausbaut oder ob man in Gegenden, in denen 
es keine Spitäler gibt, Ambulatorien errimtet. 

Präsident: Anfrage 11: Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek (OVP) an die Frau Bun­
desminister. 

2156/M 

Welche Maßnahmen gedenken Sie zu treffen, 
um der Kostenexplosion in den Spitälern Einhalt 
zu gebieten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Die Kosten in den 
Spitälern sind sicher sehr gestiegen. Sie sind 
gestiegen, weil wir in den Spitälern heute 
wesentlich mehr Personal brauchen, sie sind 
gestiegen, weil wir in den Spitälern heute 
wesentlich mehr machen können als früher. 
Die Leistungen der Spitäler sind enorm ge­
stiegen. Das hat also zu einer Kostenerwei­
terung geführt. Es gibt sicher kein Patent­
rezept. Die Gesundheitsbehörde muß trachten, 
diese Kostensteigerung in Grenzen zu halten. 

Präsident: Frau Abgeordnete, bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau 
Minister! Es gibt simerlich Möglichkeiten, um 
die Kostenexplosion einigermaßen zu brem­
sen: beispielsweise Maßnahmen, um die Ver­
weildauer in den Spitälern, die im europäi­
smen Durchschnitt besonders hoch ist, zu 
senken. Meine Frage: Was tun Sie in dieser 
Richtung? 

Meine zweite Frage: Sie müßten ja ein 
neues Finanzierungskonzept vorlegen, das an 
sich eine andere Art der Finanzierung vor­
sieht, nämlich die Normkosten. Was machen 
Sie, wann werden Sie dieses neue Konzept 
vorlegen, dessen wesentlicher Teil ja die Um­
stellung der Verremnung beinhaltet? 

Präsident: Frau Minister. 

samten Gesundheitswesens. Deshalb haben 
wir gerade auf diesem Gebiet smon sehr viel 
gemacht. Wir wollen die Situation außerhalb 
des Spitals verbessern, damit weniger Leute 
ins Spital kommen müssen und, wenn Sie 
wollen, dann auch dort weniger lang liegen 
müssen. 

Wir haben die Ärzte mit Funkgeräten aus­
gestattet, damit sie effektiver arbeiten können. 
Wir haben Unterstützungen geleistet, damit 
sie ihre Möglimkeiten ausweiten können. 

Wir haben ihnen darüber hinaus einen 
neuen Typ einer Krankensmwester, wie Sie 
wissen, die mobile Krankenschwester, zur Ver­
fügung gestellt, allerdings nur in einem Be­
zirk. Aber wie im höre, ist das jetzt auch 
schon in einzelnen Bundesländern eingeführt. 
Das ist die Möglichkeit, daß man Leute auch 
außerhalb des Spitals behandelt und der Arzt 
die Verantwortung tragen kann, weil er je­
manden neben sich hat, der mit ihm diese 
Verantwortung trägt. 

Wenn Sie aber wieder sagen, daß die 
kürzere Ver-weildauer im Spital für den Spital­
erhalter kostensenkend wäre, so ist das ein 
Irrtum. Es ist nur so: Wenn ich alle Kranken 
ins Spital bringe, wird die Spitalsituation 
immer kritischer, wir haben immer weniger 
Betten, und die Gesundheitsbehörde oder das 
Land ist verpflichtet, immer neue Betten auf­
zustellen. Darum geht es in dieser Sache: Wir 
können nicht Betten noch und noch zur Ver­
fügung stellen, denn das würde uns auf die 
Dauer finanziell völlig auffressen. 

Die zweite Frage, die Sie gestellt haben, 
war: Was werden wir machen, um eine andere 
Finanzierung zu 'finden? 

Eine andere Finanzierung wird noch nicht 
bewirken, daß es deshalb billiger wird -
das möchte ich auch ganz deutlich sagen -, 
sondern es werden die Kostenträger vielleicht 
anders verteilt werden. Wir haben uns gerade 
auf diesem Sektor schon sehr betätigt. Wir 
haben.zum ersten Mal von meinem Ministe­
rium her eine generelle Planung für Osterreich 
gemacht. Wir haben mit der Novelle die 
Spitäler typisiert, was vorher nie war, und 
haben den Bedarf an Spitälern festgehalten. 

Bundesminister Dr. Ingrid LeodoIter: Frau Wir haben das im österreichismen Kranken­
Abgeordnete! Sie haben zwei Fragen gestellt. anstaltenplan niedergelegt, und nach diesem 

Die erste Frage: Wie können wir in den Plan wird jetzt in Osterreich vorgegangen. 
Spitälern weniger Leute aufnehmen? L-eute, 
die ni mt aufgenommen werden, müssen aber 
dann anderswo behandelt werden; das muß 
uns klar sein. 

Die Spitalsituation und die Spitalskosten­
situation lassen sich überhaupt nicht isoliert 
sehen, sondern das ist eine Frage des ge-

Was die Novelle anlangt, so haben wir 
darin auch sehr vieles, was kostenbremsend 
wirkt, zum Beispiel die Ambulanz, gegen die 
allgemein remonstriert wurde. Wir müssen 
jetzt in den Spitälern die Patienten nimt auf­
nehmen, was viel teurer wäre, weil wir den 
Personalaufwand dazurechnen müssen, son-
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 
dern wir können die Leute vor der Aufnahme 
prästationär untersuchen und sie auch nach 
einer Aufnahme in den Ambulanzen behan­
deln. Das könnten wir nicht, wenn wir nicht 
die Novelle hätten. 

Wir haben ferner die Tag- und Nachtspital­
möglichkeit eingeführt, wir haben die Fünf­
tagewoche in einem Spital durch die Novelle 
eingeführt, also wir haben auf diesem Gebiet 
viel gemacht. 

Wenn Sie fragen, wie es mit dieser Kosten­
steIlenrechnung ist, die wir ja vorgeschlagen 
haben, dann muß ich sagen: Ich habe Ihnen 
schon gesagt, wir sind dabei, diese Kosten­
stellenrechnungen einzuführen. Das ist eine 
schwierige Sache, aber auch das wird zur 
Transparenz der Kosten im Spital beitragen. 
Vor allem werden wir dann einmal ver­
gleichen können: warum ein Spital teurer ist 
als ein anderes, obwohl die Leistung etwa 
gleich ist. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau 
Minister! Ich bin in der Frage der Normkosten 
etwas optimistischer als Sie. Ich bin nämlich 
schon der Meinung, daß die andere Verrech­
nungsart die Kosten senkt. Denn bisher be­
lohne ich jenes Spital, das am schlechtesten 
wirtschaftet, weil ich einen Anteil zum Defizit 
bezahle. 

Sie sagen, Sie seien dabei, diese neue Art 
der Verrechnung zu beraten oder zu erar­
beiten. Sehr geschätzte Frau Bundesminister I 
Sie haben an sich einen parlamentarischen 
Auftrag, Sie müßten eine neue Finanzierung 
ab Jänner 1976 in Kraft treten lassen. Das 
heißt, Sie müssen zeitgerecht eine neue 
Finanzierung auf Grund der 2. Krankenanstal­
tengesetz-Novelle vorlegen, und diese bein­
haltet ja die Normkosten. Da eine Um­
rechnung in den Spitälern auch ihre Zeit 
braucht, sind Sie meiner Meinung nach schon 
sehr in Eile. 

Wann werden Sie also diese neue Art der 
Finanzierung dem Parlament vorlegen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Die Kostenstellenrechnungs­
Verordnung wird entsprechend meinem ge­
setzlichen Auftrag erscheinen. Es ist jetzt Mai, 
ich habe noch Zeit, der Erlaß über die Kosten­
steIlenrechnung wird kommen. 

Ich sage aber gleich, und ich habe es im 
Hohen Haus schon gesagt, daß die Länder 
nicht schreddich an einer anderen Verrech­
nung interessiert sind, weil - wie man ganz 
richtig sagt - die Abgangsdeckung nicht sehr 

durchsichtig ist. Es ist daher ziemlich schwer, 
und wir müssen unsere Beratungen immer mit 
den Länderreferenten durchführen, diese Sache 
durchzubringen. Sie können sich vorstellen, 
daß ich als Minister für die Gesundheit für 
die Spitäler ein besonderes Verständnis habe 
und daher sehr daran interessiert bin, diese 
Verrechnung einzuführen. Also an mir liegt 
es diesbezüglich sicher nicht. (Beifall bei der 
SPO.) 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: Anfrage 12: Abgeordneter Horejs 
(SPO) an den Herrn Bundesminister für Bauten 
und Technik. 

2121/M 

Welche Bauten im Zusammenhang mit den 
Olympischen Winterspielen 1976 in Innsbrudc 
werden aus Bundesmitteln gefördert werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter I Für die Durch­
führung der Olympischen Winterspiele 1976 
sind folgende Baumaßnahmen erforderlich, die 
aus Bundesmitteln hergestellt werden: die Er­
richtung der Eisschnellaufbahn und Umbau­
arbeiten im Kunsteisstadion, die provisori­
schen Kunsteisflächen in der Messehalle und 
im Tivolistadion, die Errichtung der kombi­
nierten Kunsteis-Bob- und -Rodelbahn, der 
Umbau der Sprungschanzen auf dem Berg Isel 
und in Seefeld sowie Zeitmeßanlagen und 
Sonderausstattungen mit einem insgesamt ge­
rechneten Kostenaufwand, Stichtag 1. Februar 
1975, von 190 Millionen Schilling. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs: Herr Bundesministerl 
Im Zuge der Olympiabauten werden auch eine 
Reihe von Hochbau- und Straßenbauarbeiten 
vorgezogen, die an sich im längerfristigen 
Bauprogramm des Bundes enthalten sind. In 
welchem Zeitraum etwa wären diese Bauten 
ohne Vorziehung der Olympia-de errichtet 
worden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Es handelt sich vor 
allem um den Neubau der Pädagogischen 
Akademie in Innsbruck, die als provisorisches 
Pressezentrum für die Winterspiele gebaut 
wird, dann aber als Pädagogische Akademie 
verwendet werden wird. Die Vorziehung dort 
beträgt einige Jahre. 

Auch Straßenbaumaßnahmen, zum Beispiel 
im Raume von Seefeld das Baulos Schloßberg, 
das nicht unser dringendstes Sorgenkind war, 
und auch Autobahnteilstücke von Innsbruck 

966 
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Bundesminister Moser 
nadt Westen sind eine gewisse Zeit vorge­
zogen worden. Sie fanden sidt allerdings auch 
ohne die Winterspiele im Ausbauprogramm 
der Bundesstraßenverwaltung beziehungs­
weise des Bundesschulbaues. Es ist aber eine 
zeitliche Versdtiebung vor allem bei der 
Pädagogischen Akademie eingetreten. 

Präsident: Anfrage 13: Herr Abgeordneter 
Ing. Letmaier (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

2180!M 

Wie hoch ist die Gesamtsumme der Baukosten 
der Ihnen vorliegenden norn unerledigten An­
surnen auf Förderung aus dem Wasserwirt­
schaftsfonds? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Es liegen 1441 Anträge auf Gewährung von 
Mitteln des Wasserwirtschaftsfonds mit Bau­
kosten von 31,t Milliarden Schilling vor. Hie­
von entfallen 105 Anträge auf Ansuchen um 
eine Erhöhung zugesidterter Fondsmittel be­
reits genehmigter Förderungsfälle zwecks Ab­
deckung eines Kostenmehraufwandes in der 
Größenordnung von rund 1,2 Milliarden, der 
zum erheblichen Teil aIlerdings, muß ich noch 
dazu sagen, auch durch eine Änderung des 
Bauumfanges bewirkt worden ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Leimaier: Herr Bundes­
minister! Diese 31 Milliarden Schilling wären 
eigentlich eine sehr stolze Zahl, und sie 
würden der Bauwirtschaft - doch nur durch 
die Bauwirtschaft können diese Bauvorhaben 
errichtet werden - natürlich sehr dienlich 
sein. 

Dennoch leidet die Bauwirtschaft, wie Sie 
wissen, Herr Bundesminister, gerade in länd­
lichen Regionen außerordentlich an Auftrags­
mängeln. Gerade Sie waren es ja, der die 
Bauwirtschaft animiert hat zu rationalisieren 
und zu investieren. Die Bauwirtschaft hat das 
in den vergangenen Jahren ja auch reichlich 
getan. Heute sieht es aber vielfach so aus, 
daß zahlreiche Großbaugeräte auf den Bau­
höfen stehen und nicht mehr zum Einsatz 
kommen. 

Herr Bundesministerl Ich verfolge die Ent­
wicklung im Wasserwirtschaftsfonds mit einer 
gewissen Sorge, weil es in diesem Fonds sehr 
hohe Vorbelastungen gibt. Wir haben im 
vorigen Jahr 520 Millionen Schilling für den 
Wasserwirtschaftsfonds für das Jahr 1915 frei­
gegeben. 

Meine Frage wäre nun die: Wie hoch sind 
die Vorbelastungen allein aus dem Titel 

dieser 520 Millionen Schilling Freigaben auf 
die nächsten fünf Jahre im Wasserwirtschafts­
fonds? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
In der letzten Kommissionssitzung des Was­
serwirtschaftsfonds unmittelbar vor den 
Weihnachtstagen wurde, gestützt auf das 
Budget des heurigen Jahres, von der Kommis­
sion ein Bauvolumen im BereiCh der förder­
baren Anlagen von über 5 Milliarden Schilling 
positiv begutachtet. Wir haben damals, um 
eine zweite Sitzung zu vermeiden, in der 
Hoffnung, daß die sogenannte Stabilisierungs­
quote des Budgets, das hier im Haus beschlos­
sen wird, im Laufe des Jahrs aufgemacht wird, 
auch bereits Projekte vorgesehen, die aus 
dieser Stabilisierungsquote finanziert werden 
sollen. Die Beschlüsse wurden also gefaßt, die 
Zusicherungsbescheide sind aber nicht hinaus­
gegangen. Sie können erst hinausgehen, wenn 
die Stabilisierungsquote freigemacht wird -
das soll ja nach der vorliegenden Tagesord­
nung im Rahmen der Sitzungen heute und 
morgen erfolgen -, und es werden dann ge­
rade jene Zusicherungsbescheide hinausgehen 
in die Gegenden, wo wir eine von anderen 
Bereichen abweichende Arbeitsuchendenzahl 
vorfinden; das ist vor allen Dingen in der 
Steiermark und in Kärnten der Fall. Darf ich 
Ihnen dazu sagen, Herr Abgeordneter: Wir 
haben bei ungefähr 230.000 Beschäftigten in 
der Bauwirtschaft zum letzten April des 
heurigen Jahres 6513 Arbeitsuchende gezählt, 
aber die Steiermark und Kärnten - das 
stimmt - haben eine größere Zahl gegenüber 
den anderen vergleichbaren Ländern, und es 
werden nach Beschlußfassung der Stabili­
sierungsquote in diesem Hause in den 
nächsten Tagen ZusicherungsbesCheide für 
Kärnten und die Steiermark mit einem Bau­
volumen von mehr als 400 Millionen hinaus­
gehen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Letmaier: Herr Bundes­
minister! Ich begrüße Ihre Mitteilung sehr. 
Dennoch darf ich feststellen, daß Sie meine 
Frage, nämlich die nach der Vorbelastung, 
nicht beantwortet haben. 

Herr Bundesminister I Wenn man Ihr Teil­
heft ansieht, dann darf man dort doch fest­
stellen, daß es Vorbelastungen im Wasser­
wirtschaftsfonds von 1,3 Milliarden Schilling 
schon aus den Vorjahren gibt. Wenn man nun 
diese Vorbelastungen, die ja diese 520 Mil­
lionen ohne Zweifel auch noch verursaChen, 
mitberücksichtigt, so werden das immerhin 
Vorbelastungen des Wasserwirtschaftsfonds 
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Ing. Letmaier 
sein, die Milliardenhöhe erreichen. Im glaube, 
bei nüchterner Analyse kann man sehr deut­
lich feststellen, daß es im heurigen Jahr allein 
in diesem Bereich etwa ein Defizit von 1 Mil­
liarde geben wird. 

Im darf dies untermauern, weil Sie ja kaum 
die Anleihen der Bundeshaftung, die Sie vor­
gesehen haben, in voller Höhe ausschöpfen 
werden und weil es ja auch das Konjunktur­
belebungsprogramm in diesem Falle nicht 
geben wird. 

Ich darf daher konkret fragen, Herr Bundes­
minister: Welche Vorkehrungen werden Sie 
treffen, damit der Wasserwirtschaftsfonds im 
Jahre 1975 nicht nur nicht total austrocknet, 
sondern darüber hinaus auch seiner Aufgabe 
in Zukunft gerecht wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Ich glaube, wir müs­
sen zwei Dinge auseinander halten. Die Frage 
der Aufnahme der Anleihen ist eine Frage der 
Liquidität, und es hätte keinen Sinn, eine An­
leihe zu einem Zeitpunkt aufzunehmen, wo die 
Liquidität des Fonds ausreicht, um alle seine 
Verpflichtungen zu erfüllen. Es gibt keine 
Rückstände in der Bezahlung von Rechnungen, 
im Wasserwirtschaftsfonds. 

Anleihen zu nehmen mit hohen Zinssätzen 
und sie dann auf das eigene Sparbuch zu 
niedrigen Zinsen einzulegen, hielte im für 
eine schlechte Politik. Daher ist es niCht die 
Frage, ob idl heuer 600 Millionen Schilling, 
die im ermächtigt wäre auf dem Anleihemarkt 
aufzunehmen, jetzt nehme, sondern wenn der 
Zeitpunkt kommen sollte, daß ich aus der 
Liquidität des Fonds ersehe, im braume 
flüssige Mittel, dann werden wir entweder die 
Anleihe oder Teile davon, die erforderlim 
sind, eben auflegen. Bisher haben wir dabei 
noCh keine Schwierigkeiten gehabt. 

Wenn Sie die Geschichte des Wasserwirt­
schaftsfonds verfolgen, Herr Abgeordneter, so 
ist es ganz selbstverständliCh, daß in einem 
solchen Instrument nicht Jahresbeschlüsse ge­
faßt werden können, nämlich nur das zu 
finanzieren, was in einem Jahr bereits im 
Budget steht, sondern wir legen dom alle 
zusammen großen Wert darauf, großräumige 
Anlagen zu finanzieren, deren Baudauer sich 
ja auch über viele Jahre erstreckt, auf vier, 
fünf und sechs Jahre. Selbstverständlich er­
geben sich dann aber im Rahmen eines 
solChen Finanzierungskonzeptes von einem 
Jahr zum anderen Uberträge, Bindungen 
künftig eingehender Mittel. Selbstverständlich, 
Das kann aber ni mt dazu führen, daß, wie 
Sie meinen, der Wasserwirtsmaftsfonds aus­
getrocknet ist, denn seit dem ersten Tage, wo 

er besteht, seit dem Jahre 1959 ist diese 
Politik mit viel Erfolg, muß im sagen, geführt 
worden, und ich denke nicht daran, diese 
Politik zu ändern! (Beifall bei der SPO.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. Die 
seit der letzten Haussitzung eingelangten An­
fragebeantwortungen wurden den Anfrage­
stellern übermittelt. Diese Anfragebeantwor­
tungen wurden auch vervielfältigt und an alle 
Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche nun die Frau Schriftführer, Ab­
geordnete Dr. Erika Se d a, um die Verlesung 
des Einlaufes. 

Schriftführerin Dr. Erika Seda: Vom Bundes­
kanzleramt ist folgendes Schreiben eingelangt: 

flAn den Präsidenten des Nationalrates, 
Parlament. 

Der Herr Bundespräsident hat am 1. Mai 
1975, Zl. 1000-13(5175, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorsmlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Handel, Gewerbe und Indu­
strie Dr. Josef Staribacher innerhalb des Zeit­
raumes vom 21. bis 25. Mai 1975 den Bundes­
minister für Bauten und Technik Josef Moser 
mit der Vertretung. 

Hievon beehre im mim mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. - Bitte um 
die weitere Verlesung. 

Schriftführer in Dr. Erika Seda: Von der Bun­
desregierung sind folgende Regierungsvor­
lagen eingelangt: 

Internationales Schiffsvermessungs-Uber-
einkommen von 1969 samt Anlagen und An­
hängen (1491 der Beilagen) i 

Abkommen zwischen der Republik aster­
reich und der Ungarischen Volksrepublik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Namlaß- und Erbschaftsteuern 
(1534 der Beilagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der UngarisChen Volksrepublik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen, Ertrag 
und vom Vermögen (1535 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbe­
dienstetengesetz 1948 geändert wird (22. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle) (1551 der 
Beilagen); 
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Sduiitftihrerin 
Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste­

Dienstordnung geändert wird (7. Novelle zur 
Bundesforste-Dienstordnung) (1558 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über das Ausmaß der Lehrverpflichtung der 
Bundeslehrer geändert wird (1560 der Bei­
lagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Italienischen Republik über die 
nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungs­
stellen und die Grenzabfertigung während der 
Fahrt (1576 der Beilagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Italienischen Republik über die 
Regelung des Grenzüberganges der Eisen­
bahnen (1571 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
von Bestimmungen des Strukturverbesse­
rungsgesetzes verlängert wird (Strukturver­
besserungsgesetznovelle 1975) (1578 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz be­
treffend die Regelung des Krankenpflegefach­
dienstes, der medizinisch-technischen Dienste 
und der Sanitätshilfsdienste geändert wird 
(1588 der Beilagen); 

Satzung der Welt-Fremdenverkehrsorgani­
sation samt Anhang (1589 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem Uberschreitungen 
der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1975 ge­
nehmigt werden (1. Budgetüberschreitungsge­
setz 1975) (1590 der Beilagen); 

Protokoll betreffend die Abänderung des am 
22. November 1928 in Paris unterzeichneten 
Abkommens über internationale Ausstellun­
gen samt Anhängen (1592 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Personal­
vertretungs gesetz geändert wird (Bundes-Per­
sonalvertretungsgesetz-Novelle 1975) (1593 
der Beilagen) ; 

Ubereinkommen über ein Internationales 
Energieprogramm samt Anlage (1594 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Anti-Markt- Ubereinkommen zur Errichtung des Euro-
störungs gesetz geändert wird (1519 der Bei- päischen Zentrums für mittelfristige Wetter-
lagen); vorhersage samt Anlage (1595 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Vornahme der Plas­
mapherese (Plasmapheresegesetz) (1580 der 
Beilagen); 

Protokoll über die Vorrechte und Immuni­
täten des Europäischen Zentrums für mittel­
fristige Wettervorhersage samt Schlußakte 
(1596 der Beilagen); Bundesgesetz, mit dem das Weingesetz ge­

ändert wird (1581 der Beilagen); Bundesgesetz über die Förderung der Presse 
Bundesgesetz betreffend die Förderung der (1597 der Beilagen); 

XII. Olympischen Winterspiele Innsbruck 1976 
(1582 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Veräußerung von un­
beweglichem Bundesvermögen (1583 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz über die Gewährung von Ent­
schädigungen auf Grund des Vertrages 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu­
blik zur Regelung bestimmter finanzieller und 
vermögensrechtlicher Fragen (Entschädigungs­
gesetz CSSR) (1584 der Beilagen); 

Notenwechsel betreffend Zollermäßigung für 
die Einfuhr von Personenkraftwagen aus der 
Sowjetunion (1585 der Beilagen); 

Bundesgesetz zur Durchführung des Uber­
einkommens über ein Internationales Energie­
programm und zur Sicherung der Energiever­
.sorgung Osterreichs (Energiesicherungsgesetz) 
(1586 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Ärztegesetz ge­
ändert wird (Ärztegesetznovelle 1975) (1587 

, der Beilagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Sozialistischen Föderativen Re­
publik Jugoslawien zur Änderung des Ab­
kommens über den Kleinen Grenzverkehr vom 
28. September 1967 samt Anlagen (1599 der 
Beilagen); 

Bundesgesetz über Hygiene in Hallenbädern 
und künstlichen Freibeckenbädern (Bäder­
hygienegesetz) (1602 der Beilagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Weltraumfor­
schungs-Organisation über die Teilnahme 
Osterreichs am Spacelab-Programm (1603 der 
Beilagen) und 

Vereinbarung zwischen bestimmten Mit­
gliedstaaten der Europäischen Weltraumfor­
schungs-Organisation und der Europäischen 
Weltraumforschungs-Organisation über die 
Durchführung eines Spacelab-Programms samt 
Anlagen A und B (1604 der Beilagen). 

Präsident: Ich danke. - Ich werde 'die von 
der Frau Schriftführerin soeben als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen gemäß 
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Präsident 
§ 41 Absatz 4 Geschäftsordnung in der 
nächsten Sitzung zuweisen. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
folgt: 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die XVIII. Ordentliche 
Tagung der Generalkonferenz der IAEO vom 
16. bis 20. September 1974 in Wien (1II-17S der 
Beilagen) dem Außenpolitischen Ausschuß; 

Bericht 1975 der Bundesregierung gemäß 
§ 24 Abs. 3 des Forschungsförderungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 377/1967, samt Beilagen (1II-179 der 
Beilagen) dem Ausschuß für Wissenschaft und 
Forschung und 

Bericht der Bundesregierung gemäß §§ 10 
Abs. 3 und 11 Abs. 2 des ERP-Fonds-Gesetzes, 
BGBl. Nr. 207/1962, betreffend das Jahrespro­
gramm und die Grundsätze für das Wirt­
schaftsjahr 1975/16 des ERP-Fonds (III-lSO der 
Beilagen) dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Ferner weise ich das eingelangte Ersuchen 
der Bezirkshauptmannschaft St. Pölten um Zu­
stimmung zur behördlichen Verfolgung des 
Abgeordneten zum Nationalrat Karl Wedenig 
wegen Verdachtes der Ubertretung von Be­
stimmungen der Straßenverkehrsordnung 1960 
dem Immunitätsauschuß zu. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (131 der Bei­
lagen): Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 durch die Einfügung von Bestimmungen 
über die Volksanwaltschaft geändert wird 

(16QO der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt der ergänzten 
und neugereihten Tagesordnung, die allen Ab­
geordneten zugegangen ist: Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 durch die Ein­
fügung von Bestimmungen über die Volksan­
waltschaft geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hesele. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter DDr. ReseIe: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der dem Verfassungsausschuß 
zur Vorberatung zugewiesene Entwurf einer 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle sieht die 
Einfügung eines neuen Hauptstückes in der 
Bundesverfassung vor, das Bestimmungen 
über die Volksanwaltschaft zum Gegenstand 
hat. Aufgabe dieser Einrichtung soll einerseits 
die Entgegennahme und Prüfung von Be­
schwerden und Anfragen aus der Bevölkerung 
und anderseits gegebenenfalls auch die amts­
wegige Prüfung der Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung sein. Die Volksanwaltschaft soll diese 

Aufgaben im gesamten Bereich der Bundes­
verwaltung wahrnehmen. Die vorgeschlagenen 
Bestimmungen sehen auch ein Beschwerde­
recht der Volksanwaltschaft beim Verwal­
tungs- und Verfassungsgerichtshof vor. 

Der Entwurf enthält ferner Bestimmungen 
über die Bestellung und Organisation der 
Volksanwaltschaft und sieht schließlich vor, 
daß die Volksanwaltschaft mindestens zwei­
mal jährlich einen Tätigkeitsbericht dem Na­
tionalrat vorlegt. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage erstmalig am 8. Feber 1972 in 
Verhandlung gezogen und einen Unteraus­
schuß gewählt, dem von der SPO die Abge­
ordneten Dr. Heinz Fischer, Dr. Fleischmann, 
Bregartner, Ing. Hobl und Dr. Erika Seda, von 
der OVP die Abgeordneten Dr. Blenk, Dok­
tor Ermacora, Dr. Fiedler und Dr. Gruber und 
von der FPO der Abgeordnete Dr. Broesigke 
angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Vorlage in ins­
gesamt 19 Sitzungen beraten. 

Am 16. Mai 1972 hat der Unterausschuß die 
Präsidenten der Höchstgerichte Dr. Antoniolli, 
Dr. Borotha und Dr. Pallin, ferner die Hoch­
schulprofessoren Dr. Kurt Ringhofer und Dok­
tor Robert Walter und schließlich Doz. Doktor 
Khol und Dr. Frischenschlager gehört. Ferner 
haben am 11. Mai und 15. November 1973 
Vertreter der Bundesländer vor dem Unter­
ausschuß zu Fragen des Geltungsbereiches der 
Volksanwaltschaft Stellung genommen. 

Ab Juni 1973 wurde den Beratungen des 
Unterausschusses der Präsident des Verwal­
tungsgerichtshofes Dr. Edwin Loebenstein als 
Sachverständiger beigezogen. 

Der vom Unter ausschuß erarbeitete Entwurf 
sieht neben den Bestimmungen über die 
Volksanwaltschaft vor allem eine Erweiterung 
der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts­
hofes und des Verfassungsgerichtshofes vor. 

Ein Einvernehmen über diesen Gesetzent­
wurf konnte aber letzten Endes im Unteraus­
schuß nicht erzielt werden. 

Am 13. Mai 1975 hat der Verfassungsaus­
schuß die Regierungsvorlage neuerlich in Ver­
handlung gezogen und den Bericht über die 
Verhandlungen des Unterausschusses entge­
gengenommen. Nach einer Debatte, in der die 
Abgeordneten Dr. Koren, Dr. Broesigke, Dok­
tor Heinz Fischer, Dr. Ermacora, Dr. Fiedler, 
Dr. Fleischmann, Dr. Blenk und Dr. Prader das 
Wort ergriffen, hat der Ausschuß hinsichtlich 
des Art. I Z. 12 und 13 mit Mehrheit, im 
übrigen einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in 
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DDr. Hesele 
der von den Abgeordneten Dr. Heinz Fismer 
und Dr. Broesigke auf Grund der Verhand­
lungen im Unteraussmuß beantragten Fassung 
zu empfehlen. 

Was Artikel 139 Abs. 6 und Artikel 140 
Abs. 7- betrifft, die der Verfassungsaussmuß 
noch abgeändert hat, ist darauf hinzuweisen, 
daß jeweils der erste Satz dieser bei den Be­
stimmungen auf die Gleichstellung der Ge­
richte und der Verwaltungsbehörden abzielt. 

Wird vom Verfassungsgerichtshof ausge­
spromen, daß eine bereits außer Kraft ge­
tretene Verordnung gesetzwidrig oder ein be­
reits außer Kraft getretenes Gesetz verfas­
sungswidrig war, so soll auch diesem Aus­
spruch keine rechtliche Bedeutung für die Ver­
gangenheit zukommen, dies allerdings nur mit 
Ausnahme des Anlaßfalles. 

Dem Verfassungsgerichtshof soll aber die 
Möglichkeit gegeben werden, in seinem Er­
kenntnis auszusprechen, daß in der Vergan­
genheit konkretisierte Sachverhalte so zu be­
urteilen sein werden, als ob die gesetz- be­
ziehungsweise verfassungswidrige Bestim­
mung schon damals nicht dem Rechtsbestand 
angehört hätte. Dazu bedarf es aber eines aus­
drücklichen Ausspruches des Verfassungsge­
richtshofes, was im Hinblick auf die rechts­
politische Bedeutung einer solchen Wirkung 
des Erkenntnisses gerechtfertigt ist. 

Aus dem Gesagten geht bereits hervor, daß 
die im zweiten Satz der erwähnten Bestim­
mungen getroffene Regelung nach der Auf­
fassung des Verfassungsausschusses nur in 
jenen Fällen praktische Bedeutung hat, in 
denen eine bereits außer Kraft getretene Ver­
ordnung oder ein außer Kraft getretenes Ge­
setz überprüft wird. 

Der Verfassungsausschuß steIlt somit durch 
mich den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
seitens des Verfassungsausschusses beauftragt 
zu beantragen, General- und Spezialdebatte 
unter einem abführen zu wollen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen, 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. Wir gehen so vor. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

nicht unmittelbar mit dem Gegenstand der 
Verhandlung zusammenhängt. Der Herr Präsi­
dent hat heute eingangs der Sitzung auf die 
Bedeutung des heutigen Tages, auf den Anlaß 
seiner Festansprache hingewiesen, auf die Tat­
sache, daß vor 20 Jahren - das gerät immer 
mehr in Vergessenheit - letzten Endes für 
alle Osterreicher mehr als überraschend die 
Freiheit von Besetzung und Besatzung erreicht 
werden konnte und daß erst mit diesem Tag 
das Hohe Haus, dieses Parlament, seine volle 
Freiheit und Souveränität erlangt hat. 

Das muß man, glaube ich, immer wieder 
in Erinnerung rufen, denn unsere Zeit ist sehr 
raschlebig. Viele aus der heutigen Generation 
können gar nicht mehr abschätzen, welche Be­
deutung dieser Tag tatsächlich hat. 

Umso mehr hat es uns deshalb getroffen, daß 
die Vorbereitung der heutigen Feier, des 
Staatsaktes in der Hofburg, offensichtlich sehr 
lieblos vorgenommen wurde. 

Wir haben in der Präsidialkonferenz des 
Parlaments zu wiederholten Malen um Be­
kanntgabe der Veranstaltungsfolge dieses 
Tages gebeten, um den parlamentarischen I 

Fahrplan damit zu koordinieren. Letztendlich 
wurde der Staatsakt für heute 10 Uhr als 
einzige Feier festgelegt. Wir haben in der 
Planung des heutigen Parlamentsablaufes dar­
auf Rücksicht genommen. 

Vor etwa 14 Tagen haben einige meiner 
Fraktionskollegen, soweit sie bestimmte Funk­
tionen ausüben, und ich eine Einladung zu 
diesem Staatsakt erhalten. Die übrigen Abge­
ordneten, zumindest die Abgeordneten meiner 
Fraktion, sind, aus welchen Gründen immer -
ich kann sie heute nicht beurteilen -, mit 
Expreßbriefen eingeladen worden, die gestern 
nachmittag an den Wohnsitzen der Betreffen­
den eingelangt sind. 

Der Anlaß, der zu dieser Feier geführt hat, 
ist schon seit langem bekannt, die Tatsache, 
daß diese Veranstaltung stattfinden sollte, 
ebenso. Ich sehe deshalb nicht ein, warum man 
einer sowieso immer geringer werdenden 
Traditionsverbundenheit in diesem Lande nom 
durch eine so lieblose, sorglose, ich mömte 
fast sagen, wegwerfende Behandlung dieses 
Anlasses weiter Abbruch tun soll. 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, daß es einer 
Erklärung Ihrerseits bedürfte, was das Bundes­
kanzleramt veranlaßt hat, für einen' so be­
deutenden Anlaß eine derart herabwürdigende 
Vorgangsweise zu wählen. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Hohes Hohes Haus! Ich darf mich nun dem 
Haus! Meine Damen und Herren! Gestatten heutigen Verhandlungsthema zuwenden: der 
Sie mir zu Beginn eine kurze Bemerkung, die Volksanwaltschaft. 
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Dr. Koren 
Nach zwei Fristsetzungen, mit welchen die 

sozialistische Mehrheit die Minderheit zwin­
gen wollte - 21. Juni 1914 und 22. Jänner 
1915 -, nach fast vierjährigen Verhandlungen 
und 19 Unterausschußterminen stellen wir 
heute fest, daß der Versuch, die Volksanwalt­
schaft noch in dieser Gesetzgebungsperiode 
tatsächlich zu schaffen und funktionsfähig zu 
machen, gescheitert ist. 

Die österreichische Offentlichkeit fragt sich 
sicherlich mit Recht, warum diese Verhand­
lungen gescheitert sind, warum die beiden 
Großparteien, auf die es ja in diesem Fall 
entscheidend ankommt, weil es sich um ein 
Verfassungsgesetz handelt, hier keinen Kom­
promiß finden konnten, warum der Volks an­
walt, der in allen Prioritätenlisten des Herrn 
Bundeskanzlers und der Sozialistischen Partei 
vorne anstand, in dieser Gesetzgebungs­
periode nicht mehr verwirklicht wird. 

Für Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion, ist die Antwort an­
scheinend leicht: Schuld ist die Osterreichische 
Volkspartei, die nicht verhandlungsbereit war 
und der österreichischen Bevölkerung die Aus­
weitung des Rechtsschutzes verweigern wollte. 
Die Wahrheit sieht aber anders aus: 

Die Verhandlungen sind gescheitert, weil 
die Regierungsmehrheit in zunehmendem 
Maße zum Konsens unfähig geworden ist. Sie 
ist an das Exekutieren von Alleingängen 
schon so sehr gewöhnt - Ortstafelgesetz, 
Fristenlösung, UOG, 29. Novelle zum ASVG, 
Bodenbeschaffungsgesetz, Rundfunk-Gegenre­
form -, daß sie den Sinn für den Kompromiß 
und sein rechtes Maß verloren hat. Ein Kom­
promiß, der schon deshalb notwendig gewesen 
wäre, weil für das Zustandekommen dieses 
Gesetzes eine qualifizierte Mehrheit, also auch 
unsere Zustimmung, notwendig gewesen wäre. 

Die Verhandlungen sind ferner gescheitert, 
weil die Sozialisten diese Frage immer nur 
von ihrem Publicitywert her gesehen haben 
und in den letzten Monaten den Volksanwalt 
wohl primär nur noch als Wahlgag verstanden 
haben. 

Ich weiß, daß diese Behauptung etwas kühn 
klingt, aber ich will sie gerne belegen: 

Der Herr Bundeskanzler hat an einer 
einzigen Unterausschußsitzung teilgenommen. 
Sein unmittelbares Interesse dürfte demnach 
nicht allzu groß gewesen sein. 

Die sozialistischen Verhandler haben 
Monate hindurch unsere Verhandlungsange­
bote - ich erinnere an das zweite Halbjahr 
des vorigen Jahres - ignoriert. 

Die sozialistische Fraktion beziehungsweise 
das Bundeskanzleramt waren in einem Zeit­
raum von fast vier Jahren nicht in der Lage, 
ein verhandlungsfähiges, ein brauchbares Aus­
führungsgesetz für die Volksanwaltschaft vor­
zulegen. Nur ein solches Ausführungsgesetz 
kann den Volks anwalt tatsächlich schaffen be­
ziehungsweise in Kraft treten lassen. 

Und obwohl wir immer wieder auf diesen 
Punkt hinwiesen, haben sie die Dinge einfach 
treiben lassen, weil sie nicht das Ergebnis, 
sondern nur an den Ablauf einer Abstimmung 
gedacht haben. Ihr Interesse an der Sache 
selbst war offensichtlich nicht groß genug. 

Die Verhandlungen sind weiter vor allem 
an diesem Punkt gescheitert, da wir dieses 
Doppelspiel nicht mitmachen wollten: Wenn 
es nach ihnen gegangen wäre, dann hätte der 
Nationalrat heute eine Verfassungshülse be­
schlossen, die der Bevölkerung die Existenz 
eines Volksanwaltes vorgegaukelt hätte, der 
aber rechtlich und funktionell nicht existent 
gewesen wäre. (Lebhafte Zustimmung bei der 
OVP.) 

Ich gebe aber gerne zu, daß es für die Wahl­
strategen der SPO durchaus wünschenswert 
gewesen wäre, einen weiteren nicht erfüllten 
Punkt des Regierungsprogramms als erfüllt 
melden zu können. Ein Nebeneffekt - viel­
leicht nicht unbedingt beabsichtigt, aber doch 
angenehm - wäre zweifellos auch der ge­
wesen, daß die Sozialistische Partei in der 
nächsten Legislaturperiode das Ausführungs­
gesetz mit einfacher Mehrheit hätte be­
schließen und nach eigenem Gutdünken ge­
stalten können. (Heiterkeit und demon­
strativer Beifall bei SPO-Abgeordneten. -
Abg. Dr. Fis ehe r: Sie gehen von einer SPO­
Mehrheit aus!) Das ist ein kleiner Irrtum von 
Ihnen, Herr Kollege Fischerl Ich glaube, daß 
der Hochmut zweifellos vor dem Fall kommt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Verhandlungen sind weiters an der 
Frage gescheitert, ob nicht eine Einbeziehung 
der Gerichtsbarkeit in die Kontrollbefugnis 
des Volksanwaltes zumindest in gewissen Be­
reichen wünschenswert wäre. Diese For­
derung, die bei der Mehrheit der Bevölkerung 
sicherlich auf Verständnis stößt, wurde von 
der sozialistischen Seite ohne Gegenliebe be­
trachtet. 

Die Verhandlungen sind aber auch an der 
Konstruktion gescheitert. Sie wollten ein Pro­
porzgremium, wir hingegen eine wirksame 
monokratische Kontrollinstanz, bei der nicht 
nach einem proportionalen Parteiinteresse auf 
Sachfragen, die den einzelnen betreffen, Rück­
sicht genommen· werden soll, sondern wo 
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allein die Dringlichkeit und die Schwere des 
Einzelfalles entscheiden hätten sollen. Das hat 
aber die von ihnen bevorzugte Konstruktion 
eindeutig nicht gewährleistet. 

Das sind die Gründe, warum es heute zu 
keinem Beschluß über den Volksanwalt kom­
men wird. Jede andere Interpretation führt in 
die Irre und ist falsch. 

Wir haben in dieser Frage weder Obstruk­
tion betrieben noch Verhandlungen verhin­
dert. Ich habe unsere Kooperationsbereit­
schaft immer wieder unter Beweis gestellt. 
Was heute tatsächlich beschlossen werden 
kann, geht auf unsere Anregungen und Vor­
schläge zurück. 

Sie aber haben sich in den letzten Monaten 
außerstande erklärt, die Einrichtung der 
Volksanwaltschaft in dieser Legislaturperiode 
effektiv zu schaffen. Sie wollten eine wertlose 
Vollzugsmeldung, und wir bestehen auf der 
Schaffung einer funktionsfähigen Rechtssmutz­
einrichtung. (Beifall bei der avp.) 

Die asterreichische Volkspartei stand zu­
nächst dem Konzept des Ombudsmannes, der 
vor allem in den nordischen Staaten verbreitet 
ist, eher kritisch gegenüber. Unbestritten war. 
daß unsere Rechtsschutzeinrichtungen ver­
besserungsfähig und auch verbesserungsbe­
dürftig sind. Für die Lösung der offenen Fragen 
boten sich mehrere Wege an: 

1. Eine Verbesserung der individuellen 
Rechtsschutzmöglichkeiten in der Bundesver­
fassung und in verschiedenen Einzelgesetzen. 

2. Der Ausbau des parlamentarischen Be­
schwerde- und Petitionsrechtes. 

3. Die Schaffung einer öffentlichen Ein­
richtung, die auf Antrag oder amtswegig die 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung überprüft. 

4. Eine Kombination aller dieser Möglich­
keiten. 

Wir haben uns nach vielen Vorarbeiten für 
diese letzte Variante, nämlich die Kombination 
verschiedener Möglichkeiten, also für die 
Schaffung eines VolksanwaItes und zugleich 
für die Verbesserung bestehender Rechts­
schutzeinrichtungen, entschieden. 

Der Unterausschuß ist diesem Konzept auch 
weitgehend gefolgt, und in vielen Verhand­
lungen haben wir auf der Grundlage eines 
Berichtes der Bundesregierung aus 1968 solche 
Verbesserungen erarbeitet. 

Die Verhandlungen sind so lange recht 
zügig vorangegangen, bis der Herr Bundes­
kanzler zu erkennen gab, daß seine Partei 
otme . Rücksicht auf andere Parteien zur Rund­
funkgegenreform fest entschlossen sei. Da-

raufhin hat der Bundesparteiobmann Doktor 
Schleinzer im März 1913 erklärt, für Bundes­
kanzler Dr. Kreisky stünde die Volksanwalt­
schaft in der Prioritätenliste ganz oben, aber 
die verfassungsmäßige Absicherung eines un­
abhängigen Rundfunks habe für uns die 
gleiche Wichtigkeit wie für Kreisky der Om­
budsmann. 

Die Verhandlungen über die Volks anwalt­
schaft sind in der Folge so lange ausgesetzt 
worden. bis Klarheit über die Absichten der 
Bundesregierung in der Rundfunkfrage be­
stand. 

Ich brauche jetzt nicht daran zu erinnern, 
iu welcher Klarheit wir in dieser Frage ge­
kommen sind. Sie haben uns damals einen 
weiteren Beweis dafür geliefert, wieweit es 
um Ihre Konsensbereitschaft steht. 

In der Folge haben Sie am 21. Juni 1914 
in einer einzigen Nationalratssitzung Frist­
setzungen für fünf Gesetze beantragt und be­
schlossen, darunter auch für das Gesetz über 
die VolksanwaItschaft, dessen Behandlung bis 
31. Dezember 1974 befristet wurde. 

Ich selbst habe im Sommer 1914. und zwar 
im Juli, Parteigespräche angeboten. die jedoch 
vorerst ignoriert wurden und erst kurz VOl' 

dem Fristablauf, nämlich im Dezember, zu 
einem ersten Gespräch geführt haben. 
Natürlich war es in der kurzen Zeitspanne, 
die dann zur Verfügung stand, überhaupt nicht 
möglich, einen sinnvollen Kompromiß zu er­
zielen. Sie mußten am 22. Jänner 1915 die 
Vorlage wieder an den Verfassungs ausschuß 
rückverweisen lassen. Sie haben aber wahr­
scheinlich aus diesem Fehler nichts gelernt 
und eine neuerliche Frist bis 2. Mai beschlos­
sen. 

Ich habe damals in der Debatte anläßlich 
dieser Rückverweisung erklärt: 

"Denn selbst wenn wir heute das Gesetz 
über die Volksanwaltschaft besmließen 
könnten, so sind noch nicht einmal bis dato 
Uberlegungen angestellt worden. wie die Aus­
führungsgesetzgebung aussehen könnte" -
das war damals Ihre Auskunft, Herr Doktor 
Fischer -, "obwohl wir diese Ausführungs­
gesetzgebung schon vor zwei Jahren als eine 
notwendige Begleitmaßnahme für dieses Ge­
setz dargestellt haben. Denn es wäre ziemlich 
sinnlos, jetzt die Verfassung zu ändern, die 
Volksanwaltschaft technisch zu ermöglimen, 
ihre wirkliche Einrichtung aber, die eines be­
sonderen Bundesgesetzes noch bedarf, irgend­
wann später, sicherlich aber nirnt mehr in der 
Zeit -dieser Gesetzgebungsperiode abzuwik­
keIn." 
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Sie, Herr Klubobmann Weisz, haben mir nam sich ziehen könnten. Mit diesen offenen 

damals direkt geantwortet, im darf Sie zi- Fragen möchte ich mim kurz beschäftigen. 
tieren: 

"Dennoch bin ich der Meinung, daß seit 
Herbst 1974, aber sogar seit Beginn des 
heurigen Jahres" - es war Anfang Jänner­
"genügend Zeit gewesen wäre, um bei gutem 
Willen die offengebliebenen Fragen zu lösen 
und dann auf der Grundlage der gemeinsam 
erarbeiteten Verfassungsbestimmungen das 
erforderliche Ausführungsgesetz fertigzustel­
len." 

Wenn Sie jetzt einen Moment die Partei­
brille abnehmen, dann werden Sie mir wohl 
zugeben müssen, daß die zweimaligen Frist­
setzungen den Verhandlungsablauf zweifellos 
nicht gefördert haben. 

Ihre Meinung von damals, es sei kein 
Problem, das erforderliche Ausführungsgesetz 
noch fertigzustellen, ist längst korrigiert 
worden. Denn in der letzten Unterausschuß­
sitzung, die wir hatten, wurde von Ihrer Seite 
aus ausdrücklim festgestellt, daß an eine 
Fertigstellung dieses Ausführungsgesetzes in 
dieser Legislaturperiode nicht mehr zu denken 
sei. 

Sie haben uns ja auch den ersten Rohent­
wurf einer Diskussionsgrundlage erst End~ 
März zur Verfügung gestellt, wobei in dieser 
Diskussionsgrundlage alle wesentlichen 
Fragen ausgeklammert geblieben sind und 
Dr. Fischer selbst erklärt hat, daß dieses 
Papier nicht ausgereift sei und dieses Gesetz 
bis zum Sommer unmöglich verabschiedet 
werden könnte. 

Sagen Sie nicht, meine Damen und Herren 
von der Regierungspartei, daß sim die Opposi­
tion zu lange verschwiegen hätte. Wir haben 
auf diesen Zusammenhang zwischen der ver; 
fassungsgesetzlichen Regelung und der Aus­
führungsgesetzgebung seit mehr als zwei 
Jahren immer wieder hingewiesen, allerdings 
haben Sie offensichtlich diese Hinweise nicht 
ernst genommen. 

Diese Feststellung scheint mir deshalb not­
wendig, um einer neuen Legendenbildung vor­
zubeugen, die besagt, die Volkspartei hätte 
erst in den letzten Wochen die Ausführungs­
gesetze urgiert, um eine Beschlußfassung noch 
im letzten Moment zu torpedieren. 

Die Wahrheit, meine Damen und Herren, 
sieht anders aus. Das zeigen die von mir aus­
geführten Fakten deutlich genug auf. 

Die Wahrheit ist, daß es eine ganze Menge 
offener Fragen gibt, die die Gefahr einer 
falschen WeiChenstellung beim Volksanwalt 

Es besteht einmal die Gefahr einer erheb­
lichen Uberschätzung der Möglichkeiten, die 
einem Volksanwalt überhaupt gegeben sein 
könnten. 

Diese Uberschätzung, Hohes Haus, ist von 
der Regierungspartei, ganz besonders aber 
vom Herrn Bundeskanzler selbst, vielfach 
geradezu liebevoll kultiviert worden. Im darf 
dafür nur einige Beispiele anführen, einige 
Zitate von Äußerungen, die der Herr Bundes­
kanzler zu diesem Thema abgegeben hat. 

Mit dem Volksanwalt, hat etwa der Herr 
Bundeskanzler am 3. Februar 1974 erklärt, 
würde der Staatsbürger vom Obrigkeitsstaat 
befreit werden. 

Er sagte weiter, es gehe darum, den demo­
kratischen Rechtsstaat geräumiger zu machen. 
Viele Mitbürger, die bei Behörden zu tun 
haben, werden das Gefühl nicht los, daß sie 
diesen Stellen unterlegen sind. - Das sagte 
er am 23. September 1973. - Deshalb müsse 
der Volksanwalt her. 

Im "Mittagsjournal" hat der Herr Bundes~ 
kanzler am 29. August 1973 gerätselt: 

"Es gibt einen sehr engen Zusammenhang 
zwischen dem Volksanwalt, der den einzelnen 
Schutz gegenüber der Behörde bezüglim des 
Abhörens gibt." - Ombudsmann also offen­
bar als Abhörspezialist. 

Am 18. Februar dieses Jahres jubelte der 
Herr Bundeskanzler geradezu auf mit der Fest­
stellung, "die Volksanwaltsmaft werde die 
Krönung des Privilegienabbaues in Osterreich 
sein". 

Bei der Atomkraftwerksdiskussion in Linz 
wurde der heilige Ombudsmann sogar als 
Strahlenschützer zitiert. Herr Bundeskanzler! 
Sie sagten damals wörtlim: 

"Es mag schon sein, daß der Strahlenschutz 
nicht allen Ansprümen entspricht oder genügt. 
Dem kann dadurm abgeholfen werden, und 
zwar relativ rasch, daß die Volksanwaltsmaft 
die Möglimkeit hat, jedenfalls im Interesse 
des einzelnen Staatsbürgers, der sich durch so 
eine Maßnahme bedrückt oder bedrängt fühlt, 
einzugreifen." - "Journal", 22. April 1975. 

Meine Damen und Herren! Diese Zitate sind 
möglichst wörtlich und exakt zitiert, um die 
Klarheit der Aussagen unseres Bundes .. 
kanzlers möglichst unverfälsmt zu Wort 
kommen zu lassen. Sie sind nimt erfunden, 
denn solme Formulierungen - das würde der 
"Watsmenmann" sagen - können ganz ein­
fam nimt erfunden werden. Durch dieses 
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ständige Spiel: Volksanwalt hier, Volksanwalt 
dort, wird bei den Menschen in unserem Land 
eine Erwartung gezüchtet, die dieses Rechts­
schutzorgan - das weiß jeder, der sich je­
mals damit beschäftigt hat - nicht im ent­
ferntesten erfüllen könnte. 

Der Volks anwalt als Atomschützer, Befreier 
vom Obrigkeitsstaat, Behördenschreck, Privi­
legienabbauer macht sich zwar, Herr Bundes­
kanzler, ganz gut als politischer Luftballon 
und innenpolitisches Sandmännchen, er ist und 
bleibt aber in dieser Form eine Utopie, un­
vollziehbar und unherstellbar. (Beifall bei der 
OVP.) 

Man soll, glaube ich, der österreichischen. 
Bevölkerung diese Tatsache nicht verschwei­
gen, denn sonst würde die Enttäuschung nach­
her erheblich größer sein. Weder die Re­
gierungsvorlage, Herr Bundeskanzler, die Sie 
in das Hohe Haus gebracht haben, noch das 
teilweise akkordierte Ergebnis der Unteraus­
schußverhandlungen, hat dem Volksanwalt 
auch nur in einem der Punkte, die Sie hier 
genannt haben, die Spur einer Kompetenz 
geben können. Im Gegenteil: Die sozialistische 
Partei hat sich einer Kompetenzausweitung 
des Volksanwaltes immer recht wirkungsvoll 
- ich darf an die letzten Verhandlungen er­
innern - entgegengestellt. 

Die Auffassung der beiden Großparteien 
war aber auch die Frage der Kompeten­
zen des Volksanwaltes nicht einheitlich. Mehr­
fach wurde von uns in den Unterausschuß­
verhandlungen angeregt, wenigstens gewisse 
Teilbereiche der Justiz in die Kompetenzen 
mit einzubeziehen. Die Einschränkung der 
Prüfungsbefugnisse auf den Bereich der Bun­
desverwaltung selbst stellt jedenfalls eine 
Einschränkung dar, die mit dieser grundlegen­
den Reform des Rechtsschutzsystems nicht not­
wendigerweise verbunden sein sollte. 

Zu dieser Frage hat sich übrigens auch der 
ehemalige Generalprokurator Liebscher in der 
"Presse" vom 3. März zu Wort gemeldet. Er 
hat in einer Stellungnahme dort kritisiert, daß 
der Volksanwalt nach der Regierungsvorlage 
einen zu geringen Spielraum habe. Die nun­
mehr geregelten Fragen seien nirnt gerade 
jene, die eine wirksame Verbesserung unseres 
Rechtsschutzsystems dringlich erscheinen las­
sen. Er forderte dann ziemlich deutlich die 
Einbeziehung von Teilbereichen der Recht­
sprechung, etwa die Entscheidungen über 
Dauer der Untersuchungshaft, Abbrurn der 
Hauptverhandlung, Dauer der Urteilsausferti­
gung et cetera. 

Die Volkspartei hat alle diese Forderungen 
schon 1913 angemeldet, und wir haben aurn 

heuer nochmals einen diesbezüglichen Vorstoß 
unternommen, wir haben von Ihnen allerdings 
keine Zustimmung bekommen. 

Ich nehme wohl nicht zu Unrecht an, daß 
vor allem der Herr Bundesminister für Justiz 
wenig Gegenliebe für solche Vorstellungen 
entwickeln dürfte. Denn im eigenen Verant­
wortungsbereich hat man wohl nicht sehr viel 
dafür übrig, daß andere kontrollieren und ein­
sehen können. 

Wir glauben hingegen, daß ein dosierter 
Eingriff in diese Randbereiche oder Begleit­
bereiche der Rechtsprechung sehr wohl im 
Interesse der Bürger liegen würde und daß 
auch dort eine Menge geschieht, was sinn­
vollerweise der Kontrolle einer Volksanwalt­
schaft unterstellt werden könnte. 

Schließlich, meine Damen und Herren, hat 
der Herr Bundeskanzler den Volksanwalt ur­
sprünglich als "Reform", die nichts kostet, an­
gepriesen. Er war ursprünglich sogar der An­
sicht, man müsse überhaupt keine zusätzlichen 
Beamten einstellen, sondern das könnte die 
Parlamentsdirektion zusätzlich erledigen. 

Diese Auffassung ist schon mit der Regie­
rungsvorlage revidiert worden. Dennoch 
fehlen bis heute, mangels näherer Aus­
führungsgesetzvorstellungen, die konkreten 
Vorstellungen über den Aufbau und das Aus­
maß dieser neuen Institution. 

Es besteht deshalb eindeutig die Gefahr, 
daß ein neuer bürokratischer Apparat entsteht, 
der zu einer weiteren Aufblähung der Bundes­
verwaltung führen müsse; zumindest haben 
die Gespräche, die wir wieder geführt haben, 
schon gezeigt, daß eine große Zahl, eine sehr 
erhebliche Zahl von Dienstposten für diese 
neue Einrichtung notwendig wäre. 

Besonders die von der Sozialistischen Partei 
und der Freiheitlichen Partei angepeilte 
Dreierlösung des Volksanwalts verschärft 
diese Gefahr der Personalaufblähung noch 
mehr. Es ist klar, daß drei Volksanwälte nicht 
ein, sondern drei Büros, nicht einen, sondern 
drei Dienstwagen und eine entsprechende Zahl 
von Personal im Umkreis brauchen werden. 
Wir befürchten einfach, daß eine nidlt recht­
zeitig erfolgte Abgrenzung einen neuen 
wuchernden Apparat entstehen lassen könnte. 
Dieser Gefahr, meine Damen und Herren, 
wollen wir durch eine Ausführungsgesetzge­
bung vorgebeugt sehen. (Beifall bei der OVP.) 

Der vierte offene Punkt betrifft die Kon­
struktion. Die Regierungsvorlage und der Aus­
schußbericht, den SPO und FPO in diesem 
Punkt beschlossen haben, sieht eine Vertre­
tung der drei im Hauptaussdluß des National­
rats vertretenen Parteien vor. Das heißt OVP, 
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SPO und FPO nominieren je einen Volks an­
walt. Diese kollegiale Struktur führt weiters 
dazu, daß im Fall von Koalitionsregierungen, 
gleich welcher Struktur - große, kleine Kon­
zentrationsregierungen -, die Regierungs­
parteien jeweils die Volksanwaltschaft ein­
deutig majorisieren. 

In einer solchen Struktur, meine Damen und 
Herren, sehen wir die Gefahr, daß der Volks­
anwalt zu einem Instrument des Proporz., 
handels und zum politischen Tauschgeschäft 
entarten könnte. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch hier 
wieder einmal versucht, die Dinge auf den 
Kopf zu stellen. Laut "Arbeiter-Zeitung" vom 
13. Dezember 1972 wollte er uns einreden -
und ich zitiere wörtlich -: 

"Mein Vorschlag beinhaltet den Antipro­
porz. " - Das ist eine neue Erfindung. - "In 
diesem Kollegium müsse" - das steht hier 
so - "die Opposition abgesehen von der Zeit 
einer großen Koalition zwangsläufig die Mehr~ 
heit haben." 

In Wirklichkeit - und das weiß auch der 
Herr Bundeskanzler - würde der SPO-FPO­
Vorschlag den Parteienproporz verfassungs­
rechtlich verankern und zementieren und das 
in einer Frage, wo wir diese Einrichtung 
zweifellos für alles andere als zweckmäßig 
halten können. 

Das ist der Grund, meine Damen und 
Herren, weswegen wir dafür eingetreten sind, 
nur ein e n Volksanwalt mit qualifizierter 
Mehrheit bestellen zu lassen, wodurch dieser 
frei und ohne Rücksicht auf politische Macht­
konstellationen im Interesse der Betroffenen 
und ohne RüCksicht auf die hinter ihm stehen­
den Organisationen handeln könnte. (Beifall, 
bei der OVP.) 

Ubrigens waren auch Broda und Gratz noch 
im Jahr 1969 für einen "Anwalt des öffent­
lichen Rechtes", der durch die Bundesver­
sammlung mit qualifizierter Mehrheit gewählt 
werden sollte. Minister Broda hat in einem 
Artikel in der "Kleinen Zeitung" aus 1971 
sehr vorsichtig dazu Stellung genommen und 
gemeint - ich zitiere -: 

"Persönlich glaube ich, daß die Frage mono­
kratische oder kollegiale Organisationsform 
Überspitzt diskutiert wird ... Im bin davon 
überzeugt, daß sich das SchiCksal der Expedi­
tion in verfassungsrechtliches Neuland, die wir 
mit unserem Vorschlag unternehmen, nicht an 
der Frage entscheiden wird, ob es einen oder 
drei BundesanWälte geben wird." 

Gerade in diesem Punkt gebe im dem Herrn 
Justizminister sogar recht. Diese Frage hat 

tatsächlim beim Smeitern der Verhandlungen 
keineswegs den Ausschlag gegeben, weil die 
anderen weit im Vordergrund standen. 

Meine Damen und Herrenl Ich darf ab­
schließend nur die Frage ventilieren: Was soll 
nun geschehen? Der Volks anwalt wird in 
dieser Legislaturperiode nicht mehr verwirk~ 
licht werden. Das geht allein daraus hervor, 
daß sich die sozialistische Fraktion für nimt 
in der Lage erklärt hat, die Ausführungsge­
setzgebung ebenfalls noch zu beschließen. Er 
würde übrigens nach Ihren eigenen Vorstel~ 
lungen frühestens ab Juli 1976 in Kraft treten 
können, denn das ist der Termin, den Sie 
selbst in den Ausschußbericht mit Mehrheit 
aufgenommen haben. 

Wir sollten aber aus den Verhandlungen 
und aus ihrem Ergebnis lernen und wichtige 
Konsequenzen ziehen: 

Das parlamentarische Fallbeil der Frist­
setzungen ist dem Verhandlungsklima zweifel­
los nicht' förderlich. Wenn uns allen an der 
Sache selbst gelegen ist, sollten derartige 
Pressionsversuche in Hinkunft unterbleiben. 

Wir werden heute vermutlich jene unbe­
strittenen und gemeinsam ausgearbeiteten 
Verbesserungen des Rechtsschutzes beschlie­
ßen, die den Volksanwalt nicht betreffen. Wir 
freuen uns über diesen wichtigen Schritt, der 
in seiner rechtspolitischen Bedeutung gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. Die 
Reformen, die der Nationalrat heute oder 
morgen einvernehmlich beschließen wird, sind 
so wichtig, daß sie durch die Auseinander­
setzungen um die Volksanwaltschaft . nicht 
völlig an den Rand des Geschehens gedrängt 
werden sollten. 

Da das Gesetz über die Volksanwaltschaft 
unbestrittenerweise erst im Juli 1976 in Kraft 
treten sollte, haben wir noch ein volles Jahr 
Zeit. Ich schlage daher vor, den Volksanwalt 
für diese Legislaturperiode nur zurückzustel­
len und zu versuchen, in diesem Jahr, das zur 
Verfügung steht, eine verfassungsrechtlich 
einwandfreie Lösung gemeinsam auszuar­
beiten und zugleich die Vorarbeiten für die 
notwendige Ausführungsgesetzgebung so zu 
beschleunigen, daß eine einstimmige Beschluß­
fassung Zug um Zug möglich wird. 

Ich glaube, wir sollten unsere gemeinsamen 
Auffassungen nochmals klar herausstellen: 
Wir wollen alle einen möglichst wirksamen 
Volksanwalt mit einem kleinen, aber schlag­
kräftigen Apparat; der Volksanwalt soll Un­
abhängig und von Parteiinteressen unbeein­
flußt sein. Diese neue Institution soll primär 
nicht die Interessen der Verwaltungs- und 
Regierungsorgane, sondern die Bedürfnisse 
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Dr. Koren 

der Bevölkerung vertreten. Die konkrete 
Frage der Konstruktion wird siCh an diesen 
Prinzipien orientieren können. 

Uberdenken wir nochmals, ob nicht doch 
eine Ausweitung der Kompetenzen des Volks­
anwaltes über den Bereich der unmittelbaren 
Bundesverwaltung hinaus etwa durch Einbe­
ziehung gewisser Bereiche der Justiz möglich 
und wünschenswert wäre. Ich hoffe, daß dazu 
noch nicht das letzte Wort gesprochen ist. 
(Präsident Dr. Mal eta übernimmt den Vor­
sitz.) 

Wenn solche Uberlegungen und Grundsätze 
unsere weiteren Verhandlungen bestimmen 
können, dann hoffe ich, daß der heutige Be­
schluß des Nationalrates kein Ende unserer 
Versuche um eine weitere Verbesserung des 
österreichischen Rechtsschutzes darstellt, son­
dern einen wichtigen Zwischenschritt, dem in 
der nächsten Gesetzgebungsperiode so rasch 
wie möglich der zweite folgen soll. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Dr. Heinz Fischer. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die heutige Sitzung 
des Nationalrates hätte nach unseren Vor­
stellungen nicht nur die Sitzung werden sollen, 
in der der Nationalrat eine wichtige gemein­
same Initiative hinsichtlich seiner Geschäfts~ 
ordnung ergreift, sondern auch jene Sitzung, 
in der eine andere, nicht weniger wichtige 
Initiative, nämlich die Schaffung einer Volks~ 
anwaltschaft, mit einem positiven Drei-Par­
teien-Beschluß abgeschlossen wird. Eine 
Volks anwaltschaft, die der österreichischen 
Bevölkerung mit Auskunft, Rat und Hilfe in 
konkreten Fragen zur Seite steht und die 
durch keine andere Art der Rechtsschutzver­
besserung - und darüber wird ja noch zu 
diskutieren sein - ersetzt werden kann. 

Aber die OVP wollte und will es anders. 
Zwar wird die Mehrheit des Nationalrates 
- und gar keine geringe Mehrheit des 
Nationalrates - heute zur Volksanwaltschaft 
ja sagen, aber die OVP-Minderheit wird nein 
sagen. Und in diesem Fall genügt leider das 
Nein der OVP-Minderheit, uni die Volks­
anwaltschaft zu Fall zu bringen und zu ver­
hindern, daß der Gedanke des institutionali­
sierten und personalisierten Rechtsschutzes 
verwirklicht wird. 

. . 
Ein wenig entschädigt uns zwar die Tat-

saChe, daß der Klubobmann Koren heute sdlon 
eine Mehrheit der SPO für die nächste Gesetz­
gebungsperiode prophezeit hat, Herr Klub­
obmann Koren, und ein wenig entsdlädigt 

uns auch die Tatsache, daß die Rede des OVP­
Klubobmannes qualifiziert werden muß nach 
dem Sprichwort: Wer sich verteidigt, klagt 
sich an. (Abg. Dr. Pr ade r: Da müßt ihr euch 
dauernd anklagen!) Denn so viele Gründe, 
Herr Klubobmann, die da der Reihe nadl 
angeführt werden, warum es letzten Endes 
nicht zur Volksanwaltschaft kommen kann, 
machen uns mißtrauisdl; vor allem dann, wenn 
jede Woche ein andere Grund im Vorder­
grund steht und in Wirklichkeit keiner dieser 
Gründe zutrifft, sondern jene Gründe, über die 
noch zu sprechen sein wird. 

Meine Damen und Herren I Die OVP hat in 
vielen Fällen Mehrheitsbeschlüsse der SPO 
in diesem Haus mit dem Argument bekämpft, 
daß es problematisch, ja undemokratisch sei, 
wenn sich eine relativ knappe Mehrheit über 
den Willen einer relativ großen Minderheit 
hinwegsetzt. Ich frage mich: Wie beurteilen 
Sie dann Ihr heutiges Verhalten, wo eine 
Minderheit, die OVP-Minderheit, der Mehr­
heit dieses Hauses ihren in diesem Falle rein 
negativen, destruktiven, auf die Verhinderung 
des Ombudsmanns gerichteten Willen auf­
zwingt, wo die Minderheit dieses Hauses 
gegen zwei Parteien ein Gesetz zu Fall bringt, 
das nicht nur von der Mehrheit des National­
rates, sondern sicher auch von der Mehrheit 
der Bevölkerung aus guten Gründen 
gewünscht wird? 

Die Osterreimisme Volkspartei erweist sich 
auf diese Art, meine Damen und Herren, in 
aller Form als eine Anti-Volkspartei, als eine 
Partei, der nicht der Rechtsschutz wichtig ist, 
sondern nur bestimmte taktische Uberlegun­
gen in Richtung Verhinderung. Diese OVP 
- es ist ja nichts Neues - hat sich wieder 
einmal als Neinsager-Partei erwiesen, die 
übrigens heute auch zu einer Reihe von Be­
stimmungen im Volksanwaltsdlaftsgesetz nein 
sagen wird, die im Unteraussdluß bereits 
akkordiert waren. 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Nein 
zeigt die OVP, daß es ihr oberstes Ziel ist, 
Erfolge der Regierung zu verhindern, weil Sie 
selbst keine Erfolge aufzuweisen haben und 
daher den anderen den Erfolg nicht gönnen. 
Es ist nur ein Glück, daß das nur in den 
seltensten Fällen gelingt (Abg. Dr. G r u be r: 
In der letzten Sitzung sind zehn Gesetze mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossen worden!) und 
daß die Osterreichische Volkspartei als Min­
derheit (Abg. Dr. G r u b e r: Was Sie sagen, 
kann man wirklich nicht sagen!) eine Reihe 
anderer Reformen, die gleich wichtig oder 
fast so wichtig oder noch wichtiger als die 
Volksanwaltschaft waren, nicht verhinderte. 
(Ruf bei der OVP: Salzburgl Oberösterreich!) 
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Dr. Heinz Ftsmer 
Wenn es eine stärkere OVP gäbe, dann hätte 
sie nicht nur die Volksanwaltschaft verhindert 
und verhindern können, sondern Sie hätten 
auch das Prinzip: Helfen statt Strafen!, im 
Strafgesetz verhindert, Sie hätten diverse 
ASVG-Novellen mit wichtigen sozialpoliti­
schen Fortschritten verhindert, Sie hätten die 
Novelle zum Krankenanstaltengesetz zu Fall 
gebracht, Sie hätten dem Bodenbeschaffungs­
gesetz das gleiche Schicksal bereitet wie heute 
der Volksanwaltschaft. (Abg. Dr. G r u be r: 
Haben wir das Assanierungsgesetz zu Fall ge­
bracht - oder nicht?) 

Herr Kollege Dr. Gruber! Daß Sie dem einen 
oder dem anderen Verfassungsgesetz zustim­
men, ändert nicht ... (Abg. Dr. G r u b e r: 
Zehn Gesetze bei der letzten Nationalrats­
sitzung in Schulangelegenheiten mit Zwei­
drittelmehrheitl) Herr Dr. Gruber! Auf diese 
Art werden Sie sich doch nicht als Regie­
rungspartei profilieren können, wenn Sie in 
so vielen anderen Fällen eine destruktive 
Haltung einnehmen! (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. G r u b er: . " in der Vorlage stammt 
von uns!) Herr Kollege! Das ist recht schön 
und gut, aber ich zähle Ihnen, wenn Sie 
wollen, 50 Gesetze auf, von der Rundfunk­
reform über die Bundesheerreform, über die 
Einkommensteuerreform bis zur Universitäts­
reform, wo Sie dagegen gestimmt habenl 
(Abg. Dr G r u be r: Die "Bundesheerreform" 
nennen Sie Reform? - Weitere Zwischen­
rufe. - Präsident Dr. Mal eta gibt das 
Glockenzeichen!) Natürlich. Oder wollen Sie 
sie rückgängig machen? 

Präsident Dr. Maleta: Egal, ob Zwischenrufe. 
konstruktiv oder destruktiv sind: ich bin 
gegen Zwischenrufe bitte! (Abg. Doktor 
G r u b er: Wir sind immer noch dafür!) Von 
hier heroben schaut das anders aus! (Heiter­
keit.) 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (fort­
setzend): Tatsache ist - das kann niemand 
leugnen und das erfüllt uns mit einer ge­
wissen Genugtuung -, daß die OVP an ihre 
Neinsager-Beschlüsse nicht mehr erinnert 
werden will. Sie hören das nicht gern, in wie 
vielen Fällen Sie nein gesagt haben. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. B l e n k.) Sie hören 
es nicht gern, daß Sie zum Universitäts­
Organisationsgesetz und in dritter Lesung zum 
Strafgesetz und so weiter nein gesagt haben. 
Aber Tatsache ist, daß es nur die Minder­
heitssituation der OVP verhindert hat, daß 
sich Osterreich heute noch in vielen Bereichen 
dort befindet, wo es sich am Ende des Klaus­
Withalm-Intermezzos befunden hat, und daß 
es nur die Minderheitsposition der OVP war, 
die bewirkt hat, daß in vielen anderen Fällen 

Fortschritte erzielt werden konnten und daß 
vielen anderen Materien trotz des OVP-Neins 
ein Ombudsmann-Schicksal erspart werden 
konnte. . 

Meine Damen und Herren! Noch etwas muß 
gesagt werden, wenn wir schon in einem 
größeren politischen Zusammenhang diskutie­
ren, bevor man sich dann Einzelheiten des 
Ausschußberichtes oder Einzelheiten der 
Argumentation des Vorredners zuwendet. 

Der Klubobmann der OVP hat in einem 
Pressegespr~ch vor fünf oder sechs Tagen von 
einem Reformstopp der Regierung im Jahr 
1974 und von einem Politikstopp im Jahre 
1975 gesprochen. Wir staunen eigentlich über 
ein solches rhetorisches Eigentor, denn jene 
OVP-Abgeordneten, die in den vergangenen 
Jahren mit mehr oder weniger großem Ge­
schick versucht haben, dem Publikum das 
Gruseln vor der Gefährlichkeit der sozialisti­
schen Reform- und Gesellschaftspolitik bei­
zubringen, die wurden jetzt vom Klubobmann 
höchstpersönlich gewissermaßen rückwirkend 
als Dampfplauderer qualifiziert, die monate­
lang auf einer ganz falschen Linie argumen­
tiert haben: denn wenn man dieser letzten 
Polit-Schwenkung folgen darf, dann war das 
Jahr 1974 ein Jahr des Reformstopps, dann 
war das Jahr 1974, in dem die Strafrechts­
reform und das Bodenbeschaffungsgesetz oder 
die Rundfunkreform oder die Einkommen­
steuerreform beschlossen wurden, ein Jahr 
des Reformstopps. Und ich frage mich, warum 
sich dann die Damen und Herren auf der 
rechten Seite über die gefährliche sozialisti­
sche Gesellschaftspolitik in allen diesen Be­
reichen so künstlich aufgeregt haben. (Beifall 
bei der SPO.) 

Auch diejenigen, meine Damen und Herren, 
die noch vor wenigen W oehen und, wenn ich 
der "Südost-Tagespost" f.olgen darf, was die 
steirischen Abgeordneten betrifft, sogar noch 
vor wenigen Tagen das UOG als Beispiel 
einer besonders gefährlichen politischen Stra­
tegie der Sozialisten bezeichnet haben, die 
haben auch das falsche Manuskript erwischt, 
denn laut Koren - und der müßte es ja 
eigentlich wissen - war auch das UOG, im 
Jahr des Politikstopps beschlossen, ein völlig 
unpolitisches Gesetz. 

Herr Dr. Moser und Herr Dr. Blenk können 
zwar ihre Reden nicht mehr aus dem steno­
graphischen Protokoll herausnehmen, aber 
sie sollen in Zukunft wenigstens auf Partei­
linie argumentierenl (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. BI e n k: Sie können Ihre Rede auch 
nicht mehr herausnehmen!) 

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 139

www.parlament.gv.at



13994 Nationalrat XIII. GP - i45. Sitzung - 15. Mai 1975 

Dr. Helnz Flsdler 
ICh muß sagen: Wenn die Dinge nicht so 

ernst wären, könnte man sie fast als kabarett­
reif bezeichnen. Zumindest fällt mir kein 
anderer Ausdruck für jene OVP-Vorgangs­
weise ein, für jenes OVP-Kasperltheater, wo 
Parteiobmann Schleinzer und der ganze 
Schleinzer Tiergarten (Heiterkeit bei der 
SPO) jahrelang beifallheischend gegen das 
"böse Krokodil" der sozialistischen Gesell­
schaftspolitik ankämpfen und dann am Schluß 
draufkommen, daß das Krokodil gar kein Kro­
kodil, sondern nur ein Irrtum der OVP-Pro­
paganda in der Kärntner Straße war. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenrufe der Abgeord­
neten Dr. Pr ade rund Dr. BI e n k.) 

Da stellt sich die OVP jahrelang ins rechte 
Eck der Antireformer-Partei und entdeckt dann 
knapp vor den Wahlen, daß die Reformen gar 
keine Reformen waren und daß die Regie­
rungspolitik gar keine Politik war! (Abg. 
Dr. Kor e n: Herr Dr. Fischer . .. !) Ich frage 
mich wirklich, wie sich OVP-Abgeordnete füh­
len müssen, die jahrelang den Pappkameraden 
der sozialistischen Gesellschaftspolitik aufge­
baut und genährt und hoChgepäppelt haben, 
und dann wird ihnen dieses Lieblingsspiel­
zeug vom eigenen Klubobmann weggenom­
men, und Sie stehen da mit leeren Händen, 
meine Damen und Herren I (Beifall bei der 
SPO.) 

Bitte, Herr Klubobmannl (Abg. Dr. Kor e n: 
Herr Dr. Fischer! Wissen Sie, wer die Sache 
vom Reformstopp erklärt hat? Ich habe den 
Herrn Bundeskanzler zitiertl) Dem steht auch 
ein Urteil über die künftige Politik der Regie­
rungspartei zu und nicht der Opposition, meine 
Damen und Herrenl (Neuerlicher Beifall bei 
der SPO. - Zwischenrufe des Abg. Doktor 
Kor e n.) 

Ich muß sagen: Im VerhältniS zu Schleinzer 
und Co. waren Don Quichote und Sancho 
Pansa geradezu Realpolitiker (Heiterkeit bei 
der SPO), denn die haben wenigstens bis zum 
Schluß an die Existenz der Windmühlen ge­
glaubt und nicht fünf Monate vorher entdeckt, 
daß die Windmühlen gar keine Windmühlen 
waren! (Heiterkeit und Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren, der eigent­
liche Höhepunkt kommt ja erst. (Abg. Doktor 
BI e n k: Herr Dr. Fischer/ So argumentiert 
man, wenn man keine Sachargumente hat! -
Heiterkeit bei der SPO. - Abg. Dr. G r u be r: 
Literarische Stunde!) Die Antwort auf Ihren 
Zwischenruf ist soeben erteilt worden, Herr 
Kollege Blenk! 

Meine Damen und Herren I Der Höhepunkt 
liegt darin, daß der Klubobmann der OVP 
seChs Tage, nachdem .er messerscharf den 

Reform- und Politikstopp diagnostiziert und 
entsprechend kritisiert und beklagt hat, her­
geht und eine der wiChtigsten Reformen zu 
Fall bringt, die man in dieser Legislatur­
periode noch hätte besChließen können und 
auch hätte beschließen müssen, wenn man 
mit fairer Gesinnung bis zum Schluß und mit 
sachlichen Argumenten bei der Sache gewesen 
wäre. (Beifall bei der SPO. - Ruf bei der 
öVP.) Und da hört sich der Spaß für uns auf, 
meine Damen und Herren, denn diese 
Kapriolen, die sind niCht mehr lustig, sondern 
die gehen unmittelbar zu Lasten jener Men­
schen, die eine solche Einrichtung brauChen 
würden und die an diesem Volksanwalt wirk­
lich interessiert wären. 

Das scheint ja die OVP auCh zu spüren, 
denn die Erklärungen jetzt: Wir sind zwar 
dagegen, aber wir sind doch niCht dagegen, 
wir bringen zwar den Volksanwalt zu Fall, 
aber es wird ihn schon irgendwann gebenI, 
die sind ja Ausdruck des schlechten Gewissens, 
meine Damen und Herren, das Sie infolge 
Ihrer heutigen Haltung hier im Plenum des) 
Nationalrates haben! (Beifall bei der SPO.) 

Klubobmann Koren hat im Verfassungsaus­
schuß gesagt, er sehe in der Entscheidung der 
OVP, in der negativen Entscheidung der ÖVP 
keine Verzögerung für die Einrichtung einer 
Volksanwaltschaft in österreich, und so ähn­
lich hat es auch heute geklungen. 

Leider ist das unrichtig, denn wenn es nach 
den Vorstellungen der Mehrheit dieses Hauses 
von SPO und FPO gegangen wäre und siCher­
lich auch nach dem Wunsch der Mehrheit 
der Bevölkerung, dann hätte der Nationalrat 
heute das Verfassungsgesetz über die Ein­
richtung der Volksanwaltschaft beschlossen, 
dieses wäre in etwa Jahresfrist in Kraft ge­
treten, und bis zu diesem Zeitraum hätte man 
ausreichend Zeit gehabt, das DurChführungs­
gesetz zu beschließen, und wir hätten uns vor 
allem schon morgen an die Arbeit hinsichtlich 
des Durchführungsgesetzes machen können. 

Das ist ja auch der Zeitplan, der bis zum 
Ende des vergangenen Jahres, soviel ich weiß, 
unbestrittenermaßen den Mitgliedern des 
Unterausschusses und allen Interessierten vor 
Augen geschwebt ist. 

Aber nach dem heutigen Mutwillensakt der 
OVP wird es in dieser Legislaturperiode kein 
Verfassungsgesetz geben. Man kann sich 
daher auch nicht an ein Ausführungsgesetz 
maChen. Es ist unsicher, ob und wann in der 
nächsten Gesetzgebungsperiode ein Verfas­
sungsgesetz zustande kommt; bei der OVP 
weiß man das bekanntliCh nie trotz diverser 
positiver Töne heute.· Und erst wenn in der 
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Dr. Heinz Fischer 
nächsten Gesetzgebungsperiode irgendwann 
das Verfassungsgesetz beschlossen ist, dann 
sind wir ungefähr so weit, wie wir heute ge­
wesen wären, wenn wir diesen Beschluß ge­
faßt hätten beziehungsweise wenn die Mehr­
heit des Nationalrates nicht in diesem Fall 
Von einer Minderheit an der Durchführung 
dieser Einrichtung gehindert worden wäre. 

Ohne den heutigen Mutwillensakt der OVP 
hätte die VolksanwaltsChaft in einem Jahr mit 
Sicherheit zu arbeiten beginnen können. Das 
einzige, was jetzt mit Sicherheit feststeht, ist, 
daß es in einem Jahr noch keine Volks an­
waltschaft geben wird, und die Behauptung, 
daß das Nein der OVP keine Verzögerung mit 
sich bringt, ist daher eine glatte Unrichtigkeit. 
Für jeden Tag nach dem 1. Juli 1976, an dem 
es diese Einrichtung nicht gibt, an dem sich 
die Staatsbürger nicht an diese EinriChtung 
wenden können, trägt die rechte Seite dieses 
Hauses, in diesem Fall mit Ausnahme der 
beiden hintersten Reihen, die Verantwortung. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und nun, meine Damen und Herren, eine 
kurze Sachverhaltsdarstellung; ich glaube, es 
wird interessant sein, die bisher gegebenen 
Sachverhaltsdarstellungen zu vergleichen. 

Unbestritten ist, daß die Regierungsvorlage 
gleich am Beginn der Legislaturperiode ein­
gebracht wurde. Unbestritten ist, daß ein 
Unterausschuß eingesetzt wurde, der sich An­
fang 1972 an die Arbeit gemacht hat. Unbe­
stritten ist auch, daß die OVP zuerst eher mit 
der Idee eines· Petitionsausschusses - was 
durchaus legitim ist - geliebäugelt hat, daß 
aber dann folgendes Verhandlungsprogramm 
beschlossen wurde: 

1. Verhandlungen über Möglichkeiten be­
treffend die Erweiterung der Anrufung von 
Höchstgerichten; 

2. Verhandlungen über die gesondert ge­
lagerte Problematik der Artikel 133 und 89 
der Bundesverfassung; 

3. Verhandlungen über die Regierungsvor­
lage betreffend den Volksanwalt. 

Und genau das ist geschehen: Wir haben 
den Punkt 1 dieses Programms erfolgreich 
abgewickelt, wir haben den Punkt 2 dieses 
Programms erfolgreich abgewickelt, und wir 
waren im November 1973 so weit, daß auch 
der Punkt 3, Volksanwaltschaft im engeren 
Sinn, fertig verhandelt war, mit Ausnahme 
der Organisationsform, das ist, glaube ich, 
der Artikel 142 a Abs. 2 bis 7. 

In dieser Phase hat die OVP die Volksan­
waltschaft - der Herr Klubobmann Koren hat 
das heute sehr, sehr weitherzig umschrieben 

- zum ersten Mal zum Gegenstand partei­
taktischer Uberlegungen gemaCht, indem sie 
diese mit dem Rundfunkgesetz junktimiert hat. 
Herr Dr. Schleinzer hat sich durchaus nicht 
nur so vornehm ausgedrüdd, wie er heute 
vom Klubobmann Koren zitiert wurde. In 
diesem Haus hat Dr. Schleinzer über die 
Volksanwaltschaft gesagt: "Wir werden uns 
doch nicht von Ihnen mit dem Volksanwalt 
papierln lassen." Nachzulesen im stenographi­
schen Protokoll! Damit hat er wahrsCheinlich 
seine innere Einstellung zur Volks anwalt­
schaft zum ersten Mal deutlich ausgedrückt, 
während wir im Unterausschuß noch sach­
liches Klima und Konsensbereitschaft hatten. 

Damit war ein Zeitverlust vom November 
1973 bis Herbst 1974 gegeben. Und wenn wir 
jetzt am Schluß der Legislaturperiode unter 
Zeitdruck gekommen wären - ich bestreite 
das! -, dann ist jedenfalls die Zeit damals 
vergeudet worden, als die OVP die Volks­
anwaltschaft zum Gegenstand eines unsach~ 
lichen Junktims mit dem Rundfunkgesetz ge­
maCht hat. 

Als wir dann im Herbst 1974 die Verhand­
lungen im Parlament fortführen wollten, hat 
die OVP Parteienverhandlungen verlangt, ob­
wohl es nicht geradezu alltäglich ist, daß man 
Dinge, die bereits in einem Unterausschuß in 
Verhandlung sind, wieder woanders hinnimmt. 

Als es dann zu diesen Parteienverhandlun­
gen kam, vertraten die OVP-Unterhändler den 
Standpunkt, daß zahlreiche Punkte, die in dem 
Arbeitspapier bereits schriftlich festgelegt 
waren, noch offen seien. 

Der Klubobmann der SPO hat daraufhin mit 
Schreiben vom 12. November 1974 dem OVP­
Klub das Arbeitspapier über den letzten Stand 
übermittelt und den Sachverhalt geschildert. 
Der Klubobmann Koren hat - gleichfalls 
schriftlich - geantwortet, daß die Darlegung 
des SPO-Klubobmannes im wesentlichen den 
Tatsachen entspreche, daß es aber die OVP 
für sinnvoll halte, noch zwei weitere Bereiche, 
nämlich die Kontrolle des EDV -Sektors und 
der Heeresverwaltung, ausdrücklich in den 
Aufgabenkreis des Volksanwaltes einzube­
ziehen. Die OVP hoffe auf eine positive Re­
aktion zu diesen Vorschlägen, heißt es ab­
sChließend im Brief Korens, und auf dieser 
Basis könne man dann im Jänner die Ver­
handlungen fortsetzen. 

Warum erwähne ich das, meine Damen und 
Herren? Weil in diesem Brief des OVP- Klub­
obmannes vom Dezember 1974, der zwei 
Seiten lang alle Probleme des Volksanwaltes 
anführt, mit keiner Silbe, mit keiner Zeile zur 
Frage der sogenannten Ausführungsgesetze 
Stellung genommen wird. Für die OVP hat im 
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Dezember 1974 das Problem, das sie heute an 
die Spitze stellt, das sie heute als Feigenblatt 
für ihr Nein benützt, noch eine so unterge­
ordnete Rolle gespielt, daß es in dem Zwei­
Seiten-Brief des OVP-Klubobmanns zum 
Thema Volksanwalt mit keiner Zeile erwähnt 
wurde. Das ist auch durchaus logisch und er­
klärlich, denn die Frage von Ausführungsge­
setzen stellt sich eben in der Praxis erst in 
jenem Zeitpunkt, wo feststeht, ob und was es 
auszuführen gilt, also im Zeitraum zwischen 
der Beschlußfassung des Verfassungsgesetzes 
und seinem Wirksamkeitsbeginn, im kon­
kreten Fall im Zeitraum zwischen dem heuti­
gen Tag und dem 1. Juli 1916. 

Das war zunächst die Vorstellung, wie ich 
glaube, aller Fraktionen, und erst am Schluß 
kam es dann zum Hochspielen des Problems 
Ausführungsgesetze. 

Und noch etwas muß ich zur Präzisierung 
darstellen, meine Damen und Herren! Bei 
einem Klubobmännergespräch im Jänner 
dieses Jahres hat Klubobmann Koren - das 
gebe ich gerne zu, was aktenkundig ist, ist 
aktenkundig - die Frage der Ausführungs­
gesetze erwähnt, aber im folgenden Sinn: Die 
OVP hat angeregt, daß "spätestens zur Zeit 
der Beschlußfassung über die VolksanwaIt­
schaft" - das wäre heute - "die wesent­
lichsten Punkte des Durchführungsgesetzes 
feststehen" sollten. Logisch, denn erst, wenn 
ich etwas beschließe, kann ich die Durch­
führung im einzelnen zu besprechen beginnen. 

Die sozialistische Fraktion ist daraufhin an 
den Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes mit einer relativ ungewöhnlichen Bitte 
herangetreten, nämlich mit der Bitte, den Ent­
wurf für Durchführungsbestimmungen zu 
einem Verfassungsgesetz auszuarbeiten, das 
es noc..1. gar nicht gab, sondern das erst in 
einem Unterausschuß des Verfassungsaus­
schusses lag. Es bedurfte mehrerer Telepho­
nate, um zu klären, warum in diesem Fall 
schon früher der Entwurf eines Ausführungs­
gesetzes gemacht werden sollte. 

Aber im Bemühen, der Volksanwaltschaft 
alle Steine aus dem Weg zu räumen, haben 
wir auch dieser ungewöhnlichen Bitte der OVP 
entsprochen, und es wurde lang vor Schluß 
der Beratungen, mehrere Wochen vor dem 
Zeitpunkt der Beschlußfassung, der OVP der 
Rohentwurf eines Ausführungsgesetzes über­
mittelt, der natürlich noch Lücken enthalten 
mußte, weil ja eben auch das Verfassungs­
gesetz in der Organisationsfrage noch unvoll­
ständig war. 

Aber in der OVP waren in diesem Zeit­
punkt die Würfel gegen die Volksanwaltschaft 
offenbar bereits gefallen, denn anstatt jetzt 

die Beratungen über das Verfassungsgesetz 
fortzusetzen und endlich abzuschließen, be­
gann ein - ich muß sagen - würdeloses 
Taktieren, indem man die Beratungen über 
das Verfassungsgesetz nicht abzuschließen be­
reit war, solange das Ausführungsgesetz 
nicht feststeht, und die Beratungen über 
das Ausführungsgesetz nicht ernsthaft in An­
griff nehmen wollte, solange das Verfassungs­
gesetz nicht feststeht. Ich wiederhole, was ich 
im Ausschuß gesagt habe, auch von diesem 
Pult aus: Die Volksanwaltschaft ist wirklich 
eine zu ernste Sache, als daß man ein solches 
Hase-Igel-Wettrennen um diese Institution 
machen sollte. 

Auch die mehrmalige Anfrage des Abge­
ordneten Broesigke im Verfassungsausschuß, 
was denn eigentlich die OVP jetzt zu ver­
handeln wünsche, blieb unbeantwortet im 
Raume stehen. Wahrscheinlich deshalb mußte 
die Frage der Ausführungsgesetze herhalten, 
weil man nicht den Mut hatte, offen zu sagen, 
daß man knapp vor den Wahlen nicht will, 
daß auch dieser Punkt des Regierungs­
programms verwirklicht werde. 

Meine Damen und Herrenl Klubobmann 
Koren hat das ja mit ziemlicher Deutlichkeit 
festgestellt und zugegeben, als er vor 
wenigen Tagen erklärte, die OVP sei nicht 
dazu da, Kreisky einen propagandistischen 
Gag zu ermöglichen. Also für die OVP ist die 
Beschlußfassung über die Volksanwaltschaft 
ein propagandistischer Gag. Da man einen 
solchen der Regierung nicht gönnt, wird die 
Einrichtung zu Fall gebracht, und da man 
dafür eine Ausrede braucht, müssen die Aus­
führungsgesetze herhalten. 

Meine Damen und Herren! Nach dieser 
Logik dürften Sie zum Beispiel auch die 
übrigen Bestimmungen im heutigen Verfas­
sungsgesetz nicht beschließen. Diese bedürfen 
ja auch der Ausführungsgesetzgebung. Das, 
was wir heute einstimmig beschließen, muß 
auch durch Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichtshofgesetznovellen ausgeführt werden. 

Meine Damen und Herrenl Ich kann Ihnen 
unzählige Beispiele nennen: Die Verfassungs­
reform des Jahres 1929 hätte nie zustande 
kommen dürfen, denn die Ausführungsgesetze 
dafür wurden erst in den nachfolgenden Jah­
ren beschlossen. Das Gemeindeverfassungs­
gesetz des Jahres 1962 hätte nie beschlossen 
werden können, denn die Ausführungsgesetze 
sind teilweise erst bis zum Jahr 1967 be­
schlossen worden. Es ließen sich noch zahl­
reiche andere Beispiele anführen. 

Ich stelle also fest, meine Damen und Her­
ren: Der Versuch, das Problem der Ausfüh­
rungsgesetze zum Vorwand, zum Feigenblatt 
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für das Nein zur Volksanwaltschaft zu machen, 
scheitert an den tatsächlichen Realitäten! (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Jetzt noch eine Bemerkung, weil ich hell­
hörig geworden bin, daß Klubobmann Koren 
versucht hat, das, was wir heute einstimmig 
beschließen werden - es ist leider nur ein 
kümmerlicher Rest des Ganzen -, in irgend­
einer Weise hochzujubeln. Es ist das nicht 
ganz überraschend für uns, denn schon gestern 
hat eine Wiener Tageszeitung geschrieben: 
Es gibt zwar keinen Ombudsmann, aber es 
gibt immerhin Verbesserungen des Rechts­
schutzes. 

Hohes Haus! Ich möchte niemandem die 
Freude an diesen Verbesserungen nehmen, 
die wir heute beschließen werden. Aber das 
auch nur im entferntesten zum Ombudsmann­
Ersatz hochzustilisieren, ist entweder eine 
krasse Fehleinschätzung dessen, was wir be­
schließen werden, oder eine Irreführung der 
Bevölkerung, damit die Neinsager-Politik 
gegenüber dem Volks anwalt quasi ein kleines 
Trostpiaster bekommt. Was wir nämlich heute 
beschließen werden betreffend Erweiterung 
der Möglichkeit, den Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtshof anzurufen, entspricht 
teilweise bereits der Judikatur, wird in einem 
Punkt noch dazu wieder zurückgenommen und 
ist in anderen Punkten eine Rechtsschutz­
verbesserung, die ja nur ganz bestimmten 
Personen oder Institutionen - denjenigen, 
die sich einen hochqualifizierten und teuren 
Rechtsanwalt leisten können - zugute kommt. 

Aber das Grundkonzept der Volksanwalt­
scli.aft, meine Damen und Herren, ist es doch 
nicht, nur den Rechtsschutz immer weiter zu 
verbessern und die Dinge für die Rechts­
anwälte noch komplizierter zu machen und 
noch eine Berufungsmöglichkeit und noch eine 
Instanz einzuführen, sondern die Idee des 
Volksanwaltes ist es doch, eine Person zu 
schaffen, eine Institution zu schaffen, die jeder 
kennt, an die man sich wenden kann und die 
die Anliegen des einzelnen Staatsbürgers 
wahrnimmt. Diese Institution, diese Idee der 
Volksanwaltschaft, meine Damen und Herren, 
kann ich durch zusätzliche Anfechtungsmög­
lichkeiten beim Verfassungs- oder Verwal­
tungsgerichtshof nicht ersetzen! (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Für den Fall, 
daß es noch OVP-Redner geben sollte, die 
trotzdem diese Punkte hochjubeln wollen, 
stelle ich nur kurz folgende sehr realistische 
Kontrollfrage: Angenommen die Bundesregie­
rung hätte das, was heute der spärliche Rest 
des VolksanwaItes sein wird, was übrig­
bleiben wird von der OVP-Neinsager-Politik, 

zum Gegenstand einer Regierungsvorlage ge­
macht, dem Parlament vorgelegt und gesagt, 
daß das eine wertvolle und großartige Ver­
besserung des Rechtsschutzes in Osterreich 
ist. Wissen Sie, was die Folge gewesen wäre? 
- Höhnisches Gelächter der Opposition, die 
gesagt hätte: Was ist das schon, wenn irgend 
jemand noch zusätzlich zum Verwaltungs­
gerichtshof gehen kann, was ist das schon, 
wenn jetzt nicht nur Gerichte der obersten 
Instanz, sondern unter bestimmten Voraus­
setzungen auch solche der zweiten Instanz 
den Verfassungsgerichtshof anrufen können?! 
Wenn die OVP jetzt auf einmal diese Dinge 
hochlobt, dann spricht daraus wiederum das 
schlechte Gewissen der OVP, die die Volks­
anwaltschaft zu Fall gebracht hat. 

So möchte ich abschließend und zusammen­
fassend feststellen: Eine Mehrheit des Ver­
fassungsausschusses - und es war nicht nur 
eine Mehrheit von einer Stimme, meine 
Damen und Herren - hat nach jahrelangen 
Vorarbeiten dem Plenum des Nationalrates 
Vorschläge über die Schaffung einer Volks­
anwaltschaft vorgelegt. Eine Mehrheit dieses 
Hauses - und es wird nicht nur eine Mehr­
heit von 4 oder 5 Stimmen sein - wird 
diesem Antrag zustimmen. Diese Mehrheit 
dieses Hauses wäre selbstverständlich bereit 
gewesen, gemeinsam mit der Minderheit, die 
gar keine Minderheit hätte sein müssen, bei 
einstimmiger Beschlußfassung, die erforder­
lichen Ausführungsbestimmungen zu erar­
beiten und so zeitgerecht zu verabschieden, 
daß sie gleichzeitig mit dem Verfassungs­
gesetz hätten in Wirksamkeit treten können. 
Also mit 1. Juli nächsten Jahres. 

Damit hätte Osterreich eine Rechtsschutz­
einrichtung besessen, wie sie sich in anderen 
Ländern bewährt hat und zweifellos auch in 
unserem Land einem echten Bedürfnis ent­
spricht. Aber die OVP-Minderheit hat es eben 
anders gewollt. Sie denunziert das - ich 
zitiere Schleinzer -, was in jahrelangen ge­
meinsamen Bemühungen erarbeitet wurde als 
"Propaganda-Attrappe'·, sie kritisiert zwar bei 
anderen Gelegenheiten die Anwendung der 
Mehrheit gegenüber der Minderheit, um hier 
als Minderheit der Mehrheit ihre auf Nein 
gerichteten Parteibeschlüsse aufzuzwingen. 
Sie werden Nein zum Gedanken des Volks­
anwaltes sagen, und die Durchsichtigkeit der 
Argumentation und der Ausreden wird nur 
übertroffen von der Leichtfertigkeit, mit der 
dieses Nein ausgesprochen wird. 

Der Mehrheit dieses Hauses bleibt nur die 
Genugtuung, meine Damen und Herren,· daß 
Sie diese Entscheidungen und einige andere 
auch sicher noch bereuen werden und daß 
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sich die Prophezeiung des Klubobmannes Pro­
fessor Koren sicher bewahrheiten wird. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Hausl 
Der Herr Klubobmann Professor Koren hat 
Kritik geübt daran, daß die Mitglieder des 
National- und Bundesrates zu spät zum Staats­
akt, der heute in der Hofburg stattgefunden 
hat, eingeladen wurden. Die Schuld daran liegt 
bei mir, und ich möchte das begründen. 

Als mir, wie das so üblich ist, die Liste 
vorgelegt wurde, mußten in Anbetracht des 
doch begrenzten Raumes gewisse Einschrän­
kungen gemacht werden. Der Staatsakt fand 
schon aus diesen Gründen nicht im Belvedere, 
sondern in der Hofburg statt, weil im Bel­
vedere überhaupt nur 200 bis 300 Menschen 
Platz gehabt hätten, in der Hofburg immer­
hin ungefähr 800. Ich habe der Meinung Aus­
druck gegeben - und das war ein Fehler; ich 
gebe das offen zu -, daß seitens des Natio­
nalrates und Bundesrates außer den Präsiden­
ten und Vorsitzenden die Klubobmänner, die 
Ausschußobmänner teilnehmen sollten. Insge­
samt sind also 65 Volksvertreter eingeladen 
worden. . 

Ich habe auf der anderen Seite sehr kräftige 
Streichungen bei den Beamten machen müssen, 
bei den Mitgliedern der Höchstgerichte und 
bei vielen anderen Behörden, weil ich der 
Meinung war, daß an diesem Staatsakt auch 
Leute teilnehmen sollen, die nicht in irgend­
einer Form öffentliche Funktionen bekleiden. 

So habe ich zum Beispiel 140 Einladungs­
karten den Sozialpartnern zur Verfügung ge­
stellt, so ist eine wesentliche Zahl von Ein­
trittskarten den Vertretern der Jugendver­
bände und Angehörigen des österreichischen 
Bundesheeres sowie den Schulen in Wien 
und einigen Bundesländern zur Verfügung 
gestellt worden. Das war die Ursache für die 
vorgenommenen Reduktionen. 

Wir haben dann, als ich erkennen mußte, 
daß das ein Fehler war, diese Einladungen 
doch noch ergehen lassen, allerdings spät und 
mit der Einschränkung, daß nicht alle auch im 
Saal werden Platz nehmen können, sondern 
in einem Nebensaal die Veranstaltung in 
Form einer Ubertragung, einer Televisions­
übertragung, werden verfolgen können. Dafür 
entschuldige ich mich. 

Nun sind in Anbetracht der verspäteten 
Einladung eben Damen und Herren der Volks­
vertretung nicht in der Lage gewesen, an 
diesem Staatsakt teilzunehmen, wodurch ge-

nügend '" (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G r u b e r. - Zwischenruf bei der OVP: Wis­
sen Sie, Herr Bundeskanzler, wieviel in den 
ersten fünf Reihen freigeblieben sind? Mehr 
als ein Platz!) Nein, das läßt sich ja aus­
rechnen, meine Herren. Wir wissen ja ganz 
genau, wieviele Plätze es gibt, und es läßt 
sich ausrechnen, wieviele das miteinander ins­
gesamt sind. (Abg. Dr. G r u b e r: Das heißt 
es immer, aber das Parlament soll man doch 
soweit respektieren!) Ich kann nicht mehr 
tun als zugeben, daß es ein Fehler gewesen 
sein muß, aber ich stehe nach wie vor auf 
dem Standpunkt, daß eine solche Veranstal­
tung auch weitesten Kreisen der österreichi­
schen Bevölkerung offenstehen muß. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenrufe bei der öVP. -
Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Abgeschafft 
haben das ganz andere, das Parlamentf -
Abg. Dr. Fis c her: Vom Abschaffen sollte 
man nicht reden!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. (Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 
Aber, meine Damen und Herren! Fangen wir 
die Debatte nicht an! 

Am Wort ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Meine 
Damen und Herren! Mein Vorredner hat eine 
Kontrollfrage gestellt, und zwar dahin gehend, 
wie die Beurteilung gewesen wäre, wenn jene 
Punkte, die heute einstimmig beschlossen wer­
den sollen, von der Regierung in Form einer 
Regierungsvorlage zur Verbesserung des 
Rechtsschutzes vorgelegt worden wären. Er 
hat gefragt: Wäre das von der Opposition 
als wertvoll, wäre es als großartig bezeichnet 
worden? Ich würde die Frage dahin gehend 
beantworten, daß es als wertvoll, aber nicht 
als großartig zu bezeichnen wäre. Als wertvoll 
deshalb, weil wir doch nicht unterschätzen 
dürfen, daß im Zuge der Beratungen über die 
Volksanwaltschaft in einer ganzen Reihe von 
Punkten zugegebenermaßen kleine, aber 
immerhin Verbesserungen des Rechtsschutzes 
erzielt wurden. Erlauben Sie daher, daß ich 
mich zunächst diesem - ich möchte sagen -
angenehmen Teil der einstimmig zu beschlie­
ßenden Verbesserungen widme. 

Es ist zunächst der Kreis jener SteHen aus­
geweitet worden, die berechtigt sind, die Ver­
fassungswidrigkeit eines Gesetzes vor dem 
Verfassungsgerichtshof geltend zu machen. Es 
können das fortan die Gerichte in zweiter 
Instanz tun. Meine Damen und Herren! Das 
ist eine sehr wichtige Sache in Anbetracht 
der Tatsache, daß die ganze Sozialversiche-
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rungsgerichtsbarkeit bei einem Gericht zweiter 
Instanz endet, sodaß d'as Gericht ohne diese 
neue Verfassungsbestimmung niemals in der 
Lage wäre, die Dberprüfung eines Gesetzes 
vor dem Verfassungsgerichtshof herbei­
zuführen. 

Es i~t weiter neu eingeführt worden, daß 
ein Drittel der Abgeordneten des National­
rates beziehungsweise eines Landtages eine 
solche Dberprüfung verlangen kann. Wertvoll, 
aber nicht großartig. Ich darf vielleicht als 
Gegenposition die Bundesrepublik Deutsch­
land erwähnen, wo jeder Staatsbürger das 
Recht hat, zum Verfassungsgerichtshof zu 
gehen, um die Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes geltend zu machen. Jeder Staats­
bürger! Trotzdem arbeitet der Bundesgerichts­
hof in Karlsruhe ebenso wie unser Ver­
fassungsgerichtshof. Die Befürchtung, daß eine 
Flut von Beschwerden die Arbeit des Gerichts­
hofes erstickt, die dort auch zuerst geäußert 
worden war, ist also unbegründet. Bei uns ist 
man aber in diesem Bereich furchtbar ängst­
lich. 

Ich wäre also der Meinung - und ich habe 
sie auch in diesem Hause schon wiederholt 
vertreten -, daß es jedem Abgeordneten 
freigestellt sein müßte, ein Gesetz, das er für 
verfassungswidrig hält, vor dem Verfassungs­
gerichtshof zu bekämpfen. Es ist ja schließlich 
sein Risiko, ob er sich dort mit seiner Meinung 
durchsetzt oder nicht. Man darf das nicht so­
sehr vom Standpunkt des Oppositionsrechtes, 
sondern man muß das vom Standpunkt des 
Rechtes des Abgeordneten sehen. Es ist auch 
nicht einzusehen, warum in Osterreich Körper­
schaften des öffentlichen Rechtes nicht das 
Recht haben sollen, zum Verfassungsgerichts­
hof zu gehen, warum etwa eine berufsstän­
dische Vertretung, eine Kammer, nicht den 
Verfassungsgerichtshof anrufen kann, wenn 
sie der Meinung ist, daß in einem Bereich eine 
verfassungswidrige Regelung vorliegt. Ich bin 
also der Meinung, daß das, was hier gemacht 
wurde, ein kleiner Schritt vorwärts ist, daß 
wir uns aber keineswegs damit zufrieden 
geben dürfen. 

Ein Weiteres ist die Möglichkeit, daß vor 
dem Verwaltungsgerichtshof auch die fak­
tische Amtshandlung, wie man so schön sagt, 
bekämpft werden kann, während man dies 
bisher nur beim Verfassungsgerichtshof tun 
konnte, beim Verwaltungsgerichtshof es aber 
eines Bescheides bedurfte, damit eine Anfech­
tung möglich war. Auch das ist eine Neuerung, 
die positiv zu beurteilen ist. 

Das dritte ist die Frage der Ausnahme von 
der Zuständigkeit des VerwaItungsgeriChts­
hofes. Das ist der Katalog des Artikels 133 der 

Bundesverfassung. Es war ein schwieriger 
Weg bis zu der Bestimmung, wie sie die No­
velle vorsieht. Bekanntlich ist es zunächst nach 
langen Schwierigkeiten gelungen, die Möglich­
keit zu eröffnen, gegen Erkenntnisse von Dis­
ziplinarkommissionen an den Verwaltungs­
gerichtshof heranzutreten. 

Es bleiben jetzt noch die Angelegenheiten 
des Patentwesens und des Markenschutzes 
übrig. Würde man den Patentgerichtshof, wie 
er einmal bestanden hat, wieder errichten, 
dann wäre man wahrscheinlich endlich bei 
der allein rechtsstaatlich einwandfreien Lö­
sung angelangt, daß es nur eine Ausnahme 
von der Zuständigkeit beim Verwaltungs­
gerichtshof gibt, und das sind die Angelegen­
heiten, für die der Verfassungsgerichtshof 
maßgebend ist. 

Ich weiß schon, daß jetzt Bemühungen im 
Gange sind, diesen Katalog wieder zu erwei­
tern. Ich weiß schon, daß verschiedene Länder 
in einer falsch verstandenen Sicht bezüglich 
der Probleme des Föderalismus glauben, hier 
würde ihnen etwas weggenommen. Aber in 
Wirklichkeit handelt c:!s sich darum, daß immer 
dem zu mißtrauen ist, der sich vor dem Rechts­
zug an ein Höchstgericht fürchtet. In einem 
Rechtsstaat braucht sich eine Verwaltungs­
behörde nicht davor zu fürchten, daß der 
Verwaltungs- oder der Verfassungsgerichtshof 
berechtigt ist, ihre Handlungen zu überprüfen. 
Wenn man bestimmte Kommissionen hier aus­
nehmen will, so ist das immer ein Zeichen 
dafür, daß irgend etwas nicht ganz in Ord­
nung ist. 

Wir glauben daher, daß es gut wäre, wenn 
der Artikel 133 im Endergebnis nur mehr 
diese eine Ausnahme, nämlich die der Zu­
ständigkeit des Verfassungsgerichtshofes, vor­
sehen würde, und wenn die Rechtsstaatlichkeit 
auf dem Gebiet der Verwaltung durch zwei 
Punkte vollendet würde,. erstens einmal 
dadurCh, daß in jeder Sache in höchster In­
stanz ein Gericht entscheidet und keine Kom­
mission oder ähnliches, und zweitens in der 
Richtung, die uns eigentlich durch die Men­
schenrechtskonvention längst vorgeschrieben· 
ist, daß nämlich die Beweiswürdigung vor 
dem Höchstgericht oder dort vor einem Gericht 
überprüft werden kann. 

Damit komme ich schon zum zweiten Teil 
meiner Ausführungen, auf die Frage der 
Volksanwaltschaft. Es sind hier vom Herrn 
Professor Koren eine Reihe von Einwänden 
gebracht worden; erlauben Sie mir, daß ich 
mich der Reihenfolge nach mit diesen Ein­
wänden beschäftige. 
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Zunächst ist es richtig, daß man das skan­

dinavische System des Ombudsmans nicht un­
besehen auf Osterreich übertragen kann, weil 
die nordischen Länder bekanntlich keine Ver­
waltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit wie 
wir kennen; der Ombudsmann füllt dort eine 
Lücke aus, die bei uns in weitem Umfang nicht 
besteht. Wer also glaubt, man könnte die Ein­
richtung von dort einfach auf Osterreich über­
tragen, der wäre im Irrtum. Aber davon ist ja 
weder die Regierungsvorlage ausgegangen 
noch der Unterausschuß bei jenen einvernehm­
lichen Lösungen, die er erarbeitet hat. 

Der Gedankengang war vielmehr der, daß 
es gilt, noch bestehende Lücken des Rechts­
schutzes durch die neue Einrichtung nach Mög­
lichkeit zu' schließen. Die einzige Parallele zu 
den entsprechenden Einrichtungen in den 
skandinavischen Staaten und in England be­
steht also nur in der Lösung des Problems: 
In welchen Bereichen gibt es keinen oder 
einen ungenügenden Rechtsschutz, und in wel­
chen Bereichen muß daher eine zusätzliche 
Einrichtung tätig werden? 

All diejenigen, die mit dem Hinweis auf die 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
an der Institution überhaupt Kritik üben, 
sehen daher nicht, daß hier eine ganz andere, 
nur ähnliche, aber nicht gleiche Einrichtung 
geplant und beabsichtigt ist. 

Nun wurde von der Frage des Umfanges 
der Zuständigkeit gesprochen. Es ist richtig, 
es wurde zu wiederholten Malen die Frage 
erörtert, ob die Justiz in bestimmten Teil­
bereichen miteinzubeziehen sei. Gerade das 
ist aber ein Bereich, wo die Parallele zu den 
skandinavischen Ländern ganz offensichtlich 
gegeben ist, denn gerade die Justiz hat ja 
das ausgebaute Kontrollsystem, die Justiz hat 
die Unabhängigkeit, und diese Unabhängig­
keit, die das verfassungsmäßige Kennzeichen 
der Justiz ist, hindert ja gerade daran, daß 
man eine Institution schafft, um die Justiz 
in ihrer Unabhängigkeit zu kontrollieren. Das 
können notwendigerweise nur Gerichte. Es 
gibt bekanntlich im Strafverfahren eine eigene 
Behörde, das ist der Generalprokurator, und 
es gibt ein ganz besonderes Rechtsmittel, das 
ist die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung 
des Gesetzes. Das ist gen au das, was als 
Vorbild für die Volksanwaltschaft dienen 
kann. Denn das ist das, was im Bereich des 
Strafrechtes, also im Bereich der Justiz schon 
seit vielen Jahren eingerichtet ist, im Bereich 
des öffentlichen Rechtes aber fehlt. 

Was hier geschaffen werden sollte, wäre 
eine Art Generalprokuratur des öffentlichen 
Rechtes, die - so war es ja auch vorgesehen, 
und zwar in den einvernehmlich vorgesehenen 

Punkten ----' die Möglichkeit haben soll, gesetz­
widrige Vorgänge in der Verwaltung aufzu­
zeigen und gegebenenfalls auch abzuhelfen. 
Genau dasselbe also, was die General­
prokuratur im Bereich des Strafrechtes mamen 
kann und machen soll, das soll die Volks­
anwaltsdlaft für den Bereich des öffentlichen 
Rechtes tun. 

Wer also die Meinung vertritt, daß man 
die Justiz hier zum Teil einbeziehen soll, 
der geht von einem Gedanken aus, der einen 
Konstruktionsfehler in dem ganzen verur­
sachen würde, weil dann dort eine doppelte 
Kontrolle vorhanden wäre und ein Eingriff 
in die Unabhängigkeit der Rechtsprechung. 

Wir sind bei den Beratungen über die 
Volks anwaltschaft von einer grundlegenden 
Uberlegung ausgegangen. Wir waren der Mei­
nung, daß die Volksanwaltsmaft nicht etwa 
den Zweck haben soll, dem einzelnen es ab­
zunehmen, sich um seine Rechte selbst zu 
kümmern, sondern daß sie ihm dort helfen 
soll, wo der einzelne, aus welchen Gründen 
immer, nicht in der Lage ist, diesen "Kampf 
ums Recht", um den Ausdruck von Rudolf 
von Ihering zu gebrauchen, aus eigenem durch­
zuführen. 

Daß man ihm den Kampf ums Remt einfach 
abnimmt, wäre falsch. Daß man ihn aber in 
die Lage versetzt, diesen Kampf ums Recht 
zu führen, das wäre auch eine Aufgabe der 
Volks anwaltschaft, wie sie in dieser vom Aus­
schuß beschlossenen Fassung vorgesehen ist. 

Eine solme Aufgabe einer allgemeinen Kon­
trolle hätte auch eine sehr positive Wirkung 
allein durch die Existenz der Institution. Ich 
darf Ihnen sagen - Sie können das aus den 
Entscheidungen des Verwaltungsgerimtshofes 
ablesen -, wie erzieherisch dessen Recht­
sprechung auf die Verwaltungsbehörden ge­
wirkt hat, etwa in der Frage des Parteien­
gehörs, etwa in der Frage der Verpflichtung, 
beantragte Beweise durchzuführen und nimt 
von vornherein zu sagen, es kommt "eh" 
nichts dabei heraus. Der Verwaltungsgerichts­
hof ist nicht nur durch seine Rechtsprechung, 
sondern durch sein bloßes Vorhandensein, 
durch die Möglichkeit, ihn anzurufen, von 
einem nicht zu unterschätzenden Wert; das­
selbe würde für die Anwaltschaft des öffent­
lichen Rechtes gelten. 

Nun wurde über die Frage monokratisches 
Organ oder Kollegialorgan gesprochen. Darf 
ich dazu auch einiges sagen. 

Es hat der Herr Professor Koren hier sehr 
bewegt davon gesprochen, daß, wenn' heute 
das beschlossen würde, die Gefahr bestünde, 
daß man der Bevölkerung gewissermaßen vor-
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gaukelt, es werde da eine neue Rechtsschutz­
einrichtung geschaffen, dann wird sie aber 
gar nicht geschaffen, weil das Ausführungs­
gesetz fehlt, so meinte er. Er gab zwar zu, 
daß das Ausführungsgesetz mit einfacher 
Mehrheit im nächsten Nationalrat - er meinte 
sogar, es wäre eine sozialistische Mehrheit, 
ich hoffe das meinerseits nicht - beschlossen 
werden würde, er meinte aber, es könnte 
doch immerhin ein falscher Eindruck entstehen 
und es könnte etwas auf dem Papier ins Leben 
gerufen werden, was dann gar nicht existieren 
kann. 

Nun sehen Sie, genau das würde eintreten 
oder könnte eintreten, wenn man die Volks­
anwaltschaft monokratisch organisieren 
würde. 

Ich darf vielleicht auf einen anderen Bereich 
als Beispiel verweisen. Wie war denn das mit 
der Suche nach einem Generalintendanten für 
den Osterreichischen Rundfunk, und wie war 
es denn da mit der qualifizierten Mehrheit? 

Die qualifizierte Mehrheit ist etwas sehr 
Schönes, aber man muß ja eine Regelung 
finden für den Fall, daß sie nicht zustande 
kommt. Und 'wenn sie nicht zustande kommt, 
dann gibt es nur entweder die Möglichkeit, 
eine einfache Mehrheit an die Stelle der quali­
fizierten zu setzen in bestimmtem zeitlichen 
Abstand, wie beim Rundfunkgesetz ge­
schehen, oder die andere Möglichkeit ist, daß 
die betreffende Position nicht besetzt werden 
kann. Eventuell eine dritte Möglichkeit ist, 
daß man eine Volkswahl stattfinden läßt. Da 
würde ich doch meinen, daß man eine Volks­
wahl des Volksanwaltes etwa nach dem 
Muster der Bundespräsidentenwahl mit Wahl­
propaganda und entsprechenden Kosten besser 
vermeiden sollte. 

Wir glauben also, daß die monokratische 
Lösung in der Theorie wunderschön ist. Sie 
ist aber keine praktische Lösung, weil sie 
keinen Ausweg aufzeigt, wie die Bestellung 
vorgenommen werden sollte, nämlich in der 
Form, daß es sicher zu einer Bestellung kommt. 
Und da glaube ich, daß die Lösung, die nun 
in der Vorlage in der Fassung des Ausschuß­
berichtes enthalten ist, doch realistischer ist. 

Gewiß, ich stimme mit allen überein, die 
sagen, es wäre herrlich, wenn man den Volks-

, anwalt hätte, der von allen als unparteilich 
und über den Parteien stehend anerkannt ist, 
auf den sich alle einigen und von dessen 
Unparteilichkeit alle überzeugt sind. Der 
existiert daher nur die Theorie, während 
in der Wirklichkeit gar nichts anderes übrig 
bleiben wird, als eine Lösung zu finden, wie 
sie hier vorgeschlagen wird. 

Es ist heute, glaube ich, noch nicht fest­
gestellt worden, es ist aber so, daß die Frage 
"einer oder mehrere", also Kollegialorgan 
oder monokratisch, die einzige Differenz ge­
wesen ist, die überhaupt noch bestand. Es 
war nicht die Frage des Ausführungsgesetzes. 
Natürlich waren wir uns darüber im klaren, 
daß ein Ausführungsgesetz notwendig wäre, 
aber daß es die Bedingung wäre für die Be­
schlußfassung überhaupt, das haben wir erst 
im Frühjahr dieses Jahres erfahren; wobei 
nicht zu sehen ist, wie diese Bedingung zu 
erfüllen gewesen wäre, denn das Ausführungs­
gesetz kann ja erst gemacht werden, wenn 
man sich über die Verfassungsbestimmungen 
einig ist, und die Verfassungsbestimmungen 
wollte man wieder an das Ausführungsgesetz 
binden. Das ist eine Form, um zu der In­
stitution an sich nein zu sagen. 

Ich darf noch etwas zu der Frage der Kosten 
sagen. Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß 
eine solche Einrichtung etwas kostet. Es ist 
ganz sicher, daß dadurch Kosten erwachsen 
werden. Aber sie werden wesentlich geringer 
sein als bei einem anderen beliebigen Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates, als etwa 
bei einem jener Beschlüsse, die in dieser 
Sitzung noch gefaßt werden. Ich rede jetzt 
nicht von dem zum Budget gehörigen Be­
schluß, sondern etwa von der Änderung der 
Reisegebührenvorschrift, die wahrscheinlich 
mehr kosten wird als die Durchführung dieses 
Gesetzes. 

Und hier muß man schon sagen: Der Rechts­
schutz ist etwas so Wichtiges, daß die Kosten­
frage doch zurücktreten muß. Das kann man 
nicht nur von der Geldfrage her sehen. Es 
gibt eine ganze Reihe von Dingen, wo man 
von der Regierung, wo man vom Parlament 
erwarten kann, daß auf Änderungen verzichtet 
wird, wenn sie unwirtschaftlich sind, weil 
Sparsamkeit geboten ist. Aber dort, wo es 
darum geht, ob der Staatsbürger zu seinem 
Rechte kommt, dort ist das Argument der 
Kosten, glaube ich, fehl am Platz. Es sollte, 
welche Meinungsverschiedenheiten immer uns 
trennen, doch bei diesem Punkt der Ver­
besserung des Rechtsschutzes in Osterreich 
nicht gebracht werden. 

Ich kann mir eine ganze Reihe von Ein­
wendungen gegen die Regelung vorstellen. Ich 
kann sie mir vorstellen auch bei jenen Punk­
ten, über die Einverständnis bestand. Ich kann 
sie mir vor allem deshalb vorstellen, weil wir 
ja hier juristisches Neuland betreten, weil es 
sich hier um die Gestaltung einer Einrichtung 
handelt, die es in Osterreich bisher nicht 
gegeben hat, die wir auch aus dem Ausland, 
wie schon erwähnt, nicht ohneweiters über-
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tragen können, denn wir können von dort 
nur die Idee übernehmen, aber alles andere 
müssen wir selbst gestalten und neu gestalten. 
Und da gibt es natürlich zu jeder Bestimmung 
Einwände, gibt es zu jeder Bestimmung Be­
denken. Aber diese Bedenken hätten auch die 
vor uns haben müssen, die den Verwaltungs­
gerichtshof geschaffen haben, die den Ver­
fassungsgerichtshof geschaffen haben, die alle 
die Rechtseinrichtungen unseres Landes ge­
schaffen haben; Sie haben auch einmal Neu­
land betreten, und sie haben den Mut gehabt, 
es zu tun. Daher muß man sagen: Haben wir 
diesen Mut auchl (Beiiall bei FPO und SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Ermacora. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus I Herr Dr. Broesigke 
hat bis auf seine Schlußworte unterkühlt, Herr 
Dr. Fischer hat unter- und überspielt. (Abg. 
Pet er: Sie bringen den Hochdruck hinein! -
Heiterkeit.) Das werden Sie dann sehen am 
Ende dieser Rede. 

Präsident Dr. Maleta: Und ich laß den Dampf 
ab! (Neuerliche Heiterkeit.) 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Zunächst darf ich mich an den Herrn Bundes­
kanzler wenden. Ich möchte nur etwas aus 
dieser Affäre, die mit der Einladung 
zusammenhängt, hier zu Protokoll geben. 

Ich habe mich, da ich ja als Abgeordneter 
auch an Staatsakten interessiert bin, inter­
essiert gezeigt, ob ich eingeladen worden sei, 
und habe am Dienstag das entsprechende Amt 
angerufen. Man hat es nicht einmal der Mühe 
wert gefunden, mir eine tAntwort zu geben, 
meine Damen und Herren! So sieht die Sache 
aus! Ich würde bitten, Herr Staatssekretär, 
das dem Herrn Bundeskanzler auszurichten, 
daß man mich nicht einmal zurückgerufen hat 
auf die Frage hin, ob auch die Abgeordneten 
zu dieser Veranstaltung eingeladen sind. Das 
ist immerhin interessant. (Abg. Dr. F i e dIe r: 
Herr Staatssekretär Dr. VeseIsky! Werden 
Sie das dem Herrn Bundeskanzler zumindest 
ausrichten, wenn Sie schon Akte bearbeiten?) 
Ich bilde mir nicht sehr viel ein darauf, nicht 
eingeladen worden zu sein, aber ich habe das 
vom Standpunkt eines Abgeordneten doch 
immerhin als beachtenswert gefunden. 

Ich möchte zur Sache kommen und hätte mir 
vorgestellt, daß ich meinte, sagen zu sollen, 
daß zur Feier des Tages die Beschlußfassung 
über die Punkte 1 bis 11 dieses Gesetzesent­
wurfes ein der Tradition österreichischen Par­
lamentarismus sehr würdiges Ereignis sein 
könnte. Daher sollten wir die zänkische 

Polemik, die zum Teil die Würze der Dis­
kussion ausmacht, zurückstellen. Aber Herr 
Dr. Fischer hat eine gar zänkische Polemik in 
diese Diskussion gebramt, und im möchte 
doch auf einige seiner Argumente, bevor ich 
in_die Sache eingehe, antworten. 

Wenn Herr Dr. Fischer nun beklagt, daß die 
parlamentarische Minderheit der Mehrheit ein 
Nein entgegenhält: Diese parlamentarische 
Minderheit hatte eben ihre Minderheitsrechte, 
Herr Dr. Fischer. Nach der Bundesverfassung 
können Verfassungsgesetze - das ist eben ein 
Schutz für die Minderheit - nur mit einem 
bestimmten Quorum beschlossen werden. Ich 
verstehe nicht, warum er sich so darüber auf­
regt. Oder sollte das vielleicht heißen, daß er 
die Verfassung ignorieren wollte, meine 
Damen und Herren? (Beifall bei der OVP.) 

Er hat nicht ausgeführt, was nun den Schutz 
der Minderheit angeht, daß der erste Entwurf 
im gesamten Begutachtungsverfahren - Herr 
Dr. Broesigke hat seinerzeit den ersten Ent­
wurf, bevor er noch zur Regierungsvorlage 
gediehen ist, begrüßt, Herr Dr. Broesigke war 
ein standfester Mann von allem Anfang an, 
sei es, wie es wolle, diese Regierungsvorlage 
zu akzeptieren - eine vernichtende Kritik 
gefunden hat. Niemand hat ausgeführt, daß 
die Idee einer Dreier-Volksanwaltschaft, für 
die Herr Dr. Broesigke plädiert, eine vernich­
tende Kritik gefunden hat. Dann hat man 
allerdings diesen Entwurf überarbeitet und 
aus ihm eine sehr brauchbare Diskussions­
grundlage gemacht. 

Wenn Herr Dr. Fischer die Rechtsschutz­
verbesserung bagatellisiert und meint, wenn 
die SPO das eingebracht hätte, würde die 
GVP sagen, daß das viel zuwenig oder über­
haupt nicht diskutabel sei, so muß ich doch 
darauf hinweisen, daß die Regierung Klaus 
unter einer IH-Beilage die Grundsätze dieser 
Rechtsschutzverbesserung dem Parlament 
schon vorgelegt hat. Daher kann Herr Doktor 
Fischer nicht sagen, daß die OVP so ohne 
weiteres, wenn sie die Regierungsmehrheit 
hätte, nein gesagt hätte, weil die GVP als 
Regierungsmehrheit diese Dinge ja schon in 
den Grundzügen vorgeschlagen hat. Daher ist 
Herrn Dr. Fischers Argumentation nicht ganz 
richtig. 

Wenn Herr Dr. Fischer meint, daß eine 
Rechtschutzverbesserung etwas Bagatellisie­
rendes und etwas Geringes sei, dann möchte 
ich ihn und auch den Herrn Dr. Broesigke, 
der ja ein großer Mann des Rechts ist, doch 
aufmerksam machen, was alles verbesserungs­
würdig ist. Da macht man ein Schaustück und 
läßt die Alltagssorgen völlig außer aCht. 
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Wo ist denn die Leistung Ihrer Regierung 

auf dem Gebiete der Rechtsschutzverbesse­
rung, meine Damen und Herren? Wo ist denn 
der allgemeine Ausbau des Rechtsmittelweges? 
Wo ist denn die Verbesserung der Rechts­
mittelbelehrung? Wo ist die Verlängerung der 
Rechtsmittelfristen? Wo ist die Beseitigung 
bestimmter Beschränkungen des Rechtszuges 
an den OGH? Wo ist die Verbesserung der 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand? Wo 
ist die Verbesserung, daß der Verwaltungs­
gerichtshof auch meritorisch entscheiden 
sollte? Wo ist die Verbesserung der Anfech­
tungsbefugnisse des Rechnungshofes? Wo ist 
der Ausbau des Armenrechts? Herr Doktor 
Broesigke oder -Herr Dr. Fischer hat davon 
gesprochen, daß es so viel kostet. Wo ist der 
Ausbau des Armenrechtes? Abgelehnt haben 
Sie das bei einer Diskussion über den Bericht 
des Verwaltungsgerichtshofes. Wo ist die 
Schaffung der Rechtsberatungsstellen? Wo ist 
die Bekämpfung der Untätigkeit der Verwal­
tungsbehörden und anderer Organe? 

Ich könnte Ihnen hier Punkt für Punkt auf­
zählen, wo die Regierung sehr wohl einen 
Beweis hätte liefern können, wie ernst ihr 
die Verbesserung des Rechtsschutzsystems ist. 
In diesen vier Jahren ist auf diesem Sach­
gebiet nichts geschehen. (Beifall bei der OVP.) 
Meine Damen und Herren! Diese Regie­
rungsvorlage hat zwei Teile. Eine ausgereifte 
Rechtsschutzverbesserung und eine weniger 
ausgereifte Rechtsschutzerweiterung. Das eine 
ist mehr spektakulär, das andere ist weniger 
spektakulär. 

Im Falle der ausgereiften RechtssdlUtzver­
besserung, die wir, so hoffe ich, beschließen 
werden, stehe ich nicht an zu sagen, daß es 
irgendwie der letzte Punkt des Abgesanges 
einer klassischen Staatsvorstellung ist, indem 
man das, was im Jahre 1861 aufgebaut wurde, 
heute vollendet. 

Im Falle der Volksanwaltschaft stehe ich 
auch nicht an zu sagen, daß diese Volks­
anwaltschaft dazu geschaffen wäre, dem 
Rechtsschutz in einem neuen Staats- und Ge­
sellschaftssystem Rechnung zu tragen. Ich 
würde aber in jedem Falle behaupten, gleich­
gültig, ob man heute nur den einen Teil oder 
ob man beide Teile beschließt, daß das in 
jedem Fall, auch bei dem von Herrn Doktor 
Fischer bagatellisierten Teil, eine große 
Rechts- und Verfassungsreform bedeutet und 
daß das jedenfalls zur Festigung des Rechts­
bewußtseins des einzelnen und zur Festigung 
des Rechtsschutzes des Individuums beitragen 
kann. Ich würde Sie bitten, das nicht zu 
b ag a tellisieren. 

Herr Dr. Fischer hat von einem "kümmer­
lichen Rest" gesprochen. Es tut mir leid, daß 
ich Herrn Dr. Fischer hier nicht im Auge habe. 
Aber ich betrachte das als eine ganz grobe 
Unterkühlung und Unterspielung dieser von 
uns eingebrachten Initiative. Wir sind der 
schlagworthaften Gestaltung des Ombudsman­
nes entgegengetreten. Das ist eine kümmer­
liche Unterspielung der wahren Bedeutung 
dieser Rechtsschutzverbesserung. Auch Herr 
Dr. Broesigke hat in seiner sehr nüchternen 
Art das eher bagatellisierend heruntergelesen 
oder vorgetragen. 

Es werden hier die Wünsche und Erfahrun­
gen einer bald hundertjährigen Epoche öster­
reichischer Rechtstradition und Verfassungs­
tradition in die Wirklichkeit übersetzt. Unsere 
Initiative im Ausschuß ist eben jener Teil 
der Rechtsschutzverbesserung, die vor allem 
den Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof 
betrifft und das klassische System angeht. 

Unsere Vorstellung ist gewesen, die Unzu­
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
gegenüber jenen Behörden, die Herr Doktor 
Broesigke mit Recht zitiert hat, aufzuheben. 
Es handelt sich nicht um sogenannte Agrar­
behörden, sondern es handelt sich um Be­
hörden, von denen der Verfassungsgerichtshof 
in seiner Judikatur in vier Fällen, und nur 
in diesen vier Fällen, festgestellt hat, daß sie 
willkürlich gehandelt hätten. 

Gestern sind wir im Verfassungsausschuß 
bedauerlicherweise, ich muß es offen gestehen 
- ich gestehe diesen Mangel an Ubersicht 
ein -, durch eine Wortmeldung überfahren 
worden. Man hat einen schon vereinbarten 
Text, wonach die Behörden der Bodenreform, 
das sind die Agrarbehörden und der Oberste 
Agrarsenat, nicht der Zuständigkeit des Ver­
waltungsgerichtshofes unterliegen sollten, ge­
ändert. Wir haben gemeint, wir könnten dem 
zustimmen; wir wurden aber später aufmerk­
sam gemacht, daß man damit eine rechtliche 
Regelung decken würde, die man seinerzeit 
von unserer Seite nicht akzeptiert hat. Ich. 
muß offen zugestehen, ich habe diese Uber­
sicht nicht gehabt, und ich muß zugestehen, 
daß wir dafür plädieren werden, die Z. 6 der 
Regierungsvorlage in diesem Stadium nicht 
zu genehmigen, sondern daß wir bitten wer­
den, diese Frage im Zusammenhalt mit den 
Verfassungsbestimmungen über die Geschäfts­
ordnungsreform zu behandeln, wobei es kei­
nen Zweifel gibt, daß inan gegen die im 
Artikel 133 Z. 4 genannten Behörden sein 
wird - oder zumindest ich bin dagegen, 
möchte ich hervorheben -, daß man aber die 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
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für die Behörden der Bodenreform nicht be­
gründen sollte. 

Es wird in dieser Novelle, die der Herr 
Dr. Fischer so bagatellisiert hat, eine Klarheit 
bei der Anfechtung von Akten der Befehls­
und Zwangsgewalt gesetzt werden, etwas, was 
wir bis heute nicht gehabt haben. Der einzelne 
wird die Möglichkeit haben, nun verfassungs­
rechtlich verbrieft und nicht durch mühselige 
Auslegungspraktiken gestützt, sozusagen von 
der Straße weg, sozusagen vom Kasernenhof 
weg, sozusagen von der Straßenbahn weg den 
Verfassungsgerichtshof anzufechten. 

Die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen 
wird durch den einzelnen angefochten werden 
können, sofern die Verordnungen den einzel­
nen betreffen. Ist Ihnen bewußt, was das be­
deutet? Das bedeutet, daß die gesamte Pla­
nungspraxis, die bisher von den Gerichtshöfen 
öffentlichen Rechtes als Verordnungs­
maßgebung angesehen wurde, daß diese Pla­
nungspraxis der Behörden vom einzelnen her 
der Kontrolle unterworfen werden kann. Und 
das ist eine Bagatelle, die man so einfach 
dahinspricht und unterkühlt darstellt? 

Die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
kann durch den einzelnen überprüft werden, 
sofern diese Gesetze unmittelbar in die 
Rechte des einzelnen eingreifen. Da werden 
wir eine Fülle von Fragen zu klären haben, 
meine Damen und Herren, denn solche Ge­
setze stehen auf dem Wege. Ich denke hier 
persönlich nur an das Entschädigungsgesetz 
in bezug auf den tschechoslowakisch-öster­
reichischen Vermögensvertrag. Das scheint mir 
schon jetzt, von diesem Moment an, soweit 
ich den Entwurf gesehen habe, ein ungemein 
bedenkliches Gesetz zu sein, was den ein­
zelnen betrifft, und der es unmittelbar anfech­
ten wird können. Ja, meine Damen und 
Herren, die 40.000 oder 50.000 Betroffenen 
sind eine Bagatelle? Das ist eine unterkühlte 
Angelegenheit? 

Es wird der einzelne - und das geht aus 
der Kombination des neuen Artikel 140 mit 
dem in dem Entwurf nicht genannten 140 a 
hervor - Staatsverträge anfechten können. Ist 
Ihnen klar, was das bedeutet, etwas, wofür 
man ein Jahrzehnt, zwei Jahrzehnte lang ge­
kämpft hat? 

Es wird ein Drittel der Mitglieder des Par­
laments die Möglichkeit haben, Gesetzeanzu­
fechten. Ist das zu bagatellisieren? Ist das 
nicht eine ungeheure Veränderung in unserem 
ganzen System? 

Diese Rechtsschutzverbesserungen scheinen 
mir so grundlegend, daß man sie nicht baga­
tellisieren kann, aber man möge bitte etwas 

anderes nicht übersehen: Wenn dieser Teil 
die Zustimmung findet, so hat das Parlament 
gegenüber der Regierung ein Lebenszeichen 
von sich gegeben, das man in all diesen Jahren 
oft mit dem Staatsnotar verglichen hat, denn 
es ist das Parlament, das diese Initiative er­
griffen hat und nicht die Regierung. Wir haben 
die Initiative ergriffen, Sie und Sie und wir. 
Ja ist das nicht ein Ausdruck parlamen­
tarischer Souveränität, den wir hier beschlie­
ßen? Und der wird von den beiden Fraktionen, 
die fixiert sind auf diesen Ombudsman 
heruntergespielt. 

Nein, meine Damen und Herren, ich glaube, 
hier sieht man wohl, daß man mit unterschied­
lichen Gewichten diese Sache beurteilt. 

Ich komme nun zu dem zweiten Fragen­
komplex. Die Volksanwaltschaft wäre ein 
neues System, sie wäre geeignet, den Rechts­
schutz neuen gesellschaftlichen Verhält­
nissen zum Teil anzupassen. Aber, bitte, auch 
hier muß man die Dinge etwas realistischer 
sehen, als das Herr Dr. Fischer getan hat. Er 
hat pathetisch ausgerufen: "Wo ist der Rechts­
suchende mit seiner Möglichkeit, Auskunft 
zu erhalten, Rat zu erhalten, Hilfe zu 
erhalten?" Aber Sie haben doch das Bundes­
ministeriengesetz mit der Auskunftspflicht. Ich 
habe vor einigen Tagen ein Amt des Bundes­
kanzleramtes angerufen, ob ich eingeladen 
werde zu dem Staatsempfang. Nicht einmal 
eine Antwort habe ich darauf bekommen. 

Meine Damen und Herren! Sie haben in 
dem Verwaltungsreformbericht einen dicken 
Entwurf über die Auskunftspflicht. Warum 
denn so pathetisch sein! Wenn die Behörden 
ihre Auskunftspflicht richtig wahrnehmen, 
dann kann doch diese emphatische These des 
Herrn Dr. Fischer nicht ganz richtig sein. Wenn 
die Behörden ihre Pflicht, Verwaltungsservice 
zu leisten, erfüllen, so ist die Frage der Aus­
kunft, des Rates und der Hilfe für mich per­
sönlich, meine Damen und Herren, als Staats­
bürger eine Selbstverständlichkeit. Dazu 
brauche ich nicht die Volksanwaltschaft und 
nicht den Ombudsman! (Beifall bei der OVP.) 

Und, meine Damen und Herren, man muß 
die Dinge auch in einem weiteren Zusammen­
hang sehen. Das, wofür Sie hier plädieren, 
Herr Dr. Broesigke und Herr Dr. Fischer, das 
ist nicht eine Idee, die auf sozialistischen Fel­
dern gewachsen ist. Kelsen, ein Mitschöpfer 
der österreichischen Bundesverfassung, hat 
diese Idee schon im Jahre 1925 ausgesprochen. 
Der Verfassungsgerichtshof hat seit 1961 diese 
Forderung erhoben. Und im Jahre 1966 hatten 
wir - ich würde sagen - eine geradezu 
groteske Situation: Bei der Tagung der öster­
reichischen Juristenkommission in Eisenstadt 
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hatte ich das Vergnügen, ein Referent zu sein, 
der die Volksanwaltschaft bejaht hat. (Abg. 
Dr. Fis ehe I: Und heute sind Sie dagegen!) 
Sie werden schon hören, war um ich dagegen 
bin, Herr Kollege. Und die Zeitungen haben 
geschrieben: "Ermacora ja" - ich weitab von 
einer parteipolitischen Tätigkeit - "und 
Broda nein". Und Broda hat dazugeschrieben, 
es würde ein Fremdkörper in der österreich:i­
schen Rechtsordnung sein. (Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. Dr. Fis ehe r: Broda hat dazu­
gelernt, Ermacora nicht!) Er hat ausgeführt, 
das würde sich ja gar nicht in die Verfassungs­
ordnung einpassen lassen. Aber ich gebe zu, 
Herr Dr. Broda hat dazugelernt und hat dann 
als oppositioneller Abgeordneter gemeinsam 
mit Herrn Abgeordneten Gratz in dem Ent­
wurf Gratz-Broda eine neue Position ergriffen. 
Der Regierungsentwurf, den der Herr Doktor 
Broesigke schon von allem Anfang an ver­
treten hat, hat eine vernichtende Kritik er­
fahren. 

Und dann kommt die Regierungsvorlage, 
die - und das wird mir Herr Dr. Fischer 
zugestehen - in einer harten Arbeit his 1973 
unter Anhörung von Experten, Ländervertre­
tern, Beamten grundlegend behandelt wurde. 
Diese Arbeit hat zu etwa 15 oder 18 sehr 
grundlegenden, ich würde sagen, Verbesserun­
gen der Regierungsvorlage geführt. Ich würde 
eine Verbesserung herausstellen, die Herr 
Dr. Broesigke nicht sehr gerne gesehen hat, 
aber ich würde sie wirklich als eine Ver-, 
besserung herausstellen und kann betonen,' 
daß diese Verbesserung mir besonders am 
Herzen gelegen wäre, nämlich daß man dort 
den Gedanken der Billigkeit mit aufgenommen 
hat. Die Volks anwaltschaft sollte auch gewisse 
Fragen im Lichte der Billigkeit ansehen. Das 
ist auch nidlt so neu, wie das Herr Dr. Broe­
sigke damals herausgestellt hat. Schon 1867 
sagte das Reichsgericht, als es eingerichtet 
wurde (Abg. Dr. B r 0 es i 9 k e: Und was habe 
ich Ihnen gesagt im Unterausschuß, Herr Pro­
fessor?), in der Schrift, daß dort "nicht die 
arbiträre Gewalt der Administration, sondern 
Recht und Billigkeit" durch das Reichsgericht 
"zur Geltung kommen werde", (Abg. Doktor. 
Fis c her: Und Sie stimmen dagegen! -
Weitere Zwischenrufe.) Nein, nein, das hat 
er nicht gesagt. 

Es taucht nun die sachliche Frage auf, meine 
Damen und Herren: Woran scheitert heute 
dieses Projekt? Herr Dr. Koren hat die Frage 
herausgestellt, und ich möchte sie mit einem 
Satz zusammenfassen: Das Projekt ist in die­
ser Form auch mit all jenen Punkten, die man 
akkordiert hat, nicht ausgereift und in seinen 
Konsequenzen ohne volle Kenntnis des Aus. 
führungsgesetzes nicht überschaubar. 

Und jetzt sagte Herr Dr. Broesigke: Na, das 
ist erst im letzten Moment aufgetaucht! Meine 
Damen und Herren, relativ unbeachtet habe 
ich den Punkt schon bei einer der ersten 
Sitzungen herausgestellt und darf aus meinem 
Informationspapier an den Klub vom 14. 2. 
1972 zitieren, daß die Ausführungsbestimmun­
gen zum Entwurf als Regierungsvorlage vor­
zulegen wären, das Modell einer Geschäfts­
ordnung auszuarbeiten wäre. 

Darüber habe ich den Klub am 14. 2. 1972 
nachweisbar informiert. Sie können als nicht 
sagen, es finde sich heute der Dr. Koren im 
letzten Moment ein. (Widerspruch bei der 
FPO.) Meine Damen und Herren I So kann man 
nicht argumentieren, insbesondere wenn diese 
Frage ja auch herausgestellt wurde. 

Es wird vom Herrn Dr. Broesigke die mono­
kratische Struktur dieser Volksanwaltschaft, 
die wir verlangt haben, angegriffen. Aber es 
sagt niemand, daß all die Beispiele der Volks­
anwaltschaft in der Welt, wo sie existieren, 
in den nordischen Staaten, in England, mono­
kratische Strukturen aufweisen, Warum denn 
in Osterreich eine Dreierstruktur? - Das 
möchte ich Sie fragen. Warum kommen Sie 
denn dazu? Weshalb begründen Sie denn 
nicht, warum Sie hier eine Abweichung von 
der europäischen Praxis vorschlagen wollen? 
Warum begründen Sie das nicht? Das können 
Sie höchstens mit Proporzrücksichten begrün­
den. Eine andere Begründung gibt es auf den 
ersten Blick für diese Argumentation nicht. 
Diese Frage ist nicht geklärt worden; und das 
ist wohl eine sehr bedeutsame Frage, meine 
Damen und Herren I 

Eine weitere Frage ist, ob der Ombudsman 
oder der Volksanwalt eine Person sein soll, 
oder ob es drei sein sollen oder eine Misch­
form. Wäre nicht der Gedanke interessant, 
daß die Volksanwaltschaft nur von der Oppo­
sition im Parlament zu stellen wäre? Wäre 
das nicht ein interessanter Gedanke? Ich 
glaube, den müßte man überlegen! 

Das Ausführungsgesetz. Herr Dr. Fischer 
hat von vorgestern auf heute meine Argumen­
tation hier nicht aufgenommen. Er hat schon 
im Ausschuß gesagt: Wir brauchen auch für 
die Erweiterung der verfassungsgerichtlichen 
Kompetenz ein Ausführungsgesetz. Meine 
Damen und Herren! Der Verfassungsgerichts­
hof ist in seiner Form seit dem Jahre 1867 
existent. Wir wissen - sieht man von den 
merkwürdigen Stimmergebnissen dort ab -, 
wie die Struktur aussieht. Daher. betreten 
wir doch hier kein Neuland. 

Wo Neuland zu betreten wäre, meine 
Damen und Herren - das ist die Stärkung 
der Autonomie des Verfassungsgerichts-
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hofes -, da lassen Sie unsere entsprechenden 
Initiativanträge sehr schön liegen, meine 
Damen und Herren! Hier müßte man schon 
etwas, ich würde sagen, sorgfältiger argumen­
tieren. Wir haben eine klare Vorstellung 
davon, wie dieser Verfassungs gerichtshof aus­
sieht. Aber beim Ombudsman haben wir diese 
Vorstellung nicht. Und jetzt hat man uns 
schnell eine Fabrikation vorgelegt, die eine 
Fülle von Bedenken hervorruft. Wir haben 
sie gar nicht einmal diskutieren können. 

Ich habe es seinerzeit bedauert, daß man 
eine gewisse Karenz in den Beratungen einge­
legt hat, aber mich haben die Argumente 
des Parteiobmannes der Osterreichischen 
Volkspartei überzeugt. Man kann nicht auf 
der einen Seite den Volks anwalt wollen und 
auf der anderen Seite eine Propaganda ent­
fachen, die so aussieht, als würde die Unab­
hängigkeit des Rundfunks gefährdet werden. 
Sie -ist heute nach meiner festen Uberzeugung 
tatsächlich gefährdet. Aber man hat immerhin 
ein Verfassungsgesetz beschlossen, und damit 
war dieses Junktim gelöst. 

Daraufhin hat man verhandelt. Aber man 
muß doch auch die Dinge etwas realistischer 
sehen. In diesem einen Jahr der Karenz sind 
eine ganze Reihe von Problemen aufgetaucht, 
die man eingehend hätte klären müssen. Man 
hat sie nicht geklärt. Warum hat man sie nicht 
geklärt? Wegen Ihrer Fristsetzung! Sie woll­
ten unbedingt Ihren Netzplanterminus er­
reichen. Daher mußten Sie jetzt durch. Man 
hat die Fragen nicht geklärt. 

Der ORF hat sich grundlegend gewandelt. 
Er ist eine Staatseinrichtung geworden. Ich 
habe gleich am Anfang der Ombudsmanver­
handlungen die Frage angeschnitten, ob man 
die Kontrolle der Medien überprüfen müßte. 
Das hat man zurückgestellt. Der ORF, eine 
Gesellsdlaft mit beschränkter Haftung, hat 
heute eine Staatsstruktur bekommen. Muß 
man das nicht neu bedenken? 

Der Fall des Präsenzdieners Wandl hat er­
hebliche Emotionen ausgelöst. In diesem Zu­
sammenhang hätte man viel eingehender auf 
die Frage des Doppelbestandes VOfi/ Volks­
anwaltschaft und Beschwerdekommission ein­
gehen müssen. 

Sie haben den Entwurf des Datenschutzes 
im Parlament eingebracht und haben hiebei 
eine sehr komplizierte Datenschutzkommission 
vorgesehen. Hätte man das nidlt im Lichte der 
Volksanwaltschaft prüfen müssen? 

Und nun zu Justizfragen. Das ist wohl nur 
für die Offentlichkeit bestimmt, daß Sie, Herr 
Dr. Broesigke, auf den Generalprokurator hin­
weisenl Sie müssen aber deutlich hinzufügen, 

daß die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung 
des Gesetzes nur in bestimmten Angelegen­
heiten ergriffen werden kann. Die Angelegen­
heiten, auf die es uns ankommt, kann der 
Generalprokurator in der Nichtigkeits­
beschwerde nicht behandeln. Das müßten Sie 
sagen. 

Worauf kommt es uns an? Ich kann es 
Ihnen ganz deutlich sagen. Sie wissen doch, 
Herr Abgeordneter, daß die Frage der Dauer 
der Untersuchungshaft, die Länge eines ge­
richtlichen Verfahrens, sowohl eines zivil­
gerichtlichen als auch eines strafgerichtlichen 
Verfahrens, die Dauer der Urteilsausfertigung 
- da werden Sie mir jetzt sagen, das hängt 
von den Schreibkräften ab, das ist eine Frage 
der Verwaltungsreform, gut, mag sein, aber 
diese Leute müssen aufmerksam gemacht 
werden dem österreichisdlen Staats­
bürger als Rechtsschutz und als Bedürf­
nis des Rechtsschutzes ein besonderes An­
liegen sind. Dazu könnte man sicherlich eine 
Volksanwaltschaft verwenden, aber nicht den 
Generalprokurator, der nach den Bestimmun­
gen der Strafprozeßordnung die Kompetenzen, 
die Sie ihm zuerkennen wollen, wenn Ihr 
Argument richtig wäre, nicht hat. 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, daß 
diese Argumente deutlich zeigen, daß es nicht 
so einfach ist, uns als die ewig Neinsagenden 
hinzustellen und Sie als die großen Pro­
gressisten. Der progressive Entwurf ist nicht 
beschlußreif. Es sei denn, er sollte nur Un­
sicherheit auslösen. So möchte ich das heraus­
stellen. Das Projekt ist nicht ausgereift. Das 
ist das eine. 

Und auf der anderen Seite nehmen die 
Rechtsschutzverbesserungen eine Tradition 
auf, die Osterreich auf diesem Gebiete groß­
gemacht hat. Bagatellisieren Sie das nicht! 
Es ist eine Tradition, die aus der Monarchie 
herüberreicht bis in unsere Gegenwart und 
weit über das Ende der Monarchie hinaus­
gereicht hat. Nun stellen Sie Ihre Problematik 
der Volksanwaltschaft so dar, als würde die 
Welt untergehen, wenn es in dieser Legis­
laturperiode dazu keinen Beschluß gebe. 

Meine Damen und Herren! Man müßte sich 
doch klarmachen - das hat Herr Dr. Koren 
deutlich herausgestellt, und das stelle ich auch 
deutlich heraus -, daß ich keine Obstruktion 
gegen die Volksanwaltschaft betrieben habe 
und keine betreibe, sondern daß ich nach der 
sachlich richtigen Lösung dieses so wichtigen 
Organs suche. Und diese sachlich richtige 
Lösung, meine Damen und Herren, die kann 
man mit Fristsetzungen eben nicht finden I Sie 
müßten die Fristsetzungen abbauen, dann 
hätten wir noch den Juni über verhandeln 
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können. Sie müßten heute hintreten und 
sagen: Wir verhandeln weiter. Sie müßten 
den Mut dazu haben. Aber so geht das nicht. 

Ich glaube, sowohl Herr Dr. Koren als auch 
ich jetzt können sicherlich feststellen, daß wir 
unseren Einfluß geltend machen werden, damit 
diese Volksanwaltschaft weiter beraten und 
zu einer Konstruktion werden soll, die nicht 
Unsicherheit, sondern Sicherheit, die nicht Un­
effektivität und großes Spektakel verursacht, 
sondern die dem einzelnen tatsächlich den 
Rechtsschutz bietet, der von ihm gewünscht 
wird, so wie wir ihn in den Punkten 1 bis 12 
dieser Regierungsvorlage auch der Offentlich­
keit gewähren werden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Hobl. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Ich möchte gleich auf einige Punkte der Aus­
führungen des Herrn Professors Ermacora ein­
gehen. Herr Professor Ermacora meinte, nie­
mand hätte die Kritik angeführt, die der erste 
Entwurf der Bundesregierung zur Bundes­
anwaltschaft, wie es damals geheißen hat, er­
halten hat. 

Die Regierungsvorlage selbst, Herr Pro­
fessor, wenn schon niemand anderer, hat sehr 
eingehend auf die Kritik, die der erste Ent­
wurf erhalten hat, geantwortet und ist darauf 
eingegangen. Sie haben dann erwähnt - das 
ist richtig -, daß zur Zahl III/162 der Bei­
lagen in der XI. Gesetzgebungsperiode die 
Bundesregierung unter Bundeskanzler Doktor 
Klaus dem Nationalrat einen Bericht vorgelegt 
hat, der den Betreff hat: Erweiterung der Zu­
ständigkeit des Verfassungsgerichtshofes und 
des Verwaltungsgerichtshofes zum Problem 
der divergierenden Judikatur der Höchst­
gerichte. Aber wenn Sie diesen Bericht sehr 
eingehend durchlesen - ich möchte nicht die 
'Stellen zitieren, die hier von Interesse sind -, 
so hat sich die Regierung Klaus nicht ent­
schließen können, dem Nationalrat Ver­
besserungsvorschläge in Gesetzesform vorzu-
1egen. 

Sie haben dann gefragt: Wo sind denn die 
anderen Verbesserungen, Rechtsmittelfristen 
und so weiter? Ich möchte das jetzt nicht alles 
wiederholen. Herr Professor Ermacora, die 
'Partei, der Sie jetzt angehören, hat fast einein­
halb Jahre ,die Beratungen über die Volks-! 
-anwaltschaft verzögert und damit auch Zeit 
geraubt, um andere Probleme, die vom Stand­
-punkt des verbesserten Rechtsschutzes not­
wendig wären, in diesem Hause behandeln 
zu lassen. 

Es ist Ihnen schon gesagt worden: Zu den 
Rechtsschutzverbesserungen, die den Verwal­
tungsgerichtshof und den Verfassungs­
gerichtshof betreffen und die wir heute, wie 
ich hoffen möchte, einvernehmlich beschließen 
werdl?n, zu diesen Verbesserungen, Herr Pro­
fessor Ermacora, haben wir nicht Ihre An­
regungen und die Ihrer Parteifreunde ge­
braucht. Wir haben schon in unserem Pro­
gramm für ein modernes Osterreich, im Justiz­
programm, das wir 1969 erarbeitet haben 
- wir haben es am 22. November 1969 im 
Parteirat der SPO beschlossen -, im 
Kapitel VIII ausgesagt: Mehr Rechtsschutz für 
den Staatsbürger. Da werden die Probleme der 
Erweiterung der Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtsbarkeit, die allgemeine öffent­
liche Akteneinsicht und die verfassungsmäßige 
Institutionalisierung der Einrichtung des An­
walts des öffentlichen Rechts - wie wir das 
damals genannt haben - als Rechtsschutz­
beauftragter des Parlaments behandelt, und 
da haben wir Lösungsvorschläge aufgezeigt. 

Was die Frage der Billigkeit betrifft, die 
wir jetzt in unseren Entwurf eingebaut haben, 
der heute zur Beschlußfassung in diesem 
Hause steht, ist mit Recht in Zwischenrufen 
schon darauf aufmerksam gemacht worden, 
daß der Abgeordnete Dr. Broesigke im Unter­
ausschuß darauf hingewiesen hat, daß diese 
Idee nicht von Ihnen, Herr Professor Erma­
cora, aufgeworfen wird. 

Zur Eisenstädter Tagung, wo Broda nein 
und Ermacora ja zum Ombudsmann sagen und 
wo Sie gemeint haben, hier habe es wieder 
einen Meinungswandel des Justizministers ge­
geben. Die Lösung der Volksanwaltschaft, die 
wir heute vorlegen, beziehungsweise die 
schon in der Regierungsvorlage im Grundriß 
dargestellt wurde, ist halt nicht der Ombuds­
mann skandinavischer Prägung, weil wir der 
Auffassung sind, daß wir auf Grund unseres 
anderen Rechtssystems, unserer anderen ge­
schichtlichen Entwicklung nicht einfach den 
Ombudsman aus Skandinavien kopieren kön­
nen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 
Wir sind tür das Kap i e ren, Herr General­
sekretär Mussil, des Ombudsmans skandina­
vischer Prägung, und dieses Kap i e ren des 
Ombudsmans skandinavischer Prägung finden 
Sie heute in dem Bericht des Verfassungs­
aussdlUsses, dem leider Ihre Partei, Herr 
Generalsekretär, nicht zugestimmt hat. 

Herr Professor Ermacora hat angeführt, man 
müßte Datenschutzfragen, die Fragen der 
Medienkontrolle bedenken. Offenbar dienen 
die Argumente, die Herr Professor Ermacora 
hier angeführt hat, nur dazu, die Einrichtung 
einer Volks anwaltschaft verfassungsgesetzlich 
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und auch in einer einfachen Ausführungs- handelt. Dann haben Sie plötzlich erklärt,. 
gesetzgebung auf den Sankt <Nimmerleinstag Sie unterbrechen. 
zu verschieben. Denn in diesem Hause werden 
immer wieder Probleme. behandelt und neu 
geregelt werden, die irgendwie mit der Volks­
anwaltschaft in Zusammenhang stehen .. Man 
wird eben dann, wenn es neue Erkenntnisse, 
neue rechtliche Regelungen gibt, die Volks­
anwaltschaft zu adaptieren hilben. 

Wir haben seinerzeit unsere Vorschläge 
in unserem Justizprogramm f:(ir.1970bis 1974 
'nicht .erstattet, weil wir 'der Meinung waren, 
daß das österreichisChe Rechtsschutzsystem in 
grundsätzlicher HInsicht mangelhaft sei, 
sondern einfach aus der Erfahrung, die unsere 

Daß diese zügigen Verhandlungen durchaus­
von allen Beteiligten ernst gemeint waren, 
beweisen Äußerungen, die auch in den Zei-· 
tungen ihren NiedersChlag gefunden haben. 
So kann man in der "Presse" vom 3. Sep-· 
temberJ973 lesen: "Volks anwälte werden ge-· 
sucht.~· . Da steht: "Die Diskussionen zwisChen .. 
den drei Parteien" über die Einführung der 
Volksanwaltschaft sind zwar unterdessen ab-· 
geschlossen" - am 3. September 1973 in der 
"Presse" -, "doCh die Zusammensetzung. die-· 
ses Gremiums (ein oder drei Ombudsmänner) 
ist nach wie vor offen." 

Mandatare und Funktionäre hatten, daß trotz Und. dann liest man: "In der OVP gibt es 
eines gut entwickelten Rechtsscilutzsystems dreiernstzunehmende Anwärter, nämliCh den 
immer wieder eine große Zahl .. von Bürgern früheren Vizekanzler Withalm, der dann aller-· 
unserer Republik den Erscheinungen des dings sein Mandat zurücklegen müßte" - was 
Rechtslebens hilflos gegenübersteht. Durch er in der Zwischenzeit schon angekündigt 
den heute zur BesChlußfassung vorliegenden hat· -, . "den ehemaligen UnterriChtsminister 
Gesetzentwurf soll vor allem diesen Men- Piffl-Percevic und vor allem den ehemaligen 

. sChen geholfen' und ihnen der erforderliche Justizminister Universitätsprofessor Doktor 
RechtssChutz gebeten werden. 'Klecatsky. Sie alle gelten ... als starke Per-· 

Wie groß das Bedürfnis nach einem wei- sönlichkeiten ... 

teren Ausbau· unseres ReChtssdlUtzsystems in . Oder eine andere Meinung, in der Oster-· 
RiChtung der VolksanwaltsChaft 1st, beweisen reichischen Volkspartei: 14. September 1973, 
einige TatsaChen: zum Beispiel jene, daß der ebeIlfalls in der "Presse", großer Titel: "Wird 
erste Entwurf der Regierung Kreisky in mehr Ombudsmann endgültig begraben? VP-Partei­
als 13.000 Exemplaren kostenlos an inter- leitung beharrt auf Junktim." Dasteht unter 
essierte Bundesbürger abgegeben wurde. Wei- anderem: "Es bleibt daher beim Junktim: 
ters zeigt diese Notwendigkeit die Einrichtung Wenn die SPO diese Novelle"- also die 
eines sogenannten Ombudsmannes in bedeu- ORF-Novelle - "durChsetzt, dann verweigert. 
tenden österrE!iChischen -Tageszeitungen seit die OVP im Plenum die verfassungsmäßig­
Jahren. Die "Kleine Zeitung" in Graz war die notwendige Zweidrittelmehrhei~ beim ,Om­
erste, elie ihre Ombudsmann-Tätigkeit entfaltet budsmann· ... 
hat. Wenn Sie den Redakteur der "Klemen Damals hat Professor Ermacora der Zeitung-
Zeitung" in Graz fragen, ob er der Meinung "Präserit", abgedruckt am 25: Oktober 1973, 
ist, daß hier eine . gesetzliChe Regelung ". not- ein Interview gewährt, worin er siro eigentliro 
wendig. wäre, wird' er' Ihnen sidierlidl' mit ja gegen dieses Nein, gegen dieses Junktimieren, 
aritworten, 'deIinaus seiner eigerienTätigkeit, ausgesprochen hat. Es heißt bier: "Wenn siro. 
die sehr erfolgreich war, kann er Ihnen zahl- aber 'herausstellt, daß das Nein zum Volks­
reiche Beispiele anführen. anwalt die Regierung nicht abhält, das ORF-

Aber ich darf ja annehmen, 'daßnidltnur Gesetz, wie. vorgesehen, . zu ändern, dann. 
würde dieses' Nein zur VolksanwaltsChaft für die Post . der sozialistischen Mandatare und ' '. ,,' .' . 

Funktionäre täglich Fragen enthält, die geeig-' dier~Chtsuchende Bevölkerung keinen. Vorteil 
net wären, von der Volksanwaltsdiaftbehan- bringen." Herr Professor Eimacora, das gilt 

heute genauso wie damals am 25. Oktober 
delt zU'werden. Ich nehme an,'meine Damen 1973;, 
und Herren von der OstetteiChisChen Volks-
partei, daß siCh auCh in Ihrer Post solche,tA.llerdings waren Sie damals noch niCht. 
Fragen und Bes<:hwerden befinden. Mitglied 'der großen Oppositionspartei. Sie 

hab,eIl<r;laher in diesein I:p.terview·Zum. SChlUß 
DieVolkspartef hat 'sich für den Gedanken g~sagt:' 

derVolksanwaltschaft . nie' kÖhseqUemtver- '. . 
wendet, '. .'. das . '. b~weiseil sehr i

/. zilhlieidle .. r;bie$~Uberlegungensind· Ausdruc:k meiner­
Äußerungen:' inder öffentlichkeit 'Wir1:J.ci1:)eiiMeihungsfreiheit;" Offenbar genießen Sie 
ini Unterausschuß sehr freimÜtig und, ich muß diese 'Ihre .··.·Melnungsfreiheit~ vom .Oktober 

, 'sagen,bis. 'z.llr Uhte!l>~ecb.~gjm:~NoVeIIll>ßr..~f97~heuteida SiecMitgliedder ' QsterreiChi­
'1913 sehic~gut un:d; wie i&glaube;~zügigver- sroenVolkspartei sind, nicht mehr. 
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Aber dann gibt es wieder eine interessante 
Wendung in der Osterreichischen Volkspartei, 
zu lesen in der "Südost-Tagespost" vom 
1. August 1974. Im Untertitel heißt es: "OVP 
will nun grünes Licht für Gesetz geben." Der 
große Titel in der "Südost-Tagespost" heißt: 
"Wird Dr. Lugger nun Ombudsmann?" 

Man sieht also, von welchen Kriterien die 
Meinungsumschwünge in der großen Oppo­
-sitionspartei, in der Osterreichischen Volks­
partei, bestimmt sind. 

Die "Südost-Tagespost" schrieb am 
1. August 1974: 

"Die Bereitschaft der OVP, im Herbst über 
das Ombudsmanngesetz mit der SPO weiter­
zuverhandeln, hat einen konkreten Hinter­
grund" - die steirische Parteizeitung muß das 
ja gewußt haben -; "Der OVP-Präsident­
schaftskandidat Dr. Lugger soll Ombudsmann 
werden. Wie _ aus der OVP verlautet, dürfte 
dies auch der konkrete Hintergrund der An­
kündigung von Parteiobmann Schleinzer sein, 
Lugger werde sicher für höhere Aufgaben in 
der Partei eingesetzt werden." 

Auch in der Presse hat dieses Motiv für die 
Meinungsänderung der Volkspartei Nieder­
schlag gefunden. 

Am 7. September 1974 konnte man im 
"Volksblatt" lesen: 

"In der Frage der Volksanwaltschaft zeigte 
sich Koren verhandlungsbereit ... " 

Er hat die Verhandlungsbereitschaft aller­
dings davon abhängig gemacht, daß Bundes­
kanzler Dr. Kreisky dazu einlädt. 

Kollege Blenk hat noch am 11. Dezember 
1974 den "Vorarlberger Nachrichten" erklärt: 
"Ombudsmann noch offen", aber man werde 
sich einigen können, hat Blenk gesagt. Es 
heißt hier beispielsweise: 

"Einen Kompromiß könne er, Blenk, sich 
vorstellen, wenn die SPO zur Bestellung 
ein e s Ombudsmannes mit zwei Stellver­
tretern bereit wäre." 

Das nur, meine Damen und Herren, damit 
man genau weiß, daß es nicht allein um die 
Frage monokratisches oder Kollegialorgan ge­
gangen ist. Hier hat es in den Reihen der 
Osterreichischen Volkspartei durchaus Vor­
stellungen gegeben, die unseren sehr ver­
wandt waren. 

Am 25. April 1975 konnte man in der 
"Presse" lesen; 

"Koren" - so wie es der Professor heute 
hier gesagt hat -: "Beides - oder gar nichts." 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei! Dieses "Beides -
oder gar nichts" soll doch nur die wahren 
Gründe verhindern, die Ihr Nein bringen. Sie 
stimmen heute verfassungs gesetzlichen Be­
stimmungen zu, die ausführungsgesetzlicher 
Normen bedürfen. In Wahrheit - das ist 
heute hier schon gesagt worden - wollen Sie 
der Regierung Kreisky einen Punkt der Er­
füllung ihres Regierungsprogramms nicht 
möglich machen. In der nächsten Legislatur­
periode wird man sehen, was man dazu sagt. 

Ihr Nein, meine Damen und Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, trifft doch - Sie 
haben es selber in Ihren seinerzeitigen 
Äußerungen, aber insbesondere hat es Herr 
Professor Ermacora damals der Zeitung 
"Präsent" gegenüber gesagt - die recht­
suchende Bevölkerung. 

Wir sagen dazu ja, daß Beschwerden und 
Anfragen aus der Bevölkerung von der Volks­
anwaltschaft untersucht und behandelt wer­
den, ja zur Pflicht zur amtswegigen Uber­
prüfung der Gesetzmäßigkeit und Billigkeit 
von behördlichen Entscheidungen. Sie, die 
Osterreichische Volkspartei, sagen dazu nein. 
Wir Sozialisten wollen, daß Beschwerden oder 
Anfragen aus der Bevölkerung durch den 
Volksanwalt beziehungsweise die Volks­
anwaltschaft beantwortet werden. Sie von der 
Osterreichischen Volkspartei wollen das nicht. 
Wir wollen, daß Entscheidungen durch die 
Volksanwaltschaft geprüft werden können, 
wenn angenommen werden kann, daß die 
Gesetzmäßigkeit und Billigkeit in Frage steht. 
Sie sagen nein dazu. Wir sagen ja zur Ein­
bringung ordentlicher Rechtsmittel durch die 
Volksanwaltschaft gegen Bescheide von Ver­
waltungsbehörden, Sie von der Osterreichi­
schen Volkspartei sagen nein. Wir wollen die 
Beschwerdeerhebung durch die Volksanwalt­
schaft an den Verwaltungsgerichtshof bezie­
hungsweise an den Verfassungsgerichtshof. 
Sie sagen nein dazu. Die Volkspartei sagt 
nein zur verfassungsrechtlichen Festlegung, 
daß die Länder berechtigt sind, für ihren Be­
reich Einrichtungen mit gleichartigen Auf­
gaben zu schaffen. Wir Sozialisten wollen das. 
Sie sagen nein, meine Damen und Herren! 
(Abg. DI. BI e n k: Völlig daneben!) Nein, 
das geht nicht daneben. Ihr Nein, Herr Abge­
ordneter Blenk, ist das Nein gegen Wünsche 
der rechtsuchenden Bevölkerung in unserem 
Lande. Sie sind gegen eine weitere, gegen 
mehr Hilfe für die rechtsuchende Bevölkerung. 

Die Volkspartei sagt nein zu berechtigten 
Rechtsschutzwünschen der Bevölkerung dieses 
Landes, und zwar sagen Sie einfach aus partei­
politischen Gründen nein. Wir Sozialisten sind 
für mehr Rechtsschutzl (Beifall bei deI SPo.) 
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Präsident Dr. Maleta·: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Zur Beschwerde des Herrn Abgeordneten Pro­
fessor Ermacora möchte ich lediglich sagen, 
daß ich der Sache nachgehen werde. Selbst 
wenn es kein Ministeriengesetz gäbe, hätte 
der Beamte ohne Zweifel die Aufgabe gehabt, 
eine entsprechende Antwort, wenn nicht sofort, 
so doch später zu erteilen. 

Ich werde die Sache gern untersuchen, bitte 
aber doch zu bedenken, daß in diesen Tagen 
der Abteilung Protokoll im Bundeskanzleramt 
große Aufgaben durch sehr viele Besuche auf­
gebürdet wurden, sodaß die Sache möglicher­
weise auf besondere Uberlastung zurückzu­
führen ist. Ich werde aber jedenfalls die Sache 
untersuchen. 

Ich mache aber noch einmal aufmerksam: 
Es sind ursprünglich 65 Mitglieder des Par­
laments eingeladen worden. Ich mußte diese 
Einschränkung vornehmen, weil ich einfadl 
gezwungen bin, auch das Diplomatische Corps 
zu berücksichtigen, das ja auch nur zu einem 
ganz geringen Teil, und zwar nur die Chefs 
der Missionen, eingeladen wurde. Es mag sein, 
daß man der Auffassung ist, es sei die Zahl 
der Beamten, die eingeladen wurden, zu hoch. 
Das will ich nicht bestreiten. Das ist aber ge­
schehen. 

Ich sage noch einmal, daß ich für die ver­
spätete Einladung die volle Verantwortung 
übernehme und die Sache zutiefst bedaure. 
Ich mache aber auch in diesem Zusammen­
hang darauf aufmerksam, daß eben hier oft 
technische Fragen eine Rolle spielen. 

Vor zehn Jahren sind elf Nationalratsmit­
glieder und fünf Bundesratsmitglieder zur 
1 O-J ahresfeier eingeladen worden. Ein Beweis 
mehr dafür, daß unser Vorgehen kein Aus­
druck der Mißachtung des Parlamentes war, 
sondern daß die Angelegenheit offenbar tech­
nische Gründe gehabt hat. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. F i e dIe r: Zum eigentlichen 
Punkt der Tagesordnung haben Sie nichts zu 
sagen, Herr Bundeskanzler! - Bundeskanzler 
Dr. Kr eis k y: Ich bin sprachlos! - Heiter­
keit.) 

Zunächst vielleicht ein Wort zu der mehr­
mals wiederholten Feststellung, Kollege Dok­
tor Fischer habe die sonstigen Verfassungs­
änderungen bagatellisiert. Daß dem nicht so 
ist, Herr Professor, müßten Sie eigentlich am 
besten selbst wissen, und zwar deswegen, weil 
Sie, im Gegensatz zu Herrn Professor Koren, 
der hier moniert hat, daß der Herr Bundes­
kanzler nur einmal in den Unterausschußver­
handlungen zu sehen gewesen wäre - nun, 
Herr Professor Koren war auch nur einmal zu 
sehen! -, ja regelmäßig anwesend waren und 
es eigentlich besser wissen müßten. (Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) Sie kennen 
die Geschichte, die Entwicklung, die Entste­
hung des Arbeitspapiers, über das wir letztlich 
in der vorgestrigen Sitzung des Verfassungs­
ausschusses . abgestimmt haben. Sie müßten 
wissen, daß wir uns sehr ernsthaft mit Ihren 
Anregungen auseinandergesetzt haben. Wir 
haben keinen Augenblick daran Zweifel gelas­
sen, daß uns selbstverständlich die Regie­
rungsvorlage selbst als das Wichtigste erschie­
nen wäre, haben uns aber aus - hier kann 
man fast sagen - überstrapazierter Loyalität 
dazu bereit gefunden, über alle Ihre Vor­
schläge sehr ernsthaft zu diskutieren. 

Wenn ich mir so meine Unterlagen - ein 
ganz ansehnliches Paket - durchgesehen 
habe, dann darf ich vielleicht folgendes hier 
klarstellen: Wir haben am 21. April 1972 be­
gonnen, eine Generaldebatte über die Regie­
rungsvorlage abzuführen. Diese General­
debatte hat sich über fünf Sitzungen hinge­
zogen, und in diesen fünf Sitzungen sind von 
Ihnen eine ganze Reihe von Wünschen ge­
äußert worden, die hier in einem Papier der 
Parlamentsdirektion festgehalten sind, das ich 
Ihnen gerne zur Erinnerung ins Gedächtnis 
rufen würde. Und zwar hieß es damals laut 
Protokoll der Sitzung des Unteraussmusses 
des Verfassungsausschusses zu 131 der Bei­
lagen: 

Am 23. Juni wurde einvernehmlich als Pro­
gramm der nächsten Sitzungen die Behandlung 
folgender Fragen festgelegt: 

,,1. Erweiterung des Kreises der Stellen, die 
ein Normprüfungsverfahren beantragen kön­
nen ... 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 2. Novellierung des Art. 133 Z. 2 bis 4 
ist Abgeordneter Dr. Fleischmann. Ich erteile Bundes-Verfassungsgesetz. 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Fleiscbmann (SPO): Herr 
Präsident I Hohes Haus I Bevor ich mich dem 
eigentlichen Thema meiner Ausfü:hrungen zu­
wende, scheint es mir dom notwendig zu sein, 
ein paar Bemerkungen zu den Äußerungen des 
Herrn Professor Ermacora zu machen. 

3. Fragen des Art. 89 Bundes-Verfassungs­
gesetz unter Zugrundelegung des Berichtes 
in III-162 der Beilagen des Nationalrats der 
XI. Gesetzgebungsperiode. 

4. Spezialdebatte über die Regierungsvor­
lage in 131 der Beilagen. 
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5. Ausgestaltung des Petitionsredlts auf 
Verfassungsebene. 

6. Einfachgesetzliche Bestimmungen in Aus­
führung der Verfassungsgesetze und zur 
Lückenschließung im Rechtsschutzsystem ... 

Dieser Punktekatalog, der damals - es ist 
das Papier vom 4. Oktober 1972 - festgelegt 
worden ist, war für uns maßgebend und der 
Fahrplan des Unterausschusses. Ich darf daran 
erinnern, daß wir am 2. März 1973 über unser 
gemeinsames Ersuchen ein Papier des Ver­
fassungsdienstes vorgelegt bekamen, in dem 
sehr vieles - zugegebenermaßen aus dem 
alten Papier der Regierung Klaus über­
nommen, aber auch schon unsere Ideen, die 
wir damals äußerten - aufgenommen war. 
(Ruf bei der tJVP: Ihr habt doch keine Ideen!) 
Herr Kollege! Ob wir Ideen haben oder nicht, 
das überlassen Sie der Beurteilung der Bevöl­
kerung, Herr Kollege Schlager, und nicht aus­
gerechnet der OVP. (Beifall bei der SPtJ.) 

Ich darf also sagen: Dieses Papier des Ver­
fassungsdienstes ist sehr eingehend und sehr 
gründlich durchberaten worden. Wir haben 
uns zu sehr vielen Konzessionen bereit ge­
funden, bei denen wir ursprünglich gar nicht 
so sehr davon überzeugt waren, daß man sie 
unbedingt, wenn man über den Ombudsman 
oder die Bundesverwaltungsanwaltschaft 
redet, auch behandeln müsse und sie ein­
beziehen sollte. Wir haben aber trotzdem, 
weil wir, glaube ich, ein sehr gutes Verhand­
lungsklima im Ausschuß hatten, uns dazu 
bereit erklärt, auch über Ihre Wünsche zu 
reden. 

Es ist völlig falsch, hier zu sagen, daß der 
Kollege Dr. Fischer in irgendeiner Form Ihre 
Wünsche bagatellisiert habe. Im Gegenteil. Es 
ist- hier ausführlich darüber geredet worden, 
und wir werden es ja am Schluß dieser Ab­
stimmung erleben, daß wir gerade Ihren Wün­
schen zustimmen werden, daß Sie aber unseren 
Wünschen keine Zustimmung erteilen. Ob das 
faire parlamentarische Demokratie ist, diese 
Beurteilung überlassen wir ,,"uch der Bevöl­
kerung. (Beifall bei der SPo.) 

Wir sind endlich am 15. November 1973 
zu einer vorläufig letzten Unterausschuß­
sitzung zusammengekommen. Ich darf daran 
erinnern - und das muß zum Festhalten der 
historischen Wahrheit festgestellt werden -, 
über die Artikel 148 b bis 148 f sind die Ver­
handlungen einvernehmlich geführt worden, 
und wir sind zu einvernehmlichen Ergebnissen 
gelangt. Es ging lediglich um den Art. 148 a, 
der die Konstruktion dieser Institution behan­
delte, . wo wir zunächst kein Einvernehmen er­
zielen konnten. 

Ich darf hier den Herrn Professor Ermacora 
zitier,en. In seinem vorherigen Diskussions­
beitrag - wenn ich das richtig mitgeschrieben 
habe - hat er erklärt, der Ombudsman sei 
für ihn keine Parteifrage. - Ich darf hier ver­
sichern: er ist auCh für uns keine Parteifrage, 
sondern er ist lediglich eine Frage von ver­
mehrtem Rechtsschutz für die Bevölkerung, 
lediglich eine Frage dessen, ob die öster­
reichische Bevölkerung in Hinkunft besser 
als vorher behandelt werden wird oder nicht. 
Auch hier wollen wir die Entscheidung über 
diese Behandlung des rechtsuchenden Bürgers 
der Offentlichkeit überlassen, und die Offent­
lichkeit wird feststellen, daß wieder einmal 
- wie schon so oft - die OVP eben die Nein­
sagerpartei ist, die sie immer schon gewesen 
ist. (Zwischenruf des Abg. Dr. BI e n k.) - Das 
kann man gar nicht oft genug sagen, Herr 
Kollege Blenk, weil Sie es immer wieder be­
weisen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Aber weil Sie aus der Konstruktion dieser 
ganzen Institution so eine Kabinettsfrage ge­
macht haben, muß ich sagen, ich erinnere mich 
gut, wie der Herr Kollege Dr. Gruber im Aus­
schuß auf meine Frage: Ist das jetzt ein Ulti­
matum oder keines?, die Gegenfrage gestellt 
hat: Und wie ist das mit Ihrer Konstruktion? 
Und wir haben gesagt: Bitte schön, reden wir 
weiter I Wir werden ohne Schwierigkeiten 
vielleicht doch noch zu einer brauchbaren 
Lösung kommen. 

Als Untermauerung dessen, daß wir uns 
letztlich einer Auffassung angeschlossen 
haben, die schon der Sekretär der OVP-Aka­
demie, ein gewisser Herr Dr. Khol!, der Ihnen 
hoffentlich bekannt genug ist, geäußert hat, 
möchte ich zitieren. Herr Khol schreibt in 
einem Artikel "Zur Bestellung und Rechts­
stellung der Volksanwaltschaft" folgendes: 

"Ein anderer Vorteil" - hören Sie gut zu!­
"der aus mehreren Volksanwälten zusammen­
gesetzten Volksanwaltschaft bestünde darin, 
daß sie sich gegenüber der Verwaltung und 
auch dem Parlament besser durchsetzen 
könnte." 

Das heißt, Herr Dr. Khol hat damals, als er 
das in den "Juristischen Blättern" geschrieben 
hat, sehr genau gewußt, daß die Konstruktion, 
die wir in der Regierungsvorlage dann letzt­
lich niedergelegt haben, die bessere Konstruk­
tion ist. 

Es ist Ihnen ja in Wahrheit gar nicht darum 
gegangen, über diese Konstruktion mit uns zu 
reden, sondern in Wahrheit geht es Ihnen ja 
um etwas ganz anderes. In Wahrheit geht es 
Ihnen ausschließlich darum, daß Sie einen 
weiteren Erfolg dieser Regierung, der sozia-
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listischen "Regierung, iIi diesem Land ver- Präsident Probst: Der nädIste Redner ist der 
hindern wollen. Nichts anderes steckt- doch Herr Abgeordnete . Dr. Fiedler. Er hat das 
hinter Ihrer Opposition! Das muß man auch Wort. 
einmal mit aller Deutlichkeit aussprechen. 

Noch etwas. Herr Professor' Erniacora hat 
hier gemeint, na ja, der Herr Justizmiriister, 
der Herr Minister Dr .. Broda,habe sich·ur­
sprünglich sehr ~bleh~end; "\1'erhalten. . 

Herr Kollege Ermacoral Ich darf sagen, wir 
alle unterliegen doch einem. ~tändigen . Lern .. 
prozeß,und. dieser :L,ernprozeß, ',demwir alle 
unterliegen uriddem hoffentlich Sie. nom Hin­
ger unterliegen werden müssen, dieser, Lern­
prozeß hat folgendes zutage gebracht - und 
das ist ja auch in unserem Justizprogramm aus 
dem Jahre 1969: "Mehr Rechtsschutz für den 
Staatsbürger" enthalteIl ~: "Der Anwalt' des 
öffentlichen Rechts. ist, Rechtsschutzbeauftrag­
ter des Parlamen.ts für den wirksameren 
Rechtsschutz des Staatsbürgers;" 

Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) : Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich gehöre auch zu jenen, die namens 
meiner Fraktion in' 'den, Unterausschuß­
peratungen mit der Beratung <ler heute in Be­
liiindlung stehellden Regierungsvorlage befaßt 
waren.Wii.haben 19. Sitzungen des Unteraus­
si:huss,es in, tier. Zeit vom 6. März 1912 bis 
20. November ,1913 beziehungsweise 23.' April 
1915 gehabt. In dieser Zeit, meine Damen und 
Herren, war die Bundesregierung, die Regie­
rung Dr. Kreisky, nur dreimaldurch ein Regie­
rungsIJ1itglied in . dem ., Unterausschuß ver­
tret~n. Einmal, am 19. Jänner 1913, war es der 
Regferungschef , selbst, ,. und. zweimal, am 
15. November 1913. und jetzt aIIl 23. April 
1915, der sich im Augenblick auf der. Regie­
rungsbank befindende Staatssekretär Laus-

, Wir haben uns in sehr vielen Passagen mit ecker; der jetzt seine beiden anderen Kollegen 
diesem "Anwalt' des öffentlichen Rechts" <aus:, 
einandergesetzt, weil wir nämlichgl'auben, vertritt, die alternierend auch auf der Regie-

. rungsbank waren, obwohl sie sich noch nie 
daß er. ein' lIngeheuer wichtiges Instrument mit der Materie befaßt haben. Herr Staats­
'ist,. und weil wir die Meinung vertreten, daß . sekretärVeselsky hat eine halbe Stunde Berge 
eine Verhinderung dieser Institution zwar von Akten hier unterschrieben; auch eine Art, 
vielleicht allf Zeit, keinesfalls aber auf Dauer als gewählter Abgeordneter gegenüber dem 
möglich ist. Parlament seine Hochachtung auszudrücken. 

Herr Kollege Broesigke hat es schon ganz 
richtig gesagt, und ich darf das vi~neicht nur Meine Damen und Herren von der Sozia­
der Ordnung halber wiederholen: Wenn Sie listisdl;en Partei! Wenn man an einem Gesetz 
mit der fadenscheinigen Argumentation kom- wirklich interessiert ist, wenn man sich be­
men, ohne Ausführungsgesetz bral.u:he man müht, groß in derOffentlichkelt für ein Gesetz 
die Volks anwaltschaft derzeit überhaupt nicht einzutreten, dann ist es in erster Linie not­
ins Leben zu rufen, denn· ohne Ausführungs- wendig, zu jenen Verhandlungen zu kommen 
gesetz bleibe das eine nackte Verfassungs- und präsent zu sein und sich dort zu bemühen. 
bestimmung ohne Fleisch, dann muß man Das war nicht der Falll'(Beifall bei der OVP.) 
sagen: Herr Kollege Blenk - das war ja zUm Mein Vorredner,' der Herr Abgeordnete Dok­
Teil Ihre' ArgUmentation -, was glauben Sie tor Fleischmann, hat sich veranlaßt gesehen, 
denn? Glauben Sie, daß man ein einfaches etwas zur historischen Steuerung der Wahr­
Gesetz vor dem Verfassungsgesetz machen heit 'zu sagen. Ich möchte mich von meiner 
kann, wenn man gar nicht die Basis dafür hat? Seite aus etwas bescheidener ausdrücken. Um 
Das ist doch völlig. sinnlos und irreal. einer Legendenbildung vorzukehren, will ich 

jetzt eine Feststellung treffen, nämlich jene, 
. Ich . darf hiet nur eines. sagen, und·· damit was 'am' Beginn der Generaldebatte von uns, 

, rriöchte . ich schon zum Schluß kommen: Sie '. . . in diesem konkreten Punkt insbesondere von 
werden dieses Gesetz zwar heute verhindern. . . mir, deponiert wurde. 
Das ist die piktatur der Minderheit oder die 
schamlose Ausnüt7;ung :von Minderheits- ,Ich bedaure ----:- und das muß ich voraus­
rechten in. der Demokratie. Aber wenn Sie das schicken~, daß leider die protokollmäßigen 
tun, werden Sie' es nur auf Zeit verhindern AufzeidInungen über solche Unterausscnuß­
können, Sie werden es keinesfalls' auf Dauer verhartdluhgen sehr dürftig sind. Ich darf fest­
verhindern können. Und ich darf eines sagen: stellEm,' daß die .. erste 'Unterausschußsitzung 
Wenn der Herr Professor Koren die Befürch- a1l16. März 1912 zwei Stunden gedauert und 
turiggeäußert hat, 'Claß wir indet nächsten dasProtokolllediQ"lich neunZeilenumfaßt 
Leg~slaturperiode , mit .einfacherMehrheitd,as hat. Das . ist· kein. Vorwurf gegen die· beam­
Ausführungsgesetz beschl~eßen kÖnnen ~ das 'tetenProtokollführer,sonderngegen die Art, 
werden, wir' aller. Voraussüht nach' auch damiWieleidet solche· Dinge festgehälten werden. 
können, wenn es Ihnen nicht paßt( (Beifall bei Ich glaube, bei der •. kOmmenden Geschäfts-

., derSPO .. ) ., ,. . ,',' otäiiii~gsreforiii' 'iniilUen'Wli' auch . auf diesen" 
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Umstand Rücksicht nehmen, denn gerade bei 
solch heiklen Debatten, wie sie heute statt· 
finden, wäre es sehr angebracht, wenn man 
authentisch nachweisen könnte, was wirklich 
gesagt wurde und welche Standpunkte von 
einzelnen Ausschußmitgliedern vertreten wur­
den. So gibt es lediglich Aufzeichnungen über 
Wortmeldungen, aber im großen und ganzen 
nicht mehr. 

Ich darf festhalten, insbesondere auch an die 
Adresse des ersten Redners der sozalistischen 
Fraktion gerichtet, daß in der ersten General­
debatte am 6. März 1972 von mir deponiert 
wurde, daß meine Partei, meine Fraktion, 
in der Frage der Konstruktion den Schlüssel 
zur allfälligen Lösung sieht, neben der Frage, 
ob es andere Möglichkeiten der Rechtsschutz­
einrichtungen - Petitionsausschuß und so 
weiter - gibt, was dann auch in jenem Kata­
log, der vorher zitiert wurde, allerdings erst 
in der fünften Sitzung des Unterausschusses 
festgehalten wurde: es war am 23. Juni 1972, 
wie von meinem Vorredner nun geschildert 
wurde. 

Ich darf ganz besonders darauf verweisen, 
meine Damen und Herren, daß es damals der 
Regierung gelang, ihre Regierungsvorlage mit 
großem Pomp und Propagandaaufwand der 
Offentlichkeit vorzulegen. Ich erinnere daran, 
daß man damals durch die Staatsdruckerei 
insgesamt 13.000 Exemplare dieser Regie­
rungsvorlage zur Verteilung bringen ließ. 

Wie viele, glauben Sie, haben aus der inter­
essierten Offentlichkeit auf diese Regierungs­
vorlage reagiert? 10 Prozent, 1 Prozent? Weit 
gefehlt! Es langten 48 Anregungen ein, von 
denen, wie wir im Unterausschuß aus sach­
kundiger Beurteilung hörten, insgesamt 
34 echte Stellungnahmen übrigblieben. 

Ich habe in meinen Aufzeichnungen ver­
merkt. daß er beispielsweise die große Rolle 
des künftigen Volksanwalts oder der Volks­
anwaltschaft darin sah, daß an das Parlament 
ein Bericht kommt. Das wird d~e scharfe Waffe 
der Volksanwaltschaft gegenüber der Offent­
lichkeit sein. Ich glaube, das war eine sehr 
schwache (Argumentation. 

Einleitend hat damals der Herr Bundes­
kanzler von seiner Tätigkeit als Kabinetts­
vizedirektor bei Bundespräsident Körner in 
der Zeit von 1951 bis 1953 berichtet, von einer 
Zeit, in der angeblich eine Flut von Bitt­
schriften an die Adresse Körners kam, und er 
damals meinte, man müßte eine Institution 
schaffen, die sich mit all diesen Dingen in 
Zukunft zu befassen haben müßte. 

Ich habe damals in aller Offenheit dem 
Herrn Bundeskanzler gesagt, daß wir es nicht 
verstehen, daß er bisher nicht in den Unter­
ausschuß kam, aber insbesondere viele Fern­
sehinterviews und Rundfunkinterviews dazu 
benützt habe, um in großen Sprüchen über 
seine Regierungsvorlage zu sprechen. aber bis­
her wenig Zeit hatte, mit den gewählten Abge­
ordneten im Unterausschuß darüber zu dis­
kutieren. Und seit Jänner 1973 kam er ja, 
wie gesagt, kein zweites Mal. 

Heute ist nun dieser Bundeskanzler "sprach­
los", wie er mir auf einen Zwischenruf vorhin 
erklärte, und es ist wirklich bedauerlich, daß 
gegenüber dem früheren wesentlichen Auf­
wand, der hier getroffen wurde, seitens des 
Bundeskanzlers nicht mit einigen klaren 
Sätzen Stellung genommen wird zu markanten 
Ausführungen, wie sie heute vor allem seitens 
des ersten Redners der Osterreichisdlen 
Volkspartei, des Klubobmannes Professor 
Koren, gemacht wurden. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, 
wie auf der einen Seite der Propagandaauf- Ich glaube vielmehr. die Sprachlosigkeit 
wand und wie auf der anderen Seite das wirk- herrscht heute im Bundeskanzleramt bei Dok­
liche Interesse damals zu beurteilen waren. tor Kreisky öfters vor, denn nur so kann man 

Ich muß nun mit Bedauern als Parlamen­
tarier festhalten und feststellen, daß der Herr 
Bundeskanzler als Regierungschef - ich hoffe 
zumindest, er wird in seinem Zimmer jetzt am 
Lautsprecher dieser Debatte weiter folgen -
einmal - es war am 19. Jänner 1973 in der 
Zeit von 11 Uhr 20 Minuten, also nicht vom 
Beginn der Sitzung bis zur Mittagspause -
den Unterausschuß mit seiner Anwesenheit 
auszeichnete, aber auch damals - und das 
muß ich ganz offen sagen - keine tiefschür­
fenden und prägnanten Antworten oder Er­
klärungen gab, sondern mehr oder minder 
Reflexionen im Plauderton zum besten gab. 

sich erklären, daß man zu manchen Dingen -von 
ihm heute nicht mehr Reflexionen erleben 
kann. 

Aber ich darf hier in aller Offenheit die 
Frage erheben: Herr Bundeskanzlerl Haben 
Sie seinerzeit Ihr Ombudsman-Projekt der 
Offentlichkeit verkaufen wollen mit der Erklä­
rung, dadurch wird kein neues bürokratisches 
Organ und kein überdimensionierter büro­
kratischer Apparat geschaffen - ja oder nein? 
Es gibt darüber viele Zeitung:meldungen und 
Erklärungen. Es wäre daher angebracht, daß 
Sie vor diesem Hohen Haus dazu heute Stel­
lung nehmen! (!3eifall bei der OVP.) 

968 
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UIld, Herr Abgeordneter Fischer, Sie haben 

es heute in Ihrer Rede etwa so darstellen 
w61Ien, die Osterreichisdle Volkspartei stellt 
sich dagegen, daß Kreise der Bevölkerung 
durdl' eine neue Institution Auskunft und Rat 
und'Hilfe erhalten'sollen. Völlig verfehlt. 

, 
Ich glaube, unsere Mitarbeit im Unteraus~ 

sdluß hat unter Beweis gestellt, daß uns die 
Verbesserungen der RechtssdlutzeinrichhingeI! 
in 'erster Linie eine'Verpflidltul1g sind, und 

'deshalb auch jene' Punkte, . für die wir heute 
mit guteinGewissen stimmen' können. (Beifall 
beidelOVP.) 

Aber, ,Herr Dr. Fischer, Sie haben bewußt 
verschwiegen, daß es im Jahre 1969, als Sie 
mit Ihrer --.Partei auf der Oppositionsbank 
saßen, ein Expose in Form eine~ Broschüre 
gab, von Broda und Gratz, es ist am 19. Mai 
196~ erschienen. (Abg.Dr. B rod a: Das war 
eine Broschüre!) Einer der Autoten meldet sich 
schon. Ich würde Sie herzlich einladen, dann 
hi~r von diesem Rednerpult einiges dazu zu 
sagen, . vor allem den großen Wandel zu be­
gründen, der sich in der Zeit der Opposition 
zur' R~gierung, zur etablierten. Regierung, 
wenn Sie wollen, ergeben hat, rind wieso Sie 
heute nidltmehr· zu dem stehen, was Sie 
damals mit großem' Propagandaaufwan(} . ge­
meinsam mit dem jetzigen Herrn Landeshaupt-

. mann Gratz der OffentIidlkeit vorgelegt 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Hier haben Sie seinerzeit einen Anhang IV 
proponiert: Bundesverfassungsgesetz, ~mif <lem 
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 

'1929 neuerlich abgeändert werden wird", und 
dieses soll in einem 1.' Hauptstück . einen 
Artikel 148 a vorsehen - Herr Dr. Fischer, 
148, ,nidlt 142, wie .Sie . vorhin gemeint 
'habeIl-, der sich mit der Schaffung' desAJ1':' 
waltes des öffent1ich~s Rechtes befaßt Und 
weiter 'lautet es dann im Artikel III dieses 
Entwtiifes bef 148c: 

"Der Anwalt des öffentliches Rechtes wird 
durch •. die Bundesversammlung gewählt. Die 
'WanLkannnur in Anwesenheitvon miIlde­
ste:ns der . Hälfte der Mitglieder der' Bundes­
versammlung mit . einer ,Mehrheit von min~ 
destens zwei Dritteln der abgegebenen Stim;. 
.men erfolgen"u.nd so weiter. . 

,Wie sich die Dinge (foch ändern~ unclwie 
m~iJIderZeit 'der Opposition einen v(jllig 
ano.eren. Standpullktals .in • d.er . Zeit. der wohl 
'etablierten Regierullgstät~~kei~. eiprii;mmtl 

:Meine Dame~ und HetrenlWU:habelf <von 
AIüab.g 'allunserer .... Meinung ..... AusdruCk ···ge-· 

. ., ... g~1)en~; .. d~ .. uns, ... ·ein ... Oinbudsiat.~unzwedt­
mäßig ersCheinf,·. denn.eine 'sqdiffizile .Auf-

gabe in einem Kollegialorgan zu lösen, er­
schiene uns von vornherein sdlon für gewisse 
Abspradlen, wenn Sie wollen, koalitionäre 
UberIegungen Tür und Tor zu öffnen; 

.' Wir haben deshalb' der Meinung Ausdruck 
gegeben, daß man eben mit einer ähnlichen 
Lösung, wie sie Ihre Broschüre, Herr Doktor 
Broda, seinerzeit enthalten hat, durchaus zu 
einem. Ergebnis kommen ~önnte. Denn wir 
sind' davon Überzeugt, daß es viele Männer 
in diesem Staat gibt, die die Qmilifikation 
aufzuweisen haben, 'für die sich sicherlidl, 
wenn man emen Konsens finden will, eine 
Mehrheit,' eine "qualifizierte '. Mehrheit finden 
würde und denen man diese hohe Verant­
wortungübertragen könnte. Aber wenn man 
von vornherein das hicht will, so hat man auch 
kein Interesse, eingehende Verhandlungen 
diesbezüglidl zu führen. 

Und, Herr Abgeordneter Ing. Hobl, wenn 
Sie ,glauben, die Osterreichische Volkspartei 
mit einer Namensdebatte irritieren zn können, 
so darf ich Ihnen eines sagen: Audl ich habe 
in den diversen Zeitungen gelesen, was es 
für allfällige Anwärter' für die Funktion eines 
Volks anwaltes gäbe. Als einer der vier im 
Unterausschuß Tätigen darf" ich Ihnen ver­
sichern: Innerhalb der Fraktion der Osterrei­
chischen Volkspartei wurde kein einziges Mal 
in den letzten Jahren über irgendeinen Namen 
debattiert, . geschweige denn, daß von uns 
irgendeine Persönlichkeit, für die wir maß­
geschneidert eine solche Funktion vorsehen 
wollten oder würden, genannt wurde. 

Das zur Steuerung des Tatsädllichen, Herr 
Ing. Hobl, denn ansonsten könnte' auf diese 
Weise eine L,egendenbildung entstehen. " 

Auf der anderen Seite, meine Damen und 
Herren, und hier muß ich nun dem Herrn Ab­
geordneten Dr. Fleischmann erwidern, haben 
wir .genau ersehen'· aus jener Unterlage, die 
uns im März geliefert wurde- es ist der 
Entwurf vom 14. März, Herrn Klubobmann 
Professor Koren wurde sie . am 11. März über­
reicht ~, daß die drei Mitglieder;der Volks­
anwaltschaft hinsichtlich. der Bezüge den 
Staatssekretären: gleidlges'tellt werden sol­
len ----" also, wie· bereits der HauptredIierder 
Osterreichischen Volkspartei ausführte,. mit 
jenem Drmn und Dran, das ihm die Bundes­
verfassung" un.d .. das Bezügegesetz " zueignet, 
ein riesiger Apparat. Fadlleute, die uns hier 
beraten haben; 'erklärten, daß' man >annehmen 
kanh:Wenn es zu drei V()lksanwältenkoinmt, 
wIrd' .' es .. , zu einem' '····übetdimensionierten 
ApparaUnder Größe von efwa100 bis150Be-' 
dieristeten kommen:" 
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Aber es wurde auch auf Grund der Wünsche 

der Bundesländer eine allfällige parallele In­
stitution in den Ländern vorgesehen. Das 
würde nun bedeuten, daß unter den gleichen 
GesiChtspunkten in den Bundesländern etwa 
im Landesratsrang jeweils zwei bis drei Hüter 
der VolksanwaltsChaft im Land tätig wären, 
sodaß man annehmen könnte, drei auf der 
Bundesebene und 26 bis 27 auf der Landes­
ebene .. 

Was das für Apparate bedeutet, ob das, 
meine Damen und Herren, in der Offentlidl­
keit noch angenommen wird, bezweifle ich. 
Daher unsere verantwortungsvolle Haltung, 
daß wir eine solche Regierungsvorlage eben 
nicht mit unserer Stimme durchlassen können. 

Wenn heute der Herr Abgeordnete Doktor 
Fisdler davon gesprodlen hat, daß die Oster­
reichische Volkspartei das Minderheitsredlt 
der Zustimmung zu einer verfassungsgesetz­
lichen Regelung so quasi mißbraucht, so weise 
ich das auf das entschiedenste zurück. Kollege 
Dr. Gruber hat darauf hingewiesen, wie der 
Fraktionsführer der Sozialistischen Partei in 
der Zeit von 1966 bis 1970 eine Bundesver­
fassungsgesetz-Novelle, die die Grenzen der 
Länder Salzburg und Oberösterreich zum 
Gegenstand hatte, glatt vom Tisch fegte, weil 
er gesagt hat: Wir stimmen grundsätzlidl nicht 
zu. Aber es ist ein großer Unterschied, ob wir 
verantwortungsvoll einen riesigen büro­
kratischen Apparat verhindern wollen oder 
ob seinerzeit, als Sie in den Oppositions­
bänken saßen, eine solche kleine Angelegen­
heit eben durch Ihren damaligen Fraktions­
führer verhindert wurde. 

Herr Abgeordneter Dr. Broda, es würde uns 
wirklich interessieren, wenn Sie uns hier von 
diesem Rednerpult aus sagen würden, was 
Sie bewogen hat, jenen Wechsel vorzunehmen 
und heute für ein Kollegialorgan zu stimmen. 
Es würde uns aber auch interessieren, wenn 
Sie uns als Justizminister sagen würden, 
warum Sie allenfalls notwendige Kompetenz­
eingliederungen aus dem Justizsektor in eine 
kommende Volksanwaltschaft bei einem kom­
menden, alleinigen Volksanwalt nicht wollen. 

Und Ihnen, Herr Abgeordneter Dr. Fleisch­
mann, sei gesagt: Für uns ist es keine Partei­
frage. Für uns ist es eine Frage, ob wir eine 
solche Zustimmung vor- unseren Wählern ver­
antworten könnten. 

Der Volksanwalt soll nicht Parteianwalt 
sein, wie er es nach dem Wunsch der Regie­
rungspartei wäre, sondern er soll eine In­
stitution sein, die wirklich über den Dingen 
steht und die in der Lage ist, den Recht­
suchenden auch wirklidl Rechtsschutz zu ge­
währen. 

Natürlich sind wir, meine Damen und Her­
ren von der Sozialistischen Partei, seitens der 
Osterreichischen Volkspartei auf Grund jener 
Bestemmentsdleidungen von Ihnen, mit denen 
Sie uns in den letzten Jahren Ihre Madlt­
politik deutlich vor Augen geführt haben: 
Fristenlösung, ORF-Gegenreform und UOG, 
sehr vorsichtig, wenn Sie uns mit Engels­
zungen etwas geschmacksmäßig präsentieren 
wollen und auf diese Weise glauben, uns 
dann eben, wie es heute der Klubobmann der 
Osterreichischen Volkspartei schon ausgeführt 
hat, zu einer Zustimmung bewegen zu können. 

Sie haben es selbst in den letzten Wodlen 
bewiesen, wie sehr Ihnen daran liegt, Ihre 
Macht bis zur letzten Neige auszukosten. Der 
letzte Beweis war die Bestellung der Mit­
glieder der ORF-Beschwerdekommission. Hier 
haben Sie unter Beweis gestellt, meine Damen 
und Herren von der Sozialistisdlen Partei, daß 
Sie in diese Beschwerdekommission zehn 
Ihnen nahestehende Persönlichkeiten, drei der 
Osterreichischen Volkspartei Nahestehende, 
einen der Freiheitlichen Partei und drei Un­
abhängige delegiert haben. Tatsächlich ist es 
also so: 10: 7, wenn man alle anderen zu­
sammenzählt, und hier demonstrieren Sie, was 
sozialistisdle Machtpolitik in der Praxis heute 
leider bedeutet. (Zustimmung bei der OVP.) 

Idl muß noch einmal sagen: Sie haben keine 
Berechtigung, Herr Dr. Fisdler, von der ORF­
Reform zu sprechen, sondern höchstens von der 
ORF-Gegenreform, welche die So:rialistische 
Partei mit ihren drei Stimmen Mehrheit im 
Juli vorigen Jahres durchgesetzt hat. 

Seit Beginn dieses Jahres sieht nun die 
österreichische Hörer- und Seherschaft, welche 
Folgen die Veränderungen gebracht haben, 
und ich glaube, die Stimmung in der Offent­
lidlkeit ist heute eine solche, daß man ein­
deutig festhält, daß dieses Programm, das der 
ORF insbesondere durdl die zwei Fernseh­
programme der Offentlichkeit präsentiert, 
wesentlich schlechter ist als jenes vor der 
Reform des Jahres 1966, die mit Beginn des 
Jahres 1967 wirksam wurde. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Einrichtung 
eines Volks anwaltes als ein e r Person, die 
vom Parlament bestellt wird, könnte sowohl 
durch einen klar zugeordneten Katalog der 
Aufgaben und Kompetenzen als auch durdl 
das Gewicht ein e r Persönlichkeit ein außer­
ordentlidl wichtiges zusätzlidles Kontron­
instrument unseres Staates werden. Hier sei 
es nun gesagt, daß wir von Anfang an der 
Meinung waren: Neben der Organisations­
frage müßten wir auch wissen, welche Vor­
stellungen man über Umfang und Größe des 
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. Apparates ei n e s Volksanwaltesetwa habe. 
Wir waren uns von vornherein, im' klaren, 
daß wir vor allem ein völlig unbürokratisches, 
leicht 'organisiertes und leicht funktionieren­
des Organ, nötig hätten, um damit "wirklich 
. den Rechtsschutzsuchenden helfen ,zu' können. 

AbgeordneterDr. Broesigke (FPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich bitte 
um Entschuldigung, wenn ich mich noch einmal 
zum Worte melden mußte, weil eine Reihe von 
Behauptungen, die hier aufgestellt wurden, 
nicht unwidersprochen bleiben können . 

Ich' möchte aber irri Rahmen dieser Debatte Herr Professor Ermacöral Es ist völlig rich-
mit einigen wenigen Worten, auch zu . der tig, ,daß idt seit vielen Jahren für die In­

stitution der Volksanwaltschaft oder wie man 
Frage der diversen Presse~Oinbudsmänner das nennen will _ das hat ja verschiedene 
etwas sagen: . ' 

Namen, im Laufe der, Zeit gehabt - einge-
Ichbin der Doerzeugung; daß auch inZu- treten bin, daß iCh jedenSduitt, der zur Ver­

kunft, ,sollten'wir einmal ztle i n em Volks- ViirkUdlung,dieser Einridttung führt oder füh­
anwalt gelangen, diese I>resse-Ombudsmänner ren könnte, begrüßt habe und bejahe und 
weiter nötig sein werden. Wenn man nämliCh, auCh in Zukunft begrüßen werde. 
so wie iCh, in den versdtiedenen Tageszeitun:-
gen genau verfolgt, welche Probleme an sie Das bedeutet aber" niCht, daß ich etwa jede 
herangetragen werden, so muß lIlan , sagen, Textierung, die hier gewählt wurde, von vorn­
daß vieles nicht durCh die Kompetenz eines herein bejaht hätte, sondern alle Mitglieder 
Bundesvolksanwaltes und auCh nicht durch die des Unterausschusses werden genau wissen, 
eines Landesvolksanwaltes erledigt werden daß wir eine große Anzahl von Umformulie­
könnte.' rungen durchgeführt haben, daß jedes Mit-

glied dieses Unterausschusses redlich bemüht 
Eines 'aber, so glaube ich, würden diese war, zu der besten Lösung und zu der besten 

Presse-Ombudsmänner für den Fall, daß ,die Formulierung ,zu kommen; und daß die 
heutige Regierungsvorlage Gesetz geworden Situation also nicht etwa so war, daß irgend 
wäre, sidterlich auf längere Zeit tun müssen: jemand dort starr an der Regierungsvorlage 
die RedttssdlUtzsuchenden beraten, wie' sie festhaltenund keine Änderung herbeiführen 
denn überhaupt durch" dieses, komplizierte wollte. Man muß vielmehr allen Mitgliedern 
Organ, wie man es sich' vorgestellt hat, zu des Unter(iusschusses bescheinigen, daß sie 
ihrem Recht kommen könnten. bemüht waren" die von ihrem Standpunkt aus 

Meine Damen und Herren I Ich darf des­
halb festhalten: Es ist kein Mutwille der OVP, 
kein, leichtfertiges Nein; . sondern ein wohl­
überlegtes aus der verantwortungsvollen 
Uberlegung, daß wir das vor unseren Wählern 

beste Lösung zu finden: Umso bedauerlicher 
ist es, daß diese damals geleistete Arbeit zu­
mindestmomentan als vergeblich erscheint 
und zu keiner Gesetzwerdung dieser Einridt­
tung führt. Dies zum ersten. 

Zum zweiten: Es wäre falsch, wenn der Ein­
druCk entstünde,äls ob mit der Schaffung 

Ich darf den "Kurier" vom Ir. Feber 1971dieserVolksariwaltschaft alle Probleme gelöst 
mit einer sehr treffenden Zitierung nennen.' wären~ Das, glaube idt, hat doch niemand 
lIier lautet es: ernstlich' behaupten wollen. Wir sind uns 

darüber im klaren, daß es im Bereich der 
"Was uns fehlt, sind neue Institutionen, Rechtspredtungund im Bereich der Verwal­

die den Einfluß der Parteien in SchaCh halten tung eine Fülle von Fragen gibt, Probleme des 
und" nicht noCh mehr ausweiten. Osterreidt laglichen Lebens, wo es, emer Verbesserung 

nicht verantworten können. - ' 

braudtt keinen parteitreuen Ombudsrat, .son~ bedarf: -
_ .dern ,einen unabhängigen, echten Volks-
anwalt."JBeifall bei der OVP.)Zum Beispiel beim Armenrecht, das alleF-, 

dings jetzt "Verfahrenshilfe"heißt und erst 
Diesem G Iimds atz ist nichts hinzu~uJügen. kürzlich neu 'geregelt ,wurde. Eine, wie 

ich glaube, gute Neuregelung wurde' eins tim-
Ich darf ,deshalb absChließend s'agen: .Vvir mig beschlossen. 

wollen einen wirklimen Schritt zum wfrk-
samen' RemtssdlUtz, aber keineIiPseudo- Zum Beispiel bei. der Frage der Sdtreib­
Ombudsmanoder-Ombudsrat;kefnen;Wahl- }.{~iifte·Oeradedie Mitglieder des Hohen Hau.; 
Gag, sondern, eine wirkliche undri<:htige Hilfe ses .. ri1fe"lchals Zeugen an, daß im sie viel­
für Rechtsumende, diedrmgend dieser Hilfe j~ic:htill mandt.erBudg~tdebatte damit gelang-
bedürfenl(Beljclll bei der OVP.) . ",eiit llabe, daß ich' ihmm von. den Schwierig-

.... Prä5id""IPr"bs.t: .. ZU1I\ .. \VO!I.!l~~Jiet iH ~=e~ik~~;''Il~cle';:~:ti~::'':~:~e:i'': 
der. Herr Al>g~otarietePi:Broesigke; ,'.:.' " spre~uri.g, sondern hinsichtlidt der Frage, . daß 

L, 
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ein Urteil geschrieben, daß es zur Post 
gegeben werden muß, daß der Kanzleiapparat 
funktionieren muß, und alle die Probleme, 
die es da nun einmal gibt. 

Und zum dritten. Bezüglich des Begriffs der 
Billigkeit muß ich jetzt alle Mitglieder des 
Unteraussschusses zu Zeugen für folgendes 
anrufen: Es hat damals der Herr Präsident 
Loebenstein - dessen Name nebenbei be­
merkt im Zusammenhang mit dieser Ausschuß­
arbeit erwähnt werden muß -, der viel mit­
gearbeitet hat und uns viel geholfen hat, 
Zweifel geäußert, ob der Begriff der Billigkeit 
in der Rechtsprechung hinreichend bestimmt 
sei. 

Ich bin es damals gewesen, der darauf ver­
wiesen hat, daß man sehr wohl den Begriff 
der Billigkeit verwenden kann, weil es dazu 
eine umfangreiche Rechtsprechung gibt. Es 
hat das dann tatsächlich seinen Niederschlag 
gefunden. 

Damit will ich nicht behaupten, daß ich die­
sen Begriff erfunden hätte. Ich wehre mich 
aber gegen die hier aufgestellte Behauptung 
des Inhaltes, dem Dr. Broesigke wird diese 
Formulierung mit der Billigkeit nicht recht 
sein. Das ist einfach unrichtig I (Zu.stimmung 
bei der FPO und bei Abgeordneten der SPO.) 
Richtig ist vielmehr, daß ich den Standpunkt, 
diesen Begriff in das Gesetz aufzunehmen, 
unterstützt habe. 

Damit komme ich schon zum Schluß: Ich 
glaube, es kommt. nicht so sehr darauf an, 
jetzt festzustellen, was der einzelne im Laufe 
der Unterausschußberatungen gesagt hat. tAber 
das zeigt vielleicht - und die ganze Debatte 
zeigt das vielleicht - ein Problem auf: Hüten 
wir uns vor der Krankheit des Perfektionis­
mus, die darin besteht, daß man bemüht ist, 
eine vollkommene Regelung herbeizuführen, 
und weil man immer. Zweifel hat, ob die 
Regelung jetzt die vollkommenste ist, arbeitet 
man weiter und kommt zu keinem Ende. Sicher 
müssen wir gründliche Beratungen durch­
führen, aber einmal ist der Augenblick ge­
kommen, in dem man die Sache in die Praxis 
umsetzen muß, in dem man sehen muß, wie 
eine neue Einrichtung arbeitet, und in dem 
die Gelegenheit gegeben werden muß, die 
Lehren daraus zu ziehen. 

Wir haben nicht die Möglichkeit wie beim 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch, das 
vorher in einer Provinz, wie es damals mög­
lich war, versuchsweise in Kraft gesetzt 

mit zugegebenermaßen guten Argumenten auf 
allen Seiten so lange hin und her beraten 
werden, bis die Betroffenen mit Recht mit 
uns unzufrieden sind. Die Betroffenen dürfen 
von uns verlangen, daß wir eine Lösung, die 
von uns bejaht wird, an die wir glauben und 
die wir versuchen wollen, finden und diese 
Lösung Wirklichkeit werden lassen und daß 
wir, wenn sich auf Grund der Erfahrungen 
Mängel zeigen, diese Mängel abstellen. 

Das, glaube ich, ist die Aufgabe, die vor uns 
steht, weil es sonst, fürchte ich, in Osterreich 
niemals zu einer zusätzlichen Rechtseinrich­
tung, genannt Volksanwaltschaft, kommen 
wird, sondern nur zu akademischen Erörterun­
gen in Fachblättern, aber zu keiner Hilfe für 
die Betroffenen. (Beifall bei der FPO und bei 
Abgeordneten der SPtJ.) 

Präsident Probst: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

ein 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf in 1600 der Beilagen. 

Es ist getrennte Abstimmung verlangt. Ich 
gehe daher so vor. 

Da es sich um ein Bundesverfassungsgesetz 
handelt, stelle ich gemäß § 61 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung die für die Abstimmung 
erforderliche Anwesenheit der verfassungs­
mäßig vorgesehenen Anzahl der Mitglieder 
fest. 

Wir kommen zur Abstimmung über 
Artikel I bis einschließlich Ziffer 5 in der 
Fassung des AussdlUßberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
einstimmig. Somit ist die erforderliche Zwei­
drittelmehrheit gegeben. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Ziffer 6 in der Fassung des Aus­
sdlUßberichtes. 

Es ist getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist nicht 
die erforderlidle Zweidrittelmehrheit. Die 
Ziffer 6 im Artikel I ist somit gefallen. 

wurde, sondern wir müssen den Versuch auf Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
dem ganzen Gebiet der Republik machen, über Artikel I Ziffer 7 bis einschließlich 
und wir müsesn den Versuch einmal unter- Ziffer 11 in der Fassung des Ausschuß­
nehmen, weil wir sonst immer beraten und berichtes. 
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Präsident Probst 
Idlbitte jene DaJl).en und Herren, die diesem 

Teil de$ Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Allssdlußberidltes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. --:- Danke. Das 
ist einstimmig. Somit ist dieerforderlidle 
Zweidrittelmehrheit gegeben~ 

Idllclsse nunmehr über Artikel I Ziffer 12 
in der Fassung . des· Aussdlußberichtes abstim­
men, 1!insichtlich der getrennte' Abstimmung 
verlangt ist.-

• Ich bitte jene D'amen und Herren, die diesem 
Teil des ,Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu' erheben.-= 

. Das ist nicht die erforderlicheZweidrittel­
mehrheit. Die Ziffer 12 des Artikels I ist 
somit gefallen. 

Damit erübrigt sich auch eine Abstimmung 
über Artikel I Ziffer 13 und über die Worte 
im Gesetzestitel "sowie über die.Errichtung 
einer Volksanwaltschaft",da diese' Teil des 
Gesetzentwurfes mit der abgelehnten Ziffer 12 
in untrennbarem Zusammenhang stehen. . 

Wir kommen daher zur Abstimmung über 
die restlichen Teiie des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang, jedoch mit den bereits 
erwähnten Ausnahmen der Ziffer 13 des Ar-

, tikels I und der Worte "sowie über die ErriCh­
tung einer Volksanwaltschaft" im Titel. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, ~ich von den Sitzen 
zu erheben. -..:.. Danke. Das ist eiIlstimmig 
angenommen. Die erforderliche Zweidrittel­
mehrheit ist gegeben. 

Da die Ziffer 6 des Artikels I in der Fassung 
des Ausschußberichtes nicht die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit gefunden hat und daher 
entfällt, erhalten die Ziffern 1 bis 11 in der 
Fassung des Ausschußberichtes 'nunmehr die 

. Bezeichnung'6 bis .10. 

Die zweite Lesung ist beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige' 
Vornahme' der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. 

'. Ich bitte jene Damen und . Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in. dritter 
r.esllIlg ihre Zustimmung erteilen,. sich von den 
SitZen zu" erheben.' .:...:.. Danke. Das .ist . ein-

, • stiÜimiga!igeu'olllmen. 

2. PU!lkt: Bericht des VerfassungsaussdlUsses 
betreffend den. Beridd der Bundesregierung 
(m-159 der Beilagen) über die Verwaltungs­
reform in den Jahren 19'11 bis 19'14 (1601' der 

Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bericht der Bun­
desregierungüber die Verwaltungsreform in 
den Jahren 1911 bis 1914. ' 

13erichterstaUer ist der Herr Abgeordnete 
I~g. HobLlch bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Hobl: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren I Der 
dem Verf~ssungsausschuß zur Vorberatung 
vorgelegene . BeriCht gibt eine Ubersicht über 
die im Berichtszeitraum zum Zwecke einer 
,Verwaltungsreform getroffenen Maßnahmen. 
Diese werden im Bericht unter den Schwer-
punkten Reform des Rechtsgutes, Ver­
besserung des Personalsystems, Reorgani­
sation der. Dienststellen und Ration:alisierung 
der Arbeitsweise der. Dienststellen sowie des 
~ erwaltungsservice zusammengefaßt. 

Der Reform des Rechtsgutes dienen die Be­
mühungen um eine N eukodifizierung einzelner 
Rechtsgebiete .~ Rechtsbereinigung - und die 
Anpassung der Rechtsordnung an die moderne 
technologische Entwiddung, Insbesondere hin­
sichtlich des Einsatzes von . elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen. Der Verbesserung 
des Personalsystems dient einerseits ein bes­
seres Auswahlverfahren, die, Verbesserung 
der Ausbildung UJ;ld die Neuregelung des 
Dienst- und ·Sesoldungsrechtes. Hinsichtlich 
der, Reorganisation der Bundesdienststellen 
wird unter anderem auf das Bundes­
ministerien~esetz 1913 verwiesen. 

Die Rationalisierung der Arbeitsweise der 
Dienststellen soll durc:hdie Vereinfachung des 
Verwaltungs ablaufes, so zum Beispiel durch 
Abkürzung des Instanzenzuges und die Ver­
besserung· der Koordination in der Bundes-
verwaltung, erreicht werden. " 

Schließlich wer~endie Bemühungen um die 
Beseitigung von InfoI1:Ilationsmängeln des 
R.echtsunterworfenen erWähnt. Hiezuzählen 
insbesondere die Auskunftspflicht im Sinne 
der Bestimmungen des Bundesministerien­
gesetzes, eine Belehrungspflicht im Verwal­
tungsvetfahren und Verfahrenshilfe für mittel-
16sePatteien:ini Bereidl 'des Zivil- und Straf-

, ,.~. proz~sses ·und im ·VerfBhren vor dem' Ver-
Der .Ge'setzentwurf· ist somit auch 'illdritte~, "waltungsgerichtshof. ' 

r.esungbei Anwesenheit . der verfassungs-
mäßig v?rgesehenen ~ahl .derlvfitglieder, Dem Bericht sind Unterlagen, angeschlossen, 
mit der erforderlidlenZweidrittelmehrh€)it. die. vonArbei~sgruppen, der Verwaltungs­

refoImk9filiIiisSiön ,erstellt wurden. 
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log. Hobl 
Der Verfassungs ausschuß hat den gegen- sehr hart gesagt hat, die Politik der Ge­

ständlichen Bericht am 13. Mai 1975 in Ver- schwätzigkeit und nicht der Taten zum Aus­
handlung gezogen und nach Wortmeldungen druck. 
der 'Abgeordneten Dr. Ermacora und Doktor 
Broesigke sowie des Staatssekretärs Lauseck.er 
mit Mehrheit beschlossen, dem Nationalrat die 
Kenntnisnahme dieses Berichtes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung an den Nationalrat über 
die Verwaltungsreform in den Jahren 1971 bis 
1974 (III-159 der Beilagen) zur Kenntnis neh-

Nun zum Bericht selbst. Die Volkspartei 
hat in den letzten vier Jahren ungefähr 120 Be­
richten der Bundesregierung trotz manchen 
Vorbehaltes ihre Zustimmung gegeben.Die­
sem Bericht können wir weder nach seiner 
inhaltliChen Gestaltung noch nach den Ergeb­
nissen der sogenannten Verwaltungsreform 
unsere Zustimmung geben. 

men. . Im ersten Kapitel, Rechtsbereinigung, be-
Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, schäftigt sich die Bundesregierung mit der 

bitte ich, in die Debatte einzutreten. Rechtsbereinigung durch die Neukodifikation 
einer Reihe von Gesetzesmaterien. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen? - Kein Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok­
tor Mock. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Meine 
Damen und Herren! Nach vierjährigem Drän­
gen hat der Herr Bundeskanzler vor wenigen 
Monaten seinen ersten Bericht der Bundes­
regierung an den Nationalrat über die Ver­
waltungsreform in den Jallren 1971 bis 1974 
vorgelegt. Es gab schon am 23. April 1971 
einen BeriCht, dieser enthielt aber noch die 
Vorschläge der OVP-Alleinregierung. In dem 
damaligen Bericht wurde in Aussicht gestellt, 
daß die Bundesregierung ihre eigenen Vor­
stellungen zu diesem Thema zum Gegenstand 
eines besonderen Berichtes machen werde. 
Jedes Jahr wurde der Herr Bundeskanzler 
mindestens zweimal gebeten, doch diesen Be­
richt dem Parlament tatsächlich zu übermitteln. 
Er hat rund vier Jahre gebraucht und hat kurz 
vor dem Ende der Legislaturperiode nun die­
ses Dokument dem Nationalrat übermittelt. 

Obwohl es in seinem SChreiben von 1971 
heißt, "die Bundesregierung möchte feststellen, 
daß dieser Bericht eine äußerst wichtige und 
wertvolle Unterlage darstellt", wurde kaum 
eine Maßnahme dieses Berichtes in den letzten 
vier Jahren tatsäChlich realisiert. Das Ergeb­
nis, zuerst einmal quantitativ zusammen­
gefaßt, waren 13.500 Dienstposten mehr, die 
allein im Jahre 1975 ungefähr einen Mehr­
betrag von 1,5 Milliarden Schilling ausmachen. 
Diese 13 Seiten, Herr Bundeskanzler, sind kein 
Verwaltungsreformbericht, sondern sind ein 
VerwaltungsverschwendungsberiCht. So möch­
te ich das hier einmal bezeichnen. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Es kommt auch hier diE. 
Politik der vielen Worte, wie jemand einmal 

Meine Damen und Herren I Was wird hier 
als Verwaltungsreformmaßnahme angeführt? 
Ich möchte einmal vorweg bemerken, daß die 
Gewerbeordnung und die Strafrechtsreform, 
unabhängig von den politischen Gegensätzen, 
zweifellos eine gewisse Rechtsbereinigung ge­
bracht haben. Das ist positiv zu vermerken. 
Aber wenn hier das Tierversuchsgesetz, das 
Einkommensteuergesetz und das Universitäts­
Organisationsgesetz angeführt werden und 
überhaupt eine ganze Reihe von Gesetzen, 
die in den letzten Monaten und Jahren be­
schlossen wurden, unter dem Titel Verwal­
tungsreform zitiert werden, so habe ich dafür 
überhaupt kein Verständnis I Ich darf doch 
fragen: Was hat das Tierversuchsgesetz mit 
Verwaltungsreform zu tun? Was hat vor allem 
das Universitäts-Organisationsgesetz mit Ver­
waltungsreform zu tun? Selbst nach den An­
gaben der Frau Bundesminister in den Er­
läuternden Bemerkungen laufen jährlich 
Mehrkosten allein im Verwaltungsbereich von 
4 Millionen Schilling auf. 

Ich zitiere also nicht die gesamten 25 Mil­
lionen SChilling Mehrkosten laut Erläuternden 
Bemerkungen, sondern nur die im Ver­
waltungsbereich auflaufenden jährlichen 
4 Millionen Schilling mehr, und nehme den 
Anteil der' einmaligen Kosten von 30 Mil­
lionen Schilling und des Verwaltungs anteiles 
daraus bewußt aus. 

Das Universitäts-Organisations gesetz hat 
mit einer Verwaltungsvereinfachung über­
haupt nichts zu tun. Im Gegenteil, es wider­
spriCht in zweierlei Hinsicht einer modernen 
Verwaltungsreformpolitik. Der parteipolitische 
Zugriff auf das Universitätspersonal wird 
durch die Grenzen der Autonomie wieder ver­
stärkt, und es wird die Verwaltung kompli­
ziert. Es ist das Gegenteil einer Verwaltungs­
reform, was mit diesem Gesetz herbeigeführt 
wurde. 
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Dr. Mode 
Es wird hier zum Beispiel auch das Bundes- Aber da -ist ein ne;ttes DetaiL Im Amtsbehelf 

theatergesetz genannt. Herr Bundeskanzler! zum Bundesfinanzgesetzhat sich die Bundes­
Das kann man doch wirklich nicht ernst neh- . regierung wieder einmalenotm bemüht, der 
men. (Ruf bei der OVP: Er ist ja auch schon politischen Richtlinie erhöhter Transparenz 
spra~los! - Abg. S u pp an: Er ist für die des Herrn Bundeskanzlers geremt zu werden. 
Unterhaltung!) Biszuin Jahr 1973 findet sim hier ordentlich 

Unterrichtsminister Gratz hat dasBundes-aufgezählt,mit Ziffern belegt, der Ver­
theat~rgesetz f{ir 1971 versprochen. Sie sind waltungsaufwand -im . engeren Sinne. In den 
im Wahlkampf 1970 mit einem Defizit von Jahren 1974/1975 bemerkt man nur mehr 
300· Millionen Schilling hausieren _ gegangen. eine bescheidene FUßnöte, in <ler eS heißt: "Ab 
Vorwenige-il Monaten, nach fünfjährfger Re- dem Bundesvoranschlag-19'Uwird der Ver­
gierungsperiode, hat der Herr Unterrimts- waltungsaufwand gemeinsam mit den Auf­
mhlister so _ "rechtzeitig"einen Entwurf für wendungen veran~chlagt, sodaß er ni mt mehr 
ein Bundestheatergesetz herübergegeben, daß gesondert erfaßbar ist unq bei - der übrigen 
nimts_mehr beschlossen werden kann. Das Gebarung mitenthalten ist." 
Defizit ist inzwischen frisch-fröhlich auf Das, Herr Bundeskanzler, ist auCh in diesem 
780 Millionen angewachsen. (Abg. Doktor BereiCh Ihre Politik der "Transparenz". Das ist 
Pr ade r: Rekorde!) Was hat das mit Ver- Verwaltungsreform? ---.:Das ist genau das 

. waltungsreform zu tun, frage im Sie, Herr Gegenteil! Parlament und OffentliChkeit haben 
Bundeskanzler? ein Anrecht darauf zu wissen, wie die Ver-

Sie zitieren das Einkommensteuergesetz. waltungskosten steigen. Sie werden mit den 
Meine Damen . und Herren I Selbst im Rech- Zahlen niCht mehr fertig. Man läßt sie aus dem 
nungshofbericht heißt es zum EirikoIhmen- BeriCht heraußen, man informiert das Par­
steuergesetz 1972: Der ReChnungshof bezwei- lamentIiicht, enthält der OffentliChkeit auch 
feite eine vereinfaChende Auswirkung des Ein- die entspreChenden Unterlagen vor. 
kommensteuergesetzes 1972 auf die Lohn~ Die MensChen glauben ohnehin nicht mehr, 
steuererhebung. _ daß Sie wirklich beabsimtigen, irgend etwas 

Als der Abgeordnete Neuneram23. April ,transparenter zu machen.. -Aber es ist gut, 
1975 den Bundesminister für Finanzen an- wenn man Ihre Verdunklungsmöglichkeiten 

_ sprach, hat dieser gemeint: Das dürfen Sie an Ha.nd sehr konkreter Details immer wieder 
mir nicht vorhalten, die Gesetze maCht der in Erinnerung ruft. Herr Bundeskanzler! Dieser 
Gesetzgeber. Wenn die Finanzämter über- Stil und diese Ergebnisse der Politik der Bun­
lastet sind, so sind das Dinge, mit denen siCh desregierung entsprechen ja genau Ihrem per-
der Gesetzgeber zl,l befassen hat. sönlichen Stil der Amtsführung. 

Eine solche "Argumentation" geht doch auch Meine Damen und Herren! Wenn ich mir 
nicht! Der Herr Finanzminister arbeitet die eine Aufstellung' über die Entwicklung der 
Gesetze aus, vertritt sie in der Regierung, Dienstposten und der personalkosten im Bun­
vertritt sie im AussChuß und sieht dazu, daß deskanzleramt ansehe, so finde ich: Die Anzahl 
ja kein Jota abgeändert wird. Dann wird. das der A-Dienstposten ist von 1970 auf 1974 von 
mit der Regierungsmeh~rheit beschlossen, dann 75 um 50 auf 125 - gestiegen, wenn Sie 
kommt das hier ins Haus, da verteidigt der -wollen, um rund 60 bis 70 Prozent. Die Anzahl 
Herr Finanzminister die Vorlage von der der B-Dienstposten ist voni04 auf 126 ge­
Regierungsbank, dann läuft er herunter,· be- stiegen. Eine ähnliche Steigerungsquote haben 
sChließt es als Abgeordneter mit, und dann wir bei den anderen Dienstposten. Der Per­
sagt er höhnisch: Damit dürfen Sie mich als sonalaufwand ist von 39 Millionen Schilling 
Finanzminister niCht belasten, das ist Sache im Jahre 1970· für das Bundeskanzleramt auf 
des Gesetzgebers. - Das ist bestenfalls eine 88 Millionen Schilling gestiegen. Das ist Ihr 
Frotzelei, hat aber mit Verwaltungsreform persönlicher Stil. DeinStiFdet . Verschwen­
nichts zutun, Herr Bundeskan.zler! (Beifall bei dungspolitik der Bundesregienmg entspricht 
der OVP.) Das sind nur einige Beispiele. auch Ihr . persönlicher Stil einer Verschwen-

Meine Damen und Herren I Die Ziffern des dung im Bundeskanzleramt. Dq, kann die all-
gemeine Regierungspolitik, Herr Bundes­

gewaltigen Anwachsensdes Verwaltungsauf- ka. nzler, auch·n.-_icht an.ders sel·n. 
wandes in den letzten fünf Jahren sind schon 
wiederholt zitiert worden. Sie wissen: neue Ich möchte mich in diesem Zus·ammenhang 
Ministerien, allein drei Staatssekretäre für den s~hr n.achdrücklich dagegen verwahren, daß 
Herrn Bu.ndeskanzler, neun Sektionen mehr, Sie-~Ind IhreRegierungsmitgli~der bei jeder 
allein' 93 Abteilungen mehr eingerichtet in Gelegenheit denöffent1ich~n Dienstnehmer, 
diesen letzten vier ·Jahren der sozialistischen den -Beamten . für-· diese Verschwendung ver­
Alleinregiefungr antwortlich -machen.: Da· wird ·sdliritersehwellig 
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Dr. Mod>. 

diffamiert und angedeutet: Ja, die Beamten 
fressen das Staatsbudget auf oder wie sonst 
die Bemerkungen lauten. - Nicht der öffent­
liche Dienstnehmer, Herr Bundeskanzler, hat 
entschieden über diese verschwenderischen 
Ansätze im Bundeskanzleramt, über die Stei­
gerungssätze von 20, von 40, von 50 Prozent. 
Nidlt die Beamten haben entschieden über die 
Vermehrung der Anzahl der Ministerien, und 
nicht die Beamten haben entschieden, daß Sie 
sich drei Staatssekretäre nehmen müssen. 

Wozu, fragt man sich überhaupt bei diesem 
Verwaltungsreformbericht. Zuerst wurde der 
Staatssekretär Veselsky berufen, in dessen 
Arbeit war dann nichts drinnen, und man hat 
den Staatssekretär Lausecker berufen. Damals 
hat man sogar in der Opposition auf Grund 
seiner Erfahrung geglaubt, es könnte wenig­
stens im Bereich der Erstellung eines neuen 
Besoldungsschemas ein konkretes Ergebnis er­
zielt we·rden. Nichtsl Wir mußten in den 
letzten Monaten feststellen, daß selbst in die­
ser wesentlichen zentralen Frage nicht d.er 
geringste Fortschritt erzielt wurde. 

Ich habe Verständnis, Herr Bundeskanzler. 
Vielleicht brauchen Sie diese Mitarbeiter, vor 
allem auch damit Sie sich mehr Ihren inter­
nationalen Reisen, dem Hauch der großen 
Welt zwischen Marokko und Libyen widmen 
können. Aber die unangenehme Arbeit im 
Bundeskanzleramt bleibt dann liegen, und Ihr 
politisches Gewicht als Ressortchef fehlt eben 
auch bei dieser Arbeit. Das ist die Situation 
und ein maßgeblicher Grund, warum hier 
keine konkreten Ergebnisse erzielt wurden. 

Das zweite Kapitel: Verbesserung im Per­
sonalsystem. Meine Damen und Herren, ich 
wage hier zu behaupten, daß sich beide 
Koalitionsparteien in diesem Bereich einiges 
vorzuwerfen hatten. Aber man konnte an­
nehmen, daß nach der politischen Praxis von 
1966 bis 1970 hier keine spektakulären, aber 
immerhin weitere Fortschritte bei der Objek­
tivierung der Berufung von öffentlichen 
Dienstnehmern in die verschiedenen Positio­
nen u"nserer Verwaltung erzielt werden. Genau 
das Gegenteil ist eingetreten! Es war ein 
Rückschritt, ausgezeichnet durch einen ver­
stärkten parteipolitischen Einfluß bei Personal­
entscheidungen. Und die Tatsache, Herr Bun­
deskanzler, daß Sie diese systematisch organi­
sierte parteipolitische Personalpolitik hinter 
der Rauchwand der Berufung einiger Parade­
liberaler oder Paradefeudaler -in die Regierung 
verstecken, ändert überhaupt nichts an dieser 
Situation. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich empfinde die Fest­
stellung hier auf Seite 3, 2. Absatz: "Dies 
wird, wie die Bundesregierung hofft, zu einem 

objektiveren Verfahren der Besetzung von 
Schlüsselpositionen im öffentlichen Dienst füh­
ren als bisher", nur für den öffentlichen PR­
Gebrauch bestimmt. Von den 600 leitenden 
Positionen haben Sie in den letzten vier Jah­
ren ungefähr 450 ohne Ausschreibung neu 
besetzt, vor einem" Dienstpostenausschrei­
bungsgesetz, das außerdem den Ressortleiter 
in keiner Weise verpflichtet. 

Das nächste Kapitel: die Verwaltungs­
akademie, einer der wenigen positiven Punkte, 
Herr Bundeskanzler, wo Sie die Arbeit der 
früheren Regierung fortgeführt haben. 

Zum Besoldungsschema habe ich schon fest­
gestellt, daß selbst in dieser einen wesent­
lichen Frage nicht der geringste Erfolg erzielt 
worden ist. Vvas Sie im Herbst, wenn Sie 
abtreten, Herr Bundeskanzler, den öffentlich 
Bediensteten zurücklassen, ist ein altes Besol­
dungssystem und gleichzeitig die Uberzeu­
gung, daß eine moderne Verwaltungsreform­
politik nur von einer anderen Regierung reaH­
siert werden kann. (Beifall bei der OVP.) 

Und zu guter Letzt, meine Damen und Her­
ren: Es werden im Anhang - die Hälfte des 
Berichtes ist ja Anhang -, da die Politiker 
und der Herr Bundeskanzler offensichtlich 
nicht mehr viel dazu zu sagen hatten, von 
einigen Experten interessante Ausführungen 
gemacht, so auch von Herrn Dr. Fremuth unter 
anderem zur Reorganisation der Bundes­
betriebe. Sehr interessant zu lesen, es könnte 
durchaus die Grundlage verschiedener Aktio­
nen und politischer Entscheidungen sein. 

In keinem einzigen dieser hier aufgezählten 
neun oder acht Bundesbetriebe - dann -ist 
wieder die Bundesbahn ausgeschieden - ist 
irgendein umfassendes Reorganisationskon­
zept verwirklicht worden; in keinem einzigen 
Betrieb, der hier behandelt wird! 

Und das beste, Herr Bundeskanzler, ist der 
Schluß. Da heißt es dann im Absatz vor Ihrer 
Unterschrift: 

"Die Bundesregierung beabsichtigt daher, 
. .. in naher Zukunft erste Schritte zum Stu­
dium der Notwendigkeit und Möglichkeit 
einer umfassenden Verfassungsreform einzu­
leiten." - Das nach fünf Jahren sozialistischer 
Alleinreqierung! Man müßte lachen, wenn es 
nicht sehr traurig wäre, Herr Bundeskanzler. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ganz kurz: Was 
sind die wesentlichen Gründe? Ich habe einen 
'Vorhin angedeutet: Sie haben es persönlich 
versäumt, Herr Bundeskanzler, sich dieser 
Aufgabe, die sehr schwierig ist und immer 
sehr schwierig war, mit dem Gewicht des 
Regierungschefs zu widmen. Sie sind jahre-
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lang überhaupt nicht in . die Verwaltungs­
reformkomml'Ssion gekommen, sondern, wie 
ich . vorhin angedeutet habe, widmen Sie sich 
eben 'anderEm, weniger konkreten Aufgaben. 

dungsbericht werden wir unsere Zustimmung 
hier.im Haus nidlterteilen. (Beifall bei. der 
OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Zweitens ist es wahrscheinlich überhaupt HerrAbgeordnete Dr.Hesele. 

widersprüchlich, 'von einer sozialistischen Re-
gierung eine echte, konkret leistungsorien- Abgeordneter DDr. lIeseie (SPO): Hetr Prä­
tierte, dezentrallsierende und die Interessen sidentl Hohes Hausi Idl mödite vorerst fest­
der öffentlidlen. Dienstnehmer berück- stellen,' daß·· die ·soziaVstisdle Fraktion dem 
~idltigende Verwaltungsreformpolitik zu er- Bericht der Bundesregierung über die Verwal­
wil,rten.Denn Sozialismus war immer zen:-tungsreform für die Jahre 1911 bis 1914 zu­
tralistisch, 'Sozialismus war' immer bürokra- stimmen wird, weil wir der· Auffassung sind, 
tisch, und Sozialismus hat immer die Inter- daß hier einige sehr . konkrete Maßnahmen 
essen der Parteipolitik vor den Staat gestellt. angeführt wurden; die inden letzten vier Jah­
Auch das ist ein ideologischer· Grund, daß ren durch die Bundesregierung verwirklicht 
in Ihrer Verwaltungsreformpolitik keine kon- wurden. 
kreten Ergebnisse vorliegen. ' 

Zusammenfassend: Wir glauben, daß wir 
,mit einer modemen,neuenVerwaltungs­
reformpolitikan das anschließen müssen,··was 
indem Bericht vom Jahre 1911 aus derZeit 
der. OVP-Alleinregierung enthalten ist. Wir 
brauchen . Rationalisierungsmaßnahmen, wir 
braudlen eine quantitative Verwaltungs,;, 
reformpolitik. Das wäre aber. zuwenig. Wir 
brauchen auch in diesem Bereidl eine Politik 
der. Qualität, eine Umstrukturierung, eine 
Modernisierung des Instrumentariums; und 
daZu gehört auch der Leistungsanreiz durch 
ein modernes Besoldungsschema: 

Ich möchte als zweites feststellen, daß ich 
eHe Absicht habe, zum Bericht zu reden, idl 
werde mir aber doch erlauben, einige Bemer­
kungen· zum Abgeordneten Pr. Mock zu 
machen. Wir wissen, daß im Jahre 1966 ein 
Staatssekretär für die Verwaltungsreform in 
der Person des Dr. Gruber bestellt wurde. 
(Abg. K ern: Das hat sich bezahlt gem{lchtl -
Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Das hat sich ren­
tiert!) Er hat seine Aufgabe nidlt vollendet, 
sondern, . nachdem er nichts erledigen konnte, 
lieber einen Botsdlafterposten in Washington 
angenommenj das wissen wiraudl. 

Ich vertrete die Auffassung, daß die Anzahl Das· zweite ist: Abgeordneter Dr.Mock hat 
der Ministerien zu reduzieren wäre. Ich ver- davon gesprochen, daß Sozialismus Zentrali-

, trete die Auffassung, daß der Gesamtzuwachs sierung ist. Da möchte ich ihn nur auf die 
an Dienstposten durchaus unter einem Pro- NiederösterreichisPle Landesregierung ver­
zent oder höchstens 1,5 Prozent liegen könnte, weisen, wo es seit Jahren ein Programm einer 
wobei die Bereiche öffentliche Sicherheit, Bil- Dezentralisierung der niederösterreichischen 
dungspolitik, Finanzen und Strafrechtsreform Dienststellen auf die. Bezirke gibt, eine Bil­
schwerpunktmäßig im Vordergrund stehen dung von Schwerpunktim in den Bezirken. 
müßten. (A~g. Dr~ Pr ader: Völlig .. faJschl Da sind 

Ich Würde empfehlen, Herr Bundeskanzler, Sie nicht informiert!) Was geschieht jetzt? Der 
daß Sie wenigstens einige Anregungen des gesamte Verwaltungsapparat' wird auf dem 
seinerzeitigen Berichtes über die Einführung Balihausplatz in einem Neubau zentralisiert. 
moderner Planungssysteme, . PlanungstedJ.- Auch d,as wollte ichhier nom sagen. 

niken hier' aufgreifen und durch· einen lhier Eine dritte Frage will. ich audl noch. erwäh-
zahlreichen Staatssekretäre verwirklichen. . . .. rien, . bevor khdie konkreten positiven Seiten 

Wo bleibt eine Personalplanung; meine dieses Berichtes herausaib'eite. Wenn der Ab­
Damen .und Herren? Inden nädlsten Jahren geordnete Dr. Mockvonparleipolitlschen Be­
werden 'die Personalkosten von 61 Milliarden setzungenin den Ministerien spricht, mödlte 
auf 100 Milliarden steigen.Ab~r das wird ich ihn nur an das Jahr1966 ermnern. Bimdes­
kaum . defueinzelnen ,öffentlidlen Dienst- lD.inister Kreisky war noch nicht'draußen' aus 
nehmer zugute kommen, sondern das sind die dem Ministerium und Toneie. noch nicht in­
Kosten eines aufgeblähten, aus.· pOlitischen sta'llieit,und elie Sekretariate des Ministers 
Gründen aufgeblähten Verwaltungsapparates. Dr. BrunoKreiskyWUiden damals bereits neu 

,besetzt; (Abg. Li nS.b ci u·e t:·Das gibt es über-
Wir würden, Herr Bundeskanzler, .. 80 .. wie haupt nicht bei der $POI) , . 

wir ,120 aIlderenBe:ridlten der, . 13undesregie;. 
nmg. die Zustimmung gegeben habeIi, ei:nem Herr Kollege OfellbÖcklJ,dlwill daInit eines 
VerwaItungsreformberichtCiuch .. die Zustim- .sagen:·.Abgeordneter' Dr~.Mock·hat festgestellt, 
~lnunggeben. Einem Verw-aJiurigsv.erschwen- daß 'heute 'leitende ·PositiQnenin der. Bundes-
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DDr. Hesele 
verwaltung nicht nach objektiven Gesichts­
punkten besetzt werden, sondern nach partei­
politischen; das hat er damit gemeint. Ich habe 
ihm gesagt, wie es war, als Bundesminister 
Dr. Kreisky das Außenamt auf Grund der 
Regierungsneubildung verlassen hat, wie man 
personell vorgegangen ist. Dr. Mock. könnte 
allein aus dem Bereich des Außenministeriums 
feststellen, wie viele Herren des OAAB, des 
CV schöne Missionschefposten, schöne Abtei­
lungen besetzen. Aber, das weiß Mock doch 
ganz genau, weil er ja auch damit vertraut 
ist. Dr. Karasek, Sie intervenieren doch immer 
wieder, Sie haben Sektionsleiter, Sie haben 
die schönen Abteilungsleiter und die schönen 
Missionen. Meine Herren, das ist ja hier nur 
Rede für die Optik, stimmt es? (Abg. Doktor 
Bau e r: Die besseren Türschlösser!) Aber, 
meine Damen und Herren, das wollte im nur 
zu den Ausführungen Dr. Mocks sagen. 

Dr. Mode hat, als er vom Berimt vom 
22. April 1971 gesprochen hat, der praktisch 
die Ergebnisse der Verwaltungsreform der 
Jahre 1966 bis 1970 enthält, zwar zitiert, daß 
in diesem Bericht - mit der Unterschrift des 
Bundeskanzlers Kreisky, weil die Regierung 
Klaus nicht mehr zu einer Berichterstattung 
an das Hohe Haus gekommen ist - sehr 
wertvolle Unterlagen und sehr wertvolle Fest­
stellungen enthalten sind, er hat aber nimt 
weitergesagt und nicht weitergedacht, daß die 
Regierung Klaus nicht die politische Kraft 
besessen hat, diese Vorstellungen, die in die­
sem Bericht enthalten sind, in den vier Jahren 
auch zu realisieren. 

In dem vorliegenden Bericht kommt sehr 
deutlich zum Ausdruck, daß die Grundsätze, 
die dieser Bericht aus dem Jahre 1971, der 
hier einstimmig vom Hohen Haus beschlossen 
wurde, enthält, die Reform des Rechtsgutes, 
die Verbesserung des Personalsystems, die 
Reorganisation der Dienststellen, die Ratio­
nalisierung, gerade jene Arbeitsbereiche ge­
wesen sind, mit denen sich die Verwaltungs­
reformkommission in den nächsten vier Jah­
ren, eben 1971 bis 1975, beschäftigt hat, sodaß 
man heute hier einen Erfolgsbericht vorlegen 
kann. 

Meine Damen und Herrenl Wenn man Ver­
waltungsreform etwas tiefer faßt, wie es auch 
dieser Bericht tut, indem er nicht nur sagt, 
daß sie ein permanenter Prozeß ist, so liegt 
doch die Verwaltungsreform im Spannungs­
feld von drei Komponenten: Auf der einen 
Seite des Staates, der für die Durchführung 
dieser Verwaltung verantwortlich ist, der Be· 
amten, die diese Verwaltung und die Ver­
waltungsagenden durchzuführen haben und 
die auch natürlich lieber zeitgemäße und ratio-

neUe Gesetze anwenden wollen, und drittens 
- und das ist vielleicht der Wandel in der 
Betrachtung der Verwaltung - der Bevöl­
kerung, für die diese Verwaltung geschaffen 
wurde. Daher steht gerade in diesem Bericht 
- und das ist eine moderne Erkenntnis der 
Verwaltungswissenschaft - das Verwaltungs­
service, der Dienst der Verwaltung an der 
Bevölkerung, im Mittelpunkt, weil wir der 
Auffassung sind - und das ist Allgemein­
gut -, daß die Verwaltung kein Selbstzweck 
ist, sondern Dienst an der Offentlichkeit. Aus 
diesem Grund sind wir der Auffassung, daß 
die Verwaltung so einzufichten ist, daß sie 
diesem Prinzip gerecht wird. 

Professor Ermacora hat im Verfassungsaus­
schuß bei der Begründung der Ablehnung die­
ses Gesetzes das Wiederaufbaugesetz aus dem 
Jahre 1922 zitiert und gemeint, man müßte 
jetzt so ein Gesetz schaffen, um dem Par­
lament die Möglichkeit zu geben, in die Ver­
waltungsreform einzugreifen. Ich habe das 
Gesetz sehr genau durchgelesen, es sind s'icher 
einige Ansätze in diesem Wiederaufbaugesetz 
über die Vereinheitlichung des Verwaltungs­
verfahrens, über die innere Organisation der 
Ministerien, der Zentralstellen und der Dienst­
stellen und die Kompetenzentflechtung ent­
halten. Zum Beispiel wurden die Verwaltungs­
verfahrensgesetze bereits 1925 beschlossen, 
die Kompetenzentflechtung, die Neugestaltung 
der Ministerien allerdings erst 1973 unter der 
Regierung Dr. Kreisky. Aber dieses Wieder­
aufbaugesetz, das so als Vorbild hingestellt 
wurde, hat auch große Folgen gehabt. 

Im zitiere den Historiker Miholetzky, 
der in seinem Buch "Osterreich im 20. Jahr­
hundert" über das ganze Problem, über d'ie 
Abbauaktion der Beamten, die vielfach durch 
eine Rangerhöhung und so weiter zu "frei­
williger" Pensionierung bewogen wurden, 
schreibt. Bis 1926 wurden 96.000 Beamte 
damals in den Ruhestand versetzt; wobei ich 
sagen muß, daß auch diese Zeit mit der 
unseren· nicht vergleichbar ist, weil dieses 
Wiederaufbaugesetz im Jahre 1922, als es im 
Rahmen der Sanierungsmaßnahmen bes~los­
sen wurde, auch die Aufgabe gehabt hat, 
den überhöhten Beamtenapparat aus der 
Monarmie zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren, auch das als 
Antwort auf die tAusführungen des Abgeord­
neten Dr. Mock: Wir sind der Auffassung 
- ich habe es schon erwähnt -, Verwaltung 
ist in erster Linie Dienst an der Offentlich­
keit. Die Verwaltung ist selbstverständlich 
sparsam, wirtschaftlich und zielführend einzu­
richten, sie muß aber trotzdem all den Auf­
gaben gerecht werden, die die Bevölkerung 
verlangt. 
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Aus 'diesem Grunde verstehen wir unter 

Verwaltungs reform nicht nur Reduzierung von 
Dienstposten, Herabsetzung der Zahl der 
Ministerien. Wir sind der Auffassung, daß das 
Endziel einer gezielten und einer guten Ver­
waIttingsreform sicherlich eine Reduzierung 
der Dienstposten sein wird, aber - und das 
ist. in diesem Haus schon gesagt worden, es 
steht auch in diesem Bericht, der Herr Staats­
sekretär' wird sicher darauf antworten- von 
1971 bis 1975 sind 10.000 Dienstposten mehr 
geschaffen worden, wovon allerdings 9000 auf 
den Bereich des Schul- und Bildungswesens 
entfallen; die restlichen 1000 sind eben Ver­
waltungsposten im engeren Sinn. Dabei war 
eine zweimalige IArbeitszeitverkürzung zu 
verkraften. Wir sind der Auffassung, daß der 
Staat die in den letzten Jahren vollzogene Bi!­
dungsexplosion eben zu verkraften hat und 
daß es Aufgabe einer Verwaltung ist und 
sein muß, diese verwaltungsmäßigen Grund­
lagen zur Verfügung zu stellen. 

Mein Vorredner hat sich auch mit einem 
sehr . wesentlichen ,Grundsatz befaßt. Hier 
wurde in den letzten vier Jahren sehr viel, 
vieles. auch ,einstimmig, geschaffen. Auch der 
Bericht geht sehr ausführlich darauf ein: die 
Reform des Rechtsgutes. 

Allein, das muß auch gesagt werden, durch 
das. Bundesministeriengesetz 1973, die Ge­
werbeordnung und durch' das neue Strafgesetz 
wurden 200 Rechtsvorschriften, die bis ins 
18. Jahrhundert zurückreichen, außer Kraft 
gesetzt. Auch das stellt. eine Bereinigung des 
Rechtsgutes dar. 

Meine Damen und Herren I Daneben steht 
noch das Bundestheatergesetz in Beratung, 
auch das Forstgesetz. Wenn es beschlossen 
wird - sicherlich gemeinsam - wird es nidlt 
nur 'eine Kompilation von bestehenden 
Rechtsvorschriften sein, sondern aueh Neue­
rungen bringen. Wir glauben, daß das eine 
sehr wesentliche Grundlage ist, die nicht von 
uns erfunden wurde, sondern von der Kom­
mission, die im Rahmen der Verwaltungs­
reformkommission unter dem Präsidenten des 
Verwaltungsgerichtshofes, des ehemaligen 
Sektionschefs Dr. Loebenstein, gearbeitet hat. 
Diese hat gesagt: Eine Verwaltung kann nach 
dem Bundes-Verfassungs gesetz nur auf Grund 
der Gesetze arbeiten, daher ist jede Verwal­
tungsorganisation von den bestehenden Ge­
setzen abhängig. Daher muß eine Reform bei 
der Gesetzgebung beginnen. ' ' 

Im Verfassungsausschuß wurde eine Zahl 
von 600 Gesetzen genannt, die in der jetzigen 
Legislaturperiode beschlossen, wurden. Hier 
sind beispielsweise einige Gesetze aufgezählt, 
die wesentlich nicht nur zur Rechtsbereinigung 
beigetragen haben, sondern auch echte An­
passungen an die modeme gesellschaftspoli­
tische Wirklichkeit sind. 

Diese GriIndsätze wurden ja nicht erst in 
den letzten vier Jahren geschaffen. Bereits 
nach dem Krieg hat man sich mit der Frage 
der Ausscheidung alter Rechtsnormen befaßt, 
man hat das Wiederverlautbaningsgesetz ge­
schaffen. Innerhalb der' Verwaltungsreform­
kommission und schon im Berieht von 1971 
wurde klar zum Ausdruck: gebracht, daß eine Es wurde in dem Bericht, den wir im Jahr 
umfassende Neukodifikation der österreichi-: 1971 zur Kenntnis genommen haben, fest­
sillen Rechtsordnung arbeitsmäßig in abseh- gestellt, daß' der Einsatz von modernen tech­
barer Zeit 'niillt bewältigbar ist, daher wurde nischen Mitteln in der Verwaltung die Ab­
eine sukzessive Neuregelung von Teilgebieten änderung von Gesetzen notwendig macht. Sie 
der Rechtsordnung 'betrieben. Es wurde nicht haben das in diesem Bericht, der ja aus Ihrer 

Zeit stammt und von uns nur im Hause ein­nur wiederverlautbart, sondern es, wurden 
auch, . wie man an verschiedenen Gesetzen, gebracht wurde, proklamiert. Wir haben es 
die ja nur beispielsweise angeführt werden, durch, eine Novelle zum Handelsgesetzbuch, 
ersehen kann, . sehr wesentliche Anpassungen zur Bundes'abgabenordnung, die erst die Mög­
und Neuerungen geschaffen. lichkeit des Einsatzes von EDV schafft, durch-

gesetzt. Das Meldegesetz wurde geschaffen, 
Die Gewerbeordimng. wurde ln sehr dem;" das die gesetzliche Grundlage gibt, daß die 

kemswerter Weise zitiert. Ich möchte aber auch Gemeinden auf EDV umstellen können. Oder 
die große Gruppe der beschlossenen land- und die Novelle zurZivilprozeßordnung im Jahr 
forstwirtsCllaftlichenSehulgesetze zitieren. 1973 über die Verwendung von Schallträgem. 

Das ist doch ein Novum. Jeder, der eine 
Es ist aber auch auf das Lebensmittelgesetz, Gerichtspraxis absolviert hat, wird wissen, 

das nicht .nur eine Zusammenfassung von was es heißt, wenn man als Schriftführer als 
sanitätspolizeilichen 'BestimcIIlungen ist, son-:- junger Recb.tskonzipient dort sitzen und mit­
dern auCh Neuland betreten hat,hinzuweisen. schreiben IIlUß. Jetzt hat inan das Tonband zur 
Das" Buridesstiftungs- und Fondsgesetz ... Vel'fügung.(Abg. De. GrUber; Von der SPO 
(ZWIschenruf.) Eiüschuldigen Sie, das ist eine abgelehnt in der letzten, LegiSlaturperiode!) 
Zusammenfassung lind NeuordnuIlg,' des Das' gibt' es nicht, weil da haben Sie die 
Rechtsgutes. ","". /~','''·' .. ''I 'Mehrheit 'yelläbt: Da.s ist elIf·efiifc:idie,s' Gesetz. 
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Das ist es eben, was Dr. Mock. nicht gesagt hat, 
was von uns festgestellt wird: Sie hatten 
sicherlich gute Gedanken, nur hatten Sie trotz 
Ihrer Mehrheit nicht die politische Kraft, diese 
auch in die Tat umzusetzen. (Abg. Doktor 
G ru bel: Weil wir Gesetze gemeinsam be­
schließen wollten!) Das ist kein Grundsatz­
gesetz, das kann man mit Mehrheit beschlie­
ßen. Wir haben es jedenfalls hier durch­
gesetzt. 

Meine Damen und Herren! Verbesserung 
des Personalsystems, Wir sind der Auf­
fassung, daß neben technischen Mitteln in der' 
Verwaltung der Mensch im Mittelpunkt der 
Verwaltungsan wendung steht. 

Wir haben die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes im Jahr 1973 durch die tAnhebung der 
Anfangsbezüge erhöht. 

Es wurde ein Auswahlverfahren geschaffen, 
das Sie zitiert haben - Ausschreibungs­
gesetz -, das aber von uns im Jahre 1974 
mit Mehrheit beschlossen wurde und mit 
1. 1. 1975 in Kraft getreten ist, Damit wird 
nämlich eines gemacht, was auch mein Vor­
redner auf Grund seiner besonderen Kennt­
nisse hätte sagen sollen: Jetzt muß man eine 
Abteilung in einem Ministerium ausschreiben, 
und es haben mehrere die Möglichkeit, sich 
zu bewerben und sich einer Auswahl­
kommission zu stellen, Diese Abteilungen 
wurden früher unter der Hand vergeben. Das 
ist die Transparenz, die diese Regierung durch 
das Ausschreibungsgesetz in den öffentlichen 
Dienst gebracht hat. Sie haben hier dagegen 
gestimmt. Sie werden schon wissen, warum. 
Wir sind der Auffassung, daß ein sehr wesent­
licher Faktor zur Objektivierung des Ver­
fahrens bei der Besetzung öffentlicher Funk­
tionen geschaffen wurde. 

Zur Verwaltungsakademie, die hier schon 
erwähnt wurde, möchte ich auch sagen: Sicher 
haben Sie Vorarbeiten geleistet, Sie schreiben 
auch im Bericht 1911 von einer Verwaltungs­
akademie. Diese wäre aber auf die SdlUlun'g 
von Führungskräften eingeschränkt gewesen. 
Wir haben hier gemeinsam auf Grund unserer 
Vorschläge ein Verwaltungsakademiegesetz 
geschaffen, das am 1. Juli 1975 in Kraft treten 
wird. Wir sind der Auffassung, es wird der 
Leistungsanreiz erhöht, wenn der Beamte sich 
nicht nur am Beginn seiner Karriere mehr 
Wissen erwerben kann, sondern auch während 
seiner ganzen Dienstlaufbahn, wenn er mehr 
Einsicht in die wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Zusammenhänge hat. Wir sind bei 
der Schaffung dieses Verwaltungsakademie­
gesetzes auch der Auffassung gewesen, daß 
die Grundausbildung eben zuwenig ist. Daher 

ist auch eine berufsbegleitende Fortbildung, 
eine dauernde Bildung während der ganzen 
Beamtenkarriere notwendig. Wir haben auch 
die Möglichkeit eines zweiten Weges in die 
Verwendungsgruppe A für die Maturanten, 
für die B-Beamten durch den Besuch eines 
Aufstiegskurses geschaffen. Wir haben es 
letztlich auch angepackt, daß die gesetzlichen 
Grundlagen für eine Führungskräfteschulung 
geschaffen wurden, die eine sinnvolle Ergän­
zung zum Ausschreibungsgesetz sein sollen. 
Durch das Ausschreibungsgesetz soll die Mög­
lichkeit bestehen, daß sich jeder bewerben 
kann. Aber auch durch das Verwaltungs­
akademiegesetz ist eine Möglichkeit gegeben, 
den Mann zu schulen, der für eine leitende 
Stellung vorgesehen ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist auch vom Bundesministeriengesetz ge­
sprochen worden, Eine Reorganisation der 
Bundesdienststellen war auch bei Ihnen eine 
große programmatische Forderung, eine 
Reorganisation der Bundesministerien, eine 
Kompetenzentflechtung. Die Einrichtung der 
Ministerien war ja seit dem Jahre 1920 fällig. 
Und Sie haben - ich kenne das noch aus mei­
ner Zeit als Beamter - sich sehr bemüht, in der 
ZeH von 1966 bis 197.0 ein eigenes Bundes­
ministeriengesetz zu schaffen. Es ist geschei­
tert. Es ist gescheitert, da Sie nicht in der 
Lage waren, die Kompetenzen unter den Mini­
sterien abzustimmen. So ist erst im Jahre 1973 
dieses Bundesministeriengesetz eingebracht 
worden, das nicht nur die Zahl der Bundes­
ministerien festlegt, sondern auch eine Kom­
petenzentflechtung, eine Konzentration von 
Agenden sachlicher Zusammengehörigkeit in 
einem Ministerium geschaffen hat. Das beste 
Beispiel '" (Abg. Dr. Bau e r: ... sind die 
Schulärzte!) Nein, das beste Beispiel ist das 
Außenministerium, wo his zum Inkrafttreten 
des Kompetenzgesetzes für die Außenpolitik 
die verschiedensten Ministerien zuständig 
waren. 1962 gab es die Handelskompetenzen 
ab, 1966 die Kulturkompetenzen, dann die 
Presseattaches. Erst mit dem 1. 1. 1974 ist 
- um nur ein Beispiel zu nennen, wie wichtig 
dieses Ministeriengesetz war - ein echtes 
Außenministerium geschaffen worden, das alle 
Kompetenzen hat und allein für die Außen­
politik zuständig ist. 

Das ist ein echter Beitrag zur Verwaltungs­
reform auf der einen Seite. Auf der anderen 
Seite ist eben der modernen Funktion eines 
Ministeriums durch die Einrichtun-g der Be­
richterstattung und der gegenseitigen Infor­
mation unter den Ministerien Rechnung ge­
tragen. Daher glauben wir, daß gerade dieses 
Bun~esministeriengesetz, das mit 1. 1. 1974 in 

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 61 von 139

www.parlament.gv.at



14026 . Nationalrat XIII. GP - 145. Sitzung- 15. Mai 1975 

DDr. lIeseIe 
Kraft trat; einEm sehr wesentlichen und posi­
tiven.Portschritt, für die Verwaltungsreform 
bedeutete; . 

Erst vor einigen Mon(iten haben wir ein 
Gesetz über die Organisation der . Abgaben­
verwsJt:ung beschlo~sen. ,,1;:5, wird' in'der' näch­
sten Zeit damit begonnen werden, eineecbte 
Dien.stpostenbeschreibung,~ als, Vorsdllag der 
Verw:altungsreformkomnlission , vonderBun­
desre~iE~rung, qereits ,'ge~~hnllgt -"eille 
Diehstpostenbe'\VeJ;tllIJ.g zu 'schaffen. III dieser 
Kommission haben nicht' nur Be.amtemitge­
arbeitet; ~ondern auch' das Vorstandsmitglied 
der Osterreichischen Philips AG Dir. Ettel, ein 
sehr p:tofiliE~rter Mann aus der Wirtschaft, der 
sich für die i\.usarbeitung des Beschreibungs­
bogens zUr Verfügung gestellt hat. Wir sind 
der Auffassung" daß diese Dienstpostenbewer~ 
tung die Voraussetzung. ,für ,eine leistungs­
gerec;.ilteEntlohnung sein wird, für die Per­
sonalsdlUlung und audl für die Karriere-

, planung. 

Meine sehr geehrten Damen und 'Herren, 
nun 'zur Rationalisierung des Verwaltungs­
ablaufes. Wir haben gemeinsam in diesem 
Haus die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
1974 nach sehr langer Beratung' beschlossen. 
Sie ist' eine ,echte' Entlastung der Mlnisterial­
instanzen, da der Instanzenzug in der mittel­
baren Bundesverwaltung in den meisten Fäl-­
len beim Landeshauptmann enden wird. Das 
stellt eine Beschleunigung des Verlahrens dar. 

, Es i~tdie Ausarbeitung einer neuen Kanzlei­
ordnung zu erwähnen, die sidlerlich nidlt 
spektakulär ist, aber für die FühnIng der Ver­
waltung sehr wesentlich' ist. In diesem" Zu­
sammenhang ist auch ein modernes Diktier­
system, geregelt beziehungsweise ,wird ein 
solches eingeführt' werden, weiters Schreib­
automaten, und, auch - das, ist ndch Zukunfts­
musi).{,'-'der Einsatz des Mikrofilms., 

Meine Damen und Herren! Letztlich haben 
alle diese Maßnahmen den Zweck, das Ver.; 
waltungsservice, nämliCh das Recht des ein­
zelnen auf die Verw'altungshandlurig, mehr 
auszubauen., Der Bericht stellt ,sehr deutlich 
und sehr präzise fest, daß das Image der Ver­
waltung in dertJffentlichkeit oft· auf Miß­

die dem einzelnen Staatsbürger ein subjek­
tives Recht auf Auskunftserteilung geben solL 
Und mit der Verfahrellshilfe, die auch ein 
Stück Verwaltungs- und Redltsreform ist, hat 
man dem einzelnen Staatsbürger die Möglich­
keit' gegeben, daß er im Zivil-, im Strafprozeß 
und' im Verfahren vor· dem Verwaltungs­
gerichtshof bei' Mittellosigkeit eben' ein 
-köstenloses .Verfahren bekomm.t. Es ist abge­
gangen worden von dem 'alten Armenrecht, 
das, in der,Zivilprozeßordnung bis zum Jahre 
1914 existiert hat. ' 

, . 

Das, meine Damen und Herren, hat uns 
bewogen, diesem Bericht zuzustimmen, weil 
wir der Auffassung sind; daß sehr viele kon­
kr~te Maßnahmen gesetzt wurden für die Ver­
waltüngs reform , für 'das Verwaltungsservice. 
und' daß wir mit diesem Bericht bewiesen 
haben, daß wir ein Stück Regiertmgs­
pr9gra:p:lm, soweit es, die Verwaltungsreform 
betrifft, erfüllt haben. ' 

Wir sind aber auch der Auffassung, Hohes 
Haus, daß dieser Beridlt über vier Jahre 
Verwaltungsreform keine Zäsur ist, sondern 
daß wir verpflichtet sind,' an der Verwaltungs­
reform weiterzuarbeiten. Die Verwaltungs­
reform ist ein permanenter Prozeß, es bleiben 
die Aufgaben der Verwaltung nicht stehen. Es 
bleibt' die Verwaltungsorganisation nicht 
stehen .. Aus diesem Grunde wird auch die 
Verwaltungs reform immer ein echtes Anliegen 
unserer Fraktion sein. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Schmidt. Idl darf auf­
merksam machen, daß ich um 21 Uhr unter­
brechenwerde, wenn die Rede nidlt beendet 
ist. 

Abgeordneter Dr. Sdrinidt (FPO): Herr Prä­
sidentl Hohes HausJ Meine Damen und Her­
ren! Nadl dieser Laudatio meines Vorredners 
doch noch wieder eirimclI kritische Bemerkun­
gen. ,Ich muß sagen, diißdie • Bundesregienmg 
eigentlich sehr lange gezögert ,hat, 'ehe sie 
deDl Nationalrat dieses SChriftstück. hier vor­
g~iegt hat, 'das siCh' mit . "Bericht über die Ver­
'waltungs:reform inden Jahreri1971 bIS 1974'" 
betiteit. . .. , -

trauen stößt, da der ,einzelne die':komplizierte Idl formuliere das deswegen so vorsichtig, 
Redltsordnung und die Zuständigkeitsvertei- weil·' man diese Vorlage wahrlich nicht als. 
lung nicht überblicken kann. Und da,meine einen Beridltüber ."eine ,konzeptive und 
sehr verehrten Damen \lnd 'Herren, haben' wir systematische Reformtätigkeit ,im Bereich der 
im,' Bundesministeriengesetz die Bestijnm1.in-. öffentlichen Verwaltung bezeichnen kann. 
gen Über die "Geschäftseinteilung ,besdllossen, DertIl'was lesen' wir? . Es wird ~ hier die Auf­
dIe .• , die, Ministerien "lIIldDienststellEHlVer-zählung . einzelner, mehr oder weniger mit der 

'·pfticiltet; demStaatsbürger·zusageIi;WelchEl VerwaltUngsrefQrm im'ZusaIIllnenhang stehen­
Abteilung 'für ihn ,zuständig 'ist,'ühd die·Viel~ 'dergesetzlüherMaßnahmengeb()ten, gesetz­
czitierte.J;"Auskunftspmcht,·~ie-cein,~r.r0vUm··ist . UCher"MaßnabIrien, aie~-WiralIekehIien:' WeiL' , 
, urid' dieriur drei andere Staa:teniio<h haben; . wir·sie·j ahlereinstimmig .: oder mehrstiminig 
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besChlossen haben. Weiters enthält dieses 
Schriftstück eine Beschreibung des derzeitigen 
Zustandes in der Verwaltung, eines Zustandes, 
an den sich der gelernte Osterreicher zwar 
längst schon gewöhnt hat und den zu ändern 
jede Regierung bisher - ich betone: jede Re­
'gierung seit 1945 - vergeblich versprochen 
hat, nämlich den Zustand einer vielfach in­
effektiv und unrationell arbeitenden Verwal­
tung. 

Und neben dieser Zustandsbeschreibung 
klingt in diesem sogenannten Bericht, wenn 
ich die Formulierungen lese, auch sehr viel 
Zukunftsmusik mit, was' alles geschehen 
werde, was alles in die Wege geleitet sei und 
ins Auge gefaßt werden müßte. Und unwill­
kürlich drängt sich einem dabei die Frage auf, 
:'warum denn, wenn man das alles so gut 
weiß, in diesen drei Jahren - Herr Kollege 
Hesele, es sind nicht vier Jahre, sondern drei 
Jahre - nicht mehr an echten Tätigkeiten 
realisiert worden ist als die, die da unter 
Schaffung einer Verwaltungsakademie, Schaf­
fung einer Dienstpostenausschreibung und Er­
höhung der Anfangsbezüge angeführt sind und 
die man beim besten Willen vielleicht nur im 
weitesten Sinne als Verwaltungsreformmaß­
nahmen ansehen kann. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheit­
lichen glauben, daß zu einer echten Reform 
unserer öffentlichen Verwaltung mehr, viel 
mehr gehört als das, was an verwirklichten 
Gesetzen hier aufgezählt wird in diesem 
Schriftstück. 

Vor allem vermissen wir von Anfang an 
eine Gesamtkonzeption der Bundesregierung 
für die Inangriffnahme dieser Aufgabe. Wir 
haben das bereits seinerzeit in unserer Stel­
lungnahme zur Regierungserklärung des 
Kabinetts Kreisky II in der Sitzung am 
10.11. 1971 hier deponiert. Wir haben damals 
schon erklärt, daß unserer Meinung nach zur 
Bewältigung der Verwaltungs reform viel mehr 
gehört, als der Herr Bundeskanzler damals 
an gesetzlichen Einzelmaßnahmen angekün­
digt hat. Und wir haben erklärt, daß Verwal­
tungsreform hier, hier im Hohen Haus, mit der 
Schaffung klarer, übersichtlicher und verständ­
licher Gesetze ihren Anfang nehmen müßte 
- das müßte schon bei den Regierungsvor­
lagen beginnen - und daß Hand in Hand mit 
einer einfacheren, verständlicheren Gesetz­
gebung auch eine umfassende Rechtsbereini­
gung erfolgen müßte. Das wäre ein erster 
Schritt in Richtung Verwaltungsreform und ein 
Beitrag zur Hebung der Rechtssicherheit. 

Nun, und was sagt in dieser Hinsicht der 
Bericht, der sogenannte Bericht der Bundes­
regierung, Punkt H, Reform des Rechtsgutes? 

Mit Stolz wird die Neuregelung ganzer 
Rechtsgebiete erwähnt. Ja ich bitte mir doch 
zu sagen, ob ein einziges dieser hier ange­
führten Gesetze auch nur mit einem Seiten­
blick in Richtung Verwaltungsvereinfachung 
beschlossen wurde! Wurde bei einem einzigen 
dieser Gesetze eine Art Kosten-Nutzen­
Rechnung im Hinblick auf den Personal- und 
Sachaufwand angestellt, wie wir Freiheitlichen 
das mehrfach hier verlangt haben? Das ist 
doch nie geschehen! 

Hat man zum Beispiel beim Stadterneue­
rungs- und Bodenbeschaffungsgesetz gefragt, 
wieviel Beamte mehr das kosten wird? Oder, 
wenn schon nicht mehr Personal, wie es mit 
der Belastung, der zusätzlichen Belastung des 
Personals steht? Wie schaut es mit den Uber­
stunden aus? Was kostet das? Kein Wort 
darüber, keine Kalkulation, keine Berechnung! 

Und wenn man die Frage nach. der verwal­
tungsmäßigen Verkraftung der eben beschlos­
senen neuen Aufgabe, des neuen Auftrags, 
der neuen gesetzlichen Belastung im Ausschuß 
aufgeworfen hat, wurde man von den hohen 
Beamten, die dort neben dem Minister ge­
sessen sind, beschwichtigt. 

Wissen Sie, meine Damen und Herren, ich 
habe mir manchmal dabei gedacht, es wäre 
Vielleicht ganz gut, wenn bei Ausschußbe­
ratungen auch kleine Beamte der ersten In­
stanz hinzugezogen würden, damit man die 
tatsächliche Meinung derjenigen hat und hört, 
die fertig werden müssen mit dem, was hier 
manchmal beschlossen wird. 

Wir haben ein neues Strafgesetz beschlos­
sen. Es ist hier auch in diesem Bericht als 
Verwaltungsreformmaßnahme angeführt. Hat 
aber irgendwer bedacht, wie zum Beispiel die 
Geschäftsabteilungen bei den Strafgerich.ten 
die Mehrarbeit bewältigen werden, die da­
durch entsteht, daß die ganze Gebarung, die 
mit dem Geldstrafensystem zusammenhängt, 
das Buchführen, die EvidenzhaItung, die 
Zahlungs erleichterungen, die Einbringungs­
maßnahmen usw., daß nunmehr diese ganze 
Gebarung dem Personal in diesen Geschäfts­
abteilungen zusätzlich zufällt? 

Ich rede gar nicht über die Gratissdmlbuch­
aktion, die aus Lehrern immer mehr Ver­
waltungsbeamte macht. Ich rede auch nicht von 
dem damit verbundenen VerwaItungsaufwand. 
Aber es ist unserer Meinung nach einfach 
paradox, wenn diese ganze Gesetzesproduk­
tion, die ohne Bedachtnahme auf ihre Aus­
wirkung auf den Verwaltungs aufwand, auf die 
Verwaltungsbelastung vom Stapel gelassen 
wird, wenn diese Gesetzesproduktion hier in 
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diesem. Bericht als Akt einer Reform der Ver..; 
waltunggepriesen wird, wododl jeder weiß, 
daß· <las Gegenteil der Fall ist. 

Undd<iß die vom Präsidenten Dr. Loeben­
steIn zunächst empfohlene Rechtsbereinigung 
fallengelassen werden mußte; das· steht doch 
wohl audJ. auf der Passivseiteder. Verwal­
tungsreformbilanz dieser Bunde~regierung. 

Mehie Damen und Herrei:ti Was die An­
passun.g der Rechtsordnung an die moderne 

. technologische. ~ntwicklung betrifft, so stehen 
wir nicht an, zu sagen, daß in. den -angege­
benen Punkten sicherlich auch Handlungen zur 
Verwaltungsvereinfadmng gesetzt und 
Möglichkeiten für die Zukunft· aufgezeigt 
wordensirid. Aber auch hier, glaube ich, muß 
kritisch vermerkt werden,daß der Einsatz 0 

dieser t~dmischen Möglichkeiten· zu spät er­
kannt wurde und so wertvolle Zeit verloren­
ging. 

Die Verbesserung des Personalsystems, wie 
sie angeführt wird, durch bessere Auswahl, 
bessere Ausbildung und ein besseres Besol­
dungssystem, durch ein . moderneres o· Dienst­
recht, . hätte natürlich in einer Gesanltkonzep­
tion einer Reform der Verwaltung auCh ihren 
festen Platz. Aber bitte, wo ist das Konzept? 

Was wir in den vergangenen Jahren hier 
beschlossen haben, sind doch Einzelmaß.., 
nahmen, ohne Konzept. Zum Teil sind es Ver­
zweiflungsmaßnahmen, wie zum Beispiel die 
Anhebung der Anfangsbezüge, weil damals 
der NachwUchs an allen Ecken und Enden ge­
fehlt hat. Seither hat sich die Situation Gott 
sei Dank geändert. Das hängt mit der- wirt­
schaftlichen Lage zusammen. Sicherheit ist 
wieder mehr gefragt. Aber die Anh~bung der 
Anfangsbezüge ohne gleichzeitige Forderung 
nach höheter Leistung der nun neu eintreten-

. den· Bediensteten ist eine rein wirtschaftliche 
Maßnahme und hat kaum Einfluß auf die Ver­
besserung der Verwaltung. Man woilte einen 
höheren' Anreiz zum Eintritt in· den öffent-

, lichen Dienst. schaffen. Damit ist aber doch 
noch kein rationeller Einsatz der neuen Be­
diensteten verbunden. 

Hohes Hausl Die Vorstellungen und Ideen, 
die milder Neuregelung des Dienst- . und ~e-

. soldungsrechtes . ver~unden werden, sind 
sicherlich sehr anerkennenswert. Aber die 
Bewährun.'gsprobe steht doCh noch bevor. Auch 
hier ist ja oder. Startsdluß.zu spät erfolgt. ··Und 
daß . die~B1lncLE~:;regierung inc:liesem ,'Bericht 

. nicht darüber berichten, sondern'nur Hypo .. 
tllesen aufstellen kann~das zeigt doch. schon 
dieAIlfeciltbarkeitdieses ,Sdlti(tstüdtes,das uns v§iijegt; . 0 

Denn es ist ja nun nicht so, Herr Staats­
sekretär, daß die Neuordnung der Besoldung 
so leicht einzuführen wäre, wie dies hier ge­
schrieben steht. Wenn dem so wäre, hätten 
wir uns ja schon längst hier im Hohen Haus 
damit befassen können; Ich glaube, daß es 
nom eine Reihe von Schwierigkeiten zu über­
winden gibt, die vor allem darin bestehen, zu 
verhindern, daß niemand bei dieser Neure­
gelung der Besoldung unter die Räder kommt. 
Un~ das alles ist ja nur ein Teil, ein Stück 
der Verwaltungsreform . 

Das, was uns Freiheitlichen sehr wesentlich 
erscheint, ist die Frage: Wie schaut die Ver­
waltungsreform v~m Staatsbürger her aus, 
vom Menschen ·außerhalb dieser Verwaltung, 
von der Bevölkerung her, für die ja die Ver­
waltung da ist, in deren Dienst sie ja steht? 
Ich glaube, daß das wohl in erster Linie zu 
bedenken sein. muß. Und· was. geschieht und 
was ist geschehen, daß diese öffentliche Ver­
waltung immer mehr und immer besser in den 
Dienst der Menschen in diesem Staat gestellt 
wird? Wie schaut das Sercive aus? 

Sehen. Sie, hier, muß ich sagen, sind die 
Ergebnisse in diesem Bericht kümmerlich. Da 
wird erwähnt als nicht unwesentliche Neue­
rung die Auflage der Geschäftseinteilungen 
zur öffentlichen Einsicht, "womit dem" -
heißt es· jetzt wörtlich - "Rechtsunterwor­
fenen die Möglichkeit gegeben werden soll, 
sieb. über die Zuständigkeitsverteilung inner-· 
halb eines Bundesri:J.inisteriums zu . infor­
m.ieren". Dem Reeb.tsunterworfenenl Sehen 
Sie, allein diese Terminologie ist symptoma­
tisch für das, was man sich unter Verwaltungs­
service vorstellt. Dem Rechtsunterworfenen! 

Wir Freiheitlichen stellen uns vor, . daß die 
öffentliche Verwaltung dem. mün51igen Staats­
bürger zu dienen hat. Die Bundesregierung, 
gebildet aus einer Partei, die in ihrem Pro­
gramm die volksnahe Verwaltung fordert, 
sieht im Bürger den Rechtsunterworfenen. leb. 
glaube, hier bräuchte man eigentlich gar nicht 
weiter zu argumentieren .. Der Rechtsunterwor­
fene: das ist der Geist Mettemichscher Prä­
gung, der im. Bürger nur den Untertanen sieht. 
Ich glaube, auf dieser geistigen Basis wird 
kelIl·· gesundes Verwaltungsservice gedeihen. 

Die Geschäftseinteilung wird zur öffent­
lichen Einsicht aufgelegt. Die Auskunftspflicht, 
die Pflicht zur Rechtsbelehrung und die Er­
weiterUhg. der Rechtsmitbalbelehrung in Be­
scheiden---das sind doch alles keine neuen 
Dinge, das .. hat· es'doch·· alles· senon gegeben, 
nur ist es jetzt vielleicht gesetzlich ange­
Q:r,dnet,aberjn der Praxisoh.at esdas·vielfach -, 
,schon gegeQeIl' ° 0 
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Wenn man den Bericht liest, hat man wirk- Hohes Haus! Wir Freiheitlichen erachten es 

lich den Eindruck, der oder die Verfasser des als dringend erforderlich, daß die Bemühungen 
Berichtes haben den Kontakt mit der Bevöl- um eine echte Reform unserer Bundesver-
kerung verloren. Ich würde einmal empfehlen, 
daß sich die Herren unter das Volk mischen, 
wenn die Leute angestellt sind, zum Beispiel 
bei den Lohnsteuerstellen des Finanzamtes, 
oder bei den Polizeikommissariaten, wenn 
irgendwelche Anzeigen oder Anfragen einge­
bracht werden, wenn sie dann endlich zu dem 
Beamten kommen und dann erfahren, daß sie 
nicht die richtigen Stempelmarken bei sich 
haben, weil nirgends angeschrieben ist, wie­
viel man beibringen muß, was man braucht. 
Wenn sie dann einen Kilometer gehen müssen 
zur nächsten Trafik, dann zurückkommen, sich 
wieder anstellen müssen, das ist das, was 
unserer Meinung nach die Leute erbittert, das 
ist das, was modernisiert, geändert gehört. 

Oder daß es endlich gelingt, in der Bundes­
hauptstadt die Tage des Parteien verkehrs bei 
allen Behörden, einerlei ob Bund, Gemeinde 
Wien und Niederösterreichische Landesre­
gierung, zu vereinheitlichen, damit der, der 
aus Krems oder Horn nach Wien kommt, alles 
an einem Tag bei den Behörden erledigen 
kann. Das wäre echtes Verwaltungsservice. 
Sehen Sie, davon ist aber keine Rede. 

Nun, was ist mit all diesen Zielsetzungen, 
die ich hier in einer Anfragenbeantwortung 
des Herrn Bundeskanzlers vom 10. April 1973 
lese, was ist mit all diesen Zielsetzungen der 
Verwaltungsreformkommission geworden? 
Nichts I Kein Wort davon im Bericht! Sie 
werden daher verstehen, daß wir das Ergebnis 
kümmerlich nennen. 

waltung mehr als bisher, stärker als bisher 
fortgesetzt werden. Die Struktur unserer Ver­
waltung, die, wie der Bericht zutreffend be­
merkt, im wesentlichen noch aus dem 19. Jahr­
hundert stammt, kann nicht durch Einzelrnaß­
nahmen, Einzelverbesserungen, mögen diese 
politisch auch durchaus in das Konzept der 
Regierungspartei passen, verändert werden. 
Sie sind bedeutungslos im Vergleich zur Auf­
gabe, die Gesamtstruktur den heutigen Er­
fordernissen anzupassen. Nur in einer Art 
konzertierter Aktion von politischer Willens­
bildung und Verwaltung unter Herbeiziehung 
von Fachleuten in Organisationsfragen und 
unter Erstellung einer Gesamtkonzeption 
kann dies unserer Meinung nach geschehen. 

Es ist nicht erkennbar, und am allerwenig­
sten aus diesem sogenannten Bericht, der uns 
vorliegt, daß die Bundesregierung versuchte, 
diese entscheidende Aufgabe auf diese Weise 
in A~griff zu nehmen. Wir werden daher 
diesen Bericht nicht zur Kenntnis nehmen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Ich unterbreche jetzt die 
Sitzung bis morgen, Freitag, 16. Mai, 9 Uhr. 
Nach Wiederaufnahme der Sitzung wird in der 
Verhandlung der für heute ausgegebenen 
Tagesordnung fortgefahren werden. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

Die Sitzung wird um 20 Uhr 55 Minuten 
u nt erb r 0 ehe n und am Freitag, dem 
16. Mai 1975, um 9 Ulu wiederauige­
nommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 16. Mai 1975 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. 

Zur Verhandlung steht der Bericht des Ver­
fassungsausschusses betreffend den Bericht der 
Bundesregierung (III-159 der Beilagen) über 
die Verwaltungsreform in den Jahren 1971 bis 
1914 (1601 der Beilagen). 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es war für mim in 
der Aussmußberatung über diesen Bericht be­
zeichnend, daß die Herren Vertreter der Regie­
rungspartei auf die kritismen Bemerkun­
gen ... (Abg. Pet er, auf die schwach besetz­
ten Bankreihen der OVP weisend: Es ist be~ 

zeichnend, daß die OVP noch nicht munter 
ist, wenn Sie reden! - Heiterkeit.) Das stört 
mich nicht sehr. - Herr Abgeordneter Peterl 
Dafür bin ich umso muntererl Das möchte im 
Ihnen sagen. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. Fis ehe r: Die restlichen werden jetzt ein­
schlafen!) 

Es war also für mich bemerkenswert, daß in 
den Ausschußberatungen auf die kritischen 
Bemerkungen, die von Herrn Dr. Broesigke 
und auch von mir zu diesem Bericht vorge­
bracht wurden, die Herren Vertreter der Regie­
rungspartei geschwiegen haben. Es hat sich 
niemand zur Verteidigung dieses Berichtes im 
Ausschuß aufgerufen gefühlt. 

Es war gestern Herr Dr. Hesele, der in die­
sen Bericht nun mehr hineinlegt, als in ihm 

969 
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DI'. Emiacora 
steliL,Eswäre ja1Ni.rklidl traurig, meine. fenhat. Diese 1A.uskunft hat man mir nicht 
Damen und Herren, wenn eine Regierung in gegeben. Ich habe zunächst einen meiner Her­
den· Vier Jahren ihrer Amtsperiode nicht ein ren Assistenten gebeten, sich zu informieren, 
StückVerwaltungsreformzuwege brächte. Ich damit ni<ht etwa ein politis<h.es Interesse deut­
glaube, das muß doch herausgestellt werden. lichwürdel i<h hatte aber an dieser Frage 
(Unruhe im Saale . . ~ .. Derj>iä si den t gibt tatsächli<h eher ein wissens<haftliches Inter­
das . Glockenzeichen.) .' . esse: Man· hat mir diese Auskunft ni<ht gege-

Man ~rkennt an diesem:cBeri<ht sehr deut~ ben. Dann habe i<h selbstangerqfen.Da hat 
H<h, d~ er unrealistis<h, 'Unvollständig uIld der . Beamte erklärt, er müsse erst mit dem 
besQiönigend ist.' Herrn Minister sprechen ..... . 

,DetBerimt ist insofern unrealistism,als' er~~iileDamen' uiid 'He~t~IlI Ich glaube, 'das 
si<h nicht dazu ents<hließenkann,die S<hwie- steht in einem offenenWidersprum zu den 
rigkeiten der Verwaltungsreformherauszu- Richtlinien über die Auskunftspf1i<ht, die in 
stellen. Im verstehe nicht, warum sim ein Be- Dpichführung des Bundesministeriengesetzes 
richt der Bundesregierung nicht dazu bekennen getroffen' wurden~ Ich möchte auf diese Pro­
kann, wie schwierig es ist,eine.Verwaltungs- blematik nur aufmerksam machen. 

:reform zu gestalten. Das müßte do<h ein sol-Esist si<herlich als ein Positivum anzumer­
<her Beri<ht zustandebringen. Er ist ferner ken, ßaß die Kanzleiordnung für die Bundes-
ins9fern unrealistism,alserd,ie Dinge so dar..; ministerien besmlossen wurde. Aber zu glei­
stellt, als wäre alles in be~ter. Ordnung. Im met Zeit darf im herausstellen, daß nach mei­
begreife den Zugang zu einem sQimen Gegen- nem Wissen die Gesmäftsordnungen der Ver­
stand nimt. waltungsreformkommission ni<ht zur Beratung 

Er ist unvollständig, und zwar aus den ver- vorgelegt wurden und daß au<h die Geschäfts­
s<hiedensten Gründen, die i<h dannno<h. her- ordnungen hier im Reformbericht selbst eine 

. vorheben werde, und er ist au<h aus einer sehr merkwürdige . Formulierung finden. Es 
ganzen R~ihe von Grün<len be~chönigend. wird nämlich darauf hingewiesen, daß die 

. . I<hbin seibst Mitglied d~i' Verwaltungs- Ministerien sol<he Geschäftsordnungen zu er­
reformkommission,die . bereits zu, wie i<h lassen hätten. Von einer Musterges<häftsord-

. glaube, .. 15 Sitzungen zusammengetreten· ist nung, .dieausgearbeitet werde, wird gespro­
und Arbeit geleistet hatldas ist si<herlich <hen, aber was nun· hier tatsä<hlich 'geielstet 
richtig,' Ob sie die wesentli<hen Probleme be- wurde, ist nicht ganz klar er~ichtlich. 
handelt hat, ist eine andere FragE:i. 

.. ' Wemilch an diesemBerl~t über die' Ver­
waltungsreform' das Positive herausstellen 
darf, so ist dies der Bericht uber die Einrich­
tungder Verwaltungsakademie ; das ist si<her-
li<h ein Positivum. . 

, . 

Doch damit bin ich schon am Ende mit den 
Positiva dieses Reformberichtes . 

Was dann nom interessallt ist, sind die 
Ubers<hriften: sehr interessante und sehr weg­
weisende Ubers<hriften. Aber· das sind nur 
Ubers<hriften. 

Ferner verweise ich. auf:'die.Bemühungen ',Jc;!tzt lassen Sie mi<hin diesen Beri<ht selbst 
um" die· Dienstpostenbesdlreibung:" ein' Positi - eingehen. (Unruhe.) 
vum. Dann nehme ich die Regelung über die. 
Auskunftspflicht auf Seite 31; die lUchtlinien . Punkt 1: Reform des Rechtsgutes, Redtts­
betreffend die Durc:hführung-der Auskunfts- bereilligung. Hier bahnt sich unter Ihrer Füh­
pflidit.Ichwürde das als eiriPositfvum an~ rung, Herr St~atssekietäri auch eine Begriffs­
sehen, niöchte allerdings sdioIl, hier hervor- verQoppelung beziehungsweise Begriffsunklar­
heben, daß ich in di~seIlRkhtlinieneineganze heit an .. (Abg. Dr. G ru ber,aufSPO-Abge­
Reihe . von . Punkten.' sehe, die ·fm· vom VeHas~ ordnete, .. ' die miteinander' sprechen, zeigend: 
sungsremtlichen her ni<ht ()imeweitersakzei>~ l>~rHerr Präsident sieht nicht, dciß da dauernd 
tierenkönrite., '. "l(onleienzen" stattfinden! .-...••. ·Abg. Li b a 1: 

.. . '.' . . ....... ,.,.'<:~, Ab~r was. wirreden;:gr:hteuch ijberhaupt : Aber· dIe ,Frage 1st Ja, WIe esm der R, eall,-.' .. , .... , .. ,' .... , ...... ' .. ' .,., .;··c'·,,· ... ~~. ','" ' •. ; 
-;, .....-.. . < '.' ..... "., .. ,." '>; .' - --.0'-;- _.nIch.ts CLn.) SIe spredlen uberdle BereinIgung 
tat.a~ss!~ht ... Ich daq,lliIl.enan_el!lem·Belsplel 'd': :·'·'''~'R·'' .-L".- .... ' .,.- .-.:.' ',,".' .• ' ' •... _ 
d
·· '~.h,._' ...".,:,..--:,." . ese~tsgutesI (Abg. Dr.Tu 11. So mter 
as etw:aS exemphfizleren~ jd:t:darfdaaus mei-:·. 'E .,...... ...... :: .. ;' .' 

~::randereiiBeruf bendit~fi;~(U~rü~,f';'irir .i~;:n~e;8de{~~:.ra aÄ';d~rt~~a 1: f:e~:~i; 
) .... .. ··;.-:/-6~::~- '.U~:Jl!l~e!hCllten,-·geht ~uchdas"mch.t8. an/.--:-:­

. Id(versuchte, beini ä~(i~sn;iDj~teriWll.'·~Üt JJ.)el}~rä:S id e n t.Yibtdas·Glockenzeichen.·~ 

ii~~~~ic=~J,%ti!~~~~~~t':i~~"3.J.~~~~:;kÖri~~%~~~,=;:''':: ';'"'C""-,'-~"'''''';~'''''''' 
;d~Dl·Ciel)iete ~.det ·MattlraiJ.te~~~t!lungergtif-. WE;~lr er ~ichnicht durchsetzt! ... '. Abg.Li baI:. 
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Der Gruber glaubt, er ist der Oberlehrer! -
Der Red ne r verläßt demonstrativ das Red­
nerpult.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Staatssekretär Lausecker. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Lau­
secker: Herr Präsident! Hohes Haus! (Abg. 
Dr. G r u b e r: Da können wir uns jetzt auch 
unterhalten! - Abg. Li baI: Unterhaltet 
euch! - Abg. S k r i te k: Wie Ermacora ange­
fangen hat, war es leer bei euch! - Der Pr ä­
s i den t gibt das Glockenzeichen. - Abg. 
Dr. G r u b e r: Jetzt läutet er auf einmal!) Herr 
Präsident! Hohes Haus I Dem nunmehr vorlie­
genden Bericht der Bundesregierung wurden 
gestern zwei Vorwürfe entgegengestellt: 

Herr Abgeordneter Dr. Mock erhob den Vor­
wurf, es sei ein Verschwendungsbericht. 

In einer anderen Wortmeldung hieß es, er 
sei inhaltslos. 

Ich glaube, das ist ein Widerspruch in sich, 
denn wenn kein Inhalt da ist, dann wäre das 
auch nicht mit Verschwendung zu umschrei­
ben. 

Aber der Herr Abgeordnete Mock hat eines 
wieder gebrC!cht, was im engeren Sinn nichts 
mit der Verwaltungsreform zu tun hat. Ich 
sehe mich daher genötigt, auf die Vorhalte 
betreffend die Dienstposten, die der Herr Ab­
geordnete gestern gebracht hat, noch einmal 
einzugehen. Der Herr Abgeordnete Dr. Mock 
hat einmal mehr festgestellt, daß in der frühe­
ren Regierung Einsparungen vorgenommen 
worden seien und daß in der Zeit von 1970 
bis jetzt bei den Dienstposten und bei den 
Personalkosten Verschwendung betrieben 
worden sei. 

Die Entwicklung der Dienstposten war von 
1970 bis 1975 so, daß ein Zuwachs von 
13.354 Dienstposten zu verzeichnen ist. Es 
bezogen sich davon 11.241 auf den Sektor 
Unterricht und Wissenschaft, somit nur 2113 
auf den gesamten anderen Sektor. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, der Herr Abgeordnete Dr. Mock hat 
gestern in dieser Sache - nach meiner Er­
innerung erstmals - einen konkreten Vor­
schlag gemacht. Er hat gesagt, er könne sich 
vorstellen, daß eine jährliche Zuwachsrate der 
Dienstposten von 1 bis 1,5 Prozent mit Schwer­
punktbildung etwa Sicherheitswesen, etwa Bil­
dung und einiges andere vorstellbar sei. 

Hohes Hausl Wenn diese Verfahrensweise 
und dieser Vorschlag bei der Dienstposten­
planentwick.lung von 1970 bis 1975 maßgebend 
gewesen wäre, dann hätte der Zuwachs nicht 
13.000, sondern weit über 20.000 Dienstposten 

betragen müssen, bezogen auf die Personal­
stände des Bundes. Wenn ich weiters einmal 
mehr den seinerzeitigen Bericht der Verwal­
tungsreformkommission unter dem Vorsitz 
von Herrn Staatssekretär Dr. Gruber zitiere, 
der die Arbeitszeitverkürzungen hin auf die 
Vierzigstundenwoche mit nicht weniger als 
23.500 Dienstposten veranschlagt hat, dann 
hätte das Rezept des Herrn Dr. Mock bedeutet, 
daß wir heute um 40.000 bis 45.000 Dienst­
posten mehr im Dienstpostenplan hätten. (Zu­
stimmung bei der SPO.) So sieht die "Alterna­
tive" aus. Ich möchte das sachlich und lediglich 
bezogen auf den gestern hier deponierten Vor-· 
schlag dem Hohen Haus vor Augen führen. 

Bei der Methode der Darstellung der Dienst­
postenvergleiche wird immer wieder das' Bun­
deskanzleramt herangezogen, und auch 
gestern wurde wieder einmal gesagt, von 
1970 bis 1974 oder 1975 sei hier die Zahl der 
Dienstposten in exorbitanter Weise gestiegen .. 

Wenn man dem selbstverständlichen Grund­
satz folgt, daß man nur Gleiches vergleichen 
kann, dann darf ich hier in aller Schlichtheit 
feststellen, daß Herr Abgeordneter Dr. Mock 
einmal mehr sechs Sektionen mit vier Sek­
tionen verglichen hat. Denn die heutigen Sek­
tionen IV und V waren in diesen Dienstposten­
stellen nicht beziehungsweise nicht gemeinsam 
mit veranschlagt. Das heißt also: zwei Sek­
tionen, die Entwicklungshilfe, die Umfassende 
Landesverteidigung und verschiedene Auf­
gaben des Statistischen Zentralamtes sind 
nachweislich dazugekommen und müssen bil­
ligerweise in den Vergleich miteingeschlossen 
werden. Wobei zu sagen ist, daß eine sehr 
personalintensive Aufgabe an das Statistische. 
Zentralamt seinerzeit noch von Herrn Mini­
ster Dr. Schleinzer in seiner Eigenschaft als 
Landwirtschaftsminister unterschrieben und in 
Bestellung gegeben wurde. 

Die Verwaltungskosten des Bundeskanzler­
amtes hat Herr Dr. Mock angesprochen. Sie 
sind in den Aufzeichnungen des Bundesvor­
anschlages nach wie vor nachlesbar und nach­
vollziehbar. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Aber wenn hier auch gestern wieder an Hand 
des Reformberichtes dieser Regierung unter­
stellt wurde, daß politische Postenvergabe e'r­
folge, dann - ich habe des öfteren den Stand­
punkt vertreten und stehe nicht an, das auch 
heute zu tun - muß ich sagen, daß der öffent­
liche Dienst, verstanden als eine Serviceein­
richtung für die Offentlichkeit, kein Auf­
marschfeld der Postenvergabe der einen oder 
anderen Couleur sein kann. (Beifall bei der 
SPO.) 
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Staatssekretär Lausecker 
. Meine sehr. verehrten Damen. und Herren! 

Es wurde aber gestern .. , (Ruf bei der OVP: 
Die. Uhren werden auch in Zukunft anders 
gehen in Niederösterreich! Abg. Doktor 
Grub er: Wundertäter!) 

,Gerade die . de'rzeitige Regierung hat als 
erste' die. verbindliche Verpflichtung der Aus­
schreibung von DienstpQstenzum Gesetz vor~ 
geschlagen . ..,.- Das Hohe Haus hat dieses Ge­
setz beschlossen. Was immer man gegen die,. 
ses Gesetz als Mangel ins . Treffen führen 
mag _ dieses Gesetz ist jedenfalls geschaffen . ~s wurden aber gestern ... (Ruf bei der 
worden, um die Vergabe von Posten in der OVP:Wirwerden uns mit ganz anderen 
Weise transparent zu machen, d.aß überhaupt Sachen befassen! - . Abg. Dr. B 1 e n k: Die 

Aufgaben des Herrn Staatssekretärs bestehen 
potentielle Bewerber; daß Interessenten Kennt- d·· I G uf ··b· . d SPO Ab-
'I d ß ' d· t' F kt' arm ... - egenr e eI er , - g. ms . er angen, .. aeme . e:rar 1ge un Ion D" .,. . .. . . . 

f "t Z Au ch· 'b·n·· ela t die Funk.:. 'lpl.-Ing .. Dr.L eI t n er: pas Ist Ihr Ress.Drt, 
rel IS '. ur. S5 rel u g g. ng . . .. H . S k" , ·W' , ·d b' d B 

t ' d· 'cht· ·der D' ·t ·st· e· Jedenfalls err . taatsse /etar.. Ie 1st as el er un-IOn. un m lens po. n, d· b ·h H· S . k" W ' 
liegen dann Gutachten vor, und die Eignung zes, achn, f err taatsse retar, - eItere 

, B b . '·d '··d· f·ll ;. d' WIS enrue.) eInes ewer ers. WIr . Je en a s m .leser . . 
Weise einem objektiven Verfahren unter.. Präsident (dOs Glockenzeichen gebend): 
zogen. 'Daß die Entscheidung letztlich beim Vielleichtwollensidi die Damen und Herren . 
Minister liegt, ergibt sich aus der österreichi- ein wenig beruhigen. (Lebhafte Zwischenrufe 
schen Rechtsordnung: Das ist anläßlich der bei der OVP.) .. . 
Debatte über dieses Gesetz hier in diesem 
Hohen Haus bereits des öfteren gesagt wor:': 
den. 

Nun zur BehauptUng, daß nach politischen 
GesiChtspunkten vergeben wird. Hohes Haus' 
Ich sagte: "Behauptung". DEmn wenn die Per­
. sonalvertretungswahlergebnisse s,owohl der 
Bundespersonalvertretungswahlals"· auch ver­
sdliedener Landespersonalvertretungswahlen 
eInige Aussagekraft für einen Rückschluß 
haben mögen, dann erlauben Sie mir, daß Ich 
hier einigesrlaraus .zitiere. ' .... 

DiePerso~alvertretungswaIiI· des Jahres 
1971 hat im Bundessektor in: jenen Ressorts, 
di~ traditionell bis 1966 und dann bis 1910 
aVP-Ressorts gewesen ... sind, in· zahlreichen 
Zentralausschußergebnissen Prozentsätze' für 
den OAAB' beziehungsweise die Fraktion 
Christlicher· Gewerkschafter von über .65, ja 
weit über 70 Prozent hinaus gebraCht; ich 
darf etwa das Ressort Land-Forst mit 78,6 Pro­
zent als ein Spitzenergebni~ darstellen, 

, ... - -

Staatssekretär Lauseck.er (fortfahrend): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe Prozentsätze zitiert und das Zitieren von 
Fakten sehe ich· durchaus· nicht als eine Pole­
mik an. (Abg. Dr. L~ Une I: Herr Staats­
sekretär, wie ist das bei deI Bundesbahn?) 
Die Entwicklung der Personalstände bei den 
Bundesländern steht aber der Entwicklung der 
Personalstände im Bund hicht nach, was ich 
ohne jede Polemik und ohne jede Anmaßung 
von Kritik hier rein als Tatsache aussprechen 
möchte, 

. pie Bundesländer haben in den Jahren 1970 
bis 1914,· bezogen auf die Personalstände, 
Zuwachsraten·· bis über die 50 Prozent hinauf 
zu . verzeichnen gehabt. Ganz einfach des­
wegen, weil es vielfach auch dort neue Auf­
gaben· zu bewältigen' gegeben hat. Wenn ein 
kleines Bundesland wie hier in dieser Auf­
stellung ein Krankenhaus personell' zu ver­
kraften hat, dann wäre es völlig unrichtig, 
diesem Bundesland das Personal für dieses 

'Krankenhaus in einer kritischen Weise in 
RedülUng zu stellen. Es hat im öffentlichen 
Dienst jede durch die Redltsordnung vorge­
gebene Aufg~benstellung ihren Preis an Per­
sonal und an Kosten, undJm glaube, man 
lioJlte diese notwendige Be\Vältigung der Auf­
gaben nicht :?:um Gegenständpolemischer Kri-' 
tik ~ma<hen .. Ich möchte das. in keiner Weise 
~l1n, aber die· Entwicklung der Personalkosten 
dE!s _:Bundes ist, 'J ahn~, .•. hindurch praktisch 
kijDstant, gep1ieben; (Abg.HeJga Wies er: 
.ra,':~UJl:terde~ ,OVP-:Regierungl) 

Nicht zu. reden von der. niederösterreichi -
sdien'Landespersonalvertretungswahll"Wenn 
in ei.nemBundesland, in dempeiNationalrats­
und Landtagswahlen StimmenergebIliss~ - iCh 
zitiere die· Nationalratswahl ~. von bei ÖVP 
48,6 und bei den Sozialisten: 41· PrOzent, L~lnd­
tagswahl: OVP 52,1 und SPt143,9Prozent 
vorliegen, 'aber 'bei der Personalvertretungs"­
wahl dann· das Verhältnis 92iu8 Prozent 
lautet, dann muß im sagen:~ ESlD.UßeiIlWun~ 
det der Natur gescheheIl, daß,'ausgerechnet 

. im. öffentlichen. Dienst des LandesNiederöst~r~ Ich 'habe bei . früliere·r .... Gelegenheit bereits 
reich ... die·. Dinge~nd 'die .·'tJhI'en; gllnz.:aIldE:il's . iII;t ...•. Ii:ohenHaus .. eine . Aussage darüber· ge­
gehen.'(BeifallbeiderSPO~ <'Zw1sche.nrule macht, daß in der ZeitvQn,.1966.bis197Q· nimt 
~i·d~r:OVP.)Indies'emAusmaßlwel'dEmSie~ besetzbare:Die:nstpo"8ten. caus dem· Dienst­
mirke!n~n .kQI1Jg~~~~ ,.yg!gl~JgJ~w.~.it;;ge1>en,. ",>-9~tenplan,desFoigejahres"gestnchenwurden 

"'kÖnnen~'(Weiiere Zwisenenrufe bei der, QVR) Wl4A:laß·Alifgabenanpriyate. Firmen ver-
. ,'. - _. _.' '.- -. --... .. _ .. -.. -._ .... -..... -- . - ".: - -.- .-. - .. 
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Staatssekretär Lausecker 
geben wurden, was dann zur Darstellung als 
Einsparung geführt hat. 

Es wurde gestern auch zur Frage der Reform 
des Dienst- und Besoldungsrechtes Kritisches 
gesagt. Hohes Haus! Ich glaube, man tut die­
sen Bemühungen, die nicht von der Bundes­
regierung allein, die von allen Gebietskörper­
schaften Osterreichs gemeinsam mit den vier 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
angestellt werden, keinen guten Dienst, wenn 
man meint, auf diesem Gebiet Wunderdinge 
in kurzer Zeit herbeiführen zu können. 

Seit dem 18. Jänner 1914 verhandelt ein 
Komitee der Gebietskörperschaften und ver­
handeln die vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes. Es ist in der öffentlichen Dar­
stellung, in der Presse oftmals zu Mißver­
ständnissen dadurch gekommen, daß die Be­
mühungen um eine Reform des Rechtsgutes, 
um die sogenannte Reform des Besoldungs­
systems, verquickt wurden mit der Frage des 
auslaufenden Besoldungsübereinkommens. Ich 
möchte hier und von dieser Stelle in aller 
Klarheit ausdrücken, daß wir diese Bemühun­
gen einvernehmlich mit den Gewerkschaften 
immer als getrennte Anliegen betrachtet 
haben. 

Mit der Etappe des Juli 1975 endet das 
Besoldungsübereinkommen des Jahres 1971. 

. Am 1. Juli 1975 werden 11,8 Prozent als vierte 
und letzte Etappe anfallen, das ist immerhin 
ein jährlicher Mehraufwand an Kosten von 
etwa 1,4 Milliarden Schilling. Es wird zwischen 
den Vertragspartnern dann zu verhandeln und 
zu beraten sein, wie nach Auslaufen des Ver­
trages die Dinge weitergestaltet werden sol­
len. Es bestand auch volles Einvernehmen zwi­
schen den Verhandlungspartnern, daß die Fra­
gen der Reform des Dienst- und Besoldungs­
rechtes unabhängig von diesen gehaltspoliti­
schen Verhandlungen zu führen sind. 

Man täte aber den bisher vorliegenden Er­
gebnissen unrecht, wenn man sagt, man hat 
hier nur eineinhalb Jahre geredet. Es ist zu 
Vorschlägen gekommen. Die Dienstgebervor­
schläge haben audl die Anerkennung und Ver­
handlungsermächtigung der Landeshauptmän­
nerkonferenz am 19. September 1974 gefunden. 

Da es realistischerweise nicht mehr denkbar 
sein wird, daß bis zum Jahre 1976 entschei­
dende Ergebnisse auf dem Besoldungssektor 
vorliegen, wurde gleichfalls von Funktionären 
der Gewerksch.aft und von uns gesagt: Unbe­
schadet um die Bemühungen des Jahres 1976, 
und unbeschadet, wie die gehaltspolitische 
Entwicklung weitergeht, bleibt unser gemein­
sames Anliegen die Reform des Rechtsgutes 
des Dienst- und Besoldungsrechtes. 

Hohes Haus! Es befinden sich doch wahrlich 
schon sehr beachtliche Ergebnisse im Begut­
achtungsverfahren. Die bisherige Dienstbeur­
teilung ist als ein Entwurf über die Leistungs­
feststellung in das Begutachtungsverfahren 
gegangen, und ich darf den Zusammenhang 
zu einer verwaltungsreformatorischen Bemü­
hung dadurch herausstellen, daß ich feststelle: 
Wenn dieses Vorhaben, das gemeinsam mit 
den Gewerkschaften gestaltet wurde, zum Ge­
setz werden sollte, dann würden nach einer 
Schätzung die Fälle der Leistungsfeststellung 
- der bisherigen Dienstbeurteilung - von 
jährlich 60.000 um 40.000 auf jährlich 20.000 
sinken. Die sonstige Dienstbeurteilung wird 
vielfach von den öffentlidl Bediensteten ohne­
dies als unbefriedigend bezeichnet. 

Ein weiterer Entwurf über das Disziplinar­
recht geht in diesen Tagen in die Begutadl­
tung. Gleichfalls einvernehmlich zwischen 
Gewerkschaften und Gebietskörperschaften er­
arbeitet. Das ist jenes Disziplinarrecht, das der 
Dienstpragmatik aus dem Jahre 1914 ent­
stammt. Es ist also auch hier nach mehr 
als sechzig Jahren ein wichtiger Teil 
des Dienstrechtes durch diese Reformbemü­
hungen so weit gestaltet worden, daß es der 
Begutachtung zugeführt werden kann. 

In der Verwaltungsreformkommission selbst 
sind Vorhaben, die heute vielfach kritism oder 
als unzureichend bezeichnet wurden, behan­
delt worden. So ist zum Beispiel ein Bogen für 
die Arbeitsplatzbeschreibung, also eine Vor­
aussetzung für eine folgende Dienstposten­
bewertung, nach Behandlung in der Ver­
waltungsreformkommission der Regierung 
vorgelegen und dann an alle Ressorts gegan­
gen. Ich möchte auch von dieser Stelle Herrn 
Direktor Ettel dafür sehr herzlich danken, daß 
er in der Verwaltungsreformkommission so 
viel Arbeit und Zeit in diese Frage investiert 
hat. Es hat kürzlich in Gösing darüber mit den 
Personalbeamten ein Seminar stattgefunden, 
und es liegt mir ein Schreiben des Obmannes 
eines Zentralausschusses vor, der sich darüber 
ausdrücklich positiv äußert. Ich hoffe sehr, daß 
diese Arbeitsplatzbeschreibung als eine not­
wendige Voraussetzung für Dienstposten­
bewertung und Leistungsbesoldung der Zu­
kunft gemeinsam weitergeführt wird. 

Ich möchte die Gelegenheit nicht vorbei­
gehen lassen, ohne zu sagen, daß die Verwal­
tungsreformkommission erst seit der Regie­
rung unter Bundeskanzler Kreisky regelmäßig 
unter Beteiligung· der Gewerkschaften tagt. 
Davor ist es nach den mir vorliegenden Auf" 
zeichnungen nur zweimal zur Zuziehung der 
Gewerkschaften des öffentliches Dienstes ge­
kommen. Die normalen, routinemäßigen Sit" 
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Staatssekretär lausecker 
zungen der VerwaItungsreformkommission Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
sind von .1966 bis in die siebziger Jahre immer hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Mock. 
in Absenz der Gewerksdlafter- geführt· worden. 

. Abgeordneter Dr. Molk (OVP): Meine 
DaIIlEmund Hertenf Nur zu einigen Feststel· 
hIngen. des Herrn Staatss~luetärs . 

Meine sehr -geehrten Damen· und Herren'f 
. Die Strukturen dieses Beridlt~s .. folgen dem 
Bericht, der im Jahre .1911 einstimmig von die':' 
sem Hohen Hause gutgeh~ißenwurde.Also . Nummer 1: Meine Vorschläge würden zu 
die Gliederung in Rechtsbereinigung, in die einer Aufblähungführen oder hätten zu einer 
Verbesserung des Personalsystems, das alles =~ähUng von 20.000 Dienstposten mehr ge· 
ist up:~als Methode der BerichtersteIlung vor- .. . ..._ 
'gegeben gewesen. Ich bitte daher .zu beachten~ Ich' habe dieÖriginaist~tistik nitbt hier, 
daß wir damit nur einem vom Hohen, Haus Herr Staatssekretär, aber wenn man einfach 
-einstimmig gebilligten Beridlt in der metho..remnet, gibt es einen Personals~and von unge­
dischen Gestaltung. die Reverenz erwiesen fähr 280.000 Dienstposten. Wenn man nun die 
haben und ihm gefolgt sind. (Beifall bei der Zahl der Beamten um rund 1 Prozent oder 
SPO.) ,.' hödlstens 11/2 Prozent vermehrt; kommen Sie 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenf 
Es wurdesmonv<>m-AbgeordnetenHesele 
gesa.gt, daß eine . KanzleiordnUIig durch die 
Verwaltungsrefortllkommission:; C gegangen ist 
und dann die Regiening pasSiert hat. Immer­
hin ist· damit eine Kanzleiordnung aus dem 
Jahre 1923 durch eine solche des Jahres 1974 
·ersetztworden, und es stand jedem Mitglied 
dei VerwaltnngsrefonIikommission offen,· auch 
dem Herrn Professor Ermacora,Vorschläge zu 
machen, Kritik Zu üben. Alle Entscheidungen 
in der ... Verwaltungsreformkommission sind 
einvernellmlich mit den ihr angehörenden Ver-

. tretern der politisChen. Parteien, der Gewerk­
schaftE!Il und der Ressorts' gestaltet worden. 
Ich glaube nur,daß Inan in der kritisfhenAus­
einandersetzung2;tl.'dem Zeitpunkt 'die Kritik 
positiv' ansetzen soll, weM noch Zeit dazu ist; 
die Dmge konstruktiv zu gestalten, ... 

auleinen ZuwaChs von200Q bis 3000 Dienst­
posten- und da fehlt noch der natürliche 
Abgang - und kommen daher nie auf solche 
Zahlen, wie Sie sie allein im letzten Jahr er­
reicht haben, nämlich auf eine Plus-Steigerung 
um rund '5000 Dienstposten. 

Im übrigen habe ich auch darauf verwiesen, 
wie es seinerzeit in der OVP-AIleinregierung 
gemacht wurde; Lesen Sie .. dodl nach in dem 
von Ihrer Seite, . vom Herrn Bundeskanzler 
'Vorgelegten Bericht .ausdemJahre 1911, wo 
es·auf der 4. oder 5. 'Seite in der Fußnote 
heißt, daß· allein im Jahre 1968 die Anzahl 
der Lehrerdienstpostenum-2000 vermehrt 
Wurde und es trotzdem wegellderaligemeinen 
Einsparung zu einer Senkung der Gesamt· 
an.zahl um 620 gekömmen :15t. Das war eine 
praktische, konkrete Rationalisierungspolitik 
im,DienstPostenplan, urid.·. das waren nicht 
Rech~nkunststückevoIi·· 'd~r: . Regierungsbank f 

Ich .hoffe seh:r,' daß manches, was an Kritik (Beifall bei der OVP.) .. ' ..... .' 
:heute g~sagtwurde,' zu einer Befru~tung . der 

. Arbeit dieser KOmmissiou,in.der .Zukunft füh"; l'lÜDuner2: Sie "stellenbezüglich der Ent-
renw:ird, -und ichmöchteabsc.uließendIlüi Wlddting des Personalstandesjm Bundeskanz­
noCh sagen:'[erwaltun(Jsref0I'lll ist undk~lI~n leramtfest,.daßjil'neue Sektionen von woan­
nicht die Tätigkeit einer Kommission sein. Sie ders dazllgelrommensind, .und.erwähnen eine 
kann' nur der sdlonofter:wähnte.permanE!nte Sekt~on für -Entwiddungshilfe.Die hat es ja 
Proze.ß seill. Ein Prozeß,<<ler Ciad,urch seinen fiühE!r überhaupt nicht geget>en; Herr Staats­
Adressatenerhält, daß deröffentllche ... Dtenst. sek:r~tär,·.die· Vrurde . auCh.neugeschaffen im 
die ihm.·von der :Redttsordnung ;V9rgegebenen :?:uge.:ger. yer:waltungsaufblällupg 1m' Bundes-

'. Aufgaberi'ztl bew~iltigen hat. J)ie~eA~fgaben ~~I~t:anit!,Sie llabe~ . es'- yorh:in~vonc;ler Re- . 
si~volli.md 'ökon()II1iSchzubew~tigen, das gi~rnpgsbankaus erwähnt'EsVlär~viel wich­
und ,nur gas . kann 'Anliegen . einer Verw:al.;t1ger;-W:enn fii:r die EntwiddUI!gs.länder dran­
tungsreformsein,und das kami llllreine PQli~~ ßelllllehr·geleistet Würde und riidlt von vom­
tikder kleinen Sdlritte,der mciß.vollen Sc.ilIitte hei~i#. mit ...• einer .. verst~rkten.:·Entwicklungs-
'sein.Aber .es kann audl nur ein:Aliiiegen llilfepolitikQegonnenwtlrde,'wiedCiS behaup-
aller . gemeinsam . sein. . ,:::;/' tet Wird,-zrijt 'einer neuenYe~~tungseinheit. 

r: .. -;_~_ r __ -. ~ 

. Icilb.Qffe, daß alles, . was~füto:qe~~egen.d.i~· )ti~~Jstja'dasUbelIhreI"Poli!ikr _Am Anfang 
$en Beridlt hierUIld ,heute gesagt:~WUrdE!j.bei $te~t/~ill>IvIinisterium oder eine Sektion und 
den ;l:~iinfUgen ~emühungenUlll'ei.J:J.e 'Reform: Ilj~~A~e·fiilfeiund die:pQli!ik_·tür .• dieMen~' 

.. 'der YE!rwaltung.inipositivEm.,~~e.zu.B1ichEi .~.:..<.diCi';bf .. o;.·~.Pr:-.:a;±.:tdo·~n~uße::'."n,.:1:lo':d~.··.·e9rJ.)··.'Krßaa"'nk~·<,Ee._·~.Hi.Ya;il:u,~c.kls"";e:-rW1,·.-S·g.l.snJdiln •.... dam~r' 
,~::schlage~nlöge.(BellälfD~i:der~J>O.J·- J... . . .' .. llU... . ... . . .. 

L 
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Dr. Mo€k 
Anfang stand das Ministerium, während am 
Anfang die Hilfe für die Menschen draußen 
stehen sollte. (Beifall bei der avp.) 

Ich möchte mich wirklich nicht in die Details 
des Kabinetts des Herrn Bundeskanzlers ver­
lieren, das ja allein den Stil des Herrn Bun­
deskanzlers in seiner engsten Umgebung zeigt, 
wo als Pressereferent der frühere Botschafter 
Thalberg geholt wurde; als es nicht funktio­
nierte, blieb er, aber man holt sich eben einen 
weiteren Pressereferenten, und ähnliches mehr. 
Man könnte auch darauf eingehen. 

Ich bin an und für sich der Auffassung, 
Herr Staatssekretär, daß jeder Regierungs­
chef und jeder Bundesminister seine unmittel­
baren Mitarbeiter nach seinen Vorstellungen 
holen und bestimmen soll, und sie sollen pri­
mär von seinem Vertrauen abhängig sein. Nur 
wenn man von der Regierungsbank herab 
polemisiert, muß man auch damit rechnen, daß 
allenfalls auf diese Details eingegangen wird. 
Sie sind ja Abgeordneter, Sie hätten ja auch 
die Möglichkeit gehabt, vom Rednerpult aus 
zu sprechen. 

Noch ein letztes Wort. Sie haben auf die 
Personalvertretungswahlen im Lande Nieder­
österreich verwiesen. Meine Damen und Her­
ren, das war ja sehr interessant. Bekanntlich 
genießen die Sozialisten dort im Verwaltungs­
dienst, beim öffentlichen Dienstnehmer nur ein 
sehr geringes Vertrauen. Da sind Sie mit Vor­
schlägen hinsichtlich einer Erleichterung der 
Kandidatur gekommen, zum Beispiel, daß man 
keine Unterschriften für die Einreichung von 
Kandidatenlisten erbringen muß. Die Kollegen 
haben mich informiert, daß man auf Ihr Ange­
bot einging, aber unter einer Bedingung: "daß 
man das nicht nur beim Land Niederösterreich, 
sondern auch bei allen Betriebsratswahlen 
praktiziert" i da war es sofort aus mit der Be­
geisterung/ (Zustimmung bei der DVP.) 

Hier wird immer mit verschiedenen Maß­
stäben gemessen. Wir sind durchaus bereit, 
die Dinge zu erleichtern, auch dort, wo wir 
die Mehrheit haben, aber dann auch in ande­
ren Personalsektorenl Dann werden solche Bei­
spiele niCht mehr vorkommen, wie das vor 
zwei Jahren der Fall war - das gehört auch 
in dieses Kapitel herein, wenn Sie von der 
"objektivierten" Politik der Sozialisten bezüg­
lich Personal sprechen -, daß Arbeiter - es 
ist ja der :Abgeordnete Pay noCh vor kurzem 
herinnen gewesen - gekündigt wurden, weil 
sie für die Fraktion christlicher Gewerkschaf­
ter bei den Graz-Köflacher-Bergwerksbetrie­
ben kandidiert haben. Erst nach einem Skandal 
im Parlament wurden sie wieder eingestellt. 

Das sind die Fakten zu einer "objektiven 
Personalpolitik". Ob in den Betrieben oder 
im Bund: bei den Sozialisten ist das immer 
ungefähr das gleiche. (Beifall bei deI OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP): Meine 
Damen und Herrenl Ich habe mich früher von 
dem Rednerpult wegbegeben, um damit ein­
fach dagegen zu protestieren, daß der Herr 
Präsident es nicht der Mühe Wert gefunden 
hat, weder zur Glocke zu greifen noch seine 
Stimme zu erheben, um einige Beruhigung in 
diesen Saal zu bringen (Zustimmung bei der 
avp. - Abg. DI. Fis ehe r: Es ist nicht Ihre 
Sache, das zu kritIsieren!), und das insbe­
sondere im Lichte einer vollbesetzten Tribüne, 
meine Damen und Herren I Das möchte ich 
herausstreichen. (Zwischenrufe.) 

Herr Staatssekretär Lausecker konnte mich 
bei seiner Erklärung nicht davon überzeugen, 
daß dieser Bericht unrealistisch, unvollständig 
und beschönigend ist. Ich möchte das doch an 
Hand des Berichtes herausstellen. 

Der Herr Staatssekretär sagt mit Recht, daß 
der Bericht den vorgegebenen Gliederungen 
folgt. Ja, aber es kommt darauf an, was 
in diesem Bericht steht, und nicht auf die vor­
gegebene Gliederung. Ich glaube, das ist doch 
entscheidend. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. Fis ehe r: Das wissen wir auch, Herr 
Professor, daß es darauf ankommtJ) 

Da möchte ich auf etwas sehr Interessantes 
aufmerksam machen: Unter dem Punkt 1 auf 
der Seite 1 steht: ReChtsbereinigung (Abg. 
Dr. Fis c her: Das haben wir auch gelesen!), 
Bereinigung des Rechtsgutes. Aber es fällt 
dabei niCht auf, daß die Regierung Kreisky 
unter "Rechts bereinigung" etwas ganz ande­
res versteht, als man es früher verstanden hat. 

Es sitzen an den Pulten der Herren Mini­
sterialbeamten Persönlichkeiten, die an einer 
Tagung mitgewirkt haben, die im Jahre 1971 
über die Rechtsbereinigung gesprochen haben, 
und dort hat man unter "Rechtsbereinigung" 
verstanden: Ausscheidung überholten Rechts­
gutes aus dem Rechtsbestand, Zusammenfas­
sung des geltenden Rechtes und Vorsorge für 
den Weiterbestand des bereinigten Rechtes in 
seiner bereinigten Form. 

Aber wenn man diese Seite liest, findet man 
das Kartellgesetz angegeben, das Staatsgren­
zengesetz, das Strafgesetzbuch, das Boden­
beschaffungsgesetz, und wenn Sie dann weiter­
sehen. finden Sie das UOG, Sie finden das 
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Dr.Ermacora 
Bundesrechenamtsgesetz. ; ,angeführt. Diese .. Sie sprechenvou.der . Reorganisation der 
Sadlenmuß man einmal kennen, um sie hier Bundesdienststelhm, : Sie haben . das Bundes­
zu analysieren I - ministeriengesetz, aber Sie sprechen nicht von 

Es ist· doch deuilich, daß hier nicht Dfnge'den verschiedenen Dienstwegen, und da muß 
die· Offentlichkeit . doch . einmal deutlicher über der Rechtsbereinigung, sondern daß Dinge der . 

Neuordnung voll und ganz herausgestellt wer- die Dienstwege im Bundesheer informiert wer-
den. Das Bodenbeschaffungsgesetz: so etwas hat deri.- . . . 
es früher niCht. gegeben; wie kann man das )sLder Offentlichkeitklar,. welche Dienst­
unter dasKapitel"Rechtsberefnigung" stellen? wege. das Bundesheerna~ der Heeresorga~ 

nisatfon 1972 zu durchlaufen hat? Die Einheit . Vom: UOG wissen wir sehr wohl,welche 
Aufwände an Verwaltung, an Personal dieses von Horn .hat ihre Akten Ilach Mautern zu . 
Gesetz erfordern wird. Wir haben vor einigen schicken, und die höhere Einheit in Mautern 
Tagen gehört, daß man selbst vom Ministe- hat ihre Akten nach Graz zu schicken, und 
rium aus die Dienstpostenvermehrung jetzt diese Einheit in Graz - das ist das Korps­
schon ankündigt. ... Also unter dem . Gesichts~ kommando - hat ihre Akten nach Wien zu 
winkel der Reform des Rechtsgutes kann das schicken. 
so ohne weiteres'Ilicht herausgestellt' werden; 

Ich möchte dann noch·weiter einiges ausdie­
sem Bericht zur Kenntnfs' bringen. Ich möchte 
auf das aufmerksam machen, ·was ein echtes 
Anliegen seit Jahrzehnten, würde ich sagen, 
ist, nämlich auf die Neuregelung des Dienst­
und Besoldungsrechtes. 

Welche Bemühungen haben hier zu einem 
Resultat gefühi-t? Was man sich erwartet, das 
ist eine Gesamtreform des Beamtenrechtes. Ich 
werde wahrscheinlich nicht· ganz im Einklang 
mit Herrn Dr. Gasperschitz stehen, aber ich 
glaube, . daß ilicht nur die Gewerkschaften, 
sondern auch andere Kräfte etwas an der Ge­
staltung ·dieses Bedienstetenrechtes mitzuwir­
ken und mitzureden hätten. 

Was unter "C: Neuregelung des Dienst- imd 
BeSoldungsrechtes", ausgesagt wird, das sind 
Versprechungen, die mit-der . Formulierung 
"soll abgelöst werden", "wirdge'wüJ;lschriuncl 

Das ist nur ein Beispiel, aber davon ist in 
diesem Bericht nicht die Rede. Er ist in vielen 
Fragen, die die Offentlichkeit interessieren, 
unrealistisch. 

Die Geschäftsordnung, von der die Rede ist, 
wurde in der Verwaltungsreformkommission 
nicht behandelt. Warum wurde sie dort nicht 
behandelt? Warum· hat inan· sich nicht durch­
ringen können, für die Ministerien eine ein­
heitliche . Geschäftsordnung zu erlassen? 
Warum läßt man diese Zersplitterung der 
Geschäftsordnungen zu; zumindest im gene­
rell en· Teil? 

Sicher ist: Wir haben eine Kanzleiordnung. 

Was nun den Verwa.ltungsservice betrifft, 
so· sind das auch bis auf die Auskunftspflicht, 
auf·· die ich Bezug genommen habe, eher 
Reformgedanken, aber 'Reformgedanken, die 
bis heute nicht verwirklicht sind. 

so weiter bezeichnet sind .. Je'dermann weiß, Wir haben ein Gutachten über die Reform 
. daß dIe -DieIistpragmatikau»·defu. Jahre 1914 4er Bundesbetriebe, aber keine· entsprechende 
s!cümnt Natürlich sollte sie verändert ~erden. ~,esdllußf~ssung in diesem. :Bericht,· und . wir 

. .... . .... . ' . ... . haben daIin die' Richtlinien betreffend die 
Aber.von der Bedeut.ung des Berufsbeamten- Durchführung· der Auskunftspflicht, und ich 

tumsWird in diesem Bericht nichts gesagt und . habe schon ein Beispiel angeführt, wie das in 
auch von den' Angriffen auf das Berufsbeam-. der Praxis angewendet wird.' 
tentumwird nichts gesagt, weil eben die 
Schwierigkeiten in· diesem Beriditnidlther- :Herr Staatssekretär! Meine Damen und Her-

. ausgestellt sind.' . ren. !DerBeI"ichtistunrea1i~tisCh,unvollstän-
, .. '.. . . .. ' • . . digund bes~önigend.·· . . ... . . 

He.r;Dr. GaspersCb.itz'.haL gesteI1l eine ......... .'.. . •. '.' 
P,:r~sseerklärurig. abgegeben, jnder ersieh. auf . Ich .- WEÜß: . die Verwhltungsteform . ist eine 
di~~Qgenannten Direktpren d~r .. Rektorats~ sehr schwi~rige Aufgabe.: fierr Abgeordneter 
kanzfei .. bezieht. Dashabe .. ich .. smon ... ·in der· Dr •• Hesele'wollte es,::gestem'·:·so·darstellen, 

. UOG~[)eb~tte her~iUsg~st~llt.S.iesindpiÖtz1ich als< Würde . ich für das :GesE!tzäusd~m Jahr 
nurmehrprovisorischeUriiyer§itätsdirektQr~n. 1922·plädieren.Nein,es::isteih Muster, . wie' 
N adI der Dienstpragmatikmiißte,. das durCh 'das Parlament' diese Dinge>inden Griff bekom:.. 
Bescheid: erfolgen ': iIrid .' die .·Veränderung;nur . men: .lcon n t e.· ·Ichinöchte~abersagen,' daß' 
damijIDöglich.· $ein,: wenn •. widttige;.dienstlime' . sEHtj.di~ser.·Verwc:iJ.tl1ngsreforID-'1922 . die V er­
Inteiess~ndaNrsprechen;:ja warum wird-denri ~wal~Uligsrefor,m;\Ton" der.:Strategie 'desStch~ 
eine· :~sokhe 'Bdlwierigkeit· in:diesem 'Bed~t' :vorw-ärts~ 'fa:~~~Il$,: ~"<?il·.}l1rer .. J~tz.t.4·~i.9i~r1Jch.; .' 

. nichLFeflektiert? .. ~. ~:'. .~;:::~:.o 7L';C' ';';":; ;"t:\~~p~rt~iP9IitisC:h;::'i>Iie-ntiert~fi ;;Personalpolitik . 
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Dr. Ermacora 
und von einer großen Methodenarmut be- Also: Die Verwaltungsreform hätte die Auf­
herrscht war. Der Bericht selbst ist eine Dar- gabe, auf die Sparsamke~t, Wirtschaftlichkeit 
stellung von Soll und Haben. und Zweckmäßigkeit der Verwaltung zu ach-

Gerade das Rechenamtsgesetz: . Warum 
ten. 

wurde das nie behandelt? Da lese ich im "Kurier" vom 7. Mai: 

Oder die Rechtsbereinigungsgesetze. Herr .,Justiz - mehr Beamte". Da lese ich: "Ge-
richtsakten machen Dienstreisen". Da lese ich Staatssekretär, die hier liegen: ein Unteraus-

schuß wurde bestellt; der ist nie zusammen- in der "Wiener Zeitung": "Justiibeamte 
getreten. mehr". Da höre ich vom VaG: "Beamte auf 

Grund des UOG mehr". 
Und wie steht es mit der Wiederverlaut­

barung, Herr Staatssekretär? Da haben Sie den 
§ 3 des Rechtsüberleitungsgesetzes. wo di~ 

Kommi~sion zur Vereinheitlichung und Ver­
einfachung der österreichischen Rechtsordnung 
eingesetzt ist. Wann hat diese Kommission 
das letzte Mal getagt, Herr Staatssekretär? 
Und welche Wiederverlautbarungsmaßnahmen 
hat die Regierung Kreisky beschlossen? Nen­
nen Sie mir eine Wiederverlautbarungsmaß­
nahme, Herr Staatssekretärl 

Schauen Sie sich das Wehrrecht an: Im 
Wehrgesetz kennt sic'Q kein Mensch mehr ausl 
Schauen Sie sich das Heeresdisziplinargesetz 
an: da kennt sich kein Mensch mehr ausl 

Ja wo liegt hier die Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit? Hat sich 
denn in diesem Hause noch niemand die Frage 
gestellt, ob wir wirklich so viele Gesetze brau­
chen? Ist das einmal geprüft worden? Ist das 
geprüft worden. oder prüfen Sie diese Frage 
gar nicht, weil Sie glauben, mit der Vielfalt 
der Gesetze auch die Güte der Gesetze und 
die Notwendigkeit der Gesetze bestimmt zu 
haben? Ich würde glauben, daß man die Viel­
falt der Gesetze und die Auswirkungen der 
Vielfalt auf die Personalvermehrung einmal 
in der Verwaltungsreform behandeln sollte. 
Hat man das schon einmal herausgestellt, 
Herr Staatssekretär? 

Schauen Sie sich die übrigen Gesetze auf S1'e Zweiter Punkt der Verwaltungsreform: 
diesem Sachgebiet an: da kennt sich kein soll das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Mensch mehr aus! Verwaltung festigen. 

Wir haben im Ausschuß angeregt, daß man 
an die Wiederverlautbarung schreite: kein 
Schritt zur Wiederverlautbarung! Was macht 
diese Kommission. die hier eingesetzt ist? Ist 
sie überhaupt noch tätig? 

Ich glaube, Herr Staatssekretär, daß der Re­
gierung selbst ein scharfer Begriff der Ver­
waltungsreform abgeht. Worum geht es bei 
der Verwaltungs reform ? Ich glaube, das muß 
das Parlament einmal wirklich klarstellen: Es 
geht darum, die Sparsamkeit, Wirtschaftlich­
keit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung 
herauszustellen und ihr zu nützen. 

Wie steht es mit den Subventionsberichten? 
Sie haben mehrere hundert Seiten dicke Sub­
ventionsberichte, die bei uns im Parlament 
liegen, und diese Subventionsberichte werden 
nicht behandelt: die liegen zum Teil schon 
jahrelang in diesem Hause. Es war seinerzeit 
die Regierung Kreisky, die interessanterweise 
- das kann ich noch aus dem außerpoliti­
schen Raum feststellen - die Subventionen 
herausgestellt hat. Aber nun haben wir zwei 
Berichte. die frudltlos, mit vieler Mühe erar­
beitet, im Parlament liegen, und wo, Herr 
Staatssekretär. ist die Behandlung dieser Sub­
ventionsberichte? Hat man den Aufwand in 
ein Verhältnis zur Effektivität dieser Berichte 
gesetzt? 

Verwaltungsservice: Ich habe Ihnen zwei 
Beispiele genannt, gestern eines und heute ein 
anderes. Ich mußte mich mit einem Herrn aus 
eInem Ministerium auseinandersetzen, um den 
Maturantenerlaß zu bekommen, und der Herr 
aus dem Ministerium hat gesagt, er kann mir 
diesen nicht geben. er kann mir diesen nur 
geben, wenn er Rücksprache mit dem Herrn 
Minister gepflogen hat. Den Herrn Minister 
konnte ich gestern sprechen. und er wird mir 
diesen Erlaß natürlich liebenswürdigerweise 
zur Verfügung stellen. Einern Maturanten, der 
sich etwa orientieren wollte über diesen 
Maturantenerlaß, wäre dieser Herr möglicher­
weise, wenn der Betreffende schon mir gegen­
über am Telephon seine Stellung als Beamter 
herausgestellt hat, um einen Grad unhöflicher 
entgegengekommen. Wo liegt hier das Ver­
trauen der Bevölkerung in die Verwaltung? 
Und das im Lichte der Auskunftspflicht, die 
Sie hier in diesem Bericht angeführt habenl 

Drittes Problem der Verwaltungsreform -
ich glaube, das muß heraus-gestellt werden -: 
die partnerschaftliche Beziehung zwischen 
Verwaltung und Bevölkerung. 

Und die vierte Hauptproblematik: die Stel­
lung der Verwaltungsbedieristeten neuzeit­
lichen Gesichtspunkten anzupassen. 
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Dr. Ermacora 
Ihr Ausschreibungsgesetz, Herr Staatssekre­

tär, ist für mich kein Reformgesetz, sondern 
ein Alibigesetz und ein Gesetz der Augen­
auswischerei. (Zustimmung bei der OVP.) Ich 
habe das herausgestellt und habe das deutlich 
gemacht. 

Aber die eigentlichen Mängel in der Ver­
waltung, Herr Staatssekretär, werden in der 
Verwaltungsreformkommission leider nicht 
behandelt. Dabei gäbe es nach meiner Mei­
nung ein so großartiges Rezept - und da Sie 
gemeint haben, Sie würden die kritischen Be­
merkungen zur Kenntnis nehmen, darf ich das 
doch einmal herausstellen -: Man müßte sich 
nur einmal die Mühe machen, die Rechnungs­
hofberichte von Grund auf nicht nur durchzu­
arbeiten, sondern aus ihnen die Lehren zu 
ziehen. Wenn man die ReChnungshofberichte 
durcharbeitet, erkennt man nämlich die - ich 
würde sagen - unabhängigen und unpartei­
ischen Hinweise auf die tatsäChlichen alltäg­
lichen Mängel in der Verwaltung. Diese müß­
ten doch in der Verwaltungsreformkommis­
sion behandelt werdenl 

Ich war seinerzeit im Bundeskanzleramt be­
schäftigt. Ich hatte die Auszeichnung, im Per­
sonalstand des Herrn Sektionschefs Loeben­
stein zu stehen. Ich war Referent dafür, der 
Bundesregierung zu berichten, was der Rech­
nungshof über die Länderverwaltung festge­
stellt hat. Die Herren werden wissen: Man 
braucht einige Zeit dazu, um solche Berichte 
abzufassen. Was maCht die Bundesregierung 
damit, was macht die Bundesregierung mit sol­
chen Berichten? Ja sollte man nicht auf Grund 
einer eingehenden Analyse der Rechnungshof­
berichte die Frage der Sparsamkeit, der Wirt­
schaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit der 
Verwaltung herausstellen? 

Der Bericht über die Verwaltungsreform 
- davon hat gestern Herr Dr. Hesele über­
haupt nicht -gesprochen - hat einen sehr inter­
essanten Abgesang im Kapitel VII. Da wird 
der überrasChte Leser darauf aufmerksam ge­
macht, daß die Regierung Kreisky die Frage 
der Verfassungsreform ins Auge faßt. Der Be­
richt wurde am 4. November 1974 unterzeich­
net und ist am 20. November 1974 ins Parla­
ment gekommen. Ohne daß das mit einer poli­
tisChen Kraft beraten worden wäre und ohne 
daß auch nur ein Kontakt mit diesem Hause 
und den Abgeordneten gepflogen worden 
wäre, bekennt sich die Regierung Kreisky zu 
der Notwendigkeit der Prüfung, die Änderung 
der Gesamtverfassungsstruktur vorzunehmen. 
Das findet sich auf Seite 12. 

Meine Damen und Herren I Obwohl das doch 
geradezu eine epochale Aussage ist, wird das 
vom Herrn Sprecher der Regierungspartei 

überhaupt nicht erwähnt und auch vom Herrn 
Staatssekretär überhaupt nicht erwähnt. Das 
steht aber hier drinnen und geht also in die 
Akten ein. 

Dabei muß man aber die Geschichte dieser 
Diskussion kennen. Die Forderung nach der 
Verfassungsreform ist von der Wissenschaft 
gestellt worden und ist von Kreisen der SPO 
- ich denke hier an einen Herrn, der hier auch 
aufscheint, Herr Dr. Fremuth, und zwar auf 
Seite 13 - als sehr dilettantisch bezeichnet 
worden. Herr Dr. Fremuth hat in der "Arbei­
ter-Zeitung" erklärt, die Verfassungsreform 
sei ein Hirngespinst. Herr Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky hat sich selbst dagegen ausge­
sprochen, mündlich dagegen ausgesprochen. 

Nun finden wir auf Seite 12 dieses Berichtes 
diesen fundamentalen Gedanken, meine 
Damen und Herren. Man muß sich einmal be­
wußt werden, was "Verfassungsreform" und 
"Gesamtverfassungsreform" heißt. Dafür sind 
früher die Leute auf die Straße gegangen I 
Heute sagt der Sprecher der Regierungspartej 
nichts darüber, und der Herr Staatssekretär 
Lausecker erwähnt das Problem nicht. 

Ich darf Sie aufmerksam machen, was die 
"Arbeiter-Zeitung" vom 17. Oktober 1962 über 
die sofortige Wiederverlautbarung der Ver­
fassung geschrieben hat. Sie hat sie gefordert. 
Wo steht denn Ihre Forderung heute? Was 
machen Sie denn wirklich dazu? Lassen Sie 
sich nur von den Beamten beunruhigen in 
bezug auf die Wiederverlautbarung der Ver­
fassung? Oder haben Sie eine eigene Meinung 
dazu und sagen: Sie muß entweder wieder 
verlautbart werden oder wir müssen uns über­
haupt in ein neues Verfassungsgebäude stel­
len. 

Was ist denn Ihre Meinung dazu, Herr 
Staatssekretär? Leider kann ich den Herrn 
Bundeskanzler, der sonst in solchen Dingen 
sehr beredt ist, nicht dazu befragen. 

Es ist richtig - und diesbezüglich teile ich 
durchaus Ihre Meinung -, daß die Verwal­
tungsreform ein permanentes Anliegen ist und 
ein solches jeder Regierung sein muß. Aber 
es ist etwas anderes, ob man sagt permanen­
tes Anliegen oder ein Anliegen, das systema­
tisch und transparent geplant und durchgeführt 
wird und das einen parteipolitischen Trend 
nach meiner Meinung vermeiden müßte, Herr 
Staatssekretär. Ich würde sagen, systematisch 
und transparent geplant, und würde in diesem 
Zusammenhang sofort bemerken, daß ich Ihnen 
zugestehe, daß die Arbeiten in der Verwal­
tungsreformkommission freundschaftlich sind. 
Es gibt keine beinharten Auseinandersetzun­
gen, man kooperiert. Aber das sagt ja noch 
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nicht, daß das systematisch und transparent 
geplant ist. Wenn Sie meinen, daß Ihr Reform­
bericht eine transparente Planung ist, Herr 
Staatssekretär, muß im sagen: Er ist unreali­
stisch, unvollständig und beschönigend. 

Ich möchte noch eines herausstellen: Was ist 
nun mit der Zukunft der Verwaltungsreform? 
Werden Sie so weiter dilettieren, wenn ich 
mir das so auszudrücken erlauben darf? Nach 
meiner persönlichen Meinung - ich muß das 
ausdrücklich als meine persönliche Auffassung 
herausstellen - müßte doch. zumindest eine 
Teilung der Aufgaben in der Weiterführung 
der Verwaltungsreform zwischen Parlament 
und Regierung insofern stattfinden, als man 
sich einmal nach den Grundzügen der Verwal­
tungsreform orientieren müßte, und zwar 
nicht nach den Schemen, die Sie als übernom­
men angesehen haben: Reform des Rechts­
gutes, Personalsystem, Reorganisation der 
Dienststellen und Rationalisierung der 
Arbeitsweise der Dienststellen, sondern 
nach den Inhalten dieser Begriffe. 

Ich zumindest glaube, man müßte eine Tei­
lung dieser Aufgaben vornehmen, so wie man 
eine Teilung der Aufgaben nach meiner 
festen Uberzeugung bei der Gestaltung der 
Verfassungsreform vornehmen muß, sonst 
geht es der Verfassungsreform so, wie es der 
Grundrechtsreform geht: Sie haben nicht ge­
nügend Schreibkräfte, um die Protokolle auf­
arbeiten zu lassen. Das muß doch einmal ge­
sagt werden, meine Damen und Herrenl Es 
haben die Leute die Materialien nicht, weil sie 
nicht genügend Schreibkräfte haben, diese Pro­
tokolle aufzuarbeiten. Ja ist das nicht ein An­
liegen der Verwaltungsreform, ja ist das niCht 
überhaupt die Basis für eine künftige Verfas­
sungsreform ? 

Herr Staatssekretär! Sie werden verstehen, 
daß man unter diesem Gesichtswinkel wirkliCh 
sagen kann: Ihre Verwaltungsreform ist 
dilettantisCh gewesen. Im gesamten gesehen 
hat an den eigentlichen Zielsetzungen der Ver­
waltungsreform die Regierung Kreisky ver­
sagt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sim der 
Herr Staatssekretär Lausecker. Bitte. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Lau­
secker: Herr Präsident! Hohes Haus I Ich 
möchte zu den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Ermacora noch sagen: Die Erklä­
rung: zu wenig Schreibkräfte, steht ja im dia­
metralen Gegensatz dazu, daß andererseits 
immer gesagt wird: Es sind zu viele Dienst­
posten da. Also: Was soll man jetzt tun? 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Herr Professor Ermacoral Ich möchte aber 
Ihre Bemerkungen zur Verfassungsreform und 
zur Frage der Wiederverlautbarung zum An­
laß nehmen, in Erinnerung zu rufen, daß die 
Regierung am 26. Februar 1915 dem Hohen 
Haus betreffend die Wiederverlautbarung der 
Bundesverfassung einen eigenen BeriCht zuge­
stellt hat. Ich darf Sie einladen, beim Studium 
dieses Berichtes vor allem die Passage, die den 
Verfassungsgerichtshof selbst zitiert, genau zu 
lesen. Ich darf mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten diese kurze Passage verlesen: 

Der Verfassungsgerichtshof, dessen Stel­
lungnahme im vorliegenden Fall besondere 
Bedeutung zukommt, hat ausgeführt, daß siCh 
aus seiner Tätigkeit und aus seinem Auf­
gabenbereich kein Bedürfnis nach einer Wie­
derverlautbarung des Bundes-Verfassungs­
gesetzes ergäbe. Der Geridltshof hält eine 
Wiederverlautbarung deshalb nicht für wün­
schenswert, weil aus ihr Schwierigkeiten zu 
erwarten sind, die derzeit nicht überblickt wer­
den können. 

So der Verfassungsgerichtshof. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. E r mac 0 r a. - Abg. S u p pan: 
Ihr macht die Gesetze!) Es wird sich sicher 
Gelegenheit ergeben, an Hand des Berichtes 
darüber die Meinungen noch auszutauschen. 

Zur Reform der Verfassung. Es ist von der 
Bundesregierung die Einladung ergangen, eine 
eigene Kommission zu bilden. Ich habe hier 
in Händen das Schreiben der Osterreichischen 
Volkspartei vom 24. Februar 1915, die es als 
einziger Adressat abgelehnt hat, in dieser 
Kommission bei der Frage der Reform der 
Verfassung mitzuarbeiten, mit der Bemerkung, 
daß das derzeit nicht sinnvoll erscheint. Von 
der Sozialistischen Partei, der Freiheitlichen 
Partei, dem Städtebund, dem Gemeindebund, 
den Ländern, von allen Seiten kam die Zusage 
der Beteiligung und der Mitarbeit. So war die 
Erklärung vom 24. Februar 1915 ... (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Warum haben Sie uns 
nicht gefragt, Herr Staatssekretär? Wir lassen 
uns nicht von so einem "Amtsschimmelbrier 
einladen! - Zwischenruf des Abg. L i b a 1.) 
Die Einladung der Bundesregierung hat nie­
mand außer Ihnen als einen "Amtsschimmel­
brief" empfunden. 

Herr Professor Ermacora hat einige Anre­
gungen gegeben. Ich hoffe, daß sich Gelegen­
heit bietet, bei den künftigen Sitzungen der 
Verwaltungsreformkommission daraus Nutzen 
zu ziehen. Herr Professor Ennacora! Ich hoffe, 
daß es mir nicht neuerlich als Polemik ausge­
legt wird, sondern nur als eine Tatsachenfest­
stellung, wenn ich sage: Von sämtlichen Sit­
zungen der Verwaltungsreformkommission 
der letzten Jahre hat Herr Profes·sor Ermacora 
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an einer einzigen· teilgenommen. Ich hoffe, es 
wird sich bei einer künftig häufigeren Teil­
nahme die Gelegenheit ergeben, viele dieser 
fruchtbaren Anregungen in der Kommission 
selbst dann gleich zu behandeln. (Beifall bei 
der SPO.) 

Die Auskunftspflicht - Herr Professor, das 
brauche ich Ihnen nicht zu sagen - ist er­
zwingbar. Wenn Ihnen das widerfahren ist, 
was Sie hier sagen, ist es gerade das Gesetz, 
das entstanden ist, das Ihnen die Möglichkeit 
gibt, Auskünfte zu erzwingen. Der Hinweis 
auf das Jahr 1922 ist deswegen in den Augen 
der öffentlich Bediensteten suspekt, weil es in 
der Folge dieser Maßnahmen des Jahres 1922, 
die von den Völkerbundkommissären prak­
tisch initiiert wurden, zu jenen Maßnahmen 
der Zwangspensionierungen und des Beamten­
abbaues kam, die keineswegs im Interesse 
der Dienstnehmerschaft und des öffentlich Be­
diensteten sind, die wir uns also in keiner 
Weise als Vorbild nehmen wollten. 

Als letztes Wort: Vor dem immer wieder 
zitierten Bericht des Jahres 1971 hat im Jahre 
1967 ein Bericht der Bundesregierung von Bun­
deskanzler Klaus vom 27. Juli 1967 vorge­
legen. Alles, was Sie uns hier an Inhaltsleere 
und an bloßen Absichtserklärungen vorlegen, 
bitte ich das Hohe Haus in Relation zu diesem 
Bericht des Jahres 1967 noch einmal zu lesen. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. S tau d in ger: 
Keine Polemik, Herr Staatssekretär! - Abg. 
Robert W eis z: Das war eine Feststellung, 
keine Polemik! - Abg. Dr. Fis c her: Die 
Wahrheit kann die OVP nicht hören!) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz. 

Abgeordneter Dr. Gaspersdlitz (OVP): Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herrenl 
Ich möchte auf die Worte des Herrn Staats­
sekretärs, die er jetzt gebraucht hat, zurück­
kommen. Ich glaube, die Initiative und die 
Arbeit für die Verwaltungsreform hat die Re­
gierung zu leisten und nicht die Oppositions­
partei. (Zustimmung bei der OVP.) Man kann 
also nicht Kritik daran üben, daß die Oppo­
sitionspartei hier nicht entsprechend mitge­
wirkt hätte. 

Was im übrigen den Besuch der Kommis~ 
sionssitzungen anbelangt, muß ich sagen, daß 
auch ich nicht sehr oft dort war, weil ich ge­
sehen habe, daß das alles nicht wirksam ist, 
daß das Ganze nur mehr Blabla ist. Dafür ist 
einem die Zeit zu schade. Ich habe deswegen 
meinen Vertreter geschickt und sehe auch ein, 
daß Herr Professor Ermacora whrscheinlich 
dieselbe Uberzeugung gehabt hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenf 
Die Regierung braucht Erfolge. Es ist daher 
nicht verwunderlich, daß der Bericht der Bun­
desregierung an den Nationalrat über die Ver­
waltungsreform in den Jahren 1971 bis 1974 
positiv verfaßt wurde. Daß man gewisse Akti­
vitäten groß herausstellt und beabsichtigte, 
dann aber doch unterlassene Reformvorhaben 
verschweigt, ist irgendwie verständlich. 

Aber anmaßend und für die Abgeordneten 
unzumutbar finde ich es, wenn man wohlwis­
send, daß die im wesentlichen unterlassene 
Verwaltungsreform eine besondere Schwach­
stelle für die sich im Amte befindliche Regie­
rung bedeutet, am Schlusse des Berichtes die 
Dinge so darstellt, als ob das in der Regie­
rungserklärung festgesetzte Ziel einer Reform 
der Verwaltung erreicht worden wäre. Das ist 
wohl etwas zu dick aufgetragen, oder - viel­
leicht auch eine Möglichkeit -, man hat sich 
eben zu wenig vorgenommen. Dann war die 
Regierungserklärung in dieser Richtung wohl 
etwas zu pompös, müßte ich sagen. 

Im Abschnitt VII des Berichtes heißt es, daß 
ein sehr wesentlicher Fortsmritt zur Verbes­
serung der Verwaltung erzielt werden konnte 
und daß unter Berücksichtigung der Arbeits­
zeitverkürzung und der Verbesserung des 
Schul- und Bildungswesens mit Recht gesagt 
werden kann, "daß im öffentlichen Dienst auch 
auf dem Personalsektor sehr effektive Ein­
sparungen erzielt werden konnten". 

Diese "Schlußfolgerungen" im Bericht auf 
Seite 12 stehen wohl im diametralen Gegen­
satz zu den Tatsachen. Eine Vermehrung von 
rund 13.200 Dienstposten seit vier Jahren, 
inwieweit vertretbar oder nicht vertretbar, das 
sei jetzt dahingestellt, ist doch eine reale Tat­
sache; man kann dorn dann nicht von einer 
"sehr effektiven Einsparung" reden. 

Der Bericht widerspricht sich aber auch 
selbst. An einer Stelle heißt es, die Bundes­
regierung sei der Meinung, "daß das in der 
Regierungserklärung festgesetzte Ziel einer 
Reform der Verwaltung ... verwirklicht zu 
haben", an anderer Stelle hingegen meint die 
Bundesregierung, "daß eine echte Struktur­
änderung der Verwaltung, die sirn derzeit noch 
in ihren Wesensmerkmalen und Organisa­
tionsformen von der Verwaltung des 19. Jahr­
hunderts nur wenig unterscheidet, ohne eine 
Verfassungsreform nicht möglich sein wird." 
- Also doch widerum ein Einbekenntnis, daß 
auf dem Gebiet der Verwaltungsreform nichts 
Wesentliches geschehen ist. 

Ich möchte in dieser Beziehung feststellen: 
Mangelnde Verfassungs reform ist für eine 
effiziente Verwaltungs reform keine unbe-
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dingte Voraussetzung. Da gebral.lcht man nur steten sind also in den Bundesbetrieben be­
eine Ausrede. (Beifall bei der OVP.) schäftigt, die Effizienz der Verwaltungsreform 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Verwaltungsreform heißt bessere Servicelei­
stung für die Bevölkerung, das heißt, Büro­
kratismus nur soviel wie notwendig. Manches 
wird heute - das muß ich auch selbst als 
Beamtenvertreter feststellen - von der Bevöl­
kerung als Schikane empfunden, wofür aber 
die Beamten nichts können, weil sie an Vor­
schriften und an Weisungen gebunden sind. 
Und niemand wünscht mehr als die öffentlich 
Bediensteten selbst eine Imageverbesserung. 

Uber diese Fragen hat Kollege Dr. Schmidt 
gestern sehr deutlich gesprochen. Er hat ange­
führt, daß sich in diesen Fragen oft eine Ver­
ärgerung einstellt. Wenn beim Schalter gesagt 
wird: Sie müssen erst die Stempelmarken be­
sorgen, bei Ihnen fehlen die Unterlagen. Sie 
müssen erst die oder jene Unterlage beibrin­
gen, das alles bewirkt eine Verärgerung der 
Bevölkerung. Wer etwa bei einem Amt einen 
gültigen österreichischen Reisepaß vorweisen 
kann, wird nicht verstehen, wenn für eine 
andere Amtshandlung überdies ein Staatsbür­
gers<haftsnachweis und eine Geburtsurkunde 
verlangt werden. Das muß man ja s<hon bei 
der Ausstellung des Passes nachweisen. In die­
ser mangelnden Organisation liegen die 
Schwierigkeiten. 

Eine gute Serviceleistung wäre die offizielle 
Herausgabe einer Behördenfibel von allen 
Ressorts und Behörden für jeden Staatsbürger, 
die ihm über Eingaben, Stempelpflicht, Unter­
lagen und Zuständigkeiten Auskunft gibt. Das 
wäre eine Anregung, die wohl zu überlegen 
wäre. 

Verwaltungsreform heißt Verwaltungs­
abläufe vereinfachen: Einsatz bürotemnischer 
Mittel und Rationalisierung der Betriebe durch 
Automation und Einsatz moderner Gerätschaf­
ten und Anlagen. Für die Rationalisierung im 
öffentlichen Dienst bieten sich in erster Linie 
die Bundesbetriebe an: Osterreichische Bun­
desbahnen, Post- und Telegraphenanstalt, 
Osterreichische Bundesforste, Hauptmünzamt, 
Branntweinmonopol, Glückspielmonopol, Sali­
nen, Bundesapotheken, Staatsdruckerei, Bun­
destheater, staatliche Prothesenwerkstätten, 
BundesversudIsanstalten, Heilstätten und so 
weiter, und so fort. 

Man darf nicht außer acht lassen, daß ja 
52 Prozent der öffentlich Bediensteten in Bun­
desbetrieben beschäftigt sind, 25 Prozent sind 
Lehrer, 10 Prozent sind Exekutivebeamte, es 
gibt aber nur 14 Prozent sogenannte Schreib­
tischbeamte. 52 Prozent der öffentlich Bedien-

liegt also bei den Bundesbetrieben. 

Die Reorganisation der Bundesbetriebe wird 
auf Seite 8 des Berichtes behandelt. Da heißt 
es: 

"Der unter der Leitung des 1. Vizegouver­
neurs der Osterreichischen Postsparkasse Dok­
tor Fremuth stehende Arbeitskreis ,Bundes­
betriebe' der Verwaltungsreformkommission 
hat die Lage der Bundesbetriebe analysiert 
und darüber der Verwaltungsreformkommis­
sion den aus der Anlage I ersichtlichen Bericht 
zugeleitet. Dieser Beridlt wurde von der Ver­
waltungsreformkommission bisher noch nicht 
behandelt. 

Falls er die Zustimmung der Verwaltungs­
reformkommission findet, wird er zur Grund­
lage von Uberlegungen über eine Reorganisa­
tion der Bundesbetriebe gemacht werden." 

Der Personaleinsparungseffekt, der ja 
schließlich zu den Hauptzielen einer Verwal­
tungsreform zählt und bei Betrieben infolge 
Einsatz technischer und organisatorischer 
Möglichkeiten am wirksamsten sein kann, 
kommt nicht zum Tragen, weil diesbezüglich 
laut Bericht keine Aktivitäten gesetzt worden 
sind, sondern erst Uberlegungen angestellt 
werden müssen. Der Bericht stellt also keinen 
Leistungsbericht dar, sondern sagt einfach nur, 
was eben in Zukunft zu tun wäre. 

Als vor einigen Wochen das Bundesrech­
nungszentrum durch den Herrn Finanzminister 
eröffnet wurde, hat er mit Recht darauf hinge­
wiesen, daß durch Rationalisierung und Auto­
matisierung Personaleinsparungen er 
nannte dabei im besonderen die Osterreichi-. 
schen Bundesbahnen - möglich sind. Da hat 
der Finanzminister recht. Die Schweizer Bun­
desbahnen sind lange nicht so personalinten­
siv wie die Osterreichischen Bundesbahnen. 
Hier fehlt es an nötigen Investitionen für die 
technische Ausrüstung. 

Dr. Walter Fremuth hat als Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe "Reform der Bundes­
betriebe .. der Verwaltungsreformkommission 
im November 1972 ein Arbeitspapier vorge­
legt. Dieses Arbeitspapier ist dem gegenständ­
lichen Bericht angeschlossen und enthält Emp­
fehlungen. Neben der Formulierung des Glo­
balzieles der Untersuchung ist auch das Pro­
cedere für die Arbeitsgruppe enthalten, das 
drei zeitliche Phasen kennt. Als letzter vor­
läufiger Zeithorizont wird Ende 1973, Anfang 
1914 angegeben. Bis zu diesem Zeitpunkt sollte 
der Versuch der Entwicklung eines integrier­
ten Betriebsführungssystems für die Bundes-
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Dr. Gasperschitz 
betriebe mit betriebsähnlichen Einrichtungen 
erfolgen. 

Ich möchte den Herrn Bundeskanzler 
fragen - er ist heute nicht da -: Warum sind 
diese vorgeschlagenen Termine nicht eingehal­
ten worden, die Dr. Fremuth gesetzt hat? 
Warum wurde dieser Bericht der Arbeits­
gruppe "Reform der Bundesbetriebe", der vom 
November 1912 stammt, von der Verwal­
tungsreformkommission bisher nicht behan­
delt? Warum ist nichts geschehen? - Der 
Herr Bundeskanzler ist ja der Vorsitzende der 
Verwaltungsreformkommission, er müßte dies­
bezüglich nach dem Rechten sehen. 

Verwaltungsreform heißt auch Durchfor­
stung der Gesetzesaufträge und Entlastung des 
öffentlichen Dienstes von überflüssigen Auf­
gaben. Davon steht im Bericht keine Zeile. 

Der Abschnitt 11 A ist mit "Rechtsbereini­
gung" übertitelt. Darüber wurde schon von 
meinen Vorrednern gesprochen. Rechtsbereini­
gung heißt also - das ist die Meinung der 
Juristen -: Ausscheidung überholten Rechts­
materials durch Rechtsbereinigungsgesetze. 
Der Bericht zählt unter Rechtsbereinigung -
das wurde auch schon gesagt - lediglich Neu­
regelungen ganzer Rechtsgebiete auf. Beim 
Tilgungsgesetz möchte im es nom gelten las­
sen, daß hier auch eine Art Reform eingetre­
ten ist, weil durch die Einführung der eom­
putertechnik beim Tilgungsgesetz tatsächlich 
eine Arbeitseinsparung erfolgt ist. Aber 
Arbeitsverfassungsgesetz, Strafgesetzbuch 
haben doch nichts mit der Rechtsbereinigung 
zu tun; das Bodenbeschaffungsgesetz, ja auch 
das Universitäts-Organisationsgesetz, das 
bekanntlich eine Vermehrung der Dienstposten 
erforderlich macht, gehören doch nicht in den 
Berkht hinein. 

Der Bericht behandelt auch die Notwendig­
keit einer umfassenden Änderung des gesam­
ten Besoldungssystems und die Neugestaltung 
des Dienstrechtes. Zum Zeitpunkt der Abfas­
sung des Berichtes am 20. 11. 1974 glaubte 
die Bundesregierung noch, daß dieses Reform­
vorhaben, wie am 18. Jänner 1974 in den 
Massenmedien öffentlim angekündigt wurde, 
noch vor den Nationalratswahlen einer parla­
mentarischen Behandlung zugeführt werden 
könnte. Man hat ja als Termin für die Wirk­
samkeit der Neuordnung der Besoldung von 
seiten der Dienstgeberseite zuerst den 1. Jän­
ner 1976 genannt. Inzwischen sind diese Vor­
haben für den öffentlichen Dienst in weite 
Feme gerückt. 

Eine Systemänderung der Besoldung, wie 
sie im Bericht ausgeführt worden ist und die 
insbesondere die Bezugsansätze der Bedien-

steten im ersten Drittel ihrer Laufbahn an­
heben soll, verursacht naturgemäß Mehrkosten 
auf dem Personalsektor. Da nun aber die Re­
gierung behauptet hat, daß die Neuordnung 
der Besoldung nicht mehr Geld kosten darf, 
sondern lediglich eine Umverteilung der Ge­
haltssummen erfolgen soll, trat eine Verun­
sicherung bei den älteren Bediensteten ein. 
Man befürchtete, daß die Besitzstandwahrung 
nach dem alten Besoldungssystem für ältere 
Bedienstete nicht mehr gesimert sei und es 
zu einer Besoldungsverschlechterung und 
Laufbahnverschlechterung der älteren Bedien­
steten kommen könnte. 

Auch die Gewerkschaft will den jüngeren 
Bediensteten des öffentlidlen Dienstes eine 
Verbesserung der Besoldungsverhältnisse 
bringen, aber doch nicht zu Lasten älterer Be­
diensteter, die ohnehin für den Wiederaufbau 
große Opfer gebracht haben. Um diesen auf­
steigenden Unmut der älteren Bediensteten zu 
beseitigen, warf man nun von der Dienst­
geberseite wieder etwas in die Diskussion, das 
den Verwaltungsreformbestrebungen ganz 
zuwiderläuft. 

Im Bericht heißt es noch, das neue Besol­
dungssystem 5011 verwaltungsvereinfachend 
und leicht administrierbar sein. Nunmehr sieht 
man das Heil in zwei nebeneinander laufen­
den Schemata, das alte Schema und ein neues 
Schema, was jedem Bediensteten einmal zur 
freien Wahl gestellt werden soll. Das heißt 
also, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
daß etwa 25 Jahre lang zwei verschiedene 
Besoldungsschemata im Besoldungsrecht der 
öffentlich Bediensteten nebeneinander beste­
hen sollen. Ist das Verwaltungsreform '? -
Sehr problematisch. 

Nach dem gegenständlichen Bericht soll mit 
Recht unterschiedliche Besoldung nur bei 
unterschiedlicher Verwendung, Leistung und 
Funktion begründet sein. Wenn die Regierung 
heute sagt, die Neuordnung der Besoldung 
darf kein Geld kosten, so muß im sagen, daß 
eben eine solme Lösung mit zwei Schemata 
auch beträchtliche Mehrkosten verursacht. Im 
übrigen, eine Systemänderung der Besoldung, 
wie sie der Bericht aufzeigt, verursacht natur­
gemäß Mehrkosten. 

Das Debakel um die Besoldungsreform liegt 
letzten Endes in der mangelnden Verwaltungs­
reform. Das Geld, das man durdl eine ent­
sprechende Rationalisierung des öffentlichen 
Dienstes hätte einsparen können, etwa durch 
Nichtnachbesetzung, ist nicht da, um die beab­
sichtigte Neuordnung der Besoldung nach Aus­
laufen des zweiten Gehaltsabkommens am 
1. Jänner 1976 anlaufen zu lassen. 
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Dr. Gaspersc:hitz 
Wenn man so den Bericht der Bundesregie­

rung über die Verwaltungs reform analysiert, 
wird er zu einem Katastrophenbericht. Seit 
vier Jahren habe ich mich nicht zuletzt im 
Interesse der öffentlich Bediensteten bemüht, 
wirksame Reformvorschläge zu unterbreiten. 
Es ist nicht so, daß nur die Bevölkerung Spar­
samkeit in der öffentlichen Verwaltung 
wünscht, auch die öffentlich Bediensteten sind 
daran begreiflicherweise interessiert. Nur ist 
man der Meinung, daß beim Sparen "oben" 
angefangen wird. 

Die "Großtaten" der sozialistischen Regie­
rung - unter Anführungszeichen - im Be­
reich der Verwaltung haben ja meine Vor­
redner bereits "gepriesen": Die Schaffung 
zweier neuer Ministerien, die Installierung 
von vier Staatssekretären, die Aufblähung der 
Ministerialbürokratie durch zusätzliche 9 Sek­
tionen, 14 Gruppen und 93 Abteilungen sowie 
die Einführung von Stabs stellen in den Zen­
tralstellen. Damit waren natürlich eine Aus­
weitung der Zahl der Dienstposten zu Lasten 
des Personalbudgets und eine beachtliche Stei­
gerung des Sachaufwandes verbunden. 

Die öffentlichen Dienstleistungen sind des­
wegen aber nicht besser koordiniert und 
attraktiver geworden. Verständlich, wenn sich 
die öffentliche Meinung im Spiegel der Presse 
weiterhin verstärkt gegen den öffentlimen 
Dienst richtet, die öffentlich Bediensteten sind 
aber nicht schuld daran. Das System und die 
Organisation sind krank, und die öffentlich 
Bediensteten leiden selbst darunter. 

Am 8. November 1974 hat mich der Herr 
Bundeskanzler via Fernsehen zu einer Aus­
sprache über Reformmaßnahmen eingeladen. 
Der Bundeskanzler machte damals den Vor­
schlag, in jedem Ressort eine Art Etnspa­
rungskommissär aufzustellen, der mit Perso­
nalvertretung und Gewerksmaft entspre­
chende Maßnahmen treffen soll. Die Gewerk­
schaft hat diesem Vorschlag natürlich zuge­
stimmt, wie überhaupt die Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes seit eh und je ihre Be­
reitschaft zur Mitarbeit bei der Verwaltungs­
reform bekundet haben, nur die Initiative muß 
von seiten der Regierung kommen. 

Diese Aktion des Herrn Bundeskanzlers 
- man könnte sie als "Minireform" bezeich­
nen - in den Ministerien ist wohl da und dort 
angelaufen, man kann sich aber davon keine 
Wunder erwarten. Wirksame Reformen - das 
hat auch Kollege Dr. Schmidt gestern gesagt -
können nur auf Grund einer Gesamtkonzep­
tion durch Zentralmaßnahmen und Änderun­
gen im Verwaltungssystem durchgeführt wer­
den. 

Was aber die öffentlich Bediensteten nicht 
verstehen, ist die Tatsache, daß man ihnen die 
primitivsten Rechte eines Dienstnehmerschut­
zes so lange vorenthält, nur weil gespart wer­
den muß, auf der anderen Seite aber eine Ver­
schwendungspolitik an den Tag gelegt wird. 
Es gibt viele Dienststellen, die in einem sol­
chen desolaten Zustand sind, daß eine Arbeits­
inspektion, wenn sie hiezu die Kompetenz 
hätte, die Räumlichkeiten sperren würde. 

Während die Toiletteanlagen im Sozialmini­
sterium und im Gesundheitsministerium noch 
immer nicht mit Toilettepapier ausgestattet 
sind - dieser Artikel wird rationiert an die 
Bediensteten ausgegeben: eine Rolle pro 
Woche -, hat sich die Frau Gesundheitsmini­
ster neben ihrem Büro ein Bad um -zigtausend 
Schilling einrichten lassen. Nichts gegen Kör­
perhygiene, aber doch nicht im Bürol 

Auch Verkehrsminister Lanc ist ein Bade­
freund auf Staatskosten. Wann haben die Her­
ren Minister IAmts- und wann haben sie Bade­
stunden? Transparenz ist aktuell. Ich möchte 
als Staatsbürger wissen, wann die Frau Ge­
sundheitsminister im Amt badet. (Heiterkeit 
bei der avp. - Abg. Fa chI eu t n e r: Die 
geht baldbod'n!) 

Daß sich Minister Dr. Staribacher für sein 
Büro eine Geschirrspülmaschine im Wert von 
16.000 S angeschafft hat, sei nur so nebenbei 
erwähnt. Die Rentabilität für ein paar Kaffee­
häferln dürfte wohl nicht gegeben sein. (Bun­
de.sminister Dr. S ta r j ba c her: Nicht Mär­
chen erzählen!) 

Der Repräsentationsaufwand der Regie­
rungsmitglieder hat sich inzwischen mehr als 
verdoppelt. Wie sagte der SP-Vorsitzende 
Dr. Kreisky 1969 nom als Oppositionsführer? 
"Ich bin der Meinung, daß die Bevölkerung 
kein Verständnis für einen hohen Repräsen­
tationsaufwand der Regierung hat." Diese Mei­
nung hat die Bevölkerung heute noch: Sie ver­
langt Sparsamkeit mit öffentlichen Mittelnl 

Nun zusammenfassend: Ich sehe im vorlie­
genden Bericht über die Verwaltungs reform 
geradezu ein Beweisstück für das Versagen 
der Regierung auf diesem Gebiet. Da nützt 
keine Schönfärberei und kein Ausreden auf 
eine notwendige Verfassungsreform. 

Sie, meine Herren von der sozialistismen 
Regierung, haben eben Reformen mit gesell­
schaftspolitischem und parteipolitismem 
Effekt den Vorrang eingeräumt. Wie lange 
man Parteiinteressen vor Staatsinteressen stel­
len kann, darauf wird die Zukunft Antwort 
geben I Denn versäumte Reformen sind ver­
lorene Milliarden! (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Dr. Bauer. 
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Abgeordneter Dr. Bauer (OVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herrenl Wenn der 
Herr Staatssekretär, gelegentlich polemi­
sierend, gelegentlich belehrend, beides steht 
ihm nicht zu (Abg. R. We i s z: Nur feststel­
lend!) - natürlich feststellend, Herr Abge­
ordneter -, von der Regierungsbank aus seine 
Meinung in den Raum gestellt hat, so kann 
man ihm bei einer' Behauptung durchaus 
folgen: dann nämlich, wenn er erklärt, daß das 
gesamte weite Feld der Personalpolitik - ich 
möchte ihn gar nicht wörtlich, sondern sinn­
gemäß zitieren - kein Aufmarschfeld der 
Postenvergabe für die eine oder andere Partei, 
für alle Parteien, zu sein hat. Da kann man 
durchaus zustimmen. Nicht zustimmen freilich, 
meine Damen und Herren, kann man Maß­
nahmen, die diese Regierung in den letzten 
Jahren auf personalpolitischem Gebiet ein­
seitig unter Vernachlässigung des Gleichheits­
grundsatzes gesetzt hat, indem sie partei­
politisch eindeutig orientierte Bedienstete be­
vorzugt hat. 

Erlauben Sie mir, meine Damen und Herren, 
daß ich einige ganz konkrete Beispiele hier 
deponiere. Ich beginne mit einer Causa, die 
das Haus einige Male in der Vergangenheit 
befaßt hat. Ich erinnere daran, daß von diesem 
Rednerpult aus wiederholt der Offentlichkeit 
die Ineffizienz bestimmter Kommandostellen 
des Bundesheeres in der Zeit der Minderheits­
regierung unter Herrn Dr. Kreisky vor Augen 
geführt wurde. Ich erinnere daran, daß der 
damalige Landesverteidigungsminister Freihs­
ler sehr rasch aus persönlich zu bedauernden 
Gründen sein Amt niedergelegt hat und daß 
man in dieser Zeit von sozialistischer Seite 
die Bemerkung in den Raum gestellt hat, es 
gebe zu viele höchstrangige Offiziere, zu viele 
Generäle im Bundesheer, wobei man so unter­
schwellig zum Ausdruck gebracht hat, hier 
handle es sich ohnehin um Menschen, für die 
man sich nicht allzusehr zu engagieren habe. 

Die Folge dieser Einstellung war, daß eine 
sehr lange Zeit hindurch keine Beförderung 
von Offizieren in die Dienstklasse VIII er­
folgte. Da aber nun selbst die sozialistische 
Regierung einsehen mußte, daß man höchst­
rangige Offiziere braucht, ist man hergegangen 
und hat, nachdem man zur Beförderung an­
stehende Offiziere warten ließ, Herr Staats­
sekretär, folgende Regelung getroffen - ich 
möchte jetzt nicht polemisieren und nicht 
sagen, man hat sich folgenden "Dreh" einfallen 
lassen -: Man hat den Rang des Brigadiers 
abgeschafft und hat Oberste der Dienst­
klasse VIII geschaffen. Nun ist der Brigadier 
seinerzeit als General tituliert worden, das ist 
bei uns im Land so üblich. 

Es kommen also jetzt nicht mehr Brigadiere 
nach, sondern es kommen Oberste der Dienst­
klasse VIII nach. Diese Oberste tragen eine 
andere Distinktion als der Brigadier, obwohl 
die Brigadiere und die Oberste ranggleich 
sind. 

Es kommt aber noCh viel besser, Herr 
Staatssekretär, und das ist auCh etwas, was 
auf dem Gebiet der Verwaltungsreform in 
Richtung Bundesheer angemerkt werden muß: 
Wenn sich ein Brigadier in einer Dienstver­
wendung befindet, in der er die Funktion eines 
Generalmajors ausübt, so kann er für diesen 
Zeitraum den Titel "Generalmajor" führen. 

Es kommt aber noch besser, und ich kann 
es Ihnen an einem Beispiel beweisen; Der dem 
Armeekommando zugeteilte Stabschef ist 
Generalmajor, trägt rote Streifen an den 
Hosen, zum UntersChied von dem Wiener 
Stadtkommandanten, der Brigadier ist und 
diese roten Streifen nicht tragen darf. Nun 
kann die Offentlichkeit sagen, das sei eine 
Kleinigkeit. über das könne man hinweg­
gehen, was regt sich ein Abgeordneter dar­
über auf. Aber das Köstliche an der ganzen 
Geschichte, Militarist Libal, ist nun folgendes 
- Abgeordneter Libal, entschuldigen -; daß 
der Generalmajor diese roten Streifen dann 
tragen darf, wenn er einen entsprechenden 
Antrag stellt. Meine Damen und Herren, wenn 
das Verwaltungsreform ist, dann lasse ich mir 
die ganze Verwaltungs reform nachhauen! An 
diesem einen Beispiel habe ich es Ihnen be­
wiesen. (Beifall bei der avp. - Abg. Pet e r: 
Aber nicht die Brigadiere!) 

Diese nicht! Ehrenwerte Männer. Aber, 
:Herr Abgeordneter Peter, ist es nicht un­
glaublich, was man siCh mit dieser Gruppe von 
Offizieren auf diesem Gebiet leistet? (Abg. 
Dr. K 0 h 1m ai e r: Herzmanovsky-Orlando!) 
Das ist wohl richtig. Für Roda Roda oder 
Herzmanovsky-Orlando geradezu ein Spott. 
Sicher auch für die Verwaltungsreform, die der 
Herr Staatssekretär so beredt hier verteidigt. 

Eine andere Angelegenheit, die uns im Zu­
sammenhang mit Ihrer Äußerung sehr bewegt, 
weil nämlich nicht alles so ist, wie Sie das 
darzustellen belieben, Herr Staatssekretär -
ich muß da schon ein bißchen ausholen -, ist 
die Causa Ellinger aus dem gleichen Ressort. 
Der Herr Bundesminister Lütgendorf hat einen 
hoChverdienten, bestens beschriebenen Be­
amten nur deshalb über Nacht vom Dienst 
entfernt, weil der Mann es gewagt hat, von 
seiner Redefreiheit als Bürger unserer demo­
kratischen Republik Gebrauch zu machen. Erst 
nachdem er sich an ein Höchstgericht gewendet 
hat und nachdem ein Höchstgerichterkenntnis 
vorgelegen hat, ist es Wochen später dazu 
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Dr. Bauer 
gekommen, daß man diesen Mann, den man 
diffamiert und diskriminiert hat, wieder einge­
stellt hat. 

Meine Damen und Herren, es kommt ja, 
wenn man sich hier bestimmte Äußerungen 
führender sozialistischer Politiker in Erinne­
rung ruft, noch viel besser, wenn man von 
diesen Einzelfällen - ich werde im Verlauf 
meiner Rede noch auf einige andere zu 
sprechen kommen - absieht und sich mit der 
grundsätzlichen Personalpolitik dieser sozia­
listischen Regierung auseinandersetzt: Was 
haben Sie, Herr Bundeskanzler, vor einigen 
Jahren dem Sinn nach, nicht wörtlich, Herr 
Bundeskanzler, aber dem Sinn nach - Sie sind 
da, Sie werden mich ja anhören, Sie können 
ja sofort erklären, das stimme nicht, da haben 
Sie eine großartige Meisterschaft -, was 
haben Sie denn erklärt? Daß die neuen Mini­
sterien keinen einzigen zusätzlichen Schreib­
tisch erfordern werden. Herr Bundeskanzler, 
das war dem Sinn nach Ihre Meinung. Die 
haben Sie nicht nur im Haus vertreten, son­
dern auch in der Offentlichkeit. 

Und jetzt erlauben Sie, meine Damen und 
Herren, daß ich festhalte : In der Zentrale des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
stieg der Personalstand von 355 auf 494, um 
etwa 40 Prozent. In der Zentrale des Bundes­
ministeriums für soziale Verwaltung be­
ziehungsweise Gesundheit und Umweltschutz 
wurde der Stand offiziell um 50 erhöht, wobei 
in diesen Zahlen gar nicht die sogenannten 
zugeteilten Beamten, die allein 1973 etwa 200 
betragen haben, inbegriffen sind. Und seit 
1973, das ist die letzte mir vergleichbare Basis, 
sind diese Aufblähungen auf dem personal­
politischen Sektor in den Zentralen weiter ver­
stärkt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sie haben das Hand in Hand mit einer ein­
seitigen Bevorzugung sozialistischer Beamter 
oder Ihnen nahestehender Beamter gemacht, 
wobei ich nicht anstehe, hier zu erklären, daß 
die Fälle, die ich jetzt angreife, die im jetzt 
kritisiere, in keiner Weise so zu verstehen 
sind, als ob ich diesen Beamten in irgendeiner 
Form persönlich nahetreten möChte. Es handelt 
sich, das halte im fest, um ausgezeichnet 
qualifizierte Beamte (Abg. Dr. S ta r i­
ba ehe r: Was wollen Sie dann?), die freilich 
- Herr Bundesminister, wenn Sie die Güte 
hätten, mich einen Augenblick anzuhören -
anderen Beamten vorgezogen wurden, und das 
werde ich m.ir jetzt erlauben, Ihnen an Hand 
ganz konkreter Fälle zu beweise~. 

Nachfolge Rühling, Bundesministerium für 
Landesverteidigung. Ein junger Sektions rat 
wird nach relativ kurzer Zeit Sektionsleite·r 

und nach relativ kurzer Zeit Sektionschef; 
sicher ein ausgezeichneter Beamter. Er hat 
mehrere Ministerialräte, glänzend beschrieben, 
in einer höheren dienstrangigen Verwendung, 
präteriert. Sie werden mir doch jetzt nicht 
sagen, daß es sich hier um keine parteipoli­
tische Entscheidung handelt! Das glauben 
nämlich nicht einmal Sie, Herr Bundesminister 
Staribacherl (Abg. Dr. S ta r i b ach e r: Das 
ist nicht mein RessortI) 

Ich komme dann schon noch auch auf Ihr 
Ressort zu sprechen, Herr Bundesminister! Ich 
komme schon, warten Sie, ein bisserl Geduld! 
(Anhaltende Zwischenrufe.) In diesem Zusam­
menhang auch noch eine andere Bemerkung. 
Sektionschef Dr. Steiner, ein hochverdienter 
Sektionschef eben dieses von mir erwähnten 
Ministeriums ist in Pension gegangen. Man 
hat ---, man konnte nicht anders - den Herrn 
Ministerialrat Dr. Kolb zum Sektionsleiter er­
nannt, mit der Leitung der Sektion betraut. 
Dieser Mann wartet heute noch darauf, daß 
er in die Dienstklasse IX befördert wird. 
Andere Beamte mit weit schlechteren dienst­
rechtlichen Voraussetzungen, mit späteren 
Eintrittsdaten, sind von Ihnen, von dieser sozia­
listischen Regierung, bevorzugt befördert 
worden. Gegen eine solche Praxis, meine 
Damen und Herren, erheben wir in der affe nt­
lichkeit mit Nachdruck unsere Stimme! (Beifall 
bei der OVP.) 

Damit Herr Bundesminister Staribacher nicht 
allzulange warten muß, bringe ich diesen Fall 
gleich jetzt, der ihn vielleiCht auch interessiert. 
(Abg. Dr. He i n d 1: Der Herr Minister ist ganz 
Ohr!) Ich sehe es, Herr Dr. Heindl. Ich sehe es! 
Damit Dkfm. Dr. J osef Meisl, den Sie, Herr 
Minister, zunächst als Leiter der Grundsatz­
grupp~ im Präsidium eingesetzt haben, 
Sektions leiter werden konnte, und zwar ohne 
Ausschreibung - Sie werden jetzt sagen, 
damals hat es noch gar keine gegeben -, 
wurde bereits 1971 gegen den erklärten 
Wunsch und gegen die erklärte Rechtsmeinung 
der Personalvertretung dieser Beamte zum 
stellvertretenden Sektionsleiter der Handels­
politischen Sektion bestellt. Um diese Ernen­
nung durchführen zu können, haben Sie von 
der Linken auf dem Buckel der Steuerzahler, 
die Hunderttausende Schillinge dafür aufzu­
bringen hatten, ein personalpolitisches Karus­
sell in Bewegung gesetzt, das über Brüssel 
bis Peking gereicht hat. 

Meine Damen und Herren! Man muß wissen: 
Dr. Leitner mußte naCh Pe king gehen, Doktor 
Thalberg wurde abgelöst, kam nach Wien als 
Pressesprecher zurück, und gewissermaßen als 
Nebenprodukt fiel bei diesem personalpoli­
tischen Revirement, Herr Bundesminister, für 

970 
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Dr. Bauer 
Sie Ihr neuer Kabinettdlef Dr. Bukowski ab, 
weil Herr Dr. Heindl hierher ins Haus be­
rufen wurde. Das sind die Fakten, auch wenn 
Sie jetzt noch sosehr die Auffassung vertreten, 
da sie nicht mit den Tatsachen übereinstim­
men (Zustimmung bei der OVP. - Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir 
hier neuerlidl festzuhalten (Abg. Dr. S ta r i­
ba c her: Herr Dr. Bauer! Sie kennen doch 
die Umbesetzungsmethodenl Aber Herr Dok­
tor Bauer!) - Sie können sich ja nachher zu 
Wort melden, Herr Bundesminister· -, daß 
im Bereich der 14 Bundesministerien während 
der sozialistischen Regierung - und wir 
wiederholen das mit Nachdruck. - bisher von 
insgesamt 600 leitenden Positionen 450 durch 
Ihnen nahestehende Beamte besetzt wurden. 
(Zustimmung bei der OVP.) Wenn es sich hier 
nicht um eine einseitige Personalpolitik 
handelt, meine Damen und Herren, was ist 
dann eine einseitige P~rsonalpolitik? Wir 
lehnen diese Art der Verwaltungsreform ab. 
Wir lehnen auch diese Form der Personal­
politik ab, meine Damen und Herrenl (Beifall 
bei der OVP.) 

besondere Herr Sektionschef Reiterer, größtes 
Interesse daran bekundet, auf diesen Posten 
zu kommen. Das wissen Sie, Herr Dr. Bauer, 
ganz genaul Ich habe midl bemüht, Herrn 
Sektionschef Reiterer damals auf diesen 
Posten zu bringen, weil er ein fähiger Mann 
und der ridltige Mann gewesen ist. (Beifall 
bei der SPO.) 

Es war daher vollkommen klar, Herr Doktor 
Bauer, daß natürlich dann, wenn Herr Sekti­
onschef Reiterer nach Brüssel kommt, ein Herr 
meines Hauses, und zwar Herr Ministerialrat 
Meisl, der schon immer in dieser Sektion ge­
arbeitet hat, seine Nachfolge antreten wird. 
Das ist im Einvernehmen mit allen Beteiligten 
inklusive der Personalvertretung geschehen, 
weil ich bis jetzt soldle Entscheidungen im 
Einvernehmen mit der Personalvertretung ge­
troffen habe. (Beifall bei der SPO.) 

Die Handelskammer - schade, daß Herr 
Präsident Sallinger und Herr Generalsekretär 
Mussil nicht hier sind - hat mir bestätigt, 
daß das eine gute Entscheidung war und daß 
man der Meinung ist, das sei richtig. Jetzt 
kommen Sie hierher und stellen das als etwas 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Unrichtiges dar, was im Handelsministerium 
Bundesminister Dr. Staribacher. Bitte. geschehen sein soll. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und Herr Dr. Bauer I Erkundigen Sie sich im 
Industrie Dr. Staribadler: Hohes Haus I Herr Ministerium bei meinem Präsidialisten, der 
Dr. Bauer, ich hatte erwartet, Sie hätten ernst­
lirne Angriffe gegen die Personalführung des 
Handelsministeriums. Hören Sie einmal zu, 
Herr Abgeordneter: Ernstliche Angriffe! Das, 
was Herr Dr. Bauer hier vorgebracht hat, ist 
meiner Meinung nach sehr ernst, aber in 
Wirklichkeit völlig falsrn dargestellt. 

Ich darf folgendes festhalten: Im Außen­
ministerium ist es seit eh und je üblich, daß 
Diplomaten nach einigen Jahren Auslands­
tätigkeit ausgewechselt werden. (Abg. Doktor 
F i e dIe r: Aber nicht nach so kurzer Zeit, 
wie bei Thalbergl) Aber ich bitte Sie, ent­
schuldigen Sie, das hat in diesem Fall 
mit der Zeit überhaupt nichts zu tun, sondern 
ich stelle fest, daß es diese Verschiebungen 
gibt. Das ist das erste: 

Das zweite: Der Auslandsposten EWG, also 
Brüssel, war immer ein Posten, den das 
Handelsministerium für sich beansprucht hat. 
So war es schon, bevor ich in die Position 
des Handelsministers berufen wurde, und so 
habe ich die Situation vorgefunden. (Abg. 
Pet er: Herr Ministerl Zum Beispiel unter 
dem Schober war es so!) 

Aber natürlich, das war doch immer so. 
Als es klar wurde, daß dieser Posten neu be­
setzt wird, haben Herren meines Hauses, ins-

kein Sozialist ist, ob meine Personalpolitik 
eine Politik der Partei oder eine solche der 
Sachlichkeit ist! Aber wenn einmal ein Sozia­
list irgendwohin kommt, dann sagen Sie, das 
ist Parteipolitik, auch dann, wenn Sie vorher 
erklären, daß er ein absolut einwandfreier 
Beamter ist, der die besten Beschreibungen 
hat. So kann man das nicht madlen, Herr Ab­
geordneter Bauer! (Beifall bei der SPO.) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Die Personal­
besetzungen im Handelsministerium sind ein­
vernehmlich mit der Personalvertretung und 
nach sachlichen Gesichtspunkten vorgenom­
men worden. Dies wird von allen Beteiligten 
anerkannt. Auch Ihre Personalvertretung, so­
weit sie parteipolitisch zu Ihnen gehört, be­
stätigt mir das. Es hat bis jetzt noch keinen 
einzigen Angriff diesbezüglich gegeben. Es 
blieb Ihnen vorbehalten, das zu tun, noch dazu 
an Hand eines Beispieles, bei dem Sie absolut 
danebenliegen. 

Nun zum Herrn Abgeordneten Gasperschitz 
bezüglich der Geschirrspülmaschine. Es ist ja 
wirklirn einmalig: Meine Amtsvorgänger 
haben - ich kritisiere das gar nicht, ich stelle 
das nur fest -, wenn sie Pressegespräche ge­
habt haben, einen wesentlich höheren Betrag 
ausgegeben, weil sie aus verständlichen 
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Bundesminister Dr. Staribadler 
Gründen über entsprechend teure Kondito· 
reien die Bewirtung organisierten, das heißt 
einkaufen mußten. 

Ich habe mir vorgestellt - ich führe be­
kanntlich einmal in der Woche ein Pressege­
spräch -, daß ich das viel billiger machen 
kann. Ich habe mit der Personalvertretung ge­
sprochen, aber auch mit den davon betroffenen 
Bedienerinnen. Sie waren dazu bereit und 
haben gesagt: Jawohl, Herr Minister, wir 
streiChen ein Schmalzbrot, das essen die Leute 
ohnehin viel lieber, und dann machen wir 
Kaffee und geben ihnen Fruchtsäfte. 

Da es sehr, sehr schwer ist, den Bedienerin­
nen dann noch zuzumuten, d'as Geschirr mit 
der Hand abzuwaschen - sie wünschten sich 
eine Geschirrspülmaschine -, habe ich gesagt: 
Warum sollen wir nicht eine Geschirrspül· 
maschine anschaffen, um den Bedienerinnen 
das Abwaschen zu ersparen? (Beifall bei der 
SPO.) Das kostet einen Bruchteil dessen, was 
meine Amtsvorgänger für diese Arbeit auf-
wenden mußten. . 

Doch heute kommen Sie als Gewerkschafts· 
vertreter, Herr Kollege Gasperschitz, und kri­
tisieren hier, daß Geschirrspülmaschinen ver­
wendet werden, damit die Bedienerinnen nicht 
das Geschirr abwaschen müssen. 

Wenn ich Ihnen eine Kosten-Nutzen· 
Analyse aufstellen und sagen würde, was das, 
umgerechnet auf die Einheit, kostet, so würden 
Sie sehen, daß es ein Bruchteil dessen ist, was 
es früher gekostet hat. 

Im übrigen überlasse ich es der Offentlich­
keit und dem Hohen Haus, was sie zu diesen 
beiden Angriffen sagen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner' ist Herr Abge­
ordneter Dr. Prader. (Andauernde Zwischen­
rufe bei der OVP und Gegenrufe bei der SPO.) 

Meine Herren, Sie haben bis spät in die 
Nachtstunden Zeit. Sparen Sie sich Ihre Kraft I 

Hohes Hausl Der Herr Handelsminister 
hat uns sehr beredt mitgeteilt, welche 
ökonomischen Uberlegungen ihn zu der Ge­
schirrspülmaschine bewogen haben. Ich habe 
das mit großem Interesse verfolgt, muß mich 
allerdings wundern, daß sich bei dieser Oko­
nomie die gesamten Repräsentationskosten 
der Bundesregierung gegenüber früher ganz 
gewaltig erhöht haben. Das war mir nicht ganz 
erklärlich bei dieser Darstellung. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der OVP.) Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß das nur auf das Schmalz brot 
zurückzuführen gewesen ist. (Heiterkeit bei 
der OVP.) 

Ich darf Ihnen hier auch in Erinnerung rufen, 
daß der Herr Bundeskanzler als Oppositions­
führer von dieser Stelle aus mit großer 
Dramatik erklärt hat: Und wenn wir Stunden 
und Stunden damit verbringen müssen, Listen 
jener Fälle zu verlesen, wo eine ungerechte 
Personalpolitik gegen Parteigänger der Sozia­
listen inszeniert werden würde. - Der Herr 
Bundeskanzler hat nicht eine Minute hier eine 
Verlesung durchführen müssen, weil er gar 
nicht in der Lage war, solche Fälle auf den 
Tisch zu legen, weil sie nicht stattgefunden 
haben. (Abg. Se k an in a: Weil wir Sie 
rechtzeitig in die Schranken verwiesen haben! 
- Heiterkeit bei der OVP. - Abg. Doktor 
G r u b e r: Da muß er selber lachen!) Hier 
liegt der große Unterschied zwischen früher 
und jetzt. Das wird immer deutlicher auch 
einer größeren und breiteren Offentlichkeit 
bemerkbar. 

Nun zu diesem Reformbericht. Herr Staats­
sekretär, Sie zeichnen ja als Reformstaats­
sekretär hier für die Federführung verant· 
wortlich. Dieser Bericht ist ein Bericht darüber. 
daß eine Reform nicht stattgefunden hat. Der 
Herr Abgeordnete Broesigke hat im Ausschuß 
gemeint, dieser Bericht sei ein Bericht über ein 
Reformfiasko. Wir lehnen daher diesen Be­
richt ab. 

Zum Wort kommt 
Dr. Prader. 

Herr 

Hier höre ich bereits wieder die ganze 
Klaviatur in bezug auf die Neinsager-Partei. 

Abgeordneter Ich mÖchte mich daher ein bißchen damit be-

Abgeordneter Dr. Prader (OVP): Hohes 
Haus I Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
jetzt ist die Debatte langsam in jenen emo­
tionellen Bereich gekommen, den wir schon 
vorher erwartet haben, wenn wir uns be­
mühen, die Dinge beim Namen zu nennen. 
(Abg. Dr. Fis c her: Geschirrspülmaschine!) 
Das ist auch eingetreten, das hat Sie zweifels­
ohne nicht angenehm berührt, aber es ist nicht 
immer entscheidend, ob Sie angenehm berührt 
sind oder nidlt, sondern es sind Gegeben­
heiten, die Ihnen gesagt werden müssen. 

schäftigen. 

Die Sozialisten bemühen sich, die Volks­
partei als Neinsager-Partei abzustempeln. Nur 
gibt es auch hier Unausgegorenheiten in 
Ihren Aussagen, und deswegen werden Sie 
auch so unglaubwürdig. 

Herr Abgeordneter Schlager! Ich verweise 
Sie auf die "Parlamentskorrespondenz" -dem 
Herrn Präsidenten ist das skher auch bekannt; 
ich glaube, das war im März -, wo Sie mit 
sehr großer, ich möchte fast sagen, Eigenlob· 
hudelei darstellen, daß es nicht richtig ist, daß 
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Dr. Prader 
Sie die Minderheit einfach vergewaltigen und 
immer niederstimmen, denn 85 Prozent - so 
ungefähr habe ich die Ziffer im Kopf - aller 
Gesetze wurden einstimmig beschlossen. (Ruf 
bei der SPt): Sogar mehr!) Oder sogar mehr. 
Wo ist da jetzt die Brücke zur Neinsager­
Partei? Das haben Sie noch nicht klarmachen 
können. (Abg. Sc h 1 a ger: Immer bei den 
entscheidenden Dingen sagen Sie nein!) Ent­
weder hat die Volkspartei in weiten Bereichen 
sachlich richtigen Lösungen ihre Zustimmung 
gegeben oder nicht, das steht zur Debatte. 
Einmal ja, einmal nein, das ist nicht das, was 
Ihnen auf die Dauer abgekauft werden kann. 

Dieses Selbstlob wird immer wieder dort 
gebracht, wo man sich als tolerant präsen­
tieren möchte. Dieses Selbstlob wird dort ge­
bracht, wo man es gebrauchen kann, um dann 
wieder Kritik und das, was in einer Demo­
kratie notwendig ist, als destruktiv und als 
neinsagerisch hinzustellen. 

Aber, meine Herren von der linken Seite 
dieses Hauses, was sagen Sie zu den vielen 
Anträgen, die die Oppositionsparteien in 
diesem Haus eingebracht haben? Nur ein 
Bruchteil von ihnen ist bisher ans Licht der 
Debatte im Ausschuß und hier im Haus ge­
kommen, weil es durch Ihre Neinsagerei in 
der Präsidialkonferenz überhaupt nicht zur 
Behandlung dieser Anträge kommt. (Beifall bei 
der t)VP.) Das ist das entscheidende! 

Herr Klubobmannl Ich habe in der Zeitung 
gelesen, daß als eine der besonderen Attrakti­
vitäten der neuen Geschäftsordnung auch jene 
Bestimmung aufzufassen sei, daß man 
höchstens sechs Monate lang einen solchen 
Antrag in der Präsidiale blockieren kann. 
(Abg. R. We i s z: Wer verhindert denn bisher 
die umfassende Landesverteidigung?) 

Lieber Herr Klubobmann! Ich werde Ihnen 
eine Zeitskizze der Aktivitäten der Regierung 
in dieser Frage in Kürze vorlegen können. 
Dann werden Sie vielleicht diese Frage nicht 
mehr stellen (Abg. R. W eis z: 0 ja!), ge­
schweige denn von der Behandlung des 
Artikels 79 Ihrerseits in der vergangenen Ge­
setzgebungsperiode reden, wo Sie trotz eines 
einstimmigen Entschließungsantrages in die­
sem Haus - also auch mit Ihren Stimmen! -
sich dann, als die Vorlage gekommen ist, ge­
weigert haben, sie zu behandeln. So sind die 
Fakten. (Beifall bei der avp.) Das werden wir 
noch genügend deutlich hier herausstellen. 

Sie sagen nein und blockieren Anträge der 
Opposition, weil außer Ihnen ja niemandem 
etwas einfallen darf. Das ist verboten, das 
widerspricht einer sozialistischen Auffassung. 
(Abg. Se k 'a n i n a: Was können wir dafür, 

daß Sie nichts zu bieten haben?) Daher 
schirmen Sie das in entscheidenden Bereichen 
solange ab, bis eine Regierungsvorlage mit 
der gleichen Thematik endlich das LidIt der 
Welt erblickt hat. 

Und dann noch etwas - das ist eine Attrak­
tivität, die nur Ihnen vorbehalten geblieben 
ist: Sie sagen ja nicht nur nein zu den An­
trägen der Opposition, Sie verhindern durch 
Ihr Nein in der Präsidiale nidIt nur die Be­
handlung der Anträge der Opposition, sondern 
Sie sagen auch nein zu Ihren eigenen Re­
gierungsvorlagen. Sie haben nein gesagt zur 
Regierungsvorlage in bezug auf die Herab­
setzung des Wahlalters. Sie haben nein ge­
sagt zu entscheidenden Passagen in der Re­
gierungsvorlage in bezug auf das Heeresdis­
ziplinargesetz und in vielen anderen Be­
reichen. Da tritt der groteske Fall ein, daß 
jetzt in diesem Parlament, seit Sie die Mehr­
heit haben, in wichtigen Sachbereichen die 
Opposition als Vertreter der Regierungsvor­
lagen fungieren und agieren muß. (Beifall bei 
der OVP.) Das ist ein Paradoxon, das ein­
malig ist. Sie sind daher, meine Herren, in der 
Neinsagerei absolute, unbestrittene Spitzen­
klasse, das nimmt Ihnen niemand. (Neuerlicher 
Beifall bei der avp.) 

Sie sind Spitzenklasse im Neinsagen, wie 
Sie Rekordhalter sind in der Inflation, wie Sie 
Rekordhalter sind bei der Steuerbelastung, 
wie Sie Rekordhalter sind bei der Staatsver­
schuldung und wie Sie Rekordhalter sind beim 
Budgetdefizit, und viele, viele andere Bereiche 
wären hier noch zu nennen. 

Aber, weil ja auch mandImal Uberlegungen 
darüber ganz nützlich sind: Was heißt eigent­
lich "nein sagen"? Stellen Sie sich vor, da wagt 
es angesichts einer sozialistischen Mehrheit 
eine andere große parlamentarisdle Kraft, Ihre 
Auffassung nicht zu teilen. Das ist ja etwas 
Unerhörtes aus Ihrer Sicht. Das gebe ich ab­
solut zu. Und weil sie Ihre Auffassung nicht 
teilt, sagt sie zu Ihren Vorschlägen nein. Und 
das ist das, was Sie hier so sehr bekritteln. 
Das vertragen Sie nicht, denn alle haben Ihre 
Meinung zu haben. Das ist Ihre Auffassung. 
Wir haben aber nicht Ihre Meinung, besonders 
dann nicht, wenn sie falsch ist! Dazu werden 
Sie uns nie bringen. (Heiterkeit und Beifall 
bei der avp.) 

Das ist Ihre Philosophie, meine Herren von 
der Linken: Sie wollen bestimmen, wie die 
Menschen glücklich zu sein haben. Wir sind 
gegen die Reglementierung des Menschen, 
weil das seinem Wesen widerspricht und weil 
es dem einzelnen keine Gestaltungsfreiheit 
mehr läßt. (Ruf bei der 8Pt): Was ist mit 

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 139

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP -.145. Sitzung - 16. Mai 1975 14049 

Dr. Prader 
Niederösterreich?) Darüber werden wir schon 
reden. (Heiterkeit.) Die Methode "Haltet den 
Dieb'" zieht nicht mehr, wenn man Sie in 
Ihrer Gesamtheit in Ihrer Politik kennt! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Sie brusten sich mit den 85 Prozent der 
Ubereinstimmung. Entscheidend für Sie ist 
auch hier die Quantität und nicht die Qualität. 
Aber, und das ist das entscheidende, in den 
15 Prozent ist die Schwierigkeit begraben, 
das sind die Schwerbereiche der Gesellschafts­
politik. Und diese Schwerbereiche boxen Sie 
mit aller Brutalität durch, ohne Rücksicht­
nahme auf die Meinung des fast gleich großen 
anderen österreichischen Bevölkerungsteiles. 

Das ist es, was ich Ihnen sagen möchte und 
wo der Herr Abgeordnete Dr. Fischer ein 
bißchen provokant die Frage gestellt hat: Ja, 
wenn dem so sei, wo seien denn hier diese 
gesellschaftspolitisch entscheidenden Aktionen 
der sozialistischen Mehrheit in dieser Par­
lamentsperiode? - In diesen Schwergewichts~ 
bereichen müssen wir, meine Damen und Her~ 
ren von der Linken, nein sagen, weil wir 
diese Politik für falsch und für schädlich hal~ 
ten. Wenn Sie zum Beispiel die Sparer um ihr 
Geld bringen und solcherart einen Substanz­
aufbau bei Leistungswilligen verhindern, dann 
sagen wir nein dazu. Das zum Beispiel ist 
Gesellschaftspolitik in Reinkultur. 

Sie vertragen kein Nein, weil dieses Nein 
Gegensätze deutlidl werden läßt, die Sie sich 
zu verwischen bemühen. Sie vertragen kein 
Nein, Sie vertragen keine Kritik. Daher der 
Griff nach dem ORF. Und das ist Gesellschafts­
politik in Reinkultur: das Abwerten der Kri­
tik, das Herunterziehen und das Ausschalten 
der Kritik, wo sie unangenehm wird, und das 
Inbesitznehmen von Institutionen, die viel­
leicht wagen könnten, Kritik zu üben. 

Der totalen Regierungsmacht dient Ihr Griff 
in die autonomen Bereiche, siehe Rektorats­
direktor im bisher autonomen Hochschul­
bereich. Daher ist dieses HochsdlUl-Organi­
sationsgesetz unserer Auffassung nach eben­
falls Gesellschaftspolitik in Reinkultur. 

Herr Dr. Fischerl Ihre gestrige Rede hat 
mir gar nicht gefallen. (Heiterkeit.) Sie haben 
sehr viele Gags gebracht, ausgezeichnete 
Gags, das möchte ich Ihnen bescheinigen, und 
Demagogie, aber keine Argumente. Und Argu­
mente, glaube ich, sollten der Schwerpunkt 
der Debatte in diesem Haus sein. (Beifall bei 
der OVP')."'f-.: 

Sie haben mit einem direkt entsetzten 
Augenaufschlag gemeint, diese Minderheit 
hier im Haus, sprich Volkspartei, sperrt den 
Volks anwalt. Das sei doch verwerflich, daß 

eine Minderheit sich so etwas anmaßen 
könnte. Herr Dr. Fischerl Warum werten Sie 
sich selber hier in aller Offentlichkeit als 
Jurist so ab? Das hat mich eigentlich ent­
täuscht. Ich begreife, daß Sie Ihrer Partei 
gewisse Opfer zu bringen haben und dazu 
bereit sind. Aber eine Toleranzgrenze sollte 
nicht überschritten werden. Sie wissen doch 
sehr gut, Herr Dr. Fischer, daß es das Wesen 
von Verfassungsnormen ist, daß eine unge­
heure Breite verlangt wird, um Änderungen 
möglich zu machen und herbeizuführen. Das 
wissen Sie genauso gut wie ich. Aber wenn 
Sie diese These vertreten, dann hätten Sie ja 
den Antrag stellen müssen oder zumindest 
die Anregung geben müssen, Verfassungs­
normen überhaupt abzuschaffen. Dann wäre 
Ihr Augenaufschlag wegen der Minderheit, 
die da etwas sperren kann, nicht mehr not­
wendig gewesen. 

Sie wissen genauso gut wie ich, daß es aus 
ganz klaren Begründungen heraus auch in 
anderen Rechtsbereichen Sperrminoritäten gibt 
und diese Sperrminoritäten sicherlich nicht den 
Sinn haben, daß eine Minderheit etwas ver­
hindern kann, was geschehen sollte. Warum 
sagen Sie das also so? Ich glaube daher, man 
sollte in diesem Haus argumentieren und nicht 
demagogisieren. Das ist meine große Bitte, 
die ich für Debatten an Sie richte. (Beifall bei 
der OVP.) 

Es hat Ihnen gestern der Herr Klubobmann 
der Volkspartei auch die Begründung für 
unsere ablehnende Haltung zu eier von Ihnen 
vorgeschlagenen Konstruktion des Volks­
anwaltes gegeben. Sie haben gesagt, das sei 
eine gekünstelte Begründung. Der Herr Klub­
obmann hat dargetan, daß neben der Ableh­
nung der Konstruktion an sich, die wir halt 
nicht für richtig halten - das dürfen wir -, 
die wir also nicht für richtig halten ... (Abg. 
Li b a 1: Das war ja gestern, nicht heute! Das 
ist schon vorbei! - Heiterkeit.) Das ist ja 
die Tragik, daß Sie den Zusammenhang zwi­
schen gestern und heute nidlt begreifen mit 
diesem Reformbericht. (Heiterkeit und Beifall 
bei der OVP.) 

Der Herr Klubobmann hat dann gesagt, 
einer der Gründe ist auch, weil wir das ganze 
Unternehmen quantitativ nicht richtig ab­
schätzen können, wir hätten gerne auch die 
Durchführungsbestimmungen zumindest im 
Entwurf gesehen. (Abg. R. We i s z: Der Ent­
wurf ist Ihnen gegeben worden! - Abg. Dok­
tor Kor e n: Ist ja nicht wahr!) Ich bin sehr 
geehrt durch Ihre starke Präsenz, meine Her­
ren! (Lebhafte Heiterkeit und Beifall bei der 
OVP. - Abg. S kr i te k: Herr Kollege, die 
gilt nicht Ihnen, die gilt der Abstimmung!) Nur 
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Dr. Prader 
nicht streiten, wem es gilt. Hauptsache ist, Sie 
sind da. Das ist das entscheidende. (Ruf bei der 
SPO: Weil du so schön bist, Schurl!) 

zeilen: "Die Beamten fressen den Staat auf'" 
Hier mobilisiert man Emotionen, um von sich 
selbst abzulenken. Die Beamten sind schuld! 
Ich sage Ihnen: Nicht die Beamten fressen 
den Staat auf, sondern Ihre Politik frißt den 
Staat aufl Das hätten Sie sagen müssen. (Bei­
fall bei der OVP.) Ihre SPO-Politik frißt den 
Staat auf! 

Dafür gibt dieser Reformbericht ein glän­
zendes Zeugnis. 

In diesem Reformbericht ist auch von den 
neuen Gehaltsschemen die Rede. Da hat sich 
eine herrliche Geschichte abgespielt. Der Herr 
Staatssekretär hat ja große Kenntnisse aus 
seiner gewerkschaftlichen Zeit, wenn er sich 
jetzt auch immer mehr von einem hervor­
ragenden Beamtenvertreter, der er früher war, 
zu einem hervorragenden "Beamtenschrec:k" 
entwiCkelt. (Abg. Dr. A n.d r 0 s c h: Sie mach­
ten schon bessere Witze!) 

Und das ist eben die Situation, die die Zu­
sammenhänge jetzt klarer macht. Wie schaut 
denn das aus mit der Quantität? Herr Bundes­
kanzler, man hört immer klagen, daß die 
'öffentlich Bediensteten so viel kosten, daß sich 
die Aufwendungen des Staates für diesen Be­
reich immer weiter und in sehr beachtliche 
Größenordnungen hinein steigern. (Abg. Dok­
tOl Kr eis k y: Der Dr. Mock hat das gesagt!) 
60 Milliarden etwa. Und es war vor gar nicht 
langer Zeit zu lesen, daß die Entwicklung 
in nicht allzu ferner Zeit auf etwa 100 Mil­
liarden tendieren wird. Verstehen Sie daher, 
daß wir jetzt Uberlegungen anstellen, die Sie 
eigentlich anstellen müßten, weil Sie an der 
Regierung sind; jetzt zu überlegen, wie man 
dieser Entwicklung vielleicht entgegenwirken 
kann, indem man Systeme erfindet, die viel 
billiger sind als die, die Sie präsentieren, 
darum geht es. Daher meinten wir - und das 
ist jetzt der Zusammenhang -; Man muß 
das auch so sehen. 

Da hat es auch geheißen, man müsse jetzt 
zwei Schemen entwickeln, Herr Staats­
sekretärl Es war ein Dilemma, nämlich das 

Sie sich Problem, in ein neues hineinzukommen. Wir hätten gerne gewußt, wie 
das vorstellen, in welchen Quantitäten sich 
das bewegt. Ich muß sagen: Da habe ich eher 
den Eindruck, daß Sie der Meinung sind: Nach 
uns die Sintflut!, und Sie sich diesbezüglich 
gar nicht mehr sehr viele Uberlegungen zu­
rechtgelegt haben. (Präsident Dr. Mal eta 
übernimmt den Vorsitz.) 

Das ist die Uberzeugung, und daher war 
diese Begründung sehr sinnvoll, sie war sehr 
verantwortungsbezogen, wie ja überhaupt die 
Verantwortung langsam immer mehr von der 
Regierung auf die Opposition überzugehen 
scheint, zumal der Herr Bundeskanzler mit 
seinen Appellen ständig am Platz ist: Schlagen 
Sie etwas Besseres vorl 

Wir sind aber etwas gehandikapt, Herr 
Kanzler, Ihre Worte ernstzunehmen. Denn Sie 
haben ja früher gesagt: Es ist nicht Aufgabe 
der Opposition, der Regierung Etzes zu geben. 
Daher trauen wir uns nicht immer, um Sie 
nicht zu stören. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. Kr eis k y: Der folgsame Prader!) 

Da gibt es jetzt den herrlichen Slogan - Sie 
haben ja ein besonderes Talent, immer einen 
Schuldigen zu suchen -; Schuld ist nie die 
Regierung! - Früher war die Regierung für 
alles zuständig. Die "Reform", die Sie mitge­
bradlt haben, besteht darin, daß jetzt immer 
alle anderen schuld sind, nie aber die Regie­
rung. 

Da wird dann auch hier ein SdlUldiger ge­
sucht. Man liest die schönen fetten Schlag-

Herr Bundeskanzler! Da haben - so habe 
ich gehört - die Gewerkschaften die nüch­
terne Frage gestellt: Wieviel Geld steht für 
die Umschaltung auf ein neues Gehaltssystem 
zur Verfügung? Das ist eigentlich eine richtige 
Frage, weil man ja nach dem Volumen, das zur 
Verfügung stehen kann, die Dispositionsmög­
liChkeiten abschätzen muß. Darauf hat man 
aber keine Antwort bekommen. Daher ist 
es ja so schwer, immer Vorschläge zu machen. 
Im glaube, der Herr Staatsskretär hat gemeint, 
nichts stehe zur Verfügung. 

Nun muß ich Ihnen sagen - Herr Staats­
sekretär, das wissen Sie viel zu gut, als daß 
ich Ihnen das plausibel machen müßte -, daß 
es ganz unmöglich ist, eine alte Gehalts­
schematik auf eine neue umzustellen, ohne 
daß dies etwas kostet, ganz zu schweigen von 
der Fortentwicklung des Gehaltsrechtes über­
haupt. 

Dazu kommt jetzt Ihre Politik der Hinein­
ziehung fast aller oder möglimst vieler Be­
reiche in die Staatsverwaltung. Daher muß 
durch Ihre Politik eine beachtliche Quantität 
von öffentlich Bediensteten zustandekommen, 
eine Quantität, die das Einkommen der Be­
amten beZ'iehungsweise öffentlich Bediensteten 
am stärksten gefährdet, weil diese Quantität 
es dann gar nicht mehr zuläßt, diesem Bedien­
stetenkreis im Staatshaushalt eine entspre­
mende Bezahlung zuzuordnen. (Zustimmung 
bei der OVP.) 
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Das sind die Bedenken, die wir haben, und 

mit dieser Frage beschäftigen wir uns daher 
so stark. 

Ich glaube, der Reformbericht hätte vor 
allem eine Analyse der Situation in Oster­
reich durchführen müssen. Wo sind hier Auf­
gaben aufgezählt, die absolut nicht vom Staat 
besorgt werden müssen, wo sich der Staat 
entlasten kann? Wenn bestimmte Aufgaben 
durch den Staat und seine Organe besorgt 
werden, ist dies viel, viel aufwendiger und 
viel unzweckmäßiger, als wenn das nicht ge­
schieht. (Zwischenr.uf bei der SPO.) Das hat 
mit dem vorigen Jahrhundert nichts zu tun. 
Denn ich sage Ihnen: Wenn wir einmal total 
stier sind, nutzt uns die Frage, ob etwas äus 
dem vorigen oder jetzigen Jahrhundert ist, 
gar nichts! Dann sind Sie pleite. 

Daher müssen wir Geld für jene Bereiche 
mobilisieren können, die ernte Staatsaufgaben 
sind, wo der Staat vielleicht noch wirksamer 
und entschiedener tätig werden muß, als das 
bisher der Fall war. 

Der Herr Bundeskanzler hat seinerzeit so 
nett gemeint - das schaut eigentlich so 
irgendwie plausibel aus -, das Wissenschafts­
ministerium bedeute ja keinen neuen Auf­
gabenbereich. Da werden eben die Schreib~ 

tische (der Redner macht entsprechende Hand­
bewegungen) von da dorthin gestellt, und die, 
die da gesessen sind, sitzen jetzt dort, und es 
bleibt alles gleich. - Doch jetzt sind es um 
150 mehr! Es ist eine "unerhörte" Leistung, die 
Sie hier zustande gebracht haben. Ich werde 
Ihnen dann noch einiges dazu sagen müssen. 

Bundesapotheken: Warum verpachtet man 
sie nicht? Warum muß sie der Staat führen? 
Der Staat ist, glaube ich, der einzige Apo­
theker, der seine Apotheke mit Verlust führt I 
Da meint man doch, das sei keine unmittelbar 
notwendige Staatsaufgabe. Andere können das 
viel zweckmäßiger führen. Da gibt es eben 
Auffassungsunterschiede .. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der linken Seite! Wir haben Ihnen in 
unserem OVP-Plan 1 in bezug auf die Woh­
nungspolitik - das ist nur ein typisches 

Diese Bewertungsfrage ist entscheidend, Beispiel - unter anderem vorgeschlagen: 
aber anscheinend nicht nur bei uns. Erinnern 
Sie sich - Sie haben sicherlich darüber auch 
Unterlagen - an den Artikel in der "Frank­
furter Allgemeinen Zeitung" vom 30. 11. 1968 
unter der Uberschrift "Osterreich im Kampf 
gegen die Beamtenhypertrophie" . Dort werden 
wir von Deutschland ersucht, die Unterlagen, 
die Planungen zur Verfügung zu stellen. Das 
waren jene, die der Herr Staatssekretär ge­
meint hat, als er ein "Papierl" geschwungen 
hat. Wieso kritisiert man? Da war scheinbar 
auch nicht mehr. Bei Ihnen hat das bisher noch 
niemand angefordert, soweit ich mich erinnern 
kann. 

"Bisher oder in Zukunft aus Förderungs­
mitteln der öffentlichen Hand errichtete Woh~ 
nungen sollen auf Antrag des Wohnungs­
inhabers im Wohnungseigentum erworben 
'werden können. Ihre bisherigen Eigentümer 
sollen veranlaßt werden, auf Antrag Woh­
nungen im Wohnungseigentum abzugeben." 

"Der Erwerb" - das gilt auch für Gemeinde­
wohnungen - "von bisherigen Mietwohnun­
gen ins Wohnungseigentum soll vom Bund 
steuerlich ebenso begünstigt werden wie bis­
her die Schaffung von neuem Wohnraum und 
mittels Bauspardarlehen finanziert werden 
können." 

Warum muß denn der Bund, warum müssen 
denn die Gebietskörperschaften Hausherren 
spielen? Es geht doch anders viel besserl 

Wir im Lande Niederösterreich waren so 

Die Argumentation, früher wäre es auch 
nicht besser gewesen, erheitert mich lang­
sam. Das scheint Ihr einziges Argument zu 
sein, das Sie noch haben, obwohl man darüber 
streiten könnte. Aber Sie haben ja gesagt, 
Sie machen alles viel, viel besser. (Beifall bei 
der OVP.) Doch jetzt sind Sie schon froh, wenn ziemlich die ersten, die eine Landeswohnbau-
Sie den Status von früher auch nur annähernd förderung für die sogenannten Häuserlbauer 
erreichen. Das ist keine besondere Erfolgs- eingeführt haben, für jene, die sich Eigen-

heime bauen. meldung, die Sie hier vorlegen können .. 

Wir könnten uns eine Reform in vielen 
Bereichen vorstellen, und stellen das sehr 
ernst zur Diskussion. Es geht nicht nur darum, 
daß Sie die Verwaltungsapparatur gigantisch 
vermehrt haben. Es wurde schon erwähnt: 
Zwei neue Ministerien, vier neue Staats­
sekretariate, 19 neue Sektionen mit weiß ich 
wie vielen Abteilungen. Und die kosten alle 
nichts? - Das bedeutet doch eine ganz an­
ständige Belastungl 

Als das entsprechende Gesetz im Landtag 
behandelt wurde, hat bei der Ablehnung der 
sozialistische Sprecher - das war der nun­
mehr schon verstorbene Abgeordnete Staffa -
erklärt, hier würden öffentliche Gelder Pri­
vaten in den Rachen geworfen. 

Das war Ihre !Auffassung. Und diese ganze 
Gesinnung wird aus dieser Argumentation 
absolut deutlich. Das ist nur der ökonomische 
Effekt. Der gesellschaftspolitisdle Effekt ist 
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ein völlig anderer, und den wollen Sie nicht, 
nämlich zu erreichen, daß wir freie Menschen 
sind, die nicht unbedingt am 1. Mai aufmar­
schieren müssen, wenn es uns nicht paßt. Das 
ist auch mit eine der Uberlegungen, die mehr 
Ihre Politik bestimmen als viele andere Uber­
legungen, vor allem wirtschaftliche Uber­
legungen. 

Neugestaltung des Dienstrechtes - hat nicht 
stattgefunden. 

Reorganisation der Bundesbetriebe - hat 
nicht stattgefunden. Nicht einmal den Bericht 
haben Sie in die Verwaltungskommission ge­
bracht. 

Vereinheitlichung der Fristen im Verwal­
tungsverfahren - hat nidlt stattgefunden. 

Diese Untersuchungen fehlen alle. Ich 
könnte Ihnen jetzt nodl Reformbeispiele Zustellgesetz - Änderung hat nidlt statt-
- einige hat mein Freund Bauer schon ge- gefunden. 
nannt - von der Landesverteidigung sagen. Warum schreiben Sie das alles als Ergebnis 
Herrlich: Wir haben jetzt sechs Kommando- Ihrer Reformleistung ein, wenn es überhaupt 
ebenen, früher waren es vier. Diese kosten nicht stattgefunden hat? Ich habe geglaubt, 
auch alle nichts. - Ich habe Ihnen die ~iffern Sie geben einen Bericht über das, was Sie 
- ich habe sie hier - bereits einmal genannt: geleistet haben. Sie haben aber nur 'den Lei­
Um wieviel "billiger" das geworden ist. Es stungswillen beschrieben, aber nicht das Er­
sind um ungefähr 150 Bedienstete mehr; diese gebnis. (Heiterkeit und Beifall bei der OVP.) 
Zahl ist aber noch sehr gering gegriffen. Sie 
haben erklärt, das Verteidigungsministerium 
sei ein Wasserkopf, es müsse verkleinert wer­
den. Sie haben verkleinert und haben Dienst­
stellen nachgeordnet. Wenn man jetzt die 
ausgegliederten mit den verbliebenen Dienst­
stellen zusammenzählt, so sind es um 170 
mehr. So sdlaut Ihre Reform aus. Das läßt 
sich in alle Teilbereiche hinein darlegen. 

Daher verstehen Sie nochmals, wenn Klub­
obmann Koren bei Schaffung einer neuen In­
stitution fragt: Wie wird denn das werden 
in dieser Budgetsituation? Werden hier wieder 
gewaltige Beträge zusätzlich mobil'isiert wer­
den müssen oder gibt es bessere, einfachere 
und in der Effizienz wirksamere Lösungen als 
die, die hier zur Debatte gestellt worden 
sind? - Das waren die Fragen, um die es 
hier geht. 

Ich habe mir nun auch den Bericht durch­
gelesen. Ich muß sagen, Herr Staatssekretär, 
in diesem Bericht wird über Dinge, über 
Reformen berichtet, die nicht stattgefunden 
haben. 

Sie haben hier Zielsetzungen genannt. Diese 
Zielsetzungen sind schon in der Regierungs­
erklärung gestanden. Nur hat sich nichts ge­
ändert, da es eben nach wie vor nur Ziel­
setzungen sind, es aber bisher noch nicht zu 
Reformlösungen gekommen ist. 

Es ist daher schwer zu sagen, wir stimmten 
diesem Bericht aus Böswilligkeit nicht zu. 

Eines darf ich Ihnen abschließend auch noch 
sagen: Herr Staatssekretär, Sie haben sich 
hier eingangs bemüht, in Polemik etwas, was 
in Ihnen in bezug auf Niederösterreich aufge­
staut ist, herauszubringen. 

Herr Staatssekretär Lause<ker! Mock hat es 
schon angedeutet, ich mache Ihnen hier neuer­
lich den Vorschlag: Schaffen Sie in der Be­
triebsverfassung für alle ein gleich tolerantes 
Wahlrecht, wie wir es in Niederösterreich 
bereits haben und deren Verstärkung Sie 
noch verlangt haben. Schaffen Sie das! (Beifall 
'bei der OVP.) Nur gehen Sie endlich einmal 
von der Taktik weg, von den anderen das zu 
verlangen, was Sie selber zu geben nicht 
bereit sind. Sie werden bei Verhandlungen 
sofort unsere Zustimmung finden, daß Unter­
schriften nicht mehr notwendig sind, vor allem 
dann, wenn es sich um Fraktionen handelt, 
die einen Stärkenachweis nicht zu erbringen 
brauchen, da dieser durch ihre Präsenz im 
Nationalrat oder im entsprechenden Landtag 
ja bereits gegeben ist. Das schlage ich Ihnen 
vor, und ich erwarte hier von Ihnen eine 
Aktivität. Ich fürchte nur, Sie werden mit 
Ihren Toleranzbemühungen, falls Sie solche 
vorhaben, auf der Strecke bleiben. Das ist 
das, was ich leider angesichts dieser Gegeben­
heiten erwarten muß. 

Ich darf Ihnen einige nennen: Dienststraf- Vormachen, bevor man es von anderen 
recht - unbestritten. Sie sagen, es sei not- verlangt, das ist etwas, was wir von Ihnen 
wendig, daß das geregelt wird. In Ordnung erwarten. 
- hat aber nicht stattgefunden. Herr Staatssekretär I Sie haben im Wahl-

Anstellungserfordernisse. _ Hier hat sich kampf auch im Zusammenhang mit nieder-
etwas getan. österreichismen Personalvertretungsfällen ei-

genartige Methoden mit angewendet oder mit 
Neuordnung der Besoldung - ich habe es unterstützt. Ich möchte mim hier nicht weiter 

~chon erwähnt - hat nicht stattgefunden. verbreiten. Aber das wäre ein Aufruf an Sie, 
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nicht nur groß zu reden, sondern echte Taten Der Verkehrsausschuß hat einstimmig be­
und Beweise Ihrer Toleranz und Ihrer Ge- schlossen, dem Nationalrat die Genehmigung 
sinnung hier auch einmal auf den Tisch zu des Abschlusses des Abkommens zu empfeh-
legen. (Beifall bei der OVP.) len. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. - Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s tim m u n g 

Der Verkehrsausschuß hält im vorUegenden 
Falle die Erlassung von Gesetzen im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
in der geltenden Fassung zur Erfüllung des 
Abkommens für entbehrlich. 

über den Ausschußantrag, den vorliegenden Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ver­
Bericht III-159 der Beilagen zur Kenntnis zu kehrs aus schuß somit den An t rag, der 
nehmen. Nationalrat wolle beschließen: 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. An g e­
nommen. 

3. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1425· der Bei­
lagen): Abkommen zur Änderung des Ab­
kommens zwischen der Republik Usterreich 
und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über die Grenzabfertigung im 
Eisenbahnpersonenverkehr vom 8. April 1967 
in der Fassung des Abkommens vom 5. März 

1969 (1574 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Abkommens mit der Sozialistischen Föderati­
ven Republik Jugoslawien über die Grenz­
abfertigung im Eisenbahnpersonenverkehr 
vom 8. April 1961 in der Fassung des Ab­
kommens am 5. März 1969. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Kam­
merhofer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kammerhofer: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Das gegenständliche Ab­
kommen enthält gesetzändernde und gesetzes­
ergänzende Bestimmungen. Uberdies ist 
Artikel I des Abkommens als verfassungs­
ändernd zu behandeln. Das Abkommen darf 
daher gemäß Artikel 50 Abs. 1 im Zusammen­
halt mit Artikel 50 Abs. 3 Bundes-Ver­
fassungsgesetz nur mit Genehmigung des 
Nationalrates unter sinngemäßer Anwendung 
des Artikels 44 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
gesetz abgeschlossen werden. 

Der Verkehrsausschuß hat die gegenständ­
liche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
25. April 1975 in Verhandlung gezogen und 
eine Druckfehlerberichtigung zur Kenntnis ge­
nommen, wonach im deutschen Text im Ar­
tikel I lit. b vor dem letzten Wort "Kara­
wankentunnel" das Wort "im" einzufügen ist. 
Zum Gegenstand sprachen außer dem Bericht­
erstatter der Abgeordnete Dr. Stix sowie der 
Bundesminister für Verkehr Lanc. 

Der Abschluß des Abkommens zur Ände­
rung des Abkommens zwischen der Republik 
Osterreich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über die Grenzabferti­
gung im Eisenbahnpersonenverkehr vom 
8. April 1961 in der Fassung des Abkommens 
vom 5. März 1969 samt Anlagen A und B 
(1425 der Beilagen), dessen Artikel I ver­
fassungsändernd ist, wird verfassungsmäßig 
genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
stelle ich den Antrag, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. Bevor ich 
in die Debatte eingehe, möchte ich das Hohe 
Haus bitten, etwas weniger unruhig zu sein. 
Ich mache darauf aufmerksam, daß es bei der 
Abstimmung um eine Verfassungsklausel 
geht. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Dr. Karasek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Unter normalen Verhält­
nissen würde zu dieser Regierungsvorlage ent­
weder überhaupt keine Debatte abgeführt 
werden oder es würden sich nur Abgeordnete 
zum Wort melden, die zum Abkommenstext 
selbst irgendwelche erläuternde und ergän­
zende Bemerkungen haben. 

Angesichts der akuten Verschlechterung 
unserer Beziehungen zu Jugoslawien glaube 
ich aber, daß es richtig ist, wenn wir zur 
außenpolitischen Dimension, die das Verhält­
nis zu Jugoslawien erhalten hat, heute hier 
ein Statement und eine Erklärung abgeben. 
Es ist also nicht das Abkommen über die 
Grenzabfertigung im Eisenbahnpersonenver­
kehr, das uns dazu drängt. 

Wie Sie wissen, hat vor zwei Tagen aus 
Anlaß der 20. Wiederkehr des Jahrestages 
des Staatsvertrages die jugoslawische Bundes­
regierung ein Statement abgegeben, das die 
österreich ische Bevölkerung allgemein als 
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provokatorisch empfinden muß. Wenn dieses 
Haus etwas auf sich hält, dann muß es in die­
ser Stunde reagieren und den Jugoslawen 
eine Antwort geben. Es muß reagieren und 
eine Antwort deshalb geben, weil es sich nicht 
nur um irgendwelche Blätter handelt, die 
darüber geschrieben haben, sondern weil die 
jugoslawische Bundesregierung selbst das 
Wort durch ihre offizielle Nachrichtenagentur 
ergriffen hat. 

In dieser Erklärung der jugoslawischen 
Regierung ist folgendes zu lesen - ich darf 
zitieren -: Die Regierung gibt "ihrer Beun­
ruhigung ,über das Bestehen und das Wieder­
erwachen des Nazismus und des groß­
deutschen Chauvinismus in Osterreich' Aus­
drude Nicht nur Jugoslawien gegenüber, auch 
in dieser Hinsicht habe Osterreich seine Ver­
pflichtungen aus dem Staatsvertrag bisher 
nicht erfüllt. Ungestraft dürften ,gewisse 
Quisling-Organisationen', die im zweiten 
Weltkrieg in Jugoslawien tätig waren, in 
Osterreich ,ständig Aktionen gegen Jugosla­
wien organisieren, darunter solche terroristi­
schen Charakters', die das sozialistische Jugo­
slawien unterminieren sollten." 

Und dann heißt es weiter: "Auch die Bestim­
mungen des Staatsvertrages über die Rück­
gabe der Kulturgüter würden ungerecht­
fertigterweise von der Regierung in Wien 
immer noch nicht erfüllt. Osterreichs Ver­
halten belaste die beiderseitigen Beziehungen 
und stelle eine Entwertung jener Prinzipien 
dar, die die Alliierten des zweiten Welt­
krieges bei der Abfassung des Staatsvertrages 
im Sinn gehabt hätten." 

Soweit die Erklärung der jugoslawischen 
Bundesregierung, wie sie uns durch die öster­
reichischen Pressemitteilungen zugekommen 
ist. 

Hohes Haus! Dazu möchte ich in erster 
Linie die Tatsache feststellen, daß Jugoslawien 
nicht Richter über den Staatsvertrag sein kann. 
Die Erklärung der jugoslawischen Bundes­
regierung, daß wir nicht alle Verpflichtungen 
aus dem Staatsvertrag oder daß wir den 
Staatsvertrag überhaupt nicht erfüllt haben, 
steht jedenfalls im Gegensatz zu den Erklä­
rungen der vier Signatarmächte und ihrer 
Vertreter, die sich gestern in der Hofburg 
versammelt haben. Ist anzunehmen, daß die 
Signatarmächte der Staatsvertrages eigens zu 
den von der österreichischen Bundesregierung 
veranstalteten Feiern Minister ihrer Regie­
rung entsenden, wenn sie den Eindruck. und 
den Glauben haben, daß zwanzig Jahre nach 
Unterzeichnung des Staatsvertrages die Ver­
pflichtungen aus dem Staatsvertrag nicht er­
füllt sind? 

Ich stelle daher fest, daß die Erklärung der 
jugoslawischen Regierung Unwahrheiten be­
hauptet, eine maßlose Ubertreibung darstellt, 
eine Uberschätzung der eigenen Position und 
wirklich, wie ich schon eingangs gesagt habe, 
eine Provokation an das österreichische Volk 
ist. 

Diese Provokation wird auch noch unter­
strichen durch feindliche Stimmen aus dem 
Hintergrund. Ich zitiere nochmals die "Presse" 
von vorgestern. Da steht zu lesen: 

"Während die Belgrader Zeitungen sich mit 
der Wiedergabe der Regierungserklärung be­
gnügten, verstieg sich Ljubo Djoric in der 
Zagreber Tageszeitung ,Vjesnik' zu der küh­
nen und politisch törichten Frage, ob Oster­
reich überhaupt eine Existenzberechtigung als 
unabhängiger, neutraler und souveräner 
Staat habe, wie ihn der Staatsvertrag vorsieht, 
nachdem der Nationalsozialismus in Oster­
reich nicht nur nicht liquidiert, sondern in 
zunehmendem Maße neu belebt würde," So­
weit diese Stimme aus Agram. 

Ich möchte mich auch mit dem Argument 
befassen, meine Damen und Herren, daß wir 
die Rückgabe von Kulturgütern verweigern. 
Wenn ich behaupte, daß die jugoslawischen 
Erklärungen voll von Unwahrheiten sind, so 
kann man das ja mit dem Hinweis dartun, 
daß sich die Objekte. die unter das Resti­
tutionsabkommen fallen, seit Wochen - seit 
Wochen I - hier in Wien bereits in der Ver­
fügung des österreichischen Außenministers 
befinden, daß sie den Jugoslawen wiederholt 
zur Ubernahme angeboten wurden, daß aber 
die Jugoslawen bisher nicht bereit waren, 
diese Güter zu übernehmen, obgleich sie in 
ihrer letzten Note neuerlich stürmisch die 
Rückgabe forderten und obgleich sie immer 
wieder darauf hinweisen, daß Osterreich nicht 
erfüllungsbereit sei. 

Meine Damen und Herren! Hier, glaube ich, 
beweist sich die mala tide der jugoslawischen 
Regierung. 

Daher möchte ich nur kurz und zusammen­
fassend sagen: Was verlangen wir heute als 
Opposition? Was verlangen wir von dieser 
Bundesregierung, was verlangen wir vom 
Außenminister, der leider im Augenblick nicht 
im Hause ist, aber ich hoffe, es wird ihm 
weitergeleitet werden. Es wäre allerdings bes­
ser, er hätte von sich aus diesem Hause ange­
sichts der Verschlechterung der österreichisch­
jugoslawischen Beziehungen ein Statement 
und eine Erklärung gegeben und die Haltung 
der Bundesregierung hiezu erläutert, 

Ich habe bereits gestern in einer Presse­
erklärung verl~gt, daß wir uns diesmal mit 
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Dr. Karasek 
bloß verbalen Reaktionen auf die jugosla­
wischen Anschuldigungen nicht begnügen kön­
nen, sondern daß wir ernstlich eine Reduzie­
rung der österreichisch-jugoslawischen Bezie­
hungen auf allen Ebenen prüfen müssen. Ich 
stelle mit Befriedigung heute aus den Zeitun­
gen fest, daß -der Ballhausplatz erwägt, den 
österreichischen Botschafter aus Jugoslawien 
rück.zuberufen; es handelt sich offenbar nicht 
um eine Abberufung, aber um eine Rück­
berufung zur Berichterstattung. Aber ich 
glaube, man kann noch lange dort mit einem 
Geschäftsträger arbeiten, denn in diesem 
Augenblick. haben sich asterreich und Jugo­
slawien offenbar nichts oder wenig zu sagen. 
Nicht weil auf unserer Seite keine Gesprächs­
bereitschaft besteht, sondern weil die Jugo­
slawen offenbar freundschaftliche und normale 
Beziehungen zu Osterreich nicht wollen und 
weil die Jugoslawen von ihrer Seite aus im 
Augenblick nicht bereit sind, mit uns ver­
nünftige Gesprädle zu führen. Gespräche mit 
Jugoslawien erscheinen mir daher im Augen­
blick. sinnlos. 

Wenn die Jugoslawen durch ein solch kon­
kludentes Verhalten, wie wir es in den letzten 
Tagen und Wochen feststellen, an einer Ver­
eisung der österreichisch-jugoslawischen Be­
ziehungen interessiert sind, dann können sie 
es haben. Ich stelle allerdings fest: Das ver­
antwortet dann nicht die österreichische Seite, 
sondern die jugoslawische Seite. Es geht heute 
offenbar nicht mehr bloß um die Lösung der 
Kärntner Minoritätenfrage. Selbst wenn die 
österreichische Bundesregierung - diesen Ein­
druck. gewinnt man - zu 150 Prozent die For­
derung der Minoritäten erfüllen würde, so 
würde Jugoslawien noch immer ein Haar in 
der Suppe der Beziehungen zwischen Oster­
reich und Jugoslawien finden. Denn die jugo­
slawische Haltung - diesem Eindruck kann 
man sich nicht entziehen - ist ein Ausfluß 
jener weltweit bekannten enormen internen 
Schwierigkeiten, über die weltweit diskutiert, 
weltweit gesprochen wird. Aber den Jugo­
slawen paßt es nicht, und immer wieder wei­
sen sie auch darauf hin, daß ihnen Gespräche 
darüber unerwünscht sind. 

Aber es ist für uns nicht denkbar, daß 
Osterreich hier die Rolle eines Prügelknaben 
und die Rolle eines Watschenmannes über­
nimmt, dazu müssen wir uns viel zu -gut 
sein. 

Wenn daher die Jugoslawen, noch einmal 
sei es gesagt, eine Vereisung der Beziehungen 
zu uns wollen, wenn sich für sie die Flucht in 
die Provokation nun als die richtige Hal­
tung dartut, dann, glaube ich, sollten wir uns 

gar nicht zur Wehr setzen, sondern einfach 
den Ball aufnehmen. 

Es ist allgemein bekannt in der W~lt, daß 
die Osterreicher ein gutmütiges und fried­
liches Volk sind. Daher sind wir auch nidlt 
gewillt, unermeßlich lang an den Exzessen, 
deren Zeugen wir jetzt sind, mitzuwirken. 

In geschichtlichen Situationen wie dieser 
muß jedes Volk seine eigene Würde zu wa:h­
ren wissen. Daher glaube idl - noch ein­
mal -, daß die Regierung die Pflicht hätte, 
diese Würde Osterreichs zu wahren, daß sie 
die Pflicht hätte, ·ganz energisch, durch ener­
gische Schritte die Jugoslawen wieder zur 
Räson und zur Vernunft und zur Zusammen­
arbeit mit uns zu bringen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Luptowits. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Luptowits (SPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Haus I Geschätzte Damen und 
Herrenl An und für sich habe ich es nicht für 
sehr glücklich empfunden, bei diesem Tages­
ordnungspunkt außenpolitische Fragen anzu­
schneiden beziehungsweise zu solchen Stel­
lung zu nehmen (Abg. G r a f: Wann wäre es 
Ihnen denn angenehm gewesen?), denn wir 
haben heute noch andere Punkte: im Rahmen 
der außenpolitischen Debatte wäre es möglich 
gewesen. 

Aber, Herr Kollege Graf, das regt uns ja 
nicht auf. (Abg. G ra f: Na also!) Ich möchte 
überhaupt feststellen, daß gerade in einer sol­
chen Situation Regierung und Parlament ge­
meinsam eine Sprachregelung finden sollten. 
(Abg. GI a f: Alsol) Herr Kollege Grafl Lassen 
Sie mich doch ausreden I (Abg. GI a f: Dann 
hätten Sie diese Bemerkung gar nicht zu 
machen brauchen! - Präsident DI. Mal eta 
gibt das Glockenzeichen.) Ich habe gesagt, 
daß sich Tagesordnungspunkte heute mit der 
Frage der !Außenpolitik befassen, und ich hätte 
es dann treffender gefunden. Das ist meine 
persönliche Meinung. 

Herr Kollege Grafl Ich verstehe Ihre Auf­
regung diesbezüglich überhaupt nicht! Wenn 
es keine einschlägigen Tagesordnungspunkte 
gegeben hätte, dann hätte ich vollstes Ver­
ständnis dafür gehabt. 

Aber ich würde sagen: Lassen wir die Sache 
auf sich beruhen. Nun hat Kollege Karasek 
das angeschnitten, und ich glaube, es muß 
notwendigerweise darauf auch eine Antwort 
und eine Stellungnahme der Fraktion gegeben 
werden. 
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Luptowits 
Ich möchte grundsätzlich folgendes dazu 

sagen: Es liegt nicht an uns, Theorien und 
Philosophien über die Ursachen des etwas 
rüden Tons der jugoslawischen Regierung zu 
entwickeln; vom Ton der Presse will ich gar 
nicht reden, weil wir als Parlament und als 
Regierung nicht die Aufgabe haben, so meine 
ich, auf Presse angriffe zu replizieren und dau­
ernd darauf einzugehen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. K 0 h 1 mai er.) Herr Kollege Kohl­
maier! Lassen Sie mich doch ausreden! Ich 
habe dem Kollegen Karasek zugehört und ich 
möchte jetzt unsere Stellungnahme dazu ab­
geben. 

Wenn aber die jugoslawische Regierung in 
solch einer Tonart spricht, dann muß natürlich 
die Bundesregierung entsprechend darauf 
reagieren, und ich glaube, die Bundesregie­
rung hat entsprechend reagiert, wie es eben 
in der Diplomatie üblich ist, indem der Bot­
schafter zur Berichterstattung nach Wien be­
rufen wurde. 

Ich würde sagen: Man sollte gerade in solch 
einer Situation nicht versuchen, mit starken 
Worten hier Stellungnahmen abzugeben. Ich 
bin bezüglich der Außenpolitik gerade bei 
so sensiblen Fragen der Auffassung, man 
sollte hier Zurück.haltung, aber auch Festig­
keit zeigen. Und das hat die Bundesregierung 
in dieser Situation bewiesen. 

Wenn das Parlament über diese Fragen 
diskutieren will, wird selbstverständlich Ge­
legenheit sein, das zu tun. 

Gerade der gestrige Festakt hat doch g~­
zeigt, daß sich Osterreich in den Augen der 
Signatare eines guten Rufes erfreut. Wir 
waren alle selbst überrascht, daß gerade in 
diesen Festakt so ein Mißton von unserem 
Nachbarn hineingetragen wurde. 

Ich glaube, daß die Probleme, die hier ge­
meinsam von Parlament und Regierung zu 
lösen sind, auch gemeinsam gelöst werden 
sollten und gelöst werden. Wir werden nicht 
auf den Ton eingehen, den die jugoslawische 
Regierung angeschlagen hat, weil wir uns 
unserer Verpflichtung auCh in der Sprache der 
Diplomatie verbunden fühlen und vor allem 
weil wir jahrzehntelang gute Beziehungen zu 
unserem Nachbarn hatten und es uns über­
rascht, daß nun versucht wird, einen völlig 
neuen Ton in unsere Beziehungen hinein­
zubringen. 

Ich glaube, daß wir nicht resignieren sollten. 

antworten. Nach wie vor bin ich der Auffas­
sung, daß man Politik und Außenpolitik mit 
kühlem Verstand machen soll. Man sollte 
seine Gefühlsregungen dämpfen und zurück­
stellen und erst nach kritischer Prüfung die 
entsprechenden Maßnahmen setzen. Gerade in 
den Fragen der Außenpolitik weiß man ja, wie 
bestimmte Dinge eben hochgeschaukelt wer­
den, und man weiß dann nicht, wer der Ge­
triebene ist und wer treibt. 

Insbesondere inder Frage der Restitutions­
güter haben wir überhaupt kein Verständnis, 
daß das noch einmal releviert wird, weil uns 
der Außenminister erklärt hat, daß diese 
Güter seit drei Monaten in Wien unter Ver­
schluß stehen; ja die Bundesregierung ist so­
gar auf die Forderung der Jugoslawen ein­
gegangen. 

Wir haben gesagt, wir verlangen eine 
Schlußentfertigungsklausel. Das haben die 
Jugoslawen abgelehnt. Gut, hat die Bundes­
regierung gesagt, also auch darauf gehen wir 
ein, wir verzichten auf diese Schlußentferti­
gungsklausel, denn die Jugoslawen haben ge­
meint: Wenn eines Tages wieder etwas auf­
taucht, was noch uns gehört, dann sollte es 
ja wieder uns zurückgegeben werdenl Darauf 
hat die Bundesregierung gesagt: Jawohl, wir 
steigen auch darauf ein - das heißt, auf die 
Forderungen, die die Jugoslawen selbst ge­
stellt haben -! Selbst das wollen sie jetzt 
nicht mehr akzeptieren. Ein völlig unverständ­
liCher Akt. 

Natürlich werden wir, meine Damen und 
Herren, diese Frage sehr gründlich überprüfen, 
wir werden unsere Haltung überprüfen. Aber 
ich würde davor warnen, in dieser Situation, 
ganz gleich, welche Ursachen sie hat - ich 
will keine Theorien und keine Philosophien 
aufstellen -, nicht mit Festigkeit, mit Anstand 
und mit Würde zu reagierenl Ich danke 
Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. kh erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Prä­
sidentl Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Ich kann an das anknüpfen, was 
meine beiden Vorredner im Zusammenhang 
mit der akuten Verschlechterung, die in den 
österreichisch-jugoslawischen Beziehungen 
eingetreten ist, gesagt haben. 

Wir sollten uns die näChsten Schritte gut über­
legen. 

Ich glaube - ich stimme hier mit dem 
Herrn Abgeordneten Luptowits überein -, es 

Kollege Karasekl Ich bin nicht für die Dra- ist das und soll das kein Anlaß sein, die Dinge 
matik, wie Sie gemeint haben: man sollte mit zu dramatisieren. Es soll aber auch kein An­
einer sofortigen Reduzierung der Beziehungen laß sein, die Dinge zu verniedliChen. 
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Dr. Scrinzi 
Es ist Verpflichtung dieses Hohen Hauses, 

durch eine im wesentlichen übereinstimmende 
Haltung und Stellungnahme in der Frage 
Jugoslawien zu demonstrieren, daß es eine 
Grenze gibt, wo die gewiß beachtliche 
Toleranz, die wir im Zusammenhang mit den 
wechselvollen Beziehungen gerade zu diesem 
südlichen Nachbarn im Laufe der seit 1945 
vergangenen Jahre entwickelt haben, nicht 
überschritten werden kann. Ich glaube also, 
es muß Jugoslawien klargemacht werden, daß 
auf eine Eskalation derartiger unsachlicher 
und in einem im internationalen Verkehr 
zwischen souveränen Staaten nicht üblichen 
Ton vorgebrachter Angriffe Osterreich genö­
tigt sein wird zu reagieren. 

Damit kein Mißverständnis entsteht: Wir 
wären schlecht beraten, wenn uns das ver­
anlassen sollte oder würde - aber ich glaube, 
daß die Gefahr nicht besteht -, hier bei der 
Lösung noch anhängiger Fragen im Zu­
sammenhang mit dem Staatsvertrag unserer­
seits zu Eskalationen überzugehen. Wir wer­
den trotzdem die noch anhängigen Probleme, 
insbesondere bei uns in Kärnten, in einem 
Geiste lösen, der von dem Bestreben getragen 
ist, in dem Lande einen stabilen Frieden auf 
der Basis gegenseitigen Verständnisses her­
beizuführen. 

Wir wollen nicht hier philosophieren, aber 
eines soll doch gesagt werden: daß gerade in 
den letzten Jahren und seit 1972 eine Reihe 
von Akten von Teilen der Minderheitenfüh-

die hier beschworenen und von den öster­
reichischen staatlichen Stellen tolerierten' 
Faschisten - oder wie das so schön heißt -
haben Gewaltakte gesetzt, sondern wir haben 
vor kurzem mitten in Klagenfurt einen poli­
tischen Mord an einem Exilkroaten erleben 
müssen. Wir haben das nicht zum Anlaß ge­
nommen, Jugoslawien den Vorwurf zu 
machen, daß hier Emissäre entsandt werden, 
um solche Taten zu setzen. 

Wir haben auch nicht die Konsequenz zu 
pauschalen Vorwürfen gegenüber dem Nach­
barvolk erhoben - ich beziehe mich auf ganz 
konkrete Ereignisse der letzten Monate -, 
als eine Serie von Gewaltakten, in die jugo­
slawische Gastarbeiter verwickelt waren, die 
österreichische Offentlichkeit beunruhigt 
haben. Auch das haben wir berechtigterweise 
nicht zum Vorwand genommen, nun pauschale 
Angriffe zu starten. 

Aber irgendwann, glaube ich, ist der Zeit­
punkt erreicht, wo nun Osterreich - wie ich 
auch zugebe - durchaus mit Uberlegung, 
durchaus mit Gemessenheit, aber doch ent­
schieden reagieren sollte. Von diesem Stand­
punkt aus begrüße ich es, daß man mit der 
Zurückberufung unseres Botschafters aus Bel­
grad - vorerst offensichtlich im Sinne einer 
Berichterstattung - der jugoslawischen Regie­
rung klargemacht hat, daß wir nicht mehr ge­
sonnen sind, uns in dieser Form von dort 
attackieren zu lassen. 

rung gesetzt wurden, die zweifellos billige Ich glaube also: Wenn wir diese andere 
Aufhänger für Jugoslawien abgegeben haben, Sachmaterie zum Anlaß nehmen, hier im 
in dieser Tonart mit Osterreich sozusagen zu Hause die Geschlossenheit der österreichi­
verkehren. schen Volksvertretung in diesem Zusammen­

Aber 'ich glaube, die Kenner der Situation 
- der Kollege Karasek ist ja jetzt auch auf 
diese eher etwas breitere Linie eingeschwenkt 
- werden s'agen: Im Zentrum dieser Ausein­
andersetzung steht sicher nicht die Minder­
heitenfrage, aber sie ist ein willkommener An­
laß. Für uns sollte das aber ein Anlaß sein, die 
Lösung der offenen Fragen nicht länger zu 
verschieben. 

Diesen Appell möchte ich bei diesem Anlaß 
,an die Bundesregierung, an die Mehrheits­
fraktion des Hauses richten. Versuchen wir 

hang zum Ausdruck zu bringen, so tun wir 
das im Interesse von ganz Osterreich und 
hoffentlich auch im Interesse eines Stopps 
einer Entwicklung, die weder im jugo­
slawischen noch im österreichischen Interesse 
liegt. Die durchaus labilen Verhältnisse, wie 
sie in der ganzen Welt heute noch bestehen, 
sollten zwei benachbarte Länder ohne Rück­
siCht auf die unterschiedlichen gesellschaft­
lichen und politischen Systeme veranlassen, 
wenn nicht in freundschaftlichen, so doch in 
korrekten Beziehungen miteinander zu leben. 
(Beifall bei der FPO.) 

in gemeinsamer Anstrengung, auch noch be- Präsident Dr. Ma1eta: Zum Wort gemeldet 
stehende formelle Anlässe aus der Welt zu hat sich der Herr Außenminister. Ich erteile 
schaffen, die Jugoslawien ermutigen könnten, es ihm. 
uns in dieser Weise anzugreifen und unser 
internationales Ansehen herabsetzen zu 
wollen. 

Wir hätten gerade in den letzten Monaten 
sehr viel mehr Anlaß gehabt, in ähnlicher 
-Weise zu reagieren. Nicht etwa wir, nicht 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Bielka: Hohes HauslObwohl gegen­
wärtig ein Gegenstand hier zur Debatte steht, 
der nicht zu meinem Ressort gehört, habe ich 
mich doch verpflichtet gefühlt, zu den Äuße­
rungen einiger Vorredner, die sich auf die 
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Bundesminister Dr. Blelka 
österrekhisch-jugoslawisdlen Beziehungen be­
ziehen, eine Stellungnahme abzugeben bezie­
hungsweise Ihnen eine Erklärung zur Kenntnis 
zu bringen, die die österreichische Bundes­
regierung beschlossen hat als Antwort auf die 
jugoslawische Erklärung, die uns vorgestern 
mitgeteilt worden ist. Ich darf dem Hohen 
Haus und der österreichischen Offentlichkeit 
diese Erklärung im Wortlaut zur Kenntnis 
bringen: 

"Aus Anlaß des 20. Jahrestages der Unter­
zeichnung des österreichischen Staatsvertrages 
hat es die Regierung der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien für not­
wendig erachtet, eine Erklärung zu veröffent­
lichen, die eine Fülle haltloser und globaler 
Anschuldigungen gegen österreich und die 
österreichische Politik der letzten zwanzig 
Jahre enthält. Insbesondere wird Osterreich 
in einem Ton, der nur Befremden erregen 
kann, der Nichterfüllung zahlreicher Verpflich­
tungen aus dem Staatsvertrag bezichtigt. Zur 
gleichen Zeit wurde in der jugoslawischen 
Presse eine Kampagne gegen Osterreich ent­
fesselt, wie sie in den letzten Jahrzehnten 
in Mitteleuropa nicht üblich war. 

Die beleidigenden Angriffe Jugoslawiens 
erfolgen zu einer Zeit, in der Osterreich und 
seine Politik weltweite Anerkennung finden. 
Seit der Unterzeichnung des Staatsvertrages 
und der Erklärung seiner immerwährenden 
Neutralität ist es Osterreich gelungen, mit 
allen Staaten der Welt, ungeachtet ihrer wirt­
schaftlichen und sozialen Systeme, gute und 
freundschaftliche Beziehungen herzustellen. 

Das galt auch für seine Beziehungen zu 
Jugoslawien, was bei den Besuchen von jugo­
slawischen Staatsmännern, insbesondere des 
jugosla wischen Staatspräsidenten Marschall 
Tito, in Osterreich eindru<ksvoll unter Beweis 
gestellt wurde. Die Bundesregierung findet 
daher das jugoslawische Verhalten der letzten 
Zeit umso erstaunlicher. 

Im Einklang mit ihrer Politik, mit allen 
Nachbarn gute Beziehungen zu pflegen, hat die 
Bundesregierung dennoch der jugoslawischen 
Regierung Gespräche auf allEm Ebenen über 
alle schwebenden Fragen angeboten. Von 
Jugoslawien wurde diese Gesprächsbereit­
schaft ignoriert. 

Was die Vorwürfe betreffend die bisher 
nicht erfolgte Restitution der Kulturgüter an­
langt, die während des zweiten Weltkrieges 
von deut~chen Besatzungstruppen aus Jugo­
slawien verschleppt wurden, muß festgestellt 
werden, daß die nach gründlichen und daher 
langwierigen österreichischen Nachforschun­
gen aufgefundenen Gegenstände seit Monaten 

in Wien zur Ubergabe bereitstehen. Dies 
wurde der jugoslawischen Seite wiederholt 
offiziell mitgeteilt. 

Hunderttausende Jugoslawen haben in 
Osterreich in den vergangenen Jahren Arbeit 
gefunden. Zehntausende von ihnen wünschen 
die Erlangung der österreichischen Staats­
bürgerschaft. Dies ist Beweis genug für die 
Unrichtigkeit jener Behauptung in der jugo­
slawischen Erklärung, wonach in Osterreich 
eine intolerante Atmosphäre herrsche. 

Die österreichische Bundesregierung hat nie 
bestritten, daß gewisse Verpflichtungen aus 
Artikel 7 des Staatsvertrages, so insbesondere 
das Problem der zweisprachigen Ortstafeln, 
noch nicht in befriedigender Weise erfüllt 
werden konnte!!. Sie hat jedoch wiederholt 
erklärt, daß sie sich der Erfüllung dieser Ver­
pflichtungen nicht entziehen wird. Die nun­
mehr vorgebrachte Anschuldigung, wonach 
eine Volkszählung eine ,zwangsweise 
ethnische Assimilierung' der Minderheit be­
zwecke, ist umso unverständlicher, als es zu 
den selbstverständlichsten Aufgaben aller 
Staaten gehört, solche Erhebungen in gewissen 
Zeitabständen vorzunehmen, wobei in diesem 
besonderen Fall die Erklärung der Zugehörig­
keit zur Minderheit in geheimer und in demo­
kratischen Staaten üblicherweise erfolgen 
soll. 

Die Bundesregierung stellt fest, daß die Er­
klärung der Regierung der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien vom 
13. Mai 1975 im krassen Widerspruch zum 
Geist der Entspannungspolitik steht, und weist 
die jugoslawischen Anschuldigungen auf das 
schärfste zurück. Der österreichische Botschaf­
ter in Belgrad, Dr. Alexander Otto, wurde zur 
Berichterstattung nach Wien einberufen." 

Dies, Hohes Haus, ist der Wortlaut der Er­
klärung der österreichischen Bundesregierung 
zu der jugoslawischen Erklärung vom 13. Mai. 

Vielleicht kann ich in diesem Zusammen­
hang auch noch auf eine Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Karasek erwidern, nämlich, daß 
wir im Zusammenhang mit dem Artikel der 
kroatischen Zeitung "Vjesnik", in dem sozu­
sagen die rechtliche Existenz Osterreichs in 
Frage gestellt wird, bereits gestern unserer 
Botschaft in Jugoslawien, in Belgrad den Auf­
trag erteilt haben, von der jugoslawischen 
Regierung eine Aufklärung hinsichtlich dieses 
Artikels zu erbitten und die Frage zu stellen, 
ob die Äußerungen dieser Zeitung in irgend­
einer Weise von jugoslawischer Regierungs-
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Bundesminister Dr. Bielka 
seite gebilligt werden. Danke. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Frodl. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Frodl (OVP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als 
einer, der direkt im Grenzland wohnt, möchte 
ich zur Regierungsvorlage Stellung nehmen, 
welche letzten Endes beinhaltet, daß die 
Grenzabfertigung zwischen der Sozialistischen 
Föderalistisroen Republik Jugoslawien und 
der Republik Osterreich geändert wird. 

Es beinhaltet diese Änderung zwei Punkte. 
Der eine ist unwesentlich, und zwar wird der 

Im Grenzland, ich glaube, das ist ja selbst­
verständlich, legen wir wert auf gutes Zu­
sammenleben mit dem jugoslawischen Staat, 
weil wir immer mit ihm konfrontiert werden. 
Und so sind auch von seiten unserer Be­
amten, mit denen im ja immer Kontakt habe, 
viele Wünsche offen. Es wird festgestellt, daß 
es wenig Beamte gibt und daß eine voll­
kommene Kontrolle überhaupt nicht möglich 
ist. Die Staatspolizei - das muß ich dem 
Herrn Bautenminister sagen - lebt unten in 
Spielfeld in einem kleinen Häuschen, welches 
sehr schlecht beheizt ist. Wenn jetzt ein 
Staatspolizist mit einem Zug im Winter 
heraufkommt, dann muß er erst lange Feuer 
machen, daß er ein blßchen Wärme in seinem 
Amtsgebäude bekommt. 

Grenzübertrittschein von bisher drei auf fünf Eines wurde auch noch gesagt, daß immer 
Jahre verlängert. Das ist eine reine Verwal- die schlechtesten Eisenbahnwaggons herge­
tungssache für beide Staaten, Osterreich wie nommen wurden, die an einen Lastzug an­
auch Jugoslawien. gehängt wurden, um unsere Beamten nach 

Jugoslawien zum Balkanzug zu bringen, in 
welchem sie ihre Kontrolle durchzuführen Der Grenzübertrittausweis gestattet aber 

auch in Hinkunft den Grenzübertritt der Kon­
trollorgane über den Straßenübergang und 
nicht nur über den der Eisenbahn. Und das 
hat nämlich ganz besondere Vorteile. Unsere 
Zollbeamten mußten sich bis jetzt oft sehr 
lange Zeit in Jugoslawien aufhalten, um eben 
mit dem nächsten Zug wieder zurückfahren 
zu können. Ich muß hier darauf aufmerksam 
machen, daß speziell die Strecke Marburg -
Spielfeld eingleisig ist und durch einen Tunnel 
führt und daß bei Streiks oder elementaren 
Ereignissen oder irgend welchen technischen 
Ereignissen es unseren Zollbeamten überhaupt 
nicht möglich gewesen wäre, wieder zurück. 
in ihr Heimatland zu kommen. Ich glaube, 
über diesen Punkt freuen sich auch unsere 
Zollbeamten. Ich muß aber eines hier fest­
stellen, daß durch das Ortstafelgesetz sehr 
schlechte Verhältnisse letzthin in dem Grenz-

" land entstanden sind. Es ist auch hier von den 
Vorrednern einiges aufgezeigt worden. 

Es war vorhin so, daß siro die Kontroll­
organe beider Staaten gelegentlich getroffen 
haben, in Pettau wie bei uns in Leibnitz - und 
das waren bis zu 80 Personen -, und daß 
letzten Endes dort ein sehr gutes Einver­
nehmen war. Wir haben uns darüber sehr 
gefreut. Es war auch so, daß diese Gesetzes­
änderung gar nicht notwendig war, weil ein 
Grenzübergang der Kontrollorgane auch über 
den Straßenübergang toleriert wurde. Aber 
seit diesem Ortstafelgesetz ist eben keine 
Toleranz mehr möglich, und letzten Endes 
mußten unsere Beamten mit langen Warte­
zeiten auf den nächsten Anschlußzug zurück. 
ins Heimatland rechnen. 

haben. 

Viele Wünsche sind noch offen, aber im 
großen und ganzen ist es gut. Dem vorlie­
genden Gesetz stimmen wir zu. Im muß aber 
leider noch einmal feststellen, daß wir im 
Grenzland auf gutes Einvernehmen allergröß­
ten Wert legen, daß seit der Ortstafel­
geschichte der Kontakt ein wesentlich schlem­
terer ist und daß das Leben im Grenzland da­
durch schwieriger wurde und natürlich auch 
die Abfertigung im Grenzreiseverkehr. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Da der Artikel I des vorliegenden Staats­
vertrages verfassungsändernd ist, stelle ich 
zunächst im Sinne des § 61 Abs. 2 Geschäfts­
ordnung die für die Abstimmung erforderliche 
Anwesenheit der verfassungsmäßig vorge­
sehenen Anzahl der Mitglieder fest. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s ti m­
rn u n g über den Antrag des Auss<husse~, 

dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages, dessen Artikel I verfassungs­
ändernd ist, samt Anlagen A und B die Ge­
nehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 
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4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1559 der 
Beilagen): Bundesgesetz über die 1. Freigabe 
von Ausgabenbeträgen in der Stabilisierungs­
quote des Konjunkturausgleich-Voranschlages 
des Bundesfinanzgesetzes 1915 (1601 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz über 
die 1. Freigabe von Ausgabenbeträgen in der 
Stabilisierungsquote des Konjunkturausgleich­
Voranschlages des Bundesfinanzgesetzes 1975 
(1607 der Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hirscher. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Hirscher: Herr Präsident I 
Hohes Hausl Zur Freigabe der Mittel aus der 
Stabilisierungsquote ist aber im Sinne des 
Bundesfinanzgesetzes 1975 ein besonderes 
Bundesgesetz erforderlich. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nun 
eine Freigabe aus der Stabilisierungsquote 
im Gesamtbetrag von rund 2,2 Milliarden 
Schilling vor. Diese Freigabe soll sich auf 
Grund der derzeitigen Wirtschaftslage schwer­
punktmäßig auf den Bausektor, die Elektro­
industrie sowie den Fahrzeug- und Textil­
bereich erstrecken. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 13. Mai 1975 in Verhandlung genommen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Sandmeier, 
Dr. Broesigke, Suppan und Dr. Blenk sowie 
der Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch 
beteiligten, wurde der Gesetzentwurf mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

meiner Ausführungen stellen - ein Dokument 
'der Unaufrichtigkeit. Ich weiß, daß das eine 
harte Kritik ist; sie wird im Zuge dieser De­
batte zu begründen und zu beweisen sein. 

Ich möchte zunächst auf die offizielle Be­
gründung in den Erläuterungen zur Regie­
rungsvorlage verweisen, wo es im Succus 
heißt, daß "die Auswirkungen der weltweiten 
Rezession auf Osterreich ... sich ... nicht 
- wie in anderen Staaten - in Produktions­
einbußen und Arbeitslosigkeit" auswirken, 
"sondern in einer Beruhigung ... " Aber den­
noch wird dann etwas weiter unten fest­
gestellt: 

"Die von der Bundesregierung ... zum Prin­
zip ihres konjunkturpolitischen Handeins er­
hobene Flexibilität ermöglicht außerdem den 
prompten Einsatz der verfügbaren Instru­
mente." 

Meine Damen und Herren! Nichts von dem, 
was hier den Succus, den Kern der Begrün­
dung darstellt, hält einer sachlichen Prüfung 
stand. 

Zunächst möchte ich gerne in einem Punkt 
zustimmen und unterstreichen, was in der 
Vorlage, der Begründung im Ausschußbericht 
ausgeführt wird, daß es jetzt oberstes Ziel 
ist, die Vollbeschäftigung zu erhalten. Das ist 
allerdings keine neue Erkenntnis, es war das 
Ziel aller Bundesregierungen bisher, ein­
schließlich der im Amt befindlichen, dieses 
wirtschafts- und sozialpolitische Ziel von 
höchstem Rang zu erreichen. 

Aber es ist schon dort Widerspruch not­
wendig, wo es heißt, daß Produktions ein­
bußen und Arbeitslosigkeit in Osterreich nicht 
erfolgt sind. Die Wirklichkeit sieht leider 
anders aus, meine Damen und Herrenl 

Wie kommt es zu Zwangsurlauben oder zu 
Urlauben mit dem Anreiz von geschenkten 
weiteren Urlaubstagen, wenn nicht durch Pro­
duktionseinbußen? Ist vielleicht erhöhte Pro-

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (1559 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

duktion die Ursache, daß man den Arbeit­
Sollten Wortmeldungen vorliegen, ersuche nehmern nahelegt, doch jetzt den Urlaub zu 

ich, General- und Spezialdebatte unter einem nehmen? Wie kommt es in vielen Betrieben 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. - Kein 
Einwand. Wir gehen somit in die Debatte ein. 

- wir hören es ja immer wieder von der 
Belegschaft - praktisch zum Streichen aller 
Uberstundenentgelte? Durch Produktionsaus­
weitungen oder auch durch ein Gleichbleiben 
der Produktion? Wie kommt es dazu, daß die 
Kurzarbeit in einem beträchtlichem Ausmaß 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord- zunimmt, und wie kommt es zu den steigen-
nete Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. den Ziffern der Arbeitslosenstatistik, wenn 

nicht durch Produktionseinbußen? 
Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Herr 

Präsident! Hohes Hausl Die Regierungsvor- Sind die Zahlen der Bundesregierung nicht 
lage, die wir jetzt behandeln, ist - ich muß bekannt? Im Jänner haben 26 Betriebe mit 
dieses harte Wort der Kritik an den Beginn 3442 Arbeitnehmern Kurzarbeit geleistet, im 
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Dr. Kohlmaier 
März waren es 59 Betriebe mit 8194 Arbeit­
nehmern, im April sind bereits 10.337 Arbeit­
nehmer von Kurzarbeit betroffen worden. 
Oder, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren: Im Jänner - ich muß Sie leider mit den 
Zahlen langweilen - war die Zahl der 
Arbeitslosen um 2400 höher als im selben 
Monat des Vorjahres, im Februar um 9400. Im 
März wurde die Vorjahreszahl bereits um 
11.500 übertroffen und im April um 16.600. 

Angesichts dieser Situation wird lakonisch 
festgestellt: In Osterreich gibt es keine Pro­
duktionseinschränkungen und keine Arbeits­
losigkeit. 

Ich kann, meine Damen und Herren, nicht 
an der Tatsache vorbeigehen, daß das ganz 
einfach eine Fehlinformation oder Fehlein­
stellung der Bundesregierung ist. Wenn uns 
und nicht nur uns, sondern vor allem der 
Offentlichkeit in diesem Zusammenhang 
immer wieder tröstend gesagt wird, anderswo 
sei es viel ärger, so betrachte ich. das als 
Zynismus, denn hinter jedem Arbeitslosen, 
hinter jedem einzelnen steht ein menschliches 
Schicksal, geschweige denn hinter den vielen 
Tausenden, die es im Laufe der letzten Monate 
mehr geworden sind. (Beifall bei der OVP.) 

Dabei muß man immer wieder feststellen 
- wir können nicht oft genug darauf hin­
weisen -, daß die Wirklichkeit noch etwas 
bedruckender ist als die Zahlen, die die 
Statistik heute ausweist. Es ist ja bekannt, 
daß die Art der statistischen Erfassung der 
Arbeitslosen vom Sozialministerium im Laufe 
der Zeit geändert wurde und daß man heute, 
im Gegensatz zu fruher, wo man noch inter­
essiert war, hohe Arbeitslosenzahlen auszu­
weisen, die Pensionswerber, die Arbeitsuchen­
den, die noch in Stellung sind, und die Karenz­
urlauberinnen nicht mehr in die Arbeitslosen­
statistik aufnimmt. 

Meine Damen und Herren! Wenn man zu 
den rund 56.000 Arbeitslosen des April diese 
Zahlen, die früher in der Statistik enthalten 
waren, dazunimmt, kommt man bereits auf 
mehr als 70.000 Arbeitslose, und das ist leider 
ein trauriger Rekord, wenn man über Jahre 
zurückblickt. Aber die Regierungsvorlage 
stellt fest: Es gibt keine Arbeitslosigkeit, es 
gibt keine Produktionseinschränkungen. 

Da muß man sich wirklich die Frage stellen: 
Wie ist eine solche den Tatsachen eklatant 
und kraß widersprechende Behauptung mög­
lieh? Sie ist nur möglich durch den Mut zur 
Unwahrheit, den wir immer wieder bei dieser 
Bundesregierung feststellen. 

Erlauben Sie mir, daß ich mich hier an die 
Zeit erinnere, wo das Sozialministerium von 

Frau Grete Rehor geleitet wurde. Ich war 
damals ihr Mitarbeiter und erinnere mich sehr 
genau, daß damals einzelne Fälle von Be­
schäftigungssch.wierigkeiten in Betrieben auf 
eine Weise in der Offentlichkeit zur Debatte 
gestellt wurden, die wirklich höchst dramatisch 
war .. Jeder Fall eines Betriebes, wo es zu 
Kündigungen kommen mußte, hat ein wahres 
Trommelfeuer von Anfragen, von Beschwer­
den, von Interventionen ausgelöst, nicht nur 
hier im Parlament, meine Damen und Herren. 
Noch wichtiger war, daß man damals das her­
gestellt hat, was man so schön Unruhe in 
den Betrieben nennt. Es kam zu massiven 
Protestschritten seitens der Interessenvertre­
tungen der Arbei.tnehmer, zu einer Dramatisie­
rung der Fälle, die es damals gegeben hat, die 
natürlich eine entsprechende Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung herbeigeführt hat. 

Heute, wo sich viel mehr ereignet als 
damals, herrscht eine geradezu idyllische Ruhe 
in den Betrieben, eine idyllische Ruhe,. die 
man nur erklären kann durch die eiserne Dis­
ziplin, der sich die sozialistischen Gewerk­
schaftsfunktionäre heute unterwerfen, die sich 
damit ohne Bedenken über die Interessen 
der Kollegenschaft hinwegsetzen, weil, meine 
Damen und Herren, nicht sein kann, was nicht 
sein darf, und weil es nicht möglich ist, daß 
in einem Land, das sozialistisch regiert wird, 
Arbeitslosigkeit und Beschäftigungsschwierig­
keiten auftreten. Es ist eben nicht möglich, 
wer die Sendungen einer sozialistischen 
Regierung genießt, der kann nicht von 
Arbeitslosigkeit bedroht sein, deswegen ist 
heute die Ruhe der Bürger ihre oberste Pflicht. 

Es ist leider so, daß dieses Disziplinhalten in 
Ubereinstimmung steht mit einer Grundhal­
tung, die wir in letzter Zeit besonders bei der 
Bundesregierung immer wieder feststellen, 
diese Grundhaltung, den chloroformierten 
Wähler herbeizuführen,· den Wähler, der sich 
nicht mit· den Problemen befaßt, der sozusagen 
wegschaut, der sich in einer Illusion der unge­
störten Ruhe, der Harmonie befindet, damit er 
dann am 5. Oktober auch wirkliCh zum Hul­
digungsakt für den Sonnenkönig antritt. 

Wenn wir uns bemühen, diese Fakten auf­
zuzeigen, daß es heute Probleme gibt, daß es 
ernste Probleme gibt, dann wird uns vorge­
worfen, daß wir Panikmache betreiben. Es ist 
ganz deutlich mehrmals bereits ausgesprochen 
worden, am deutlichsten und am unverhüll­
testen im Organ der OGB-Jugend, wo aus­
drücklich gesagt wurde, die große Oppo­
sitionspartei betreibt eine Panikmache, so als 
ob es bereits etwas Unsittliches geworden 
wäre, darüber zu sprechen, daß es Arbeits­
lose, daß es Kurzarbeit, daß es Beschäftigungs-

97l 
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Dr. Kohlmaler 
schwierigkeiten gibt. Aber, meine Damen und 
Herren, vertuschen und verschleiern ist keine 
Voraussetzung für die Lösung von Problemen, 
sondern die Klarlegung von Problemen muß 
ihrer Lösung vorangehen. (Zustimmung bei der 
OVP.) Meine Damen und Herren I Gewerk­
schafter sind Interessenvertreter und keine 
Anästhesisten. 

Wesentlicher Bestandteil des demo-
kratischen Prozesses ist die Information, das 
Klarmachen von Problemen, das, was der Herr 
Bundeskanzler einmal "Transparenz" genannt 
hat. Ein Anliegen, das man unterstreichen 
kann. Aber Transparenz in jeder Hinsicht, 
auch Transparenz über die wirtschaftliche 
Lage, über die Lage auf dem Arbeitsmarkt. 

Die zweite große Unaufrichtigkeit, die hinter 
dieser Regierungsvorlage steht, liegt in der 
Feststellung, daß das, was heute beschlossen 
werden soll, eine Maßnahme der Konjunktur­
politik oder eine Maßnahme der Stabilisie­
rung ist. 

Meine Damen und Herren! Das ist es ganz 
bestimmt nicht I Herr Bundesminister für 
Finanzen! Sie haben keine Möglichkeit zu 
disponieren. Sie sind gezwungen, diese Maß­
nahme zu ergreifen, Sie tun es nicht aus freien 
Stücken, als wohlüberlegten begründeten Akt 
einer konjunkturpolitischen Entscheidung, 
sondern Sie sind dazu gezwungen, nicht aus 
Gründen der Vollbeschäftigung, sondern weil 
Sie mit Ihrer Budgetpolitik am Ende sind. 

Seit dem Herbst des vorigen Jahres spielt 
sich hier im Hohen Haus immer wieder der­
selbe Vorgang ab, den ich eigentlich nur mehr 
als ungeheuerlich bezeic:hnen kann, meine 
Damen und Herren. Es hat damit begonnen, 
daß die Budgetrede des Finanzministers, die 
wir im Herbst gehört haben, die Feststellung 
enthalten hat - ich muß sie noch einmal in 
Erinnerung rufen, wir sollen es nicht ver­
gessen -, daß seit 1970 das Budget kon­
solidiert werden konnte, und dieser Fest­
stellung folgte dann der lakonische Satz: "Die 
Staatsfinanzen sind in Ordnung". 

Herr Finanzministerl Seit diesem Tag haben 
Sie immer wieder in einer Weise, die ich hier 
nicht qualifizieren möchte, an der Feststellung 
festgehalten, die ungefähr so wahr ist wie die 
Meldung, die man seinerzeit nach dem Ring­
theaterbiand gegeben hat: "Alles gerettet". 

Erinnern Sie sich, meine Damen und Herren, 

Spatzen bereits von den Dädlern gepfiffen 
haben, daß die Einnahmen hinter den An­
sätzen des Budgets zurückbleiben. Aber Sie 
haben festgehalten an der Fiktion: es gibt 
Mehreinnahmen, daher ist die Erlassung des 
Budgetübersdueitungsgesetzes und die Fest­
stellung, sie wird durch Steuermehreinnahmen 
gedeckt, gereChtfertigt. 

Wir haben Sie in der weiteren Folge hier 
im Hohen Haus mehnnals gestellt, Herr 
Finanzminister. Es hat mehnnals des Instru­
mentes der dringlichen Anfrage bedurft, um 
Sie endlidl dazu zu bringen, zuzugeben, daß 
Sie nicht über Mehreinnahmen im vorigen 
Jahr verfügt haben, sondern daß Sie den 
Budgetrahmen um etwa 6,5 Milliarden über­
schritten haben. Diese rund 6,5 Milliarden 
Schilling engen jetzt in einer unvorher­
gesehenen Weise Ihren Spielraum für das 
heurige J ahI. ein. 

Dazu kommt etwas weiteres: Sie werden es 
vielleidlt wieder bestreiten, solange, bis wir 
es Ihnen später einmal nachweisen müssen, 
daß die Einnahmen dieses Jahres in den ersten 
Monaten wiederum gegenüber dem erheblich 
zurückbleiben, was Sie sich erwarten. Es wer­
den das meine Kollegen, die zu dem Gesetz 
rioch sprechen, im einzelnen ausführen, aber 
nach dem, was wir bisher wissen, ist der Zu­
wachs der Einnahmen in den vergleichbaren 
Monaten, die wir bisher bereits kennen, etwa 
nur ein Viertel so hoch, wie Sie im Budget 
angesetzt haben. 

All das zusammen bedingt, daß die Kredit­
ermächtigungen, die Sie für dieses Jahr haben, 
für heuer zum gegenwärtigen Zeitpunkt schon 
fast ausgeschöpft sind. 

Herr Finanzministerl Das sind harte klare 
Fakten! Sie können nur noch hoffen, daß Sie 
sich bis zum Wahltag über diese Situation hin­
weg schwindeln können und daß Sie sich in 
irgendeine gedankliche Haltung hineinbegeben, 
die man nur mit Hinter-mir-die-Sintflut skizzie­
ren kann, oder, wenn es wieder Sie sein sollten: 
Hinter mir die Steuererhöhung. Vielleicht ge­
lingt es Ihnen bis zum Wahltag, die Dinge 
noch irgendwie weiter über die Runden zu 
bringen. Aber hier gibt es keine Besdlöni­
gung, meine Damen und Herren! Ich möchte 
in aller Form hier feststellen: Herr Finanz­
minister! Ihr Budget 1975 ist unvollziehbar! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

daß es im vorigen Jahr, als Sie ein Budget- Ich glaube, es ist nicht übertrieben fest­
überschreitungsgesetz diesem Hohen Haus zustellen: Sie sind am Ende Ihrer Finanz­
vorgelegt haben, noch immer Ihre Begrün- politik angelangt, so wie die Regierung in 
dung war, dieses Budgetüberschreitungsgesetz ihrer Gesamtheit am Ende ihrer angekündig­
wird mit Mehreinnahmen aus den Steuer- ten Reformpolitik angelangt ist. Wir haben 
mitteln finanziert, zu einer Zeit, wo die das spätestens gemerkt, als Ihr Herr Bundes-
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kanzler am Parteitag die sogenannte Wahl­
plattform ausgebreitet hat, das, was er hier 
gebracht hat, verdient allerdings eher die Be­
zeichnung "Wahlplattfuß" als Wahlplattform. 
Hier war außer allgemeinen Phrasen und all­
gemeinen Wunschvorstellungen nichts mehr 
von dem enthalten, was man einmal als 
sozialistische Reformpolitik gepriesen hat. Im 
Gegenteil! 

In diesem "Wahlplattfuß" ist die ausdrück­
liche Feststellung drinnen, die Regierung wird 
- man sagt zwar nicht "diesmal", aber es 
ergibt sich - auf leere Versprechungen ver­
zichten. Was ist das? - Nichts anderes, meine 
Damen und Herren, als das Eingeständnis, daß 
im letzten Wahlprogramm der SPO nichts 
anderes drinnen war als leere Versprechun­
gen, die nicht erfüllt werden konnten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn man die Politik der Bundesregierung 
in den letzten Monaten verfolgt, so ist es an 
sich nicht mehr Politik im Sinne von Gestalten 
der öffentlichen Angelegenheiten, es ist eine 
Politik des Sich-ständig-Rechtfertigens, ein 
krampfhafter Versuch, dieses Versagen zu 
vertuschen, wobei es der Regierung völlig 
egal ist, daß sie sich bei ihren ständigen 
Rechtfertigungen immer wieder, oft in kür­
zester Zeit, selbst widerspricht. 

Ich möchte hier auf ein eklatantes Beispiel 
verweisen, das sehr gut auch zu diesem Gesetz 
paßt, Herr Finanzminister. Es gab eine Zeit, 
Energieschock: und so· weiter, da wurde auf 
einmal Sparsamkeit modern. Damals hat der 
Herr Bundeskanzler das Wort "Gürtel-enger­
Schnallen" verwendet. Das war auch die Zeit, 
in der die berühmte Naßrasierparole ausge­
geben wurde. Wenige Wochen später ist es 
unserem Klubobmann gelungen, Ihnen nach­
zuweisen, daß Sie mit dem Budget nicht zu 
Rande kommen, daß Sie Schulden machen 
müssen. 

Auf einmal war die Sparsamkeitsparole wie-
. der weg, dann wurde ausdrücklich gesagt: 

Schulden machen ist etwas sehr Gutes und 
Notwendiges, wenn man damit Arbeitsplätze 
sichern kann. So ist der Gürtel des Herrn 
Bundeskanzlers wieder geöffnet worden. Seit 
damals rasiert er sich auch wahrscheinlich 
wieder trocken, meine Damen und Herren. 
Dasselbe geschieht jetzt. 

Herr Finanzminister, Sie sind durch die 
katastrophale Budgetsituation gezwungen, die 
Mittel in Anspruch zu nehmen, die Sie sich 
heute vom Parlament bewilligen lassen. Sie 
wählen diesen Weg der sogenannten Stabili­
sierungsquote, weil dieser Weg es Ihnen er­
möglicht, die Mittel, die Sie brauchen, im 

Kreditweg aufzunehmen. Deswegen heben Sie 
nicht Budgetbindungen auf, sondern Sie gehen 
deswegen zum Kreditapparat, damit Sie Ihr 
Budget finanzieren können, weil Sie sonst 
keinen Monat mehr weiterkommen. Sehen 
Sie, das ist das, was wir hier anzuprangern 
haben: Das Zusammenkratzen von Groschen, 
das Sie jetzt vornehmen, um das Zusammen­
brechen Ihrer Budgetpolitik hinauszuschieben 
bis zur Wahl, ist keine Budgetdisposition für 
Stabilität und Arbeitsplatzsicherung. 

Es wird überhaupt immer sichtbarer, daß es 
jetzt nur darum geht, den Oktober gut zu 
erreichen. Ich möchte hier darauf hinweisen, 
daß ja Sie es waren, Herr Finanzminister 
- das ist bekanntgeworden -, der für frühere 
Wahlen eingetreten ist. Sie haben gewußt, 
daß es sehr schwer sein wird, bis zum Oktober 
Ihre Fiktion von den Staatsfinanzen, die in 
Ordnung sind, aufrechtzuerhalten. Aber nicht 
nur Sie versuchen jetzt, den Oktober zu er­
reichen mit Müh und Not. 

Ich möchte hier ein Beispiel, das uns zu 
denken gibt, aus einem Vorarlberger Betrieb 
berichten. Name wird gerne nachgeliefert, 
ebenso Name des Vorstandsdirektors und des 
Betriebsratsobmannes, die dabei waren. Als 
man den Herrn Sozialminister anläßlich eines 
Besuches gebeten hat, die Kurzarbeiterunter­
stützung für diesen Betrieb von Februar auf 
März/April, allenfalls Mai zu verlängern, hat 
der Herr Sozialminister ganz unverblümt den 
Herren des Betriebes gesagt: Das können wir 
schon machen, aber dann müssen Sie sich ver­
pflichten - wohlgemerkt -, bis Oktober keine 
Kündigungen vorzunehmen. (Zwischenrufe bei 
der OVP: Da schaut her!) 

So ist es jetzt. Das ist das, was sich derzeit 
in der Regierung abspielt. Sie versuchen 
krampfhaft unter Einsatz aller Mittel, die 
Ihnen zur Verfügung stehen, zu verschleiern, 
zu täuschen, und - ich sage es noch einmal -
die Wähler zu chloroformieren. Sie betreiben· 
heute, Herr Dr. Androsch, weder Finanzpolitik 
noch Budgetpolitik, denn Politik kann man nur 
betreiben, wenn man sich bewegen kann. Aber 
Sie befinden sich als Finanzminister in einem 
Zustand der völligen Unbeweglichkeit, ja ich 
möchte fast sagen der Hilflosigkeit. Sie sind 
der Gefangene Ihrer eigenen Sorglosigkeit, 
aber auch der Gefangene Ihrer eigenen Arro­
ganz, Herr Finanzminister. 

Ihre Aufgabe heute im Hohen Haus ist 
nicht mehr - ich sage es noch einmal- Voll­
beschäftigungspolitik zu betreiben, Ihre Auf­
gabe ist heute vorzutäuschen, daß Sie mit dem, 
was Sie zur Rettung Ihrer Staats finanzen 
machen müssen, Arbeitsplätze sichern. Und 
Sie verhalten sich wie Fürst Potemkin 

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 99 von 139

www.parlament.gv.at



14064 Na.tionalrat XIII. GP - 145. Sitzung - 16. Mai 1975 

Dr. Kohlmaier 
- sprich Patjomkin -, der seiner Zarin 
Katharina 11. ein blühendes Leben vorge­
täuscht hat. Sie täuschen Ihrem Sonnenkönig 
die Finanzsituation einer heilen Welt vor. 
(Abg. Dr. Tu 11: Potemkin!) Ich darf aufmerk­
sam machen, aber das weiß nicht jeder, daß 
der gute Fürst "Patjomkin" heißt, man spriCht 
das so aus. 

Sie können daher, Herr Finanzminister, von 
uns heute nicht erwarten, daß wir diesem 
'Täuschungsmanöver zustimmen. 

ICh möchte Ihnen hier aber auch namens der 
Osterreichischen Volkspartei etwas sagen: 
'Wir empfinden keine Freude darüber, daß wir 
recht behalten haben mit dem, was wir voraus­
.gesagt haben, wofür man uns dann 
"Kassandra" und alles MögliChe genannt hat. 
Wir haben, Herr Finanzminister, immer wie­
der festgestellt, daß die Inflation zunächst den 
Finanzminister zum Gewinner macht, und Sie 
,haben ja das selbst erlebt. Sie haben ja ge­
spürt, wie die Lohnsteigerungen, die mit der 
Inflation kommen, durch die stärkere Pro­
'gression den Steuerfluß erhöht haben, und 
Sie haben ja auch von dem Mehr, das Sie 
bekommen haben, zweimal sogar ein bißcben 
nachlassen können und gesagt, Sie haben die 
"Steuer gesenkt. 

Aber wir haben immer gesagt, das ist nur 
die erste Folge der Inflation, die nächste, die 
'kommen muß - so bestimmt wie der nächste 
Winter -, ist, daß der Finanzminister bei der 
Inflation draufzahlt. Und 'diese angebliche 
Kassandraprophzeiung fällt Ihnen jetzt mit 
voller Wucht auf den Kopf. Aber das haben 
'nicht nur die Kassandras der Osterreichis<:hen 
Volkspartei gesagt. Ich muß hier wegen der 
Aufrichtigkeit, die hinter diesem Ausspruch 
'steht, wieder einmal Kienzl zitieren, der wört­
lich gesagt hat: Aber letzten Endes gibt es 
ohne Stabilität auCh keine VollbesChäftigung. 
Ein zu lange anhaltender und zu starker In­
flationsprozeß gefährdet auf jeden Fall die 
-Substanz einer Volkswirtschaft und damit auch 
die Vollbeschäftigung. 

Das ist jetzt eingetreten, Herr Finanzmini­
ster. Jetzt sind Sie im Budgetengpaß drinnen, 
Sie - ich sage es noch einmal - können nur 
noch versuchen, sich bis zum 5. Oktober irgend­
wie durchzuschwindeln. Jetzt kratzen Sie zu-, 

Noch einmal: Das ist für uns kein Grund 
zur Schadenfreude, denn der Staatshaushalt­
das sind wir alle, niCht nur die Regierung. 
Aber wir verlangen Klarheit über die wirk­
liche staatsfinanzielle Situation. Wir verlan­
gen Klarheit, wir verlangen vor allem, daß 
man nicht nur das Löcherstopfen umtauft, wie 
Sie es jetzt in der Konjunkturpolitik vorneh­
men, sondern daß Sie mit wirksamen Maß­
nahmen jetzt der Wirtschaft und damit den 
Arbeitnehmern helfen. 

Herr Finanzminister I Es ist fünf Minuten 
nach zwölf. Betrachten Sie die Osterreichische 
Volkspartei als jene Partei, die schon vor zwei 
Jahren Stabilisierungsvorschläge hier im 
Hohen Haus vertreten hat, immer wieder, 
betrachten Sie die Osterreichische Volkspartei 
als jene Partei, deren ja Sie bekommen 
können, wenn Sie wirksame Maßnahmen zur 
Sicherung der Vollbeschäftigung vorschlagen. 

Wir haben in der Vergangenheit zur Ge­
nüge bewiesen, daß unserer Wirtschaftspolitik 
keine Situation zu schwierig ist. Das hat sich 
schließlich und endliCh auch daraus ergeben, 
daß das, was Sie 1970 übernommen haben, 
Herr Finanzminister, eine blühende, gesunde 
Wirtschaft war, wo es weder Arbeitsplatz­
noCh Inflationsprobleme gab. Und das, was Sie 
übergeben am 5. Oktober, Herr Finanzmini­
ster, ist eine von tiefen Sorgen gedrückte 
Wirtschaft. (Abg. M eiß 1: Wer weiß, ob er 
übergibtl) , 

Ich bin sicher, er übergibt, er wird über­
geben müssen, verehrter Herr Kollege Meißl. 
(Bundesminister Dr. A n d r 0 s eh: Das 
machen nicht wir uns aus!) Ja, das machen 
nicht wir uns aus, sondern das werden sich die 
Osterreicher ausmachen. (Abg. R. We i s Z: 

Sehr gern!) Ja? Sehr gut. 

Zusammenfassend also noch einmal: Keine 
OVP steht hier im Hohen Haus, die jetzt 
sagt: Wir haben recht behalten, es ist ein zu 
trauriger Anlaß, sondern eine OVP, die ja 
sagt, wenn Sie wirklich der WirtsChaft und den 
Arbeitnehmern helfen, die aber nein sagt zu 
einer kaschierten Maßnahme, die Sie brauchen, 
um sich weiterzusChwindeln, die aber mit 
Vollbeschäftigungs- und Stabilisierungspolitik 
nichts zu tun hat. (Beifall bei der OVP.) 

sammen, was nur geht. Aber Sie erklären, Sie Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
tun es für die Vollbeschäftigung, die Sie durch ist der Abgeordnete Dr. Tull. ICh erteile es 
Ihre leichtfertige und sorglose Finanzpolitik ihm. 
gefährdet haben. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Finanzministerl Sagen wir es ganz 
einfach und schlicht: Sie haben es nicht ge­
schafft. Sie haben abgewirtschaftet mit allen 
bitteren Folgen, die der Staatshaushalt zu 
tragen hat. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Herr Präsi­
dentl Meine Damen und Herren I Besorgnis­
erregende Meldungen und alarmierende Kom­
mentare über die wirtschaftliche Situation der 
meisten Staaten beherrschen und füllen die 
international angesehenen Zeitungen. (Zwi-
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schenrufe bei der OVP: Nur sechs SPO-Ab­
geordnete im Saal!) Ich möchte hier in diesem 
Zusammenhang nur einige Uberschriften, 
einige Titel zitieren. 

Die "Neue Zürcher Zeitung" weiß über die 
Situation in Belgien zu berichten: "Zunehmen­
de soziale Unrast in Belgien. Hohe Inflations­
rate und steigende Arbeitslosigkeit". "Die 
Presse" schreibt: "Hollands Wirtschaft in der 
Sackgasse? - Arbeitslosigkeit steigt". Die 
deutsche Zeitung "Die Zeit" bringt einen Ar­
tikel: "Die Wirtschaftskrise in Amerika weckt 
Erinnerungen an die Depression der dreißiger 
Jahre". Die "Süddeutsche Zeitung" bringt 
einen ausführlichen Bericht: "Die USA am Ab­
grund einer Depression". Die "Neue Zürcher' 
Zeitung" schreibt: "Schweizerische Wirtschaft 
im Konjunkturtief. Noch keine Tendenzwende 
in Sicht". Die "Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" und die "Süddeutsche Zeitung" 
brachten in den letzten Wochen wiederholt 
sehr ernst zu nehmende Artikel über die wirt­
schaftliche Situation der Bundesrepublik, über 
die Schwierigkeiten, die hereingebrochen sind. 

Unsere Wirtschaft, meine Damen und Her­
ren, weist zweifelsohne global gesehen keinen 
Schwächeanfall auf. Es gibt noch keinen 
Kollaps - erfreulicherweise können wir das' 
feststellen - dank der bisherigen konsequen­
ten Wirtschafts- und_ Finanzpolitik dieser Bun­
desregierung. (Abg. Dr. Mus s i 1: Sie lesen 
also keine Zeit.ungen!). Aber, Herr General­
sekretär der Bundeswirtschaftskammer, Sie 
wissen genau so gut wie ich, daß es dennoch 
sektoral und regional gesehen Schwächean­
zeichen gibt, die man keinesfalls unterspielen 
oder auf die leichte Schulter nehmen sollte. 
(Abg. K ern: Insbesondere bei der Parteil) 

Die Erdölpreiserhöhung mit den Versor­
gungsschwierigkeiten und der damit zusam­
menhängenden Verteuerung nicht nur der 
Energie, sondern auch verschiedener anderer 
Artikel stellte zweifelsohne eine Zäsur in der 
wirtschaftlichen Entwicklung nicht nur Oster­
reichs, sondern der ganzen Welt dar. 

Wenn wir heute, meine Damen und Herren, 
angesiChts unserer Unterlagen, die uns im Zu­
sammenhang mit dieser Vorlage zur Ver­
fügung stehen, eine sachliche und nüdlteme 
Analyse der wirtschaftlichen Situation Oster­
reichs vornehmen, müssen wir feststellen, daß 
der Konsum in den letzten Monaten sehr zu­
rückhaltend 'gewesen ist, daß es zu keinem 
Konsumstoß nach der Steuersenkung gekom­
men ist, wie vielfach erwartet werden konnte, 
sondern daß mit einem Schlag eine erhöhte 
Sparneigung in der österreichischen Bevöl­
kerung zu registrieren gewesen ist. (Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Ein Ausdruck der Angstl) 

Darüber hinaus muß man aber auch fest­
stellen, daß es zu einem spürbaren Nach­
lassen der privaten Nachfrage gekommen ist. 
Die Konsequenz ist zweifelsohne die außer­
ordentlich hohe Liquidität der österreichischen 
Geldinstitute. 

Wenn, meine Damen und Herren, die pri­
vate Wirtschaft - ich glaube, da stimmen wir 
ja, Herr Generalsekretär, überein - derzeit 
weniger investiert, nicht zuletzt auf Grund 
einer pessimistisdlen GrundeinsteIlung, die 
vielfach künstlich von Ihnen durch eine un­
verantwortliche Hysteriepolitik, durch ein 
ewiges Schwarzmalen, durch Ihre steten Kas­
sandrarufe erzeugt worden ist, dann muß 
nunmehr eben der Staat einspringen, um das: 
Schlimmste zu verhindern. 

Der Staat muß nun einmal derzeit angesiChts 
dieser Situation Ausgaben machen, muß Vor­
griffe unternehmen, die weit in die Zukunft 
reichen, beziehungsweise muß weit in die Zu­
kunft inve~tieren. In so einer Situation bedarf 
es, meine Damen und Herren der Osterrei­
chischen Volkspartei, der Courage, auch 
Schulden zu machen, wenn es darum geht, 
Arbeitsplätze zu erhalten, wenn es darum 
geht, weiterhin eine angemessene Wachstums­
rate zu garantieren, wenn es darum geht, den 
Wohlstand, den wir uns gemeinsam erarbeitet 
haben, zu sichern und nadl Tunlichkeit in 
einem entsprechenden Ausmaß weiter zu 
mehren. 

Jetzt ist eben, meine Damen und Herren, 
die Stunde gekommen, wo man bereit sein 
muß, höhere Defizite in Kauf zu nehmen, um 
Arbeitsplätze zu sichern. Nicht so, wie Sie, 
Herr Doktor Mussil, und Ihre Freunde uns der­
zeit empfehlen. Sie haben ja in den letzten 
Jahren der Regierung wiederholt Ratschläge 
erte'ilt, das gebe ich unumwunden zu, aber 
hätten wir diese Ratschläge befolgt, wären wir 
schon längst in eine Katastrophe gelangt, denn 
von Ihren Ratsdllägen, die Sie uns zu bieten 
gehabt haben, hat sich nichts als probat, als 
richtig und zielführend erwiesen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Wir müssen nicht 
Staatsausgaben, so wie Sie sagen, nunmehr 
wahllos bei einer vermeintlichen Sparsamkeit 
verringern, sondern wir müssen bereit sein, 
bewußt Defizite in Kauf zu nehmen, um einen 
möglichst hohen Beschäftigungsstand in der 
österreidlischen Volkswirtschaft zu erhalten. 

Das Bundesministerium für Finanzen war 
bereits bei der Budgeterstellung sehr weit­
blickend, indem es von einem Grundbudget 
im Ausmaß von 184 Milliarden Schilling 

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 101 von 139

www.parlament.gv.at



14066 Nationalrat XIII. GP - 145. Sitzung - 16. Mai 1975 

Dr. Tull 
39 Milliarden Schilling so präliminiert hat, daß 
es sich dabei um sehr wichtige Aufträge an die 
österreichische Wirtschaft gehandelt hat. Da­
mit sind schon durch die Budgeterstellung, 
durch diese gezielten Schwerpunktsetzungen 
hunderttausend Arbeitsplätze der österreichi­
schen Wirtschaft gesichert worden. 

Und jetzt wollen wir zusätzlich durch ein 
Konjunkturbelebungsprogramm, durch e'in 
sehr gut durchdachtes und, wie wir auch über­
zeugt sind, zweifelsohne zielführendes Kon­
zept dafür sorgen, daß durch die Stabilisie­
rungsquote im Rahmen dieser 12,1 Milliarden 
Schilling, die insgesamt bereitgestellt werden 
sollen, weitere Arbeitsplätze gesichert werden. 

Es war daher im wahrsten Sinne des Wortes 
geradezu ein Hohn - und das ist kennzeich­
nend für diese Partei -, daß nunmehr plötzlich 
die Angriffe gegen die Finanz- und Budget­
politik nicht mehr der Sprecher der Osterrei­
chischen Volkspartei im Finanz- und Budget­
ausschuß, der vermeintliche Finanzexperte 
Dr .. Koren vorträgt, sondern ein Sandmeier 
und jetzt ein Kohlmaier, der sich bisher nur 
darin ausgezeichnet hat, von einem Fett­
näpfchen ins andere zu steigen. (Beifall bei deI 
SPO.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Ab­
geordnete Sandmeier hat in der Finanz- und 
Budgetausschußsitzung das, was heute be­
schlossen werden soll, als eine "Budgetkos­
metik" bezeichnet. Nun, 'ich glaube kaum, daß 
die 12.500 Besc'b,äftigten, deren Arbeitsplätze 
durch diese 2,7 Milliarden Schilling garantiert 
werden können, das als kosmetische Maß­
nahme bezeichnen werden. 

attackiert, als es darum gegangen ist, im 
Jahre 1914 das Defizit um 8 Milliarden SehU­
ling zu erhöhen beziehungsweise die Aus­
gaben zu erhöhen und damit das Budgetdefizit 
von 12,3 auf 18.5 Milliarden zu erhöhen. 

Ja die professionellen Miesmacher und 
Schwarzmaler der Osterreichischen Volks­
partei zogen doch damals und seither in un­
entwegter Reihenfolge alle Register des Op­
ponierens und demagogischer Verdrehungen. 
Aber in Wirklichkeit war das Trommelfeuer. 
das s·ie gegen diese 8 Milliarden gelegt haben, 
nichts anderes als eine glatte Ablehnung der 
Notwendigkeit, 30.000 Arbeitsplätze den öster­
reichischen Arbeitern und :Angestellten zu 
sichern. (Abg. Ing. Sc h mit z e I: Rechnen 
Sie .uns das vor! - Abg. Dr. Mus s i 1: Mathe­
matik!) Durch die Mehrausgaben von 4 Milli­
arden Schilling - Herr Generalsekretär Dok­
tor Mussil, das wissen Sie ganz ganau -
konnten zusätzliche Investitionen im Hochbau 
getätigt werden. Gerade von dieser Seite wird 
doch immer wieder heftig Klage geführt, daß 
der Auftragsbestand angeblich bedrohlim ab­
genommen hätte, was im Grunde genommen 
aum nimt ganz so ist, wie Sie sich bemühen, 
es darzustellen. 

Wir haben zusätzliche Investitionen im Be­
reich der Post und der Osterreichischen Bun­
desbahnen durchgeführt. Aber Sie haben da­
mals, meine Damen und Herren, selbstver­
ständlich dagegen opponiert. Daß das die Ab­
geordneten des Wirtschaftsbundes getan 
'haben, kann man unter Umständen nom ver­
stehen, kann man durchaus vielleicht noch ein­
sehen und akzeptieren. Aber daß die Herren 
des OAAB unter Führung ihres Bundesob­
mannes Dr. Mock auch dagegen gestimmt 
haben, war wahrlich etwas verwunderlich. 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren -
und Sie haben ja zweifelsohne noch einige 
Redner in Reserve -, es wird wieder ein ent-
setzliches Geschrei losbrechen: die Defiziter- Allerdings muß ich feststellen, es gereicht 

Ihnen, meine Damen und Herren de_s Oster-höhung! Man wird wieder den Teufel an die 
Wand malen und sagen: Der totale Bankrott 
stünde vor der Tür, die Finanzpolitik des Dok­
tor Androsch führe glattwegs 'in den Abgrund, 
sei katastrophal und ruinös. 

Daher wird die Osterreichische Volkspartei 
auch nein zu diesem Gesetz, zu dieser Vorlage 
sagen. Aber Ihr Nein zu diesem Gesetz ist in 
Wirklichkeit, meine Damen und Herren, ob 
Sie das nun zugeben wollen oder nicht, ob Sie 
das noch so geschickt zu kaschieren versuchen, 
nichts anderes als ein Nein zur Sicherung 
tausender Arbeitsplätze in Osterreich! (Beifall 
bei deI SPO.) 

reichischen Arbeiter- und Angestelltenbundes 
der Christlichen Gewerkschafter zum Trost -
es ist allerdings nur ein sehr schwacher Trost 
-, daß audldie Bauernbündler damals mit 
Minkowitsch, mit dem neuesten Junglöwen 
Dr. Lanner und dem Herrn Dr. Zittmayr gegen 
zusätzlich eine Milliarde Schilling für agrari­
sche Zwecke gestimmt haben. Jawohl, Sie 
haben damals dagegen gestimmt, daß der 
ländliche Raum zusätzlich eine Milliarde 
Schilling von der sozialistischen Bundesre­
gierung, von der sozialistischen Mehrheit 
dieses Hauses zur Verfügung gestellt be­
kommt! 

Aber es gereiche uns zum Trost, meine Sie werden also weiterhin bei Ihrem Nein 
Damen und Herren, daß Sie diese Taktik ja bleiben. bei Ihrer konsequenten Neinsager­
bereits seit geraumer Zeit konsequent durch- Taktik. Sie schimpfen, Sie nörgeln, Sie lamen­
ziehen. Sie haben uns doch auch so heftig tieren, Sie beleidigen, wenn es sein muß, Sie 
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sind ja niCht sehr wählerisch in den Aus­
drücken. Sie können es sich ohne weiteres 
leisten, hier von der Arroganz des Finanz­
ministers zu sprechen, ihn glattweg als 
arrogant hinzustellen. Reden Sie, schimpfen 
Sie, lamentieren Sie weiter, wir wissen, es 
kommt darauf an, daß gehandelt wird. 

Diese sozialistische Regierung hat in den 
letzten fünf Jahren Ihren Schwarzmalereien, 
Ihrem ständigen Räsonieren, Ihrem ewigen 
Neinsagen zum Trotz konsequent gehandelt. 
Und wenn heute hier behauptet wird, daß das 
Regierungsprogramm nicht erfüllt worden sei, 
so können wir sagen, daß der überwiegende 
Teil des Regierungsprogramms zum Wohle 
der österreichischen Bevölkerung erfüllt 
worden ist. (Beifall bei der SPtJ.) 

Sie werden, wenn im Laufe der nächsten 
Tage das 1. Budgetüberschreitungsgesetz 1915 
hier zur Behandlung steht, zwangsläufig auch 
wiederum nein sagen. Nur bin ich auf eines 
sehr neugierig, meine Damen und Herren: Wie 
wird es denn beispielsweise Herr Präsident 
Minkowitsch seinen Bauern erklären, daß er 
und die Bauernbundabgeordneten in der 
nächsten Sitzung des Nationalrates dagegen 
stimmen werden, daß auch im heurigen Jahr 
die Landwirtschaft zusätzlich über den im 
Budget präliminierten Betrag weitere 600 Mil­
lionen ScHilling von diesem angebliCh so feind­
lich eingestellten Androsch erhalten wird? ICh 
bin sehr neugierig, wie der Junglöwe Lanner 
in der Stunde der Wahrheit, die ja kommen 
wird, das in seinen Tiroler Versammlungen 
den dortigen Bergbauern plausibel zu maChen 
versuchen wird. 

Oder aber, meine Damen und Herren des 
Osterreichischen Bauernbundes, haben Sie 
vielleicht schon eine zweite Auflage von 
Briefen erstellt, von Briefen an Ihre Bauern­
bundmitglieder, in denen Sie 'ihnen mitteilen, 
daß das alles gegen den hartnäckigen Wider­
stand der so bauernfeindlichen Sozialisten 
durchgesetzt werden mußte? 

Meine Damen und Herren! Ich frage aber 
auch, wie sich der Herr Kollege Burger - weil 
er da in voller Größe vor mir steht - bei 
der Behandlung des Budgetüberschreitungsge­
setzes verhalten wird, wenn es darum geht, für 
den Bergbau zusätzlich 208 Millionen Schilling 
an Bergbauförderungsmitteln zur Verfügung zu 
stellen. Was werden Sie dann tun? Werden 
Sie dann wiederum hierhergehen und Kroko­
dilstränen vergießen über die angeblich so 
verständnislose Haltung der sozialistischen 
Regierung dem österreichischen Bergbau ge': 
genüber? Oder aber werden Sie dann den Mut 
haben, Herr Burger, herzukommen und zu 
sagen: Jawohl, das ist anerkennenswert, und 

ich möchte mich namens meiner Parteifreunde 
im österreichischen Bergbau für diese groß­
zügige, verständnisvolle Haltung der österrei­
chisdlen Bundesregierung bedankenI? (Beifall 
bei der -SPO.) 

Nein, das werden Sie bestimmt nicht tun. 
Da möchte ich auch sagen: (Abg. Bur ger: 
Kommen Sie nach Donawitz und Linz! -
Weitere Zwischenrufe. - Präsident Doktor 
Mal eta gibt das Glockenzeichen..) Was 
wollen Sie mit Donawitz und Linz? Ich habe 
jetzt vom Bergbau gesprochen, Herr Kollege 
Burger, und Sie haben das letztemal hier über 
den Bergbau geredet und so getan, als ob 
diese Regierung überhaupt nichts für den 
Bergbau übrig hätte. (Abg. Bur ger: Kom­
men Sie mit nach Fohnsdorf!) 

Ich frage Sie daher, me'ine Damen und 
Herren der Dsterreichischen Volkspartei: 
Haben Sie schon wieder neue Horrorgeschich­
ten parat, um zu zeigen, wie schlecht diese 
Bundesregierung angeblich wirtschaftet? 
Haben Sie schon neue Schauermärchen aus 
Ihrer Mottenkiste hervorgeholt, um die Tat­
sachen auf den Kopf stellen zu können? 

Meine Damen und Herrenl Der Investiti­
onsstoß, ein Teil dieses wohldurchdachten 
Konjunkturbelebungsprogramms, ist die 
Grundlage dafür, daß weiterhin möglichst 
viele Arbeitsplätze in der österreichischen 
Wirtschaft erhalten bleiben können, daß wir 
auch in Hinkunft ein angemessenes Wachstum 
unserer Wirtschaft garantiert bekommen und 
daß wir darüber hinaus weiterhin im Spitzen­
feid unter den OECD-Ländern· hinsichtlich 
Vollbeschäftigung, hinsichtlich Wachstum 
liegen, und - was uns besonders befriedigt 
und was uns besonders erfreut - daß wir 
im unteren Drittel hinsichtrich der Teuerungs­
; rate verbleiben können. 

Es ist schon' sehr traurig, es ist ein Armuts­
zeugnis für Sie, meine Damen und Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei, es 1st be­
schämend, daß Sie nichts anderes machen, als 
die Leistungen dieser Wirtschaft herabzu­
setzen, ewig zu jammern, ewig zu wehklagen, 
während man überall im Ausland die Leistun­
gen, die großartigen Erfolge unserer Wirt­
schaft weltweit anerkennt. (Abg. Ing. 
Sc h mit zer: Jetzt werden Sie unglaub­
würdig!) Unglaubwürdig ist der Wirtschafts­
Oscar, ist die Tatsache, daß man festgestellt 
hat, Herr Kollege, wenn es einen Weltcup 
hinsichtlich der Entwicklung der W'irtschaft 
gäbe, müßte man ihn Osterteich verleihen. 
Oder aber, wenn Sie noch etwas wissen wol­
len, dann verlese ich Ihnen, was die "Times" 
vor einigen Tagen veröffentl;cht hat: 
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Dr. Tull 
"Unter der SP-Regierung hat das Land 

zweifellos einen Wohlstand erreidit, der alle 
Bevölkerungsschichten erfaßt. Ein wichtiger 
Hinweis für die wirtschaftliche Stabilität, up.­
abhängig von eindrucksvollen Wachstums­
raten und Lebensstandard, ist die Stabilität des 
Schillings während der kürzlichen Periode der 
internationalen Währungskrise gewesen. Der 
Erfolg der Osterreidler, an die Spitze der 
internationalen Organisationen vorzudringen, 
ist bemerkenswert. Kreiskys Erfahrung in 
außenpolitischen Angelegenheiten verleiht ihm 
eine persönlidle Autorität, die sich über die 
Grenzen seines Landes hinaus erstreckt, eben­
so wie Osterreichs Diplomatie im allgemeinen 
viel mehr Gew'idlt besitzt, als der tatsächlidlen 
Stärke des Landes entspridlt." 

Nidlt von einer sozialistisdlen Zeitung ge­
schrieben, nein, sondern von einer, die 
zweifelsohne nicht immer Vorhaben und Ab­
s'ichten der Sozialdemokratie gutheißt. 

Heute hat, meine Damen und Herren, der 
Herr Generalsekretär der Osterreidlischen 
Volkspartei, Abgeordneter Dr. Kohlmaier, von 
dem gesprochen, was wir zu übergeben 
hätten - er lebt ja hier in einer Traumvor­
stellung, er befindet sidl ja wirklich in einer 
Trance; denn am 5. Oktober wird es an Sie 
gar nichts zu übergeben geben,\ weil nach dem 
5. Oktober die Hauptlast der Verantwortung 
in diesem Lande weiterhin die sozialistische 
Bundesregierung zu tragen haben wird. (Abg. 
Dklm. Gor ton: Prophetf) 

Wenn Sie davon reden, meine Damen und 
Herren, was übergeben werden soll, so 
möchten wir Ihnen sagen: Der traurige Rekord 
an Arbeitslosen wurde nidlt jetzt erreicht, 
sondern ist im Jahre 1968 unter Frau Minister 
Rehor, unter Finanzminister Koren und Bun­
deskanzler Klaus erreicht worden. Damals gab 
es 2,339.000 Besdläftigte und 12.300 Arbeits­
losel Im April des heurigen Jahres gab es 
2,636.700 Beschäftigte und 56.107 Arbeitslose. 

Sie sprechen von einer tristen Situation, Sie 
reden vom Bankrott der österreidlischen Wirt­
schaft. Denken Sie dodl zurück . .. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Idl bin 
Ihnen für jeden Zwischenruf dankbar. Machen 
Sie nur weiter Zwischenrufe! Ich mödlte Ihnen 
beispielsweise jetzt, Herr Kollege Dr. Zitt­
mayr, sagen: Schauen wir· uns das reale 
Wadlstum des Bruttonationalproduktes an! 
1966 bis 1969 4,4 Prozent, 1970 bis 1973 6,3 
Prozent. 

Und da reden Sie von "Konkursreife" , da 
reden Sie von "Pleite", da sagen Sie "abge­
wirtschaftet". Ich glaube, alle anderen Staaten 
der Welt, ausgenommen zwei, die vielleicht 

so oder etwas besser als wir liegen, wären 
froh, hätten sie so gut gewirtschaftet, so gut 
abgesdlnitten und so bestanden wie die öster­
re'idlisdle Volkswirtsdlaft, wie Osterreich 
unter dieser sozialistisdlen Bundesregierung. 
(Beifall bei der SPO.) 

Schauen wir uns, da ja heute von Investi­
tionen gesprochen wird, Herr Kollege Zitt­
mayr, dodl die Investitionstät'igkeit, die Bun­
desinvestitionen an! Von 1966 bis 1969, in der 
Zeit Korens, wurden 31 Milliarden Schilling 
investiert, von 1910 bis 1914 61,1 Milliarden 
Schilling, wobei das Verhältnis der Eigen­
finanzierung - das ist ja sehr wichtig, das 
müssen gerade Sie als Betriebswirtschafter 
wissen - folgendermaßen aussieht: 1966 bis 
1969 54 Prozent, 1970 bis 1974 19 Prozent. 
Ist das keine wesentliche Besserung gegenüber 
der Zeit von 1966 bis 1969? (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Wie schaut es in der Privatindustrie aus?) 

Im weiß, Sie werden jetzt sagen: Aber die 
Sdluldenlast, der Sdluldenberg, der uns da 
hinterlassen werden k ö n n t e, wenn es nadl 
Ihren Traumvorstellungen ginge. Aber so weit 
kommt es nicht, weil die österreidlisdle Be~ 
völkerung viel zu vernünftig, viel zu sadl1idl 
denkt, sodaß sie erkennt, wo die Schalmeien 
sind und wo Leistungen, wo Erfolge zu ver­
zeidlnen sind. 

Nup. zur Finanzschuldenentwicklung, Herr 
Kollege Sandmeierl Sie kommen ja nadl mir, 
Sie können das zu widerlegen versuchen. Herr 
Kollegel Im Jahre 1914 werden die Finanz­
sdlulden 61 Milliarden Schilling betragen. 
Aber - darauf kommt es an - das sind im 
Vergleich zum Bruttonationalprodukt ganze 
10 Prozent. 

Wie hat es in Ihrer Zeit ausgesehen? 
1966 10,9 1961 12,2, 1968 13,2, 1969 13,1 Pro­
zent. So sieht es aus! 

Daher wollen wir nunmehr gesiChert wissen, 
daß dieser erfolgreich gegangene Weg zum 
Wohle aller Bevölkerungsgruppen in diesem 
Lande, der selbständig Täfigen wie der un­
selbständig Tätigen, fortgesetzt werden kann: 
durdl Sicherung eines möglidlst hohen Be­
sdläftigungsgrades, wobei wir uns selbstver­
ständlich alle zusammen bemühen müssen, 
dafür zu sorgen, daß audl die Teuerungsrate 
zurückgeht. 

Mit Genugtuung stellen wir fest, daß die 
Bundesregierung audl auf diesem Gebiete 
Ihren Unkenrufen zum Trotz erfolgreich ge­
wesen ist. Das beweist der letzte Index, das 
beweist die Tatsadle, daß wir immerhin heute 
wesentlidl günstiger liegen als nodl vor 
einigen Monaten. (Abg. Dr. Z i t t ma y r: 
Weil die Erdäpfel billiger geworden sind! -
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Dr. Tull 
Abg. Dr. K ei me 1: Durch die höchste 
Steigerung im Vorjahr!) Nein, Herr Kollege I 
Herr Kollege Zittmayr und Herr Dr. Keimei! 
Ich darf Ihnen sagen: Wenn man in den 
Kreisen der österreichischen Wirtschaft bereit 
wäre, dafür zu sorgen, daß beispielsweise die 
Rohstoffpreisverbilligungen auf den Welt­
märkten so prompt weitergegeben werden, 
wie Verteuerungen in den letzten Monaten 
zur Grundlage von Preiserhöhungen genom­
men worden sind, dann könnte der Preisindex 
in den nächsten Monaten weiter spürbar zu­
rückgehen. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dok­
tor K e i m el: Da müßten Sie Beispiele 
bringen!) 

Meine Damen und Herren! Ihre heutige 
Haltung, Herr Dr. Keimei, zu dieser Vorlage 
wird im Grunde genommen durch Mitterers 
Geist diktiert. Mitterers Rezept der gewollten 
und kalkulierten Arbeitslosigkeit hat sich in 
der Osterreichischen Volkspartei durchgesetzt 
und wird von der Osterreichischen Volkspartei 
konsequent befolgt. Mitterer, der Fürsprecher 
der Arbeitslosigkeit - niemand kann in Ab­
rede stellen, daß er dafür eingetreten ist, daß 
es zu Arbeitslosigkeit kommen soll -, domi­
niert in der Osterreichischen Volkspartei, wäh­
rend der OAAB und die Christlichen Gewerk­
schafter schweigen und widerstandslos, ohne 
Widerrede das entgegennehmen, was ihnen 
diese Herren der Osterreichischen Volkspartei 
vorschreiben und diktieren. 

Das Nein der Osterreichischen Volkspartei 
zu dieser Vorlage ist - das wiederhole ich 
mit aller Konsequenz - eine eindeutige, eine 
klare Absage an die Sicherung tausender 
Arbeitsplätze in der heute so ernsten wirt-
schaftlichen Situation Osterreichs. . 

Dem Herrn Bundesobmann des Osterrekhi­
sehen Arbeiter- und Angestelltenbundes, Dok­
tor MoCk, ,stünde es wahrlich besser, wesent­
lich besser an, sich dieses schrecklichen Di­
lemmas, in das er und se'ine Freunde geraten 
sind, bewußt zu werden, als nun aufzutreten 
und großspurig die Vorlage eines Wirtschafts­
berichtes zu verlangen. 

Meine Damen und Herren! Wirtschaftsbe­
richte gibt es! Solche haben wir in den letzten 
Jahren, allerdings, Dr. Keimei, nur seltdem 
wir eine sozialistische Bundesregierung haben, 
vorgelegt bekommen, und wir konnten dar­
über diskutieren. 

Ich kann Ihnen aber nachfühlen: In Ihrer 
Zeit gab es keine Wirtschaftsberichte. Was 
hätten Sie auch damals berichten können, 
außer daß es wirtschaftliche Schwierigkeiten, 
einen sozialen Stopp, noch und noch Probleme 
gab, mit denen die damalige Regierung nicht 
fertiggeworden ist? (Beifall bei der SPO.) 

Solch ein Bericht wird in wenigen Wochen 
kommen. Wir freuen uns auf jede Konfronta­
tion mit Ihnen, weil wir dadurch Gelegenheit 
bekommen, Ihnen die Maske vom Gesicht zu 
reißen und aufzuzeigen, daß das, was Sie be­
haupten, nicht richtig, eine Irreführung der 
Offentlichkeit ist, daß Sie im Grunde nichts 
anderes als billige Wahldemagogie betreiben 
wollen. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
B 1 e n k: Eine der überflüssigsten Reden, die 
Sie jemals gehalten haben!) 

Dieser Bericht wird, Herr Dr. Blenk, zeigen, 
daß es um 300.000 Beschäftigte mehr gibt, daß 
der Preisindex gesunken ist, daß wir einen 
blühenden Fremdenverkehr haben, im Gegen­
satz zu all dem, was Sie uns prophezeit haben. 
Herr Dr. Blenk und Dr. Keimei, Ihnen sei ins 
Stammbuch geschrieben: Wir werden uns im 
Finanz- und Budgetausschuß in den nächsten 
Wochen über eine weitere Verbesserung der· 
Exportförderung unterhalten müssen, weil der . 
österreichische Export ganz im Gegensatz zu 
dem, was Sie prophezeit haben, weiterhin ex­
pandiert hat, was wir alle aufrichtig begrüßen 
können. (Präsident Pro b stübernimmt den 
Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich 
jetzt im Zuge Ihrer Wahlvorbere'itungen über­
legt, was zu machen ist, um doch noch viel­
leicht Ihren Dr. Schleinzer so abzuschirmen, 
daß er möglichst wenig gesehen wird, damit 
er ja nicht zu sehr gegenüber Bundeskanzler 
Dr. Kreisky abfällt. Daher haben Sie jetzt Ihre 
"Junglöwen" - Dr. Schleinzer ist !rier jetzt 
Dompteur in diesem Wanderzirkus - als Not­
helfer bezeichnet. 

Meine Damen und Herren! Idl habe mir die 
Mühe genommen nachzulesen, was man 
eigentlich unter Nothelfer versteht, wer 
eigentlich diese Nothelfer waren. Es gab 13 
oder 14 Nothelfer. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. B 1 e n k.) Herr Dr. Blenk! Wir haben sehr 
Viel von Ihren Nothelfern gelesen: Lanner, 
Taus, Krainer, Ratzenböck.; wobei man nie 
weiß, wer welche Steuerpolitik kreiert, wobei 
man nie weiß, wer in der Agrarpolitik bei 
Ihnen das maßgebende Wort zu reden hat. 
Einmal ist es Minkowitsch, dann ist es "Jung­
löwe" Lanner, dann ist es Nothelfer Doktor 
Krainer und so weiter. ' 

Ich habe nachgesehen, wer eigentlich diese 
Nothelfer sind. Ich habe da festgestellt, meine 
Damen und Herren, daß "die Nothelfer Heilige 
sind, die als besonders wirkungskräftige 
Helfer in Nöten aller Art angerufen werden". 

Ihre Not, meine Damen und Herren von der 
Osterreidüschen Volkspartei, ist sehr, sehr 
groß. Daher kann ich nachfühlen, daß Sie Not­
helfer brauchen. 
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Dr. Tull 
Wie groß Ihre Not ist, Dr. Blenk, geht wohl 

am besten aus einem Kommentar einer Ihnen 
sicherlich sehr gut bekannten Zeitung hervor, 
der "Neuen Zürcher Zeitung", und zwar unter 
dem Titel "Leistungen und Schwierigkeiten 
der tJVP - Rückblick auf den Jubiläums­
parteitag" . Da heißt es ... (Zwischenruf bei 
der OVP.) Aber das· stimmt, das ist treffend, 
was hier geschrieben wird. 

"Die Hauptschwierigkeit sch~int jedoch für 
die tJVP darin zu bestehen, daß sie sich in 
fünf Jahren Oppositionszeit nie ganz in der 
Oppositionsrolle zurechtgefunden hat. Sie hat 
es kaum verstanden, in dieser Zeit eine klare 
zugkräftige Alternative zu dem von den Sozi­
alisten propagierten Dienstleistungs- und Ver­
sorgungsstaat zu erarbeiten, und war vor 
allem bestrebt, nirgends anzuecken. 

Ein zum Sarkasmus neigendes führendes 
Parteimitglied" - der O~terreichischen Volks­
partei natürlich - "bezeichnete das Konzept 
der Volkspartei nicht ganz unzutreffend als 
,Sozialismus minus 20 Prozent und alles ein 
Jahr später'. Dabei wäre es notwendig, die 
Grenzen des Sozialstaates aufzuzeichnen .... 

Nun spart die OVP zwar nicht mit Kritik 
an Gesetzesentwürfen und anderen Maß­
nahmen der Regierung, aber sie verfällt dann 
vielfach vor allem in der Wirtschaftspolitik" 
- wohlgemerkt: in der Wirtschaftspolitik! -
"einer generellen Schwarzmalerei. Da sich ihre 
düsteren Prognosen" - das schreibt die 
"Zürcher", das sage ja nicht ich! - "bezüglich 
der wirtschaftlichen Rezession bisher höch­
stens 'in jenem Maße bewahrheitet haben, wie 
die Entwichlung in den angrenzenden west­
europäischen Staaten verläuft, werden sie 
kaum ernstgenommen. Bei vielen Gesetzesent­
würfen (zuletzt beim Universitätsorganisa­
tionsgesetz) kam die große Opposition mit 
Gegenvorschlägen zu spät oder aber sie 
wurden halbherzig in die Debatte geworfen. 
Schließlich kennzeichnet die Partei eine ge­
wisse Reaktionsarmut 'in der tagespolitischen 
Auseinandersetzung, die Lust am lebensnot­
wendigen Polemisieren." 

So die "Neue Zürcher Zeitung", und zwar 
in der Ausgabe vom 19. bis 20. 4. Und wenn 
Sie wissen wollen, wer das geschrieben hat, 
so ist es für Sie sicherlich leichter, das zu 
erfahren. Sie brauchen sich nur an Zürich zu 
wenden oder aber an die Wiener Redaktion, 
und dort werden Sie sicherlich die Auskunft 
darüber bekommen, wer das geschrieben hat. 

Nun, meine Damen und Herren, daß Doktor 
Kohlmaier - Dr. Blenk - kein geeigneter 
Nothelfer ist - Ihre Not ist wahrlich sehr 
großl die Not, in der sich die tJsterreichische 
Volkspartei befindet -, hat er auch heute hier 

in überzeugender Weise selbst demonstriert. 
'Dem ist wahrlich nichts hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren! Die Osterreichi­
sche Volkspartei bleibt dabei, nein zu sagen. 
Sie fügt dem Njet von gestern zur Verbes­
serung der Demokratie, zum Ausbau des 
Rechtsstaates, zum Volksanwalt ein eisiges 
Nein zur heutigen Vorlage und damit das 
Nein zur SiCherung der Arbeitsplätze hinzu. 
Umso freudiger ~önnen wir Sozialisten aus 
unserer Verantwortung dem Volksganzen ge­
genüber dieser Regierungsvorlage zustimmen 
in der Erkenntnis, daß dies ein produktiver 
Beitrag zu mehr Sicherheit und für ein gutes, 
glückliches Osterre'ich ist. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Keimel. Er hat das 
Wort. (Abg. Dr. B 1 e n k: Eine der überflüs­
sigsten Reden der letzten Zeit! - Abg. Doktor 
Tu 11: Sie sind überhaupt überflüssig!) 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP); Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herrenl Der Herr 
Abgeordnete Tull hat gerade, so wie eigent­
lich schon üblich, ein Musterbeispiel an Dem­
agogie geliefert, auf das ich vielleidlt fall­
weise in meinen Ausführungen eingehen 
werde, aber nicht im allgemeinen; denn ich 
muß sagen, Herr Abgeordneter Tull: Das 
würde das Niveau zu sehr drücken! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Allein zu der Aussage zum Abgeordneten 
Mitterer - was Sie dann auf die gesamte OVP 
beziehen -, wir seien für eine dosierte 
Arbeitslosigkeit und so weiter, sage ich heute 
einmal etwas ganz Klares; bis heute habe ich 
es immer zurückgewiesen. Herr Abgeordneter 
Tun! Weil ich bei diesen Aussagen dabei war, 
weil ich es gehört habe, erkläre ich aber heute 
hier ganz klar und deutliCh und Ihnen: Das ist 
eine Lüge, was Sie da immer in den Raum 
stellen! (Zustimmung bei der OVP.) 

Nehmen Sie zur Kenntnis, Herr Abgeord­
neter Tull: Die OVP genauso wie ihr Abge­
ordneter Mitterer stellen die Vollbeschäfti­
gung an die erste Stelle! Damals hat Abge­
ordneter Mitterer klar und deutlich erklärt 
- und wir erklären das auch, Herr Tull, Sie 
werden es nur niCht verstehen -, daß die 
Stabilität die Grundvoraussetzung für die 
VollbesChäftigung ist. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie fragen, wie die Wirtschaft rea­
gieren wird - Sie haben die Baumeister an­
geführt -, wenn wir hier das Programm ab­
lehnen, das Sie uns jetzt vorlegen, oder wie 
der Präsident MinkowitsCh es den Bauern nach 
unserer Ablehnung des BUG erklären wird, 
dann kann ich Ihnen sagen: Die Antworten 
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Dr,Keimel 
haben wir in der allerletzten Zeit bekommen! 
Uns verstehen unsere Leute schon. 

Die Bauern haben Ihnen bei der Landwirt­
sdlaftskammerwahl die entsprechende Ant­
wort gegeben, und vor ganz kurzer Zeit haben 
Ihnen die Gewerbetreibenden die Antwort bei 
den Handelskammerwahlen gegeben. Unsere 
Leute verstehen uns schon. 

Aber auch die Arbeitnehmer verstehen uns, 
Herr Abgeordneter Tull, wie Sie erkennen 
müssen, wenn Sie unsere Erfolge und Ihre 
Mißerfolge bei den Arbeiterkammerwahlen 
ansehen. Sie haben überall die Antwort be­
kommen. Sie, Herr Abgeordneter Tull, sollten 
mit Ihren Äußerungen hier besonders vor­
sichtig sein, denn wenn Ihre Durchsetzungs­
kraft in Oberösterreich am 5. Oktober auf die 
ganze SPO ausstrahlt, dann brauchen wir vor 
diesen Wahlen keine Sorgen mehr zu haben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Nun, das ist genug zu diesen Ausführungen. 

Meine Damen und Herren! Die 1. Freigabe 
von Ausgabenbeträgen in der Stabilisierungs­
quote ist die ganz logische Konsequenz einer 
seit drei, aber ganz besonders seit zwei Jahren 
völlig falschen Budgetpolitik und insgesamt 
einer falschen Wirtschaftspolitik. Daß wir 
natürlich dann richtigerweise dieses Budget 
1974 und das Budget 1975 ablehnten und wie 
wir mit unseren Begründungen dafür recht 
hatten, das sehen wir ja heute am allerbesten. 

Wir haben Ihnen damals gesagt, das Defizit 
sei manipuliert, sei zu niedrig angesetzt, ohne 
daß wir deshalb natürlich alle Einzelbeträge 
bestreiten: etwa daß die Beamten natürlich 
ihre Gehälter bekommen müssen, daß wir 
gegen die Investitions- und gegen die Wirt­
schaftsförderungsbeträge sind. Wir lehnen 
diese sogenannte Stabilisierungsquote nicht 
der einzelnen Beträge wegen ab, sondern als 
Ausdruck unserer totalen Ablehnung der Wirt­
schafts- und der Budgetpolitik dieser sozia­
listischen Regierung. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl 1970 haben Sie 
- ich streife es nur ganz kurz - ein sanier­
tes Budget übernommen - ein saniertes Bud­
get! -, eine seit etwa zehn Jahren aus dem 
größten Tief heraus- und emporgeführte Wirt­
schaft~ Und daraus haben Sie übernommen ein 
Klima des Vertrauens in die Wirtschaftspoli­
tik dieser OVP-Regierung, welches zu Inve­
stitionen geradezu reizte. Es wurde mit den 
Wirtschaftswachstumsgesetzen, mit dem 
Koren-Plan, mit dem Arbeitsmarktförderungs­
gesetz und so weiter ein richtiges Reizklima 
für Investitionen geschaffen, woraus sich dann 
der größte Konjunkturaufschwung entwickelte, 
wie Sie selbst ... (Zwischenruf des Abg. 

Ba ban i t z.) "Ha'" sagen Sie'? Dann haben 
Sie offensichtlich die Erläuterungen zu Ihrem 
Gesetz nicht gelesen. Hier steht: "Das erste 
Jahrfünft" - also sofort als Folge dieser OVP­
Wirtschaftspolitik (Abg. B a ban i t z: Sehen 
Sie die Zahlen an, die ihr gehabt habt!); darauf 
komme ich noch zurück - "der siebziger Jahre 
bedeutete für Osterreich den längsten und 
stärksten Konjunkturaufschwung in der Ge­
schichte der Republik." 

Meine Damen und Herren! Die Wirtschafts­
politik der Regierung hätte dem Rechnung tra­
gen müssen. Auch die Budgetpolitik hätte dem 
Rechnung tragen müssen. Aber sie tat genau 
das Gegenteil durch eine geradezu wahnwit­
zige Uberforderung der Volkswirtschaft über 
Verschwendungsbudgets, die einmalig in der 
Geschichte dieser Republik sind. Damit heizte 
die Regierung die größte Inflation an, die auch 
einmalig in der Geschichte der Zweiten Repu­
blik ist. 

Meine Damen und Herren! Um es etwas pla­
kativ zu erklären: Der OVP-Schilling des Jah­
res 1969, so wie Sie ihn übernommen haben, 
wurde heute zu 60 SPO-Groschen. Zu 60 SPO­
Groschen! Um 40 Prozent haben Sie in fünf 
Jahren diesen Schilling abgewertet. 

Das ist ein Betrug an der gesamten öster­
reichischen Bevölkerung, insbesondere an den 
Ärmeren, an den Rentnern und Pensionisten, 
die vielleicht vor fünf Jahren 100.000 S - neh­
men wir einmal so etwas an - als Notgro­
schen angelegt hatten und heute eine Kauf­
kraft von nicht einmal mehr 60.000 S haben. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Das ist Betrug. Es ist Betrug an den Spa­
rern, auch an den jungen Sparern, die viel­
leicht durch Jahre auf eine Wohnung ange­
spart haben und heute sehen müssen, daß ihr 
Geld um mehr als 40 Prozent weniger wert 
ist. 

Es ist Betrug an den Bauern, die in die 
Schere zwischen ständig höheren Kosten und 
den Festpreisen kommen, welche die Regie­
rung festsetzt, und, um deren Korrektur die 
Bauern dann immer bei Ihnen betteln gehen 
sollten. 

Meine Damen und Herrenl Kreisky schreibt 
an junge Wähler in einer Broschüre "Zehn 
harte Fragen an Kreisky": Was wird gesche­
hen, wenn es für weitere vier Jahre eine 
SPO-Regierung mit Dr. Kreisky als Bundes­
kanzler gibt? . Die Familie, vor allem die 
Frauen, interessiert, wie es bei der Preisent­
wicklung weitergeht. 

Jetzt kommt ein toller Satz: Hier kann ich 
versprechen, daß meine Freunde und ich alles 
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Dr. Kelmel 
daransetzen werden, die bisherige Entwick- Und es gab gerade in Ihrer Regierungsperiode 
lung fortzuführ~n. - eine besonders krasse Abwanderung aus der 

Sie wollen also diese Inflationsrate, diese Landwirtschaft und auch aus dem Gewerbe. 
Entwertung der Sparguthaben in dieser Weise Das ist ein falsches Bild, meine Damen und 
versprechend, so fortführen! Herren! Das ist sogar, staatspolitisch gesehen, 

Was ist nun die Bilanz' Ihrer fünf jährigen 
Wirtschaftspolitik, die ein moderneres Oster­
reich versprach? Zum einen - ich habe es er­
wähnt - die Inflation, die den Schilling von 
1969 bis heute um 40 Prozent entwertete. 

Meine Damen und Herren I Die Inflations­
rate beträgt jetzt, wenn man sie in Prozenten 
ausdrückt, 207 Prozent von 1969. 

Die Arbeitslosenzahl vom April 1975 - weil 
Sie es erwähnt haben - gehört natürlich, 
wenn Sie sie mit dem April 1969 vergleichen 
wollen und' nicht nur absolute Zahlen auf den 
Tisch werfen, statistisch berichtigt; Sie wissen 
ganz genau, daß die Arbeitslosenstatistik ganz 
wesentlich zweimal geändert wurde. Sie müs­
sen sie dann heute schon auf die Basis 1969 
beridltigen. Und hier ergibt sich folgendes 
Bild: 

Im April 1969 hatten wir 59.404 Arbeits­
lose, und auf der gleichen Basis berechnet im 
April 1975 73.000, meine Damen und Herren I 

Aber noch viel bedauerlicher ist, daß die 
Andrangzahl so gefallen ist. Von 1974 auf 
1975 ist die Andrangzahl von 171 auf 65 Pro­
zent gesunken. Das heißt also, daß auf jeden 
freien Arbeitsplatz in dieser Wirtschaft heute 
zwei Arbeitslose kommen. 

Dazu kommen aber noch andere Sachen, die 
es 1969 gar nicht gegeben hat: Tausende echte 
Kurzarbeiter kommen dazu I De facto Zehn­
tausende Kurzarbeiter dadurch, wenn ich es 
so nennen darf, daß die Arbeitnehmer nicht 
mehr Uberstunden machen können. Das drückt 
nämlich ihr Einkommen und ihren Lebensstan­
dard. 

Dazu kommt die manipulierte Beschäftig­
tenzahl. Sie reden immer nur von den unselb­
ständig Beschäftigten, meine Damen und Her­
ren! Sie fassen immer nur die unselbständig 
Beschäftigten zusammen. Sie müssen schon die 
Gesamtbesdläftigten, die Berufstätigen in die­
sem Staate Osterreich, zu denen wir alle zäh­
len, mit umfassen: die Bauern, die Gewerbe­
treibenden, die Ärzte und die Redltsanwälte 
arbeiten schon audl noch in diesem Staate! 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie müssen die Fremdarbeiter dazuzählen. 

Sie müssen dazuzählen, daß durch Ihre 
Steuerpolitik aus mittätigen Ehegattinen, die 
in der alten Statistik nicht drinnen waren, 
viele Arbeitnehmer wurden: Unselbständige I 

eine sehr ungesunde Entwicklung, daß immer 
mehr selbständige, freie Menschen zu Unselb­
ständigen werden. Das ist eine nicht gerade 
gesunde Entwicklung. 

. Meine Damen und Herrenl Daß wir heute 
nicht noch mehr Arbeitslose haben, ist audl 
eine Fernwirkung der OVP-Politik, denn am 
1. Jänner 1975, Herr Kollege Sekanina, haben 
wir die zweistündige Arbeitszeitverkürzung 
durdl ein Gesetz erwirkt, das ja durch die 
OVP-Regierung gemacht wurde. Und das be­
deutet immerhin an die 120.000 bis 125.000 
Arbeitnehmer, die dadurch ihre Arbeitsplätze 
behalten konnten. 

So sieht die Statistik aus, wenn man sie 
ins richtige Licht rückt und nicht demagogisch 
ein paar absolute Zahlen von sich gibt, die 
nidlt vergleidlbar sind. 

Das ist alles die Folge dieser Entwicklung. 
Und infolge dieser Entwicklung haben wir ein 
rapides Sinken der Industrieinvestitionen zu 
verzeichnen, nicht ein Steigen, wie der Abge­
ordnete Tull gerade aufzeigen wollte. 

Im Jänner sind die Industrieinvestitionen 
um 4,2 Prozent, im Februar um 4,6 Prozent 
gesunken. 

Auch der Export gegenüber dem Vorjahr 
nimmt sehr stark ab, meine Damen und Her­
ren. Sie wissen doch alle, daß unsere Wirt­
schaft dem Importdruck schlecht widerstehen 
kann, daß auf den internationalen Märkten 
ein Druck entsteht, ein Preisdruck, ein Dump­
ingdruck, dem wir kaum standhalten können. 
Das bedeutet auch, daß das Wachstum, zum 
zweiten Mal schon revidiert, für das Jahr 1975 
nur nodl mit 2,5 Prozent angenommen wird. 
Aber es gibt genügend Fachleute der Wirt­
schaft, die glauben und auch schon wissen, 
daß das noch zu hoch ist. Sie sagen, wir wer­
den froh sein müssen, wenn wir am J ahres­
ende 2 Prozent erreicht haben werden. 

Die Wirtschaftspolitik dieser Regierung 
nach einer Reihe von Hochkonjunkturjahren, 
die wir entriert haben, führte zu einer rapiden 
Zunahme der Insolvenzen. Vom vorigen Jahr 
auf heuer - Herr Minister, Sie wissen das ja 
redlt gut - haben die Insolvenzen um 40 Pro­
zent zugenommen. Nur in diesen ersten Mona­
ten um 40 Prozent! Die Insolvenzen in der 
Bauwirtschaft, im Bauhauptgewerbe sind um 
143 Prozent angestiegen. Das ist der Erfolg 
Ihrer Wirtschaftspolitik' 
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Dr.Keimel 
Meine Damen und Herren I Ein weiterer Er­

folg dieser Wirtschaftspolitik ist, daß seit An­
tritt dieser Regierung mehr als 14.000 Ge­
werbebetriebe ihren Rolladen für immer her­
untergelassen haben. Das ist eine echte Ver­
schlechterung der Lebensqualität, wenn die 
Nahversorgung unserer Bevölkerung dadurch 
in weiten Teilen Osterreichs bereits gefährdet 
ist. 

Die Ursachen dieser Entwicklung sind ja 
auch ganz klar, wenn eine Budgetpolitik be­
trieben wird, die in Höchstkonjunkturjahren 
die höchsten Budgetdefizite aller Zeiten pro­
duzierte. Das Budgetdefizit 1974 ist um 
160 Prozent höher als das des Jahres 1969. 
Und das Jahr 1975 wird ein Budgetdefizit von 
weit über 20 Milliarden bringen und 
damit um 220 Prozent über dem von 1969 lie­
gen. 

In gleicher Folge die Schuldenentwicklung: 
nach Höchstkonjunkturjahren sind die Schul­
den seit 1969 um 130 Prozent gestiegen I 

Meine Damen und Herren I Das ist die 
Bilanz Ihrer Budget- und Ihrer Wirtschafts­
politik. 

Es hat auch keine Steuersenkungen gege­
ben - das ist genauso eine glatte Verdre-

. hung der Tatsachen -, sondern effektive 
Abgabenerhöhungen. Wenn Sie glauben, 
'daran zweifeln zu müssen, dann müssen Sie 
in den Erläuterungen zum Budget nachlesen, 
Herr Dr. Schnelll Mit rund 38 Prozent haben 
wir ja die höchste Gesamtabgabenbelastung 
seit 1945. Aber auch die Bundesabgaben mit 
24 Prozent sind im Jahr 1974 gemäß Wirt­
schaftsforschungsinstitut die höchsten seit 
1945. Das sind die Tatsachen dieser Wirt­
schafts- und Budgetpolitik. 

Gerade die Lohnsteuer eroberte unter der 
sozialistischen Regierung den zweiten Rang 
unter allen Steuern, und die von Ihnen noch 
1968 als unsozial hingestellte Umsatzsteuer 
hält einen Rekord der sozialistischen Regie­
rung. Sie rangiert an erster Stelle, aber in 
einer Ausweitung, wie wir sie noch nie hat­
ten. Sie bringt nicht weniger, wie der Finanz­
minister es immer darstellen möchte, sie 
bringt nur weniger, als er glaubte, daß er mit 
dieser Mehrwertsteuer noch herauspressen 
könnte. 

Das beweisen ja auch die 'Steuereinnahmen 
des ersten Quartals. Die Umsatzsteuer ist in 
den ersten drei Monaten 1975 um 22 Prozent 
gestiegen. Das ist nicht zuwenig, nur Ihre 
Anforderungen, Ihre Annahmen sind zu hoch, 
Herr Finanzminister. Diese sozialistische Re­
gierung will eben nur immer unverschämt 

mehr von diesem Bruttonationalprodukt für 
ihre Verschwendungspolitik. 

Das, meine Damen und Herren, sind nur die 
wesentlichsten Posten auf der Passivseite die­
ser sozialistischen Erfolgsbilanz. 

Wir wissen, daß die internationale Wirt­
schaftslage, die Rezession auch uns erfaßt. Wir 
sind keine Insel der Seligen; wir haben das 
auch vorausschauend früh genug immer wie­
der gesagt. Wir haben Konzepte gelegt, wenn 
ich nur an' das 10-Punkte-Stabilisierungskon­
zept 1972 denke, worüber Sie mit uns nicht 
einmal gesprochen haben. Sie haben nur er­
klärt, so wie heute wieder demagogisch der 
Abgeordnete Tull, wir seien Kassandrarufer, 
Schwarzmaler und so weiter. 

In dieser Lage schädigt diese Regierung die 
Wirtschaft und damit die gesamte Bevölke­
rung, da sie statt des großen Konsenses, statt 
der Ubereinstimmung, statt der Zusammen­
arbeit aller positiven Kräfte in unserem 
Lande in dieser sicherlich schwierigen welt­
wirtschaftlichen Situation den Konflikt gera­
dezu sucht, heraufbeschwört und eine Ver­
schleierung, eine Manipulation, eine Beschö­
nigungspolitik betreibt. Ich werde Ihnen das 
beweisen. 

Meine Damen und Herren! In den Erläute­
rungen zu der Gesetzesvorlage, von der Sie 
glauben, daß wir ihr unsere Zustimmung er­
teilen sollen, steht: "Die Auswirkungen der 
weltweiten Rezession auf Osterreich äußern 
sich daher auch nicht ... in Produktionsein­
bußen und Arbeitslosigkeit." 

Sie lesen offensichtlich nicht einmal mehr 
die österreichischen Zeitungen. Wenn Sie nur 
die heutigen aufsdllagen: "Die Chemie bremst 
weiter ein", "Flaute, auch Grundstoffe erfaßt. 
Textil, Baustoffe, Glas." - "Warnung aus 
Tirol." - "Schleifmittel: Loch im Inland." -
"Bei den Stahlwerken Auftragseingang rapide 
zurückgegangen" und so weiter. 

Sie lesen offensichtlich nidlt einmal die 
eigenen Zeitungen. (Bundesminister Doktor 
An d r 0 sc h: Das sind Ihre/) Diese ausfüh­
renden Erläuterungen sind geradezu ein Hohn! 
(Ruf bei der OVP: Der Minister findet das 
alles sehr lustig/) 

Sie finden das alles sehr lustig. Sie glauben, 
das schreibt nur eine Zeitung, von der man 
einfach sagen kann: Das ist ja Ihre I Aber, 
meine Damen und Herren, wenn plötzlich in 
Tirol Betriebe oder die Chemie, die nicht in 
Tirol ist, die Stahlwerke und so weiter Sor­
gen haben, dann wird das nicht von den Zei­
tungen verursacht, das wird schon von Ihrer 
Wirtschafts- und Budgetpolitik so gemacht. 
(Zustimmung bei der OVP.) 
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Dr.Keimel 
Mit einer solchen Vernebelungstaktik wird 

dann ernte Beschäftigungspolitik verhindert. 
Diese Taktik erlaubt ja nicht, daß wir zusam­
men Analysen mamen, daß wir zusammen 
Gegenmaßnahmen prägen und so weiter. Sie 
verhindern mit einer solmen Vernebelungs­
taktik echte Maßnahmen auf der Beschäfti­
gungsseite. 

Sie haben bereits das Budget 1975 falsch 
erstellt. Deshalb haben Sie auch jetzt bereits 
wieder im ersten Quartal enorme Minderein­
nahmen gegenüber dem Bundesvoranschlag. 
Sie wissen das, Herr Minister. Sie haben in 
der Fragestunde gemeint: Im ersten Halbjahr 
haben wir immer rund 40 Prozent und im 
zweiten Halbjahr 60 Prozent der Einnahmen. 
- Das stimmt nicht! Im Jahr 1974 haben Sie 
47 Prozent im ersten Halbjahr gehabt, das 
wissen Sie. 

Wir haben einfach die ersten vier Monate 
hochgerechnet, ganz genau nach dem Vierund­
siebzigerjahr, und da haben Sie schon wieder 
mit dem Fünfundsiebzigerjahr, auf das Jahr 
umgerechnet, 15 Milliarden weniger Einnah­
men als prognostiziert. 

Die Budgetdreiteilung soll nur eine ganz 
plumpe Verschleierungstaktik sein. Die Ge­
'samtsumme der Ansätze und der Budgetüber­
schreitungsgesetze 1974, für die jetzt Mittel 
aus der Stabilisierungsquote freigegeben wer­
den sollen, betrug 1974 - man hörer -
tO,8 Milliarden Schilling. Im Jahr 1975 haben 
Sie dafür im Budget 9,3 Milliarden eingesetzt, 
das sind nominell um 14 Prozent oder real 
zumindest um 20 Prozent weniger. 

Die Budgeterstellung war also falsch, sie 
war frisiert, sollte nur das Defizit verschleiern, 
und diese Budgeterstellung war daher eine 
Gefährdung für Tausende Arbeitsplätze. Die 
Stabilisierungsquote bringt damit ja gar nichts. 

Meine Damen und Herren! Mit 6,8 Prozent 
mit der Stabilisierungsquote, nur diese Posten 
betreffend, sind das real noch immer weniger 
Aufwendungen an Investitionen als 1974. Das 
ist wohl eine der plumpesten Manipulationen. 

Das bestätigte auch das Wirtschaftsfor­
schungsinstitut bei der Analyse des Budgets 
1975, als es erklärte, die Investitions- und die 
Wirtschaftsförderungsausgaben würden relativ 
gegenüber den Konsumausgaben sinken, vom 
Budget 1975 gingen also keine Investitions­
impulse, sondern Dämpfung aus - es betonte 
dabei ganz besonders die Bauwirtschaft -, 
wohl aber gehen davon preistreibende Im­
pulse aus. 

Das also ist das Budget dieser sozialisti­
schen Regierung und dessen Vollzug: weniger 

für Investitionen, damit weniger für Arbeits­
platzsicherung, aber mehr an Teueru~g. 

Sie haben vom Grundbudget 7,7 Milliarden 
gebunden. Jetzt in dieser Phase werden Sie 
4,3 Milliarden freigeben. Daher sind noch 
3,4 Milliarden Schilling gebunden, Herr 
Finanzminister. Auch mit der Freigabe der 
Stabilisierungsquote von 2,2 Milliarden blei­
ben immer noch aus dem Budget 1,2 Milliarden 
gebunden. 

Aber warum machen Sie denn diesen Dreh?' 
- Weil Sie für den Budgetvollzug, für den 
Vollzug des Grundbudgets überhaupt die Mit­
tel nicht mehr habenl 

Sie haben in den ersten vier Monaten 
bereits (Zustimmung des Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er) an die 20 oder 21 Milliarden Kre­
dite aufgenommen. Sie haben nicht einmal 
mehr die Mittel zur Finanzierung Ihres Grund­
budgets, und deswegen dieser Dreh mit der 
Stabilisierungsquotel (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Sie sichern damit auch nicht, wie Sie so' 
demagogisch sagen. 12.000 Arbeitsplätze. Ich 
will mich Ihrer Milchmädchenrechnung gar 
nicht anschließen. Ich erwähne sie nur, weil 
Sie und der Herr Abgeordnete Tull das gerade 
gebracht haben. 

Nach dieser Milchmädchenrechnung werden 
nicht 12.000 Arbeitsplätze gesichert, sondern 
wenn Sie 1,2 Milliarden in der Zeit, wie Sie 
sie bezeichnen, noch immer binden. gefährden 
Sie, um bei dieser Ihrer Milchmädchenrechnung 
zu bleiben, mit den Bindungen an die 
6000 Arbeitsplätze. 

Sie gefährden also Arbeitsplätze, nicht daß 
Sie welche sichern! 

Um dieses Debakel der Offentlichkeit. der 
Bevölkerung ja nicht transparent zu machen, 
verhindern Sie. Herr Minister, und die sozia­
listischen Vertreter auch der Arbeiterkammer 
und des OGB im Beirat die Erarbeitung einer 
Budgetvorschau des Beirates. Sie verhindern 
das seit Februar, und das ist die perfekte 
Verschleierung. (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Minister! So erreichen Sie einen Nega­
tivrekord der Republik nach dem anderen:' 
So wenig in Ordnung waren die Staatsfinan­
zen seit Menschengedenken nicht! Nicht nur 
in der Republik, sondern seit Menschengeden­
ken. (Rufe und Gegenrufe zwischen SPO und 
OVP. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das ist 
"lustig", daß die Pleite da ist! - Weitere 
Rufe bei der SPO.) Herr Abgeordneter! Das ist 
das wörtliche Zitat '" (Ruf bei der OVP: 
Seit damals war es nicht mehr so arg! Da. 
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haben Sie recht! - Ruf des Abg. Dr. Lei l­
ne r.) 

So wenig in Ordnung waren die Staatsfinan­
zen seit Mensmengedenken nicht!, schrieb 
Professor Horst Knapp wörtlich anläßlich der 
Budgetanalyse 1974. (Zustimmung bei der 
OVP.) Man müßte halt ein paar Wirtschafts­
berichte lesen, Herr Abgeordneter! (Neuer­
liche Rufe und Gegenrufe. - Abg. Doktor 
K 0 h I mai er: Si tacuisses!) 

Meine Damen und Herren I Dieser Politik 
werden wir nie unsere Zustimmung erteilen! 
Dieser Politik nicht, und auch, wie Sie meinen, 
ein paar Beträgen aus dem Budget und aus sal­
men Vorlagen nicht. Dieser Politik werden 
wir nie unsere Zustimmung geben und schon 
gar nicht, meine Damen und Herren, den Fol­
gen dieser Politik. 

Sollten Sie nämlich diese Politik, diese Bud­
get- und Wirtschaftspolitik, wie sie auch der 
Herr Bundeskanzler in "zehn harten Fragen" 
an Jungwähler heranbringt, weiterführen, 
dann kann ich Ihnen schon sagen, was die 
Bevölkerung erwartet: die massivsten Steuer­
und Abgabenerhöhungen stünden der öster­
reichischen Bevölkerung auf allen nur denk­
baren Ebenen und in allen phantasievollen 
Variationen ins Haus. 

Am massivsten und zum ersten bei der 
Mehrwertsteuer von 16 Prozent auf 18 Pro­
zent. Und hier wieder eine Verdummungs­
politik gegenüber unserer Bevölkerung, wenn 
der Herr Finanzminister erklärt, er erhöhe 
natürlich nur den Betrag von 16 Prozent auf 
18 Prozent für "Güter des gehobenen Bedarfs". 
(Abg. Dr. Kohlmaier: Wahrscheinlich 
Sekt!) 

Meine Damen und Herren! Mein Anzug, 
meine Schuhe, Ihre Krawatte, meine Brille 
- ich braume sie leider - und mein Friseur, 
das sind nach dem Finanzminister alles Güter 
und Leistungen des "gehobenen Bedarfs". Für 
die österreichische Bevölkerung und für mich 
sind das jedoch Güter des täglichen Bedarfs! 
(Beifall bei der avp.) 

Herr Minister! Wenn Sie und diese Regie­
rung so weiter verwirtschaften, dann werden 
diese Dinge allerdings in kürzester Zeit für 
die Osterreicher tatsächlich noch Güter des 
gehobenen Bedarfes werden. 

Meine Damen und Herren! Was wird weiter 
erhöht? - Die Gebührengesetznovelle liegt 
schon da: die Gebühren werden erl1öht. Das 
wird so weit gehen, daß jeder Kreditvertrag 
für jeden Arbeitnehmer und so weiter erhöhte 
Gebühren bringen wird. 

Neue Ideen gebiert der Finanzminister zum 
Beispiel zur Umwandlung der Wohnungsbei­
hilfe in eine neue Steuer; soll wieder über 
1 Milliarde bringen. 

Alle Tarife, Bahn, Post, Telephon, werden 
fortlaufend enorme Erhöhungen bringen. 

Der Preis für die soziale Sicherheit wird 
enorm steigen durch die Erhöhung der Sozial­
versicherungsbeiträge, aber audl der Kosten, 
die der einzelne, wenn ihm etwas passiert, 
zahlen wird müssen. 

Das geht bis zum "Abräumen", wenn ich es 
so nennen darf, der Sparer durch die Münz­
prägung zum Beispiel. Das ist die neue Idee 
des Finanzministers, wie sich zeigt, wenn wir 
das 1. Budgetüberschreitungsgesetz anschauen: 
die größten Einnahmen, weit über 1 Milliarde, 
durch die Münzprägungen. 

Und der Weg dann zur Notenpresse, meine 
Damen und Herren, der Weg zur Notenpresse 
ist eigentlich für eine solche Regierung nur 
mehr ein kleiner Schritt; nur mehr ein kleiner 
Schritt. Inzwischen einmal ist die Oesterreichi­
sche Nationalbank zur Filiale der Himmel­
pfortgasse und des Finanzministeriums gewor­
den, statt zum Hort der österreichischen Wäh­
rung. 

Als kurzfristige Alternativen, meine Damen 
und Herren, gibt es nur die Aufhebung der 
Bindungen, die Aufhebung der Budgetbindun­
gen und deren konjunkturgerechter, rasch­
flexibler Einsatz durch die Ressortminister. 
Aber nein, in dieser Regierung kann ja offen­
sichtlich Wirtschaftspolitik nur der Finanz­
minister, und die Folgen spüren wir alle, 
spürt die gesamte Bevölkerung. 

Kurzfristig wäre möglich ein rasches Pro­
gramm durch die Ubernahme der Vorschläge, 
wie sie die Wirtschaft im Jänner - schon im 
Jänner! - präsentierte, meine Damen und 
Herren, und die von dieser Regierung drei 
Monate, wie man in Wien so sagt, nicht ein­
mal ignoriert wurden. 

So, meine Damen und Herren, zerstört zu­
sätzlich diese Regierung mit diesem Drei­
Monate-nicht-einmal-Antworten, Nicht-einmal­
Reden-Drüber das Wirtschaftsklima vollends, 
und das Wirtschaftsklima zu zerstören bedeu­
tet Gefährdung von Arbeitsplätzen, denn nur 
in einem guten Wirtschaftsklima wird inve­
stiert und wird die Wirtschaft wachsen kön­
nen. 

Meine Damen und Herren! Es bedarf einer 
Verbesserung der Kurzarbeiterunterstützung, 
einer effizienteren Gebarung, nicht - wie wir 
es vom Abgeordneten Kohlmaier bereits ge-
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hört haben - der Unterdrucknahme. der Er- daß der Weg dahin in einem Investitionsstoß 
pressung durch den Sozialminister, wie er es besteht. Soweit waren eigentlich alle Debat­
in Vorarlberg gemacht hat. (Rufe bei der Spö.j tenredner. so verschieden sie die Dinge be­

leuchtet haben. derselben Auffassung. 
Langfristig. meine Damen und Herren, wird 

es bedeuten, daß dieses Budget saniert wer- Natürlich kann man aber ein Gesetz wie 
den muß. das vorliegende nicht allein unter dem Ge­

Der sozialistische Abgeordnete Egg - wahr­
sdleinlich reich an Ideen: im Tiroler Landtags­
wahlkampf muß man etwas gebären - möchte, 
wie er es nennt. eine Absicherung der öster­
reidlischen Arbeitnehmer gegen Konkurse und 
deren Folgen. Das ist so richtig die konse­
quente sozialistische Verschleierung. Da führe 
man also so ungefähr fort, wie wenn man 
Unkraut mähen anstatt mit der Wurzel aus-
reißen würde. 

Ich weiß die beste Absidlerung, meine 
Damen und Herren: diese Regierung absetzen. 
diese Regierung ablösenl Das ist die beste 
Versicherung gegen weitere Zusammenbrüche 
in der Wirtschaft und gegen weitere Arbeits­
platzgefährdung durch diese sozialistische Re­
gierung als klare Folge einer Inflations- und 
damit einer gesamtwirtschaftlichen Verunsi­
cherungspolitik (Beifall bei der aVp). und 
deshalb. meine Damen und Herren, lehnen wir 
dieses Gesetz als Teil der aufgezeigten Regie­
rungs-. Budget- und Wirtschaftspolitik abI 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Herr 
Präsidentl Meine Damen und Herrenl Mit dem 
vorliegenden Gesetz soll ein Teil der Stabili­
sierungsquote freigegeben und damit ein Inve­
stitionsstoß bewirkt werden. 

Ich habe den Worten meines Vorredners 
aufmerksam zugehört und bin eigentlich zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Maßnahmen, 
die er fordert - und zwar. wie ich glaube. 
mit Berechtigung fordert -. genau in die­
selbe Richtung gehen wie die Regierungsvor­
lage, denn wenn Bindungen aufgehoben wer­
den sollen. so geschieht ja mit dieser Regie­
rungsvorlage nichts anderes. als daß gesetz­
lich angeordnete Bindungen aufgehoben wer­
den. Und das. so muß m~n sagen. ist ja über­
haupt die Problematik der Frage der Zustim­
mung oder Ablehnung bei dieser Regierungs­
vorlage. 

sichtspunkt sehen. ob diese 2.2 Milliarden 
Smilling freigegeben werden oder nimt, son­
dern man muß es in den wirtschaftlichen 
Gesamtzusammenhang stellen. Diesbezüglidl 
sind tatsächlich zwei Meinungen denkbar und 
möglim: Entweder die Meinung, die mein Vor­
redner zum Ausdruck. gebracht hat, daß die 
bisherige Wirtschafts- und Budgetpolitik ver­
fehlt war, woraus man die Konsequenz ziehen 
müsse, daß alles. was in irgendeinem Zusam­
menhang damit steht. abzulehnen wäre, oder 
die andere. die genauso die bisherige Wirt­
schaftspolitik kritisiert. aber der Meinung ist. 
daß man um dieser Kritik willen nun nicht 
sagen darf. es dürfe eine an sich beredltigte 
Maßnahme nicht stattfinden. 

Das ist die Schwierigkeit der Beurteilung in 
wenigen Worten gesagt. 

Es erhebt sich die Frage: Woher soll das 
Geld genommen werden. um diese Konjunk­
turspritze zu verabreichen? 

Bekanntlich haben wir viele Jahre der Hoch­
konjunktur gehabt. und es wäre notwendig 
gewesen. in der Zeit der Hochkonjunktur jene 
Uberschüsse anzusammeln. die jetzt verwen­
det werden könnten, um die Dinge wieder in 
Schwung zu bringen. Es ist die alte Geschichte 
von J oseph in Ägypten, der in den fetten 
Jahren die Vorräte ansammelte. um die mage­
ren Jahre zu überstehen. Nun haben wir aber 
nicht J oseph in Ägypten. sondern Hannes in 
Wien, und es ergibt sich die berechtigte Frage. 
wo jetzt die Vorräte sind, wo das Geld ist, 
von dem die erforderlichen Beträge genommen 
werden können. um die Konjunktur wieder in 
Gang zu bringen. - Das. glaube ich. ist die 
Problematik. 

Nun hat der Herr Bundesminister für Finan­
zen im Finanz- und Budgetausschuß ausge­
führt. daß die Geldinstitute hinreichend liquid 
seien. sodaß es ohne weiteres möglich sei. die 
erforderlichen Mittel für die Deckung des De­
fizits zu beschaffen. Ich würde nun durchaus 
meinen. daß die Liquidität ausreicht, um die 
Mittel für dieses Gesetz zu beschaffen. Ich 

Vielleicht wäre am Beginn die Feststellung möchte es aber sehr bezweifeln. ob es möglich 
zu treffen. daß von keinem der bisherigen sein wird. das gesamte Defizit im Inland zu 
Redner eine verschiedene Beurteilung der finanzieren. Man muß nämlich. wie immer man 
augenbliCklichen Wirtschaftslage gebracht mit Ziffern hier operiert. zusammenrechnen. 
wurde etwa in dem Sinn, daß es nicht wahr was an sich schon ausgewiesen ist im Bundes­
wäre. daß das, was augenblicklich erforderlich voranschlag. was jetzt dazukommt und was 
ist. die SiCherung der Arbeitsplätze ist und infolge des Einnahmenrückganges oder besser 
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des Rückganges der Einnahmen gegenüber den 
geschätzten Ziffern fehlt, der ja unbestreitbar 
ist. 

Das ist ein gewaltiger Betrag, und dieser 
gewaltige Betrag fehlt. Ich glaube nidlt, daß 
die Liquidität der Kreditinstitute, die heute 
sicher gegeben ist, ausreichend ist, um für 
a11 das die notwendige Deckung zu bieten. 

Insofern ist also die Kritik sicher berechtigt, 
die da sagt, daß die Bundesregierung und jene 
Mehrheit, die jeweils den Bundeshaushalt be­
schlossen hat, in den Jahren der Hochkon­
junktur konjunkturwidrig Wirtschaftspolitik 
gemacht hat, wodurch sie einen beträchtlichen 
Preisauftrieb verursacht, wodurch sie aber 
auch dazu beigetragen hat, daß heute die Mit­
tel fehlen. Das ist die Problematik der öster­
reichischen Wirtschaftspolitik, das ist die Pro­
blematik dieses Gesetzes. 

An sich wird man keineswegs bestreiten 
können - und das hat auch noch niemand 
bestritten -, daß alle diese Aufwendungen, 
die hier aufgezählt werden, notwendig und 
zweckmäßig sind und daß hiefür die ent­
sprechenden Mittel zur Sidlerung der Arbeits­
plätze - ganz gleich, wie hoch man ihre Zahl, 
über den Daumen gepeilt, annimmt - bereit­
gestellt werden sollten. 

Ich glaube aber, daß man sich, wenn dies 
hier beschlossen ist, keineswegs damit zu­
frieden geben darf, weil es sich ja nur um 
eine momentane Maßnahme handelt, die kei­
neswegs die Ursadlen heilt, sondern nur be­
züglich der Folgen eine Linderung schafft. Es 
wäre erforderlich, eine ganze Anzahl von 
anderen Maßnahmen durchzuführen, und i~ 
darf einige davon nun aufzählen. . 

Meine Damen und Herren! Es ist eine be­
kannte Tatsache, daß der Staat der säumigste 
Zahler ist, den es überhaupt gibt. Die Ver­
waltungsschulden sind beträChtlich. Das ist 
nicht nur ein Schönheitsfehler, sondern das 
isf in einer Zeit der Rezession darüber hinaus 
eiiIe Gefahr, weil manche Firma in SChwierig­
keiten deshalb gerät, weil sie von der öffent­
lichen Hand nicht rechtzeitig das bezahlt be­
kommt, was sie von der öffentlichen Hand zu 
fordern hat. 

Ich glaube, das ist ein Zustand, der uner­
träglich ist. Es müßte dodl dafür gesorgt 
werden, daß der Staat seine Verbindlichkeiten 
pünktlich bezahlt, genauso wie er ja vom 
Staatsbürger auch die pünktliche Bezahlung 
der Steuer erwartet. 

Das zweite ist folgendes: Es müßte ein An­
reiz gegeben werden, Investitionen durchzu­
führen. Warum sind denn die Kreditinstitute 
so liquid? Warum ist denn dort Geld vor-

handen, sodaß alle diese Kreditbeschränkun­
gen keine Bedeutung mehr haben, da der 
Kreditrahmen nicht ausgenützt wird? - Des­
halb, weil eine Neigung der Unternehmungen 
besteht, möglichst zurückhaltend mit Investi­
tionen zu sein. 

Nun ergibt sich die Frage: Was wird dje 
Bundesregierung machen, um zu der Ursache 
der Schwierigkeit zu kommen und nicht zu 
den Folgeerscheinungen?· Was wird sie 
machen, um die Investitionstätigkeit wieder 
in Gang zu bringen? Was heute beschlossen 
wird, sind ja nur Investitionen der öffent­
lichen Hand. 

Ich glaube, daß eine Reihe von Anreizen 
geschaffen werden müßten. Ich darf nur einen 
Punkt als Beispiel erwähnen: Es ist nodl gar 
nicht so lange her, daß das Bundesministerium 
für Finanzen eine Regierungsvorlage vorge­
legt hat, die auch im Haus beschlossen worden 
ist. Damit ist die vorzeitige AF A für unbe­
wegliche Güter abgeschafft worden. Ich glaube, 
das müßte man ehestens wiedereinführen. Das 
ist nur ein Beispiel. 

Oder ein anderes Beispiel. Ich erinnere an 
den freiheitlichen Antrag bezüglich der 
Familienbeihilfe: Eine einmalige Zahlung von 
1000 S als Ausgleich für die Teuerung würde 
zusätzliche Kaufkraft schaffen, würde außer­
dem keinerlei Erhöhung des Defizits bein­
halten, weil ja hier das Geld bekanntlich vor­
handen ist. 

Es gibt also eine ganze Reihe von Bereichen, 
wo man sehr viel ohne gesetzgeberisChe Maß­
nahmen, aber zum Teil auch mit gesetzge­
berischen Maßnahmen machen könnte. Wir 
Freiheitlichen würden davor warnen, daß man 
nur ein Gesetz wie das vorliegende und viel­
leicht ein Budgetüberschreitungsgesetz be­
schließt und sich dann damit zufrieden gibt, 
ohne sich die Frage vorzulegen, was ge­
schehen kann, um die Ursachen zu bekämpfen. 

Man darf auch nicht dauernd vom Ausland 
und von den Verhältnissen im Ausland reden. 
Sicher sind sie für uns von Bedeutung, weil 
wir ja nicht auf einer Insel leben. Aber des­
senungeachtet gibt es auch sehr viel, was im 
Inland gemacht werden könnte und gemacht 
werden müßte, und man darf sich also bei 
Sdlwierigkeiten nicht immer auf das Ausland 
ausreden. 

Wir haben uns die Entscheidung über diese 
Frage nicht leicht gemacht. Wir stehen -der 
Budgetpolitik, wie sdlon dargetan wurde, sehr 
kritisch gegenüber. Auf der anderen Seite 
sehen wir aber auch, daß heute die Sicherung 
'der Arbeitsplätze im Vordergrund stehen muß. 
Unsere Kritik an der sozialistischen Wirt-
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schaftspolitik beruht ja gerade darauf, daß sie 
einseitig, immer von einem Gesichtspunkt aus­
gegangen ist und nicht, wie es notwendig 
wäre, je nach den wirtschaftliChen Gegeben­
heiten einmal das eine - Stabilität - oder 
das andere - Vollbeschäftigung oder das 
Problem des Wachstums - in den Vorder­
grund gestellt hat. Damit ist es ja auch dazu 
gekommen, daß heute die finanzielle Lage des 
Staates wesentlich schlechter ist, als sie sein 
müßte, wenn eine konsequente und konjunk­
turgerechte Wirtschaftspolitik betrieben wor­
den wäre. 

Weil wir aber der Me"inung sind, daß all 
das, was Generalsekretär Dr. Kohlmaier be­
züglich der Beschäftigungslage, Kurzarbeit und 
dergleichen mehr angeführt hat, zutrifft, so ist 
dit:'\ Konsequenz, die wir hier ziehen, eine 
andl~re, als mein Vorredner dargelegt hat. Wir 
glauben, diesem Gesetz zustimmen zu sollen, 
verbinden dies aber mit der ausdrücklichen 
Erklärung, daß das nicht bedeutet, daß wir 
etwa die Budgetpolitik im allgemeinen und 
das Budget für 1975 nachträglich als richtig 
bejahen würden, sondern daß wir damit nur 
zum Ausdrudc. bringen wollen, daß wir in der 
augenblicklichen Situation diese Maßnahme 
für bereChtigt halten. Aus diesem Grund 
werden wir zustimmen. (Beifall bei der FPrJ.) 

Präsident Probst: Nächster Redner ist Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (DVP): 
Herr Präsident I Hohes Hausl Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Mein Vorredner, 
Dr. Broesigke, hat in seinen Ausführungen 
dargestellt, daß es zu dieser Frage heute ver­
schiedene Uberlegungen gibt: einerseits zur 
grundsätzlichen Finanz- und Wirtschaftspolitik 
der Regierung der letzten Jahre, andererseits 
zur Zustimmung zur Freigabe der Stabilisie­
rungsquote beziehungsweise zur Aufhebung 
von Bindungen im Grundbudget. Hier sollte 
man trennen, die Meinung der Freiheitlichen 
Partei hat sich in diesem Fall eben gegenüber 
der im Ausschuß geäußerten geändert. Das ist 
eine Angelegenheit, die nicht uns betrifft. Wir 
stehen auf dem Standpunkt, daß auch dieses 
Gesetz ein Bestandteil der Finanz- und Bud­
getpolitik dieser Regierung ist. Und wenn wir 
auch zu einzelnen Ansätzen ja sagen könnten, 
generell kann das von unserer Seite nicht 
unterstützt werden. Ich komme auf einzelne 
Punkte noch zu sprechen. 

Wie schon ausgeführt wurde, steht heute 
bei diesem gesamten Paket auch die Auf­
hebung von Bindungen im Grundbudget mit 
zur Debatte. Das wird in der Offentlidlkeit 
unter dem Begriff "Investitionsstoß" oder "In­
vestitionsspritze" verkauft. Es 'handelt sich um 

die teilweise Freigabe der Stabilisierungs­
quote im Ausmaß von 2,2 Milliarden Schilling, 
die Aufhebung von Bindungen 'im Grundbud­
get im Ausmaß von 4,5 Milliarden Schilling, 
die Mobilisierung von Krediten in der Höhe 
von rund 5 Milliarden Schilling und die Ver­
besserung der Exportfinanzierung um 1 Mil­
liarde Schilling. Zusammen sind das also diese 
ominösen rund 12,4 Milliarden Sdlilling, die 
m'it einem großen Aufwand in der Offentlich­
keit als echte Investitionsspritze, als Investi­
tionsstoß verkauft wurden und die die 
Arbeitsplätze sichern sollen. 

Es erhebt sich unwillkürlich die Frage, was 
steckt wirktich dahinter, welChe Wirkungen 
sind davon zu erwarten, warum können keine 
echten Maßnahmen zur Sicherung der gefähr­
deten Arbeitsplätze eingeleitet werden. 

Kollege Broesigke hat in seinen Aus­
führungen, denen man beipflichten kann, schon 
einige Punkte angeschnitten, zum Beispiel die 
Frage der wirtschaftlichen Gesamtschau oder 
die Frage, woher soll man das Geld zur 
Finanzierung von echten Maßnahmen wirklich 
nehmen, oder die Frage, warum wurden in 
den HoChkonjunkturjahren keine Vorräte an­
gelegt, um in der jetzigen ZeH entsprechende 
Mittel zur Verfügung zu. haben. Das ist das 
Problem des schlechten Zahlers Staat. Das 
waren alles Dinge, die man in jeder Weise 
unterschreiben kann und die sehr weitgehend 
mit der heutigen Frage zusammenhängen. 

Ein kurzer Rückblick zu den Investitionen 
des Bundes im heurigen Budget. Wir haben 
bei der Budgetdebatte 1915 ja schon darauf 
hingewiesen, daß an und für sich die Investi­
tionsausgaben des Bundes im heurigen Budget 
niedriger angesetzt sind. besonders beim 
Straßenbau, als 1974, einschließlich der Bud­
getüberschreitungsgesetze. Das heißt mit 
anderen Worten: Die Regierung investiert 
1915 weniger als 1914, obwohl es umgekehrt 
sein müßte, weil 1914 die Auswirkungen der 
Hochkonjunktur noCh da waren, während wir 
heuer dringend Investitionen in größerem Um­
fange brauchen würden. 

Die Regierung hat im Dezember des ver­
gangenen Jahres Budgetbindungen verfügt im 
Ausmaß von 7,1 Milliarden Schilling. das 
heißt, sie hat verfügt, daß die bescheidenen 
Mittel für Investitionen vorläufig einmal nidlt 
verwendet werden dürfen, gebunden sind. Sie 
hätte auch sagen können, wir binden 15 Mil­
liarden Schilling. Dann hätte sie heuer ver­
kaufen können, daß 10 Milliarden Schilling 
Bindungen aufgehoben werden. Das ist eine 
reine Augenauswischerei, denn es werden 
nicht mehr Geldmittel für Investitionen zur 
Verfügung gestellt, wenn die Bindungen auf-

145. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)114 von 139

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 145. Sitzung - 16. Mai 1975 14079 

Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
gehoben werden. Sie werden vielleicht etwas 
früher zur Verfügung gestellt, als sie sonst 
normal ausgegeben worden wären. Aber es 
werden nicht mehr Mittel zur Verfügung ge­
stellt, im Gegenteil, von den gebundenen 
7,7 Milliarden Schilling werden nur 4,5 Mil­
liarden Schilling freigegeben, es sind also 
noch weitere 3,2 Milliarden Schilling Bindun­
gen vorhanden. Das ist also einmal das eine. 

Das zweite: Es wird also ein Teil der Sta­
bilisierungsquote im Ausmaß von 2,2 Mil­
liarden Schilling von insgesamt 3,4 Milliarden 
Schilling freigegeben. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, mit der Stabilisierungsquote zusammen 
sind das immer noch nicht die 7,7 Milliarden 
Schilling, die tatsächlich für Investitionen für 
heuer vorgesehen sind. Man müßte ja wesent­
lich mehr Mittel zur Verfügung stellen. Es ist 
daher dieser "Investitionsstoß" - unter An­
führungszeichen - eine Täuschung der Offent­
lichkeit. Man macht der Offentlichkeit vor, 
jetzt kommen zusätzliche Geldmittel. Das sind 
keine zusätzlichen Geldmittel, das sind die für 
1975 bereits vorgesehenen, die jetzt freigege­
ben werden. Das muß man den Leuten deutlich 
sagen, denn sonst glaubt man, daß jetzt 12 Mil­
liarden zusätzlich für die Arbeitsplatzsiche­
rung verwendet werden. 

Und es kommt noch dazu, daß der Effekt 
dieser Freigaben von Bindungen und Stabili­
sierungsquote ja nicht in der Sicherung von 
Arbeitsplätzen besteht, deshalb, weil ein gro­
ßer Teil der Aufträge, der Bundesaufträge ja 
bereits läuft, weil diese Aufträge schon gelie­
fert sind, weil es sich nur mehr darum handelt, 
Rechnungen zu bezahlen. Es hat also der Herr 
Abgeordnete Broesigke ganz richtig darauf 
hingewiesen, daß der Bund vielen Baufirmen, 
aber auch vielen anderen Firmen, zum Bei­
spiel den Lieferanten von Eisenbahnwaggons 
usw., riesige Beträge schuldig. ist und jetzt mit 
dieser Freigabe die Möglichkeit hat, diese 
Schulden endlich zu bezahlen. Das wirkt aber 
für die Zukunft nicht als arbeitsplatzsichernd 
und kurbelt auch die Investitionstätigkeit nicht 
an. 

Das einzig Positive dieses Investitions­
stoßes, Herr Finanzminister, ist der Ankün­
digungseffekt. Das ist das echt Positive daran. 
Die Wirtschaft oder viele Menschen glauben, 
jetzt geht es wieder aufwärts, jetzt kommen 
Investitionen, jetzt wird alles wieder wun­
derbar laufen. 

Sehen Sie, und das ist an und für sich auch 
unehrlich der Bevölkerung gegenüber, weil, 
wie mein Vorredner Dr. Keimel bereits aus­
geführt hat und wie man es jeden Tag in der 

Zeitung lesen kann, die Schwierigkeiten ja 
nicht behoben sind, sondern die Schwierigkei­
ten in allen Sparten zunehmen. Viele Betriebe 
müssen mit Verlusten exportieren. Auch die 
verstaatlichte Industrie ist hier nicht ausge­
nommen. Man hört, daß verstaatlichte Unter­
nehmen durch diese Entwicklung im Ausmaß 
von 1,5 bis 2 Milliarden Schilling in die Ver­
ll.lstzone geraten und so weiter. 

Die Dinge werden also schwieriger. Man 
versucht hier, mit allen Mitteln die Klippe bis 
zum Herbst 1975, genauer gesagt bis zum 
5. Oktober, zu überspringen, den Leuten vor­
zumachen, es sei alles in Ordnung, und in 
Wirklichkeit kommen die Leute und die Fir­
'men noch mehr in Schwierigkeiten. Denn eine 
Firma kommt ja oftmals durch die gesamte 
Geschäftspolitik, beim Export durch Verluste, 
in Schwierigkeiten und muß womöglich zu­
sperren, wenn sie nicht rechtzeitig die Konse­
quenzen zieht. 

Sehen Sie, wenn ich jetzt noch zu den Wir­
kungen komme - die positive Seite habe ich 
schon geschildert, den Ankündigungseffekt -, 
ist es in Wirklichkeit so, daß von dieser Frei­
gabe der Bindungen und der Stabilisierungs­
quote nidlt sehr viele zusätzlidle Impulse aus­
gehen. 

Nun zur Frage der Kredite, dieser 5-Mil­
liarden-Schilling-Kredite, die mit einem Misch­
zinssatz vergeben werden sollen. Herr Finanz­
minister! Sie wissen genau, es sind zurück­
gestellte ERP-Kredite. Die Projekte, die mit 
ERP-Kreditmitteln finanziert werden sollen, 
sind ja meistens schon errichtet. Die Firmen 
haben nicht zahlen können, weil sie den Kre­
dit nidlt bekommen haben, und wenn sie jetzt 
den ERP-Kredit nachträglidl bekommen, dann 
zahlen sie damit ihre Schulden, aber sie inve­
stieren nicht neu. Damit ist der Effekt, daß 
hier neue Investitionen ausgehen, nicht gege­
ben. 

Außerdem: Sie nehmen den Bankenapparat 
mit herein. Mit 10 Prozent Zinsen, Herr Finanz­
minister, nehmen wir zum Beispiel als Unter­
nehmer keine Kredite mehr auf, denn die müß­
ten auf jeden Fall billiger sein. 

Sie machen hier einen Mischsatz zwischen 
ERP-Kredit und zwischen lOprozentigem Nor­
malbankkredit, dieser beträgt 7,5 Prozent. Das 
ist eine reine Augenauswischerei. Das bringt 
nichts, das ist nur ein Vortäuschen einer Rie­
sensumme. Sie könnten ja gleich sagen: Wir 
machen noch einen schlechteren Mischsatz und 
bringen damit 30 MiUiarden Schilling auf. Das 
könnte man auch sagen. Es kann sich sowieso 
jeder um den Satz von 9,5 Prozent genügend 
Kredit aufnehmen. 
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. Dann kommt ja noch etwas dazu, was audl 

schon erwähnt wurde: Durch die sdlledlten 
Aussichten, die die Unternehmungen im Export 
haben, aber auch den stagnierenden Inlands­
absatz auf Grund der verringerten Kaufkraft 
der Bevölkerung auf Grund des Konjunktur­
rückschlages können die Firmen nicht noch 
zusätzlich investieren, weil sie keine genü­
genden Eigenmittel haben, weil Sie mit Ihrer 
massiven Besteuerung schon seit Jahren die 
Eigenkapitalbildung der Unternehmungen 
untergraben und daher keine Investitions­
bereitschaft und auch keine Investitionsmög­
lichkeit besteht, auch wenn man zusätzlich 
jetzt einmal eine gewisse Kreditrate freigibt. 
Das ist also der wirkliche Grund. (Beifall bei 
der avp.) 

Schauen Sie, was schreibt da zum Beispiel 
die "Industrie" am 18. April 1975. Da wird 
das ganz genau beurteilt. Es heißt hier: 

"Zur realistischen Beurteilung wird festge­
stellt, daß keinesfalls jene weitreichenden 
Impulse daraus zu erwarten sind, wie sie an­
gekündigt wurden. Die Freigabe in der Höhe 
von 4,5 Milliarden Schilling aus dem Grund­
budget durch die 50prozentige Reduzierung 
bzw. zum Teil gänzliche Aufhebung der Bin­
dungen bewirkt in der Praxis keine zusätz­
lichen öffentlichen Ausgaben, da schon in den 
letzten Jahren derartige Bindungen regelmäßig 
verfügt, dann aber ebenso regelmäßig nicht 
durchgehalten wurden. Die Freigabe von 
2,2 Milliarden Schilling aus der Stabilisie­
rungsquote ist angesichts der Tatsache, daß 
auch im Vorjahr trotz Konjunkturanspannung 
aus dem gleichen Titel immerhin 1,8 Mil­
liarden Schilling freigegeben wurden, nicht 
allzu eindrucksvoll. Dazu kommt, daß für er­
hebliche Teile der nun offiziell beschlossenen 
zusätzlichen Ausgaben, etwa jene im Bereich 
der Bundesbahnen, die Aufträge bereits seH 
langem vergeben sind, sodaß nunmehr ledig­
lich im nachhinein die zur Bezahlung erforder­
lichen Mittel bereitgestellt werden." 

Das ist also die Tatsache, die auch offen von 
den Zeitungen geschrieben wurde. 

Nun die dritte Frage: Warum können keine 
echten Maßnahmen zur Sicherung der gefähr­
deten Arbeitsplätze eingeleitet werden? Es ist 
das eine sehr brennende Frage, weil ja auch 
die weitere Entwicklung eng damit verbunden 
ist. Es wurde heute schon gesagt, die Staats­
finanzen waren noch nie so in Unordnung wie 
jetzt, hat zum Beispiel Horst Knapp festge­
stellt, und es wurde auch schon ausgeführt, 
daß das Budgetdefizit für 1974, wie wir aus 
dem vorläufigen Abschluß wissen, nicht 10 Mil­
liarden, wie ursprünglich angenommen, oder 
12 Milliarden, sondern 18,5 Milliarden Sdlil-

ling beträgt. Wir wissen aber auch schon und 
sehen es, daß das Budget für das heurige Jahr 
1975 ein Defizit von 25 Milliarden Schilling 
ergeben wird; dabei weniger Investitionen als 
1974. 

Hier müssen wir der Regierung den Vor­
wurf machen, daß sie wirklich in den letzten 
Jahren nicht entsprechend gewirtschaftet hat. 

Ich vergleiche das immer mit einem Betrieb, 
mit einem Unternehmen. Zum Beispiel, ein 
Betriebsleiter hat 1970 einen Betrieb übernom­
men, einen florierenden Betrieb mit guter Be­
schäftigungslage, stabilen Preis- und Kosten­
verhältnissen. Es sind dann vier Jahre Hoch­
konjunktur ins Land gegangen. Der Unter­
nehmer oder der Betriebsleiter hat in diesen 
Jahren die Ausgaben nicht unter Kontrolle ge­
halten, es ist zu einer Ausgabenexplosion ge­
kommen, es wurden Preis- und Kostensteige­
rungen ausgelöst, es wurde nicht sparsam und 
vernünftig gewirtschaftet und verwaltet, es 
wurden keine gezielten und wirtschaftlichen 
Investitionen getätigt. Wie schon erwähnt, 
wurden keine Rücklagen gebildet, also mit 
einem Wort, das Unternehmen wurde nimt so 
geführt, wie man es von einem tüchtigen, lei­
stungsfähigen Unternehmer oder Betriebslei­
ter erwarten müßte. Eine schlechte Führung 
des Unternehmens führt zur starken Verschul­
dung, es kommt zur Entlassung von Arbeits­
kräften, es wird die Kreditwürdigkeit in Frage 
gestellt, das Unternehmen ist nicht mehr zah­
lungsfähig, und schließlich kommt es zum Kon­
kurs des Unternehmens und zum totalen Ver­
lust der Arbeitsplätze. 

So könnte man ungefähr die Entwicklung 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik dieser Re­
gierung in den Jahren seit 1970 darstellen, als 
Vergleich ein Unternehmen. Der Staat als sol­
cher ist nichts anderes als ein Unternehmen. 
Es ist auch hier entscheidend, wer die Füh­
rung innehat, wie das Management, wie man 
so schön sagt, beschaffen ist. Sie haben ja 
zum Teil das Management von einzelnen Fir­
men im Zuge der letzten Besprechungen in 
diesen Fragen angegriffen. Im möchte sie gar 
nicht erwähnen,. aber Sie, der Herr Bundes­
kanzler mit seinen Ministern, stellen das 
Management des Unternehmens Osterreich 
dar. Wenn Sie nidlt imstande sind, dieses 
Unternehmen richtig und zweckmäßig zu füh­
ren, dann treten eben solche Smäden zutage, 
die wir heute behandeln müssen. Wir ver­
suchen mit einem Gesetz ein kleines Pfläster­
chen zu verabreichen, die Grundursachen wer­
den aber nicht behoben. 

Was noch bedauerlicher ist, es fehlt offen­
sichtlich diesem Management des Staates an 
einem richtigen Gefühl im Umgange mit frem-
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dem Geld. Mit fremdem Geld muß man wesent­
lich vorsichtiger und überlegter umgehen als 
mit dem eigenen. Das eigene Geld, Herr 
Finanzminister, das können Sie ruhig beim 
Fenster hinauswerfen, da wird keiner von uns 
etwas einzuwenden haben, aber wenn Sie 
unser Steuergeld, das Geld der Osterreicher 
beim Fenster hinauswerfen, dann beginnen wir 
kritisch zu werden. Sie dürfen uns nicht böse 
sein, daß wir Ihre Vorgangsweise in den abge­
laufenen fünf Jahren einer sehr harten Kritik 
unterziehen. 

Sie haben immer getan, als ob das Ihr eige­
nes Geld wäre, das Sie zur Verfügung stellen, 
das Sie der Bevölkerung sozusagen schenken. 
So zum Beispiel hat der Herr Abgeordnete 
Tull den Kollegen Burger aufgefordert, sich 
dafür zu bedanken, daß Steuergeld in den 
Bergbau geht. Er soll sich also bei der sozia­
listischen Regierung bedanken, daß sein eige­
nes Geld in ein Unternehmen geht. Das ist 
doch eine Zumutung sondergleichen I (Zustim­
mung bei der OVP.) Hier sieht man einfach, 
daß das Gefühl fehlt, welche Aufgabe dieses 
Management, diese Regierung eigentliCh hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Eines ist klar: die ReChnung müssen wir alle 
bezahlen. Die Rechnung wird uns präsentiert 
spätestens nach dem 5. Oktober, wenn all 
jene Dinge eingeleitet werden, von denen 
heute schon gesprochen wurde. Ich komme 
auch noch darauf zu sprechen. Wir müssen das 
gemeinsam bezahlen, jeden Fehler, den die 
Regierung macht, jeder verschwendete Sdlil­
ling, jeder zum Fenster hinausgeworfene Be­
trag muß auf Schilling und Groschen von der 
Gesamtbevölkerung über Steuern, über Bei­
träge, über Gebühren in voller Höhe bezahlt 
werden. Daher müssen wir auch verlangen, 
daß vernünftig und ordnungsgemäß gewirt­
schaftet wird, genauso wie in jedem Unterneh­
men, das florieren will. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Diese Vorwürfe müssen wir machen. Es 
wurde heute schon einiges angeführt, die 
Preissteigerungen zum Beispiel, die zum Teil 
vom Staat ausgelöst wurden, die Inflations­
politik, keine Bremsung der überhitzten Kon­
junktur. 1971 und 1912 haben wir Sie gebeten: 
Tun Sie doch etwas gegen diese überhitzte 
Konjunktur auf dem Bausektor und auf ande­
ren Gebieten! Sie haben nkhts getan I Sie 
haben durch die Einführung der Mehrwert­
steuer zu einem ungünstigen Zeitpunkt und 
durch Ihre eigentümliche Haltung in diesen 
Fragen bei der Bauwirtschaft das Gegenteil 
erreicht. Sie haben eine solche Uberhitzung 
ausgelöst, daß Sie sich heute nicht mehr der 

hohen Mietzinse erwehren können, die durch 
die hohen Baukosten entstanden sind. (Abg. 
Ing. Sc h e i ben g r a f: Sie haben die Bauten 
gefordert! Sollen wir zu euren Forderungen 
nein sagen?) 

Ein verantwortlicher Minister, Herr Abge­
ordneter Scheibengraf, wie zum Beispiel der 
Finanzminister, hat eben die Aufgabe, auch 
nein sagen zu können. (Abg.1ng. Sc h e i b e n­
g ra f: Zu euren Forderungen nein sagen?) 
Herr Abgeordneter Scheibengraf! Selbstver­
ständlich, wenn es notwendig ist. (Abg. P ö 1 z: 
1st doch Käse, was du sagstl) Herr Abgeord­
neterl Jetzt sage ich Ihnen folgendes: Beruhi­
gen Sie sich, das hat mit der Käsewirtsch.aft 
gar nichts zu tun I (Weitere Rufe und Gegen­
rufe zwischen Abgeordneten der SPO und 
OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, wir müssen jetzt wieder einmal 
zu den tatsächlichen Gründen zurückkommen. 
(Abg. lng. Sc h e i ben 9 ra f: Kommen Sie 
selber zurück!) Bitte, ich bin gerne bereit! Ein 
Unternehmer, lieber Herr Abgeordneter 
Scheibengraf, kann auch nicht zu jeder For­
derung seiner Mitarbeiter ja sagen, er kann 
auch nicht ja sagen zu jeder Forderung einer 
Abteilung, wenn sie zusätzliches Personal 
möchte. Er kann nicht ja sagen zu jeder In­
vestition, ob sie wirtschaftlich oder nicht wirt­
schaftlich ist, er muß genau überlegen, was er 
mit dem Geld tut. Er muß eben nein sagen 
können. Der Herr Finanzminister hat das 
offensichtlich nicht gekonnt. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. [ng. Sc he i ben 9 r a f: Denken 
Sie an Ihre Finanzminister!) Sie kennen den 
Begriff "wirtschaften" noch immer nicht! (Abg. 
p ö ) z: Das heißt: Keine Lehrer und so weiter!) 

Herr Abgeordneter! Da merkt man deutlich, 
daß Sie zur Wirtschaftspolitik überhaupt kei­
nen Kontakt haben, daß Sie sich überhaupt 
nicht auskennen. Ich möchte Sie nicht kränken, 
aber ich würde Ihnen empfehlen, sich nur zu 
Dingen zu melden, bei' denen Sie sich aus­
kennen! Das also zu diesem ganzen Problem. 
(Abg. K ern: Schauen Sie sich den "Bauring" 
anl) Vom "Bauring" reden wir lieber nicht. 
(Weitere Zwischenrufe.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der SPOI Es ist sehr erfreulich, daß es 
nun doch gelungen ist, Sie endlich aus Ihrer 
Lethargie zu reißen. Ich möchte zur Frage 
Mehrwertsteuer, Investitionssteuer folgendes 
sagen: Sie haben eine Investitionssteuer von 
12 Prozent im ersten Jahr durchgedrüCkt, 
9 Prozent im zweiten und so weiter bis zu 
2 Prozent im letzten Jahr. Wir haben damals 
gesagt: Machen wir 6 Prozent im ersten Jahr, 
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4 Prozent im zweiten Jahr und 2 Prozent im Sie auch das Gegenteil ununterbrochen be­
dritten Jahr. (Zwischenruf des Bundesmini- hauptet! Sie widersprechen sich ja schon wie-
sters Dr. A n d r 0 s c ho) der!) . 

Wenn also diese Maßnahme durchgeführt 
worden wäre, dann würde die Situation heute 
ein bisserl anders aussehen. Wir haben zum 
Beispiel - mein Unternehmen - eine neue 
Niederlassung gebaut, die hat 82 Millionen 
Schilling geko·stet. Davon waren 5,5 Mil­
lionen Schilling an Investitionssteuer zu be­
zahlen. Anstatt daß man die Investitionen 
fördert, bestraft man diejenigen, die investie­
ren. So ist die tatsächliche Situation! (Abg. 
K ern: Die haben doch keine Ahnung! 
Schaut euch die Wiener Betriebe an!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Finanzminister regt sich furchtbar 
auf, daß er zuwenig Mehrwertsteuereinnah­
men hat. Wir müssen darauf hinweisen, Herr 
Finanzminister: Wir haben 1972 bei der Ein­
führung der Mehrwertsteuer darauf hingewie­
sen, Herr Finanzminister: Sie bekommen von 
den Firmen, von den Großprojekten keine 
Mehrwertsteuer und keine Investitionssteuer, 
weil sie nicht fertiggestellt werden und Sie in 
Ihrer ganzen Einkommensberechnung bei der 
Mehrwertsteuer in Unordnung kommen. Sie 
haben diese Vorgangsweise damals gegen 
unsere Vorschläge beschlossen, jetzt kommen 
Sie darauf, daß das ein Blödsinn war. 

Herr Finanzminister! Wenn ich an der 
Spitze eines Ressorts stehe, dann muß ich halt 
an längere Fristen denken, nicht an ein Jahr 
oder zwei, dann muß ich an fünf oder zehn 
Jahre denken. Das ist auch bei einem Unter­
nehmen das gleiche, da muß man auch solche 
Dinge voraussehen. (Abg. P ö 1 Z: Darum hat es 
der Klaus nicht eingeführtf) 

Es wurde heute schon darauf hingewiesen, 
daß die Aufblähung der Verwaltung mit in 
dieses Kapitel hineingehört. Genauso ist es 
bei einem Unternehmen! Wenn man es bei 
einem Unternehmen übersieht, dann ist die 
Verwaltung auch so aufgebläht, und man wird 
in Schwierigkeiten kommen. 

Es ist tatsächlich so, daß jetzt keine Reser­
ven vorhanden sind. Es müssen ja mindestens 
Beträge in der Größenordnung von 10, 15 Mil­
liarden Schilling zusätzlich vorhanden sein, 
um überhaupt wirklich richtig Arbeitsplätze in 
dieser sdlwierigen Phase zu sichern. 

Im Gegenteil, es ist soweit, daß jetzt die 
Finanzierung der Budgetdefizite immer schwie­
riger wird und daß von zusätzlichen echten 
Mitteln überhaupt keine Rede sein kann. 

Es wurde in den Jahren der Hochkonjunk­
tur nichts zurückgelegt, um für Krisensituatio­
nen gerüstet zu sein. (Abg. Mon d 1: Da haben 

Ich verweise auf die Entwicklung. In 
Deutschland zum Beispiel wird im gegenwär­
tigen Zeitpunkt ein Investitionszuschuß ge­
währt, das heißt, Firmen, die investieren, be­
kommen vom Staat aus Rücklagen, die gebil­
det wurden, einen InvestitionszusdlUß. Wir 
müssen eine Investitionssteuer bezahlen. So 
ist das tatsächlich. (Abg. Mon d 1: Denken Sie 
an Ihre Plakate!) 

Der Finanzminister soll das Geld vernünftig 
einteilen, soll vernünftig und sparsam wirt­
schaften. Herr Abgeordneter, der Finanzmini­
ster soll seine Aufgabe als für die Staats­
finanzen und für die Wirtschaftspolitik Ver­
antwortlicher richtig erfüllen, dann kommt es 
nidlt zu solchen Dingen. (Beifall bei der OVP.) 

Aber was geschieht bei uns? Einziger Aus­
weg: Nicht grundlegende Änderungen und 
sparsame wirtschaftliche Führung der Staats­
finanzen, sondern: Wir brauchen eine. höhere 
Mehrwertsteuer, wir brauchen eine Änderung 
des Gebührengesetzes, damit wir der Bevöl­
kerung wieder zirka 7 Milliarden Schilling aus 
der Tasche ziehen können. Wir brauchen für 
die Post, für die Bahn, für Telephon höhere 
Tarife, wir braudlen höhere Sozialversiche­
rungsbeiträge, weil die Abgänge des Bundes 
immer größer werden, das sind die einzigen 
Auswege. (Bundesminister Dr. A n d r 0 s c h: 
Wie ist es mit dem Milchpreis?) 

Sehr geehrter Herr Finanzminister! Zum 
Mikhpreis. Wenn Sie überall so stabil gewe­
sen wären wie bei den Zuschüssen, die der 
Finanzminister dem Milchwirtschaftsfonds 
gibt, die in den letzten fünf Jahren unverän­
dert geblieben sind, die also die ganze Geld­
entwertung nicht mitgemacht haben, dann 
wäre es richtig, dann würden Sie mit Ihren 
Finanzen sehr gut auskommen, aber Sie haben 
leider bei den anderen Dingen diesen Grund­
satz nicht eingehalten. (Abg. P ö 1 Z: Das 
1. Budgetüberschreitungsgesetz mit 1 Milliarde 
tür die Landwirtschaft ist gar nichts?) 

Mein lieber Herr Abgeordneter! Versäum­
nisse dieser Regierung zu bereinigen, ist eine 
Angelegenheit dieser Regierung. Wir können 
euch da nichts vorschreiben. Ihr müßt anstän­
dig wirtschaften. Sie sind an der Macht, Sie 
sitzen an den Schalthebeln der Regierung, Sie 
müssen entsprechend wirtschaften und arbei­
ten. (Beifall bei der OVP.) 

Der österreichischen Bevölkerung wird also 
nach der Wahl - sie darf jetzt noch war­
ten, es wird also etwas zurückgestellt - nach 
den Plänen der sozialistischen Regierung aller-
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hand auferlegt werden. Ausmaß all dieser 
Steuer- und Gebührenerhöhungen und der 
Tariferhöhungen: 20 bis 25 Milliarden Schil­
ling pro Jahr darf die österreichische Bevölke­
rung voraussichtlich nächstes Jahr bezahlen, 
um die Fehler, die diese Regierung in den 
letzten Jahren gemacht hat, zu begleichen, um 
die Zeche zu bezahlen, Herr Finanzminister. 
Die Osterreicher müssen alles, was Sie nicht 
richtig gemacht haben. in diesem Lande, 
gemeinsam bezahlen, wir alle, die wir hier sit­
zen. Das kann uns nicht gleich sein. Sie wer­
den daher verstehen, daß wir dieser Politik 
nicht zustimmen können und daher das Gesetz 
ablehnen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
.der Herr Abgeordnete Sekanina. (Abg. L i baI: 
Jetzt wird der Kas teurer werden! - Abg. 
K ern: Euer Kas!) 

Abgeordneter Sekanina (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Die Sprecher 
der Osterreichischen Volkspartei, der Herr 
Generalsekretär Dr. Kohlmaier, aber auCh der 
Herr Dr. KeimeI und nun zuletZt der Herr 
Dr. Zittmayr, haben zu den aktuellen wirt­
schaftspolitischen Fragen Stellung bezogen 
und haben in Summe ausgesprochen - nach 
Ihrer Version und von Ihrem Standpunkt 
aus -, daß die österreichische Wirtschaft in 
Unordnung ist, daß diese österreichische Be­
völkerung 'in den nächsten Zeiträumen, wie 
es Herr Dr. Zittmayr formuliert hat, schwieri­
gen Zeiten entgegengeht (Abg. K ern: Tull 
hat das gesagt!), dlaotische Zustände scheinen 
sich in dieser österreichischen Wirtschaft anzu­
bahnen. Herr Dr. Zittmayr hat gemeint, er 
verglekht am liebsten diese österreiChische 
Wirtschaft mit einem Betrieb. (Abg. Doktor 
.z i t tm a y r: Aber nicht mit der VOEST!) 

Dr. Zittmayr hat also gemeint - ich zitiere 
Sie ja nur, verehrter Herr Kollege -, daß 
dieser Betrieb - ist gleich Osterreich - im 
Jahre 1966 von der Osterreichischen Volks­
partei übernommen wurde. Die Osterreichische 
Volkspartei, so formulierten Sie, hat diesen 
Betrieb vier Jahre geführt. 1970 ist der Betrieb 
in eine andere Führung übergegangen, und 
nun stellen Sie nach vierjähriger Tätigkeit 
fest, daß nach Ihrer Version, nach Ihrer For­
mulierung und Uberlegung, dieser Betrieb 
.nicht in Ordnung ist. Nur eines, Herr Doktor 
Zittmayr, haben Sie vergessen. Wie das bei 
AktiengesellsChaften so üblich ist, gibt es 
einen AufsiChtsrat. Nach vier Jahren ist der 
'von Ihnen geführte Betrieb veranlaßt gewesen, 
seine Leistungen aufzuzeigen, sie der öster­
Teichischen Bevölkerung vorzulegen, und die­
ser Aufsidltsrat, spriCh Wähler, hat entschie­
.den: Und weg war die OVP, darf ich fest-

stellen. (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der avp.) 

Ich verwende ja nur Ihre Argumente, Herr 
Dr. Zittmayr, es tut mir sehr gut, daß Sie das 
so detailliert gesagt haben. Und wenn Sie das 
bitte öfters von mir hören wollen, ich werde 
das gerne tun. 

Aber für die Offentlichkeit erhebt sich ja die 
Frage, Herr Dr. Zittmayr, ob diese Ihre For­
mulierung, daß die Situation heute in der 
österreichischen Wirtschaft so schlecht ist, zu­
trifft und ob das tatsächlich den Gegeben­
heiten entspricht. (Abg. S tau d i n ger: Der 
Staatshaushalt!) 

Herr Dr. Kohlmaier hat seine Rede begon­
nen mit der Formulierung, diese Regierungs­
vorlage sei ein Dokument der Unaufrichtig­
keit, und er hat gemeint, daß das hier Auf­
gezeigte und Ausgesagte nicht der Realität 
entspricht. Andere OVP-Redner haben erklärt, 
hier wird Verschleierungspolitik betrieben. 

Darf im Ihnen sagen: Sie, Herr Doktor 
Kohlmaier, oder der Herr Dr. Zittmayr oder 
der Herr Dr. Keimel, alle die geredet haben, 
haben so typisch den aVP-Stil hier von die­
sem Rednerpult aus produziert. Sie haben ein 
Ziel bei all Ihren Argumenten besonders kor­
rekt verfolgt, ein Ziel, das schon seit Wochen 
und Monaten für diese Offentlichkeit regi­
strierbar ist. Sie bemühen sich krampfhaft, 
der österreichisd1en Bevölkerung einzureden, 
daß diese Wirtschaft nicht mehr in Ordnung 
ist. Sie bemühen sich, diese Wirtschaft krank­
zujammern, Sie bemühen sich, in diese Bevöl­
kerung Unsicherheit hineinzutragen, und Sie 
scheinen es überhaupt nicht erwarten zu kön­
nen, bis möglicherweise da und dort deut­
lichere Schwierigkeiten auftreten. (Abg. Dok­
tor BI e n k: Dafür sorgen Sie schon selber!) 
Ich darf aber festhalten, meine Damen und 
Herren - schauen Sie, wenn Sie jetzt noch 
so schreien oder noch so viele Zwischenrufe 
tätigen, Zwischenrufe schreien, Lautstärke er­
setzt nicht Argumente -, wir müssen uns an 
den Zahlen orientieren, Herr Dr. Withalm, 
wir müssen uns an den Zahlen orientieren, 
Herr Dr. Kohlmaier, wir müssen uns orien­
tieren an den Zahlen, die Sie heute vorge­
tragen haben, im Vergleich mit den tatsäch­
lichen Verhältnissen. 

Herr Dr. Kohlmaier, Sie haben von der 
Arbeitslosenrate in Osterreich gesprochen. Sie 
haben bei Ihren Zahlen nur ein bisserl mani­
puliert. Sie haben nur nicht die tatsächlichen 
und offiziellen Verhältnisse aufgezeigt. (Abg. 
Staudinger: Das muß er vom Häuser 
gelernt haben!) 
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Ich müßte Ihnen bitte folgendes nachweisen. 

Sie haben gesagt: Im April 1915 ... Herr 
Dr. Kohlmaier, falsch haben Sie zitiert, ent­
weder bewußt, oder es stehen Ihnen die Unter­
lagen nicht zur Verfügung. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Was war falsch?) Sie haben wörtlich 
erklärt: Arbeitskräfte in Kurzarbeit im April 
1975 etwas mehr als 10.000. Sie haben si<h 
nicht viel geirrt, Herr Dr. Kohlmaier. Ihre 
Aussage und die offizielle Ziffer unters<heiden 
si<h nur um dreieinhalbtausend. 

Im April 1915, offizieller Ausweis, den Sie 
wahrscheinlich bewußt ni<ht verwendet haben, 
gab es in Osterrei<h 1564 Arbeitskräfte in 
Kurzarbeit. Es ist ein Unterschied, ob man eine 
Ziffer so nur in den Raum hineinstellt oder 
ob man sich an den tatsächlidlen Realitäten 
und Verhältnissen orientiert. Wir sind nicht 
bereit, dieser Bevölkerung etwas Falsches zu 
sagen. Wir haben auch nicht die Absicht, 
meine Damen und Herren der Osterreichi­
s<hen Volkspartei, vor dieser Bevölkerung die 
Situation zu beschönigen. Wir lehnen es aller­
dings ab, einen Weg der Verunsicherung oder 
Verdrehung zu gehen, wie Sie ihn auch bei 
der Aussage zu dieser Ziffer praktizieren. 
(Beifall bei der SPO.) 

Etwas anderes möchte ich aber noch bei der 
Gelegenheit vergleichen. Die OVP-Sprecher 
haben also erklärt - und wieder darf ich 
meinen Vorredner zitieren -, sie hätten den 
Betrieb so ausgezeidmet geführt. Herr Doktor 
Zittmayr, Sie haben sich in eine richtige 
Euphorie hineingesteigert, Sie waren ja kaum 
mehr zu bremsen, als Sie von diesem gut 
geführten Betrieb unter der OVP-Alleinregie­
rung sp,rachen. 

Heute steht die Frage zur Diskussion: Gab 
es während einer sozialistischen Regierung 
eine bessere Situation am Arbeitsmarkt oder 
unter einer OVP-Regierung? Sie haben herum­
geredet, Her.r Dr. Zittmayr, Sie haben mit 
Gemeinplätzen operiert, Sie haben keine tat­
sächlichen Ziffern aufgezeigt. Ich darf das ver­
gleichen, damit die tatsächlichen Ziffern be­
kannter werden. 

1966 haben Sie den Betrieb, wie Sie sagten, 
diese österrekhische Wirtschaft, voll verant­
wortlich übernommen. Dann haben Sie ein 
Jahr gearbeitet. 1961, naCh einem Jahr OVP­
Regierung, gab es um 32.000 Arbeitsplätze 
weniger. (Zwischenruf des Abg. S tau d i n­
ger.) Ja, Kollege Staudinger, das sind die 
Tatsachen, die kann man niCht wegradieren, 
die kann man niCht wegwischen. Ein Jahr 
OVP-Regierung: 32.000 Arbeitsplätze weniger. 
Zweites Jahr OVP-Regierung: 29.000 Arbeits­
plätze weniger. Im Zeitraum von 1961 bis 
1910, als wir die Regierung übernommen 

haben, hat siCh die Zahl der Arbeitsplätze 
unter Ihrer Führung hier in diesem Staate um 
24.000 reduziert. 

Dann kam der Leitungswechsel in diesem 
Betrieb. - Kollege Staudinger, machen Sie 
bitte Ihren Kollegen Zittmayr aufmerksam, 
er soll sich die Ziffern verschaffen, er soll hier 
nicht Gemeinplatze, wie ich sagte, produzieren, 
sondern sich an die Realitäten halten. - Dann 
kam die sozialistische Alleinregierung. Und 
unsere Frage, die wir beantworten müssen, 
lautet also: Hat es unter einer sozialistischen 
Regierung eine Verbesserung der Arbeits­
marktsituation gegeben: ja oder nein? Die 
Antwort darauf ist ja naChweisbar und audt 
für Sie kontrollierbar. 

ICh möChte nicht die einzelnen Jahresziffern 
aufzeigen, meine Damen und Herren, sondern 
kh möChte Ihnen die Zusammenhänge in glo­
balen Größenordnungen sagen. 

1910, als die OVP keine Regierungsverant­
wortung mehr trug, gab es in Osterreich durch­
schnittlich 2,361.000 Beschäftigte. Das ist unbe­
stritten. Nach der OVP-Regierung, 1915, zum 
jetzigen Zeitpunkt, gibt es in Osterreidl 
rund 2,636.000 Arlreitskräfte, exakt um 
215.413 mehr. Im halte das für eine modeme 
und fortschrittliche Arbeitsmarktpolitik im 
Gegensatz zu Ihrer Verwaltung, die Sie hier 
in diesem Staate produziert haben. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. S tau d i n ger: Ein 
Glück, daß der Sekanina selber weiß, daß die 
SPO nichts dafür kann/) Für alles kann sie 
dafür! Nur die SPO war dafür zuständig, diese 
Leistung zu erbringen. 

Meine Damen und Herren I Ja so kann das' 
ja nicht gehen, wie Sie Wirtschaftspolitik 
kommentieren in diesem ,Staate. Sie stellen 
sich hier an das Rednerpult und tun so, als ob 
es nur Osterreim gäbe und sonst niChts mehr. 
Ist Ihnen noch nicht aufgefallen, was in der 
Welt los ist? (Abg. Dr. BI e n k: Das haben Sie 
früher nie gemacht?) Nein, so haben wir nie 
argumentiert wie Sie. Ist Ihnen noch nicht auf­
gefallen, daß weltweit eine wirtschaftliche 
Schwierigkeit aufgetreten ist? (Abg. Doktor' 
B 1 e n k: Wer ist da schuld? Die Regierung 
kann nichts dafür?) Die Zeit der enormen 
Zuwachsraten, verehrter Heu Kollege, ist 
eben vorbei. Die Zeit der reibungslosen Ver­
sorgung mit Rohstoffen ist vorbei. Die ge­
sicherten Währungen gibt es nicht mehr in 
dem Maße - Herr Dr. Blenk, das müßte Ihnen 
ja auCh schon aufgefallen sein -, und die Zeit 
der wachsenden Exporte ist auch weltweit 
vorbei. Und da gehen Sie her und meinen 
von diesem Rednerpult aus: Das ist alles nicht 
interessant, das hat man überhaupt nicht zu 
registrieren, im Gegenteil, das gibt es gar 
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nicht, sondern die sozialistische Regierung ist 
jene, die schuld ist, daß es heute diese wirt­
sdtaftlichen Schwierigkeiten gibt. (Abg. Dok­
tor B 1 e n k: Die Regierung ist nur für die 
Erfolge verantwortlich?) So einfach, Herr Dok­
tor Blenk, geht das nidtt. Ich habe nicht be­
hauptet, daß wir nur für die Erfolge verant­
wortlich sind, weil wir Ihren Weg ja nicht 
gehen. Sie machen es die ganze Zeit so, daß 
Sie sich hier herstellen und sagen: Das, was 
gut ist, kommt von der OVP. Heute hat der 
Herr Dr. Keimel gesagt, daß wir heute eine 
Vollbeschäftigung haben, sei noch eine Aus­
wirkung der letzten OVP-Regierung. Der muß 
die Zwischenzeit verschlafen haben, sonst gibt 
es ja das nicht. 

Aber eine andere Bemerkung, die Ihnen 
zeigen soll, welchen Weg wir gegangen sind. 
Es wäre sicherlich auch für Sie interessant, 
das bei einer objektiven Beurteilung der wirt­
schaftlichen Situation zu registrieren. 

Von 1970 bis 1974 - in einem Zwischenruf 
wurde das heute bereits bemerkt - stiegen 
die Industrieinvestitionen in Osterreich auf 
insgesamt 109 Milliarden Schilling. Von 1970 
bis 1974 stiegen die Industrieinvestitionen 
in Osterreich insgesamt auf 109 Milliarden 
Schilling! Während Ihrer Zeit betrugen diese 
Industrieinvestitionen 44 Milliarden Schilling. 

Selbst die Beachtung der Preissteigerungs­
rate, meine Damen und Herren der OVP, 
zeigt, daß es gerade unter dieser Regierung 
zu einer erheblichen Steigerung dieser In­
dustrieinvestitionen gekommen ist. (Abg. 
Dr. BI e n k: Stimmen Sie für oder gegen die 
Wachstumsgesetze?) 

1970 betrug die Summe, die der Staat für 
Auftragserteilungen ausgegeben hat - das 
sollten Sie auch bei Ihrer Kritik berück.­
sichtigen, meine Damen und Herren der Volks­
partei -, 13,5 Milliarden Schilling, 1975 wer­
den es dank der Politik dieser Regierung 
39 Milliarden Schilling sein. 

Eine andere Ziffer. Herr Dr. Zittmayr, haben 
Sie alles vergessen? Haben Sie alles vergessen 
bei dieser Ihrer Argumentation? (Ruf bei der 
OVP: Weihrauch!) Nein, Herr Kollege, das ist 
kein Weihrauch, das sind aktuelle Ziffern. Ich 
kann ja nichts dafür, daß Sie das nicht lesen. 
Wenn Sie die Freundlichkeit hätten, würden 
Sie das wissen. Aber der Dr. Zittmayr hat es 
bewußt nicht gesagt. Hätte er es gesagt, dann 
hätte er zugeben müssen, daß eben diese 
Regierung besser wirtschaftet als die Oster­
reichische Volkspartei. 

Darf ich Ihnen die Entwicklung seit 1969 
in einem anderen Bereich aufzeigen. In die­
sem Kalenderjahr 1969 war österreich gemes-

sen am realen Wirtschaftswachstum an sie­
benter Stelle der europäischen OECD-Staaten. 
Ja wir müssen uns doch im internationalen 
Vergleich auch orientieren, meine Damen und 
Herren. 1974, also nach einigen Jahren sozia­
listischer Regierung, war die österreichische 
Wirtschaft nicht mehr an siebenter Stelle, 
sondern bereits an zweiter. 

Wir haben eine Wirtschaftspolitik betrieben 
- im Gegensatz zu Ihren Formulierungen darf 
ich das aufweisen -, die dazu geführt hat, 
daß der Anteil der Arbeitnehmer am Volks­
einkommen von 65 Prozent 1969 auf 71 Pro­
zent 1975 gestiegen ist. 

Aber noch etwas haben wir getan. Sie hatten 
ja dazu gar nicht den Mut. Während Ihrer 
Regierung, Herr Dr. Kohlmaier, haben Sie 
permanent und laufend die verstaatlichten 
Betriebe in einer Art und Weise kritisiert, 
die bereits alles andere als erträglich ge­
wesen ist. Sie haben uns immer vorgeworfen, 
wir sollten endlich mit diesen Betrieben etwas 
Vernünftiges tun, wir sollten Entscheidungen 
treffen, damit diese Betriebe konkurrenzfähig 
sind und ähnliche Dinge mehr. Sie haben es 
ja nicht gewagt während Ihrer Regierungs­
zeit, das in Ordnung zu bringen, was dort 
an Unzulänglichkeiten vorhanden war. 

Sie haben das nicht getan, sondern erst 
unter einer sozialistischen Regierung wilr es 
möglich, jene Konzentrationsbestrebungen 
einzuleiten und durchzuführen, die letztlich 
dazu geführt haben, daß heute die öster­
reichische Eisen- und Stahlindustrie zu den 
potentesten und konkurrenzfähigsten öster­
reichischen Industriebereichen zählt. Das 
können Sie nicht wegdiskutieren, das ist das 
Resultat einer zielstrebigen Wirtschafts­
politik. 

Wir haben die Wirtsrnaftstruktur in diesem 
Lande verbessert, und es wäre sicherlich sehr 
verlockend, Ihnen in dieser Frage einige De­
tails aufzuzeigen. Ebenso haben wir die Lei­
stungsfähigkeit dieser österreichischen Be­
triebe deutlich verbessert. Und gerade weil 
wir diese Politik betrieben haben, weil wir 
imstande gewesen sind, durch unsere Budget-, 
Finanz- und Wirtschaftspolitik eine derartige 
Grundlage zu schaffen, kam es auch zu einem 
respektablen Leistungskatalog, basierend auf 
einer wohlfundierten und konkurrenzfähigen 
österreichischen Wirtschaft. 

Es würde auch hier zu weit führen, wenn ich 
zum Beispiel, weil es für Sie immer Anlaß 
zur Kritik ist, behaupte, daß die österreimi­
sche Landwirtschaft gerade durch die Wirt­
schaftspolitik der Sozialistischen Partei in die 
Lage versetzt wurde, ihre Position dauernd 
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und laufend zu verbessern, im Gegensatz zu 
Ihrem Zeitraum. (Abg. S tau d i n ger: Agrar­
experte Sekanina!) 

Die Förderungsmaßnahmen, Herr Kollege 
Staudinger, unter unserer Regierung gegen­
über der österreichischen Landwirtschaft 
waren weitaus umfangreicher und weitaus 
zielstrebiger, als Sie das getan haben. Wir 
waren es, die dank einer guten wirtschaft­
lichen Situation in die Lage gekommen sind, 
zum Beispiel das fünf jährige Bergbauernpro­
gramm zu installieren. Wir sagen nicht, daß 
wir damit am Ende der Uberlegungen ange­
langt sind. Wir behaupten auch nicht, daß die 
Bergbauern bereits ausreichend dotiert sind. 
Aber im Gegensatz zu Ihnen, die Sie nur ge­
redet und nichts getan haben, haben wir diese 
1,5 Milliarden Schilling zur Förderung des 
österreichischen Bergbaues 1972 eingesetzt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Aber noch etwas, meine Damen und Herren 
der Osterreichischen Volkspartei, möchte ich 
aufzeigen, wieder ein Resultat einer Wirt­
schaftspolitik, die in Ordnung ist, die 
zukunftsorientiert und die vor allem so geartet 
ist, daß wir auch kommende Schwierigkeiten 
bewältigen können. Schauen wir uns doch 
einmal die soziale Bilanz in Osterrekh an. 
Sie haben ja nichts davon geredet. (Abg. 
S tau d in ger: Aber nur!) Ich habe Ver­
ständnis dafür, Kollege Staudinger, und ich 
habe Verständnis dafür, Kollege Zittmayr, daß 
Sie als Oppositionspartei die Verhältnisse 
möglichst im Negativen erscheinen lassen wol­
len. Wir sind nicht dazu da, diesen Weg mit­
zugehen, ich zeige Ihnen daher das folgende 
auf. 

Wenn Sie die Zeit erübrigen können, wenn 
Sie weniger Demagogie betreiben würden, sich 
etwas mehr mit den Realitäten, Herr Kollege 
Blenk, befassen würden, nicht nur Oberfläch­
lichkeiten produzieren müssen (Abg. Doktor 
BI e n k: Ausgerechnet Siel), vergleiChen Sie 
die aktuellen Ziffern. Die können Sie ja nicht 
bestreiten, Dr. Blenk. (Abg. Dr. B 1 e n k: Aber 
natürlich!) 

Schauen Sie sich an, wie die Situation zum 
Beispiel der 360.000 Ausgleichszulagenempfän­
ger in Osterreich aussieht. Unter Ihrer Regie­
rung haben diese Menschen 1970 einen Aus­
gleichszulagensatz von 1283 S gehabt. 1975 
wird er einen Betrag von 2354 S erreichen, 
weil wir gut gewirtsmaftet haben, weniger 
geredet als Sie und Leistungen erbracht haben. 
Das ist der entscheidende Unterschied zwi­
schen Ihnen und uns, Herr Staudinger. (Beifall 
bei der SPO.) 

Die nächste Ziffer, bitte zu registrieren, Herr 
Dr. Blenk. (Abg. Dr. B 1 e n k: Ziffern werde 

ich Ihnen auch bringen, Herr Abgeordneter 
Sekanina! Es kommt eben darauf an, was 
dahinter stehtf) Sie vergessen das viel zu 
schnell, deswegen muß ich Ihnen das sagen. 
Diese Einkommensverhältnisse, Herr Doktor 
Blenk, sind auch für Sie nicht uninteressant. 
Möglicherweise finden Sie das lächerlich, weil 
Sie für die Situation dieser Bevölkerungs­
kreise kein Verständnis haben. (Abg. Li baI: 
Da kommt er nicht mit, das ist ihm zu hoch! -
Heiterkeit bei der OVP.) 

Dank einer guten Wirtschaftspolitik können 
wir heute feststellen, daß wir im Zusammen­
hang mit diesen Aktivitäten die Einkommens­
verhältnisse gerade der Einkommensschwäch-
sten in diesen Zeiträumen um 40 Prozent 
erhöht haben. Es gibt Pensionserhöhungen in 
diesen Zeiträumen seit 1971 bis zu 62 Pro­
zent, ein weiterer sichtbarer Ausdruck, meine 
Damen und Herren, einer zielführenden und 
sinnvollen Wirtschaftspolitik. (Abg. 0 f e n­
b ö c k: Deswegen gehen so viele in den öffent­
lichen Dienst, weil sie sich in der so "sicheren" 
Wirtschaft nicht mehr hinaussehen!) 

Ihnen kann man es nicht recht machen, 
Herr Kollege Ofenböck. Einmal haben Sie· 
gemeint, keiner geht mehr in den öffentlichen 
Dienst, nichts mehr los, beim Bundesheer will 
keiner mehr sein. Jetzt kommen die Menschen 
wieder mehr (Abg. 0 f e nb ö c k: Weil sie 
die Sicherheit nicht haben, von der Sie reden!), 
aber Sie sagen, das ist schlecht, weil so viele 
kommen, eine schlechte Wirtschaftspolitik! 

Herr Kollege Ofenböck, ich sage das nicht 
für Sie persönlich, ich habe Sie angesprochen, 
weil die Interessanteren im Augenblick nicht 
da sind, daher muß ich das dem Kollegen 
Ofenbö<k, weil er den Zwischenruf gemacht 
hat, sagen. Es wird halt Zeit, daß Sie sich in 
der OVP einmal auf eine Linie einigen. Jetzt 
kriegen wir neue Plakate, ganz Osterreich 
stellt das fest. Da schauen ein paar Suchende 
von den Plakatwänden: "Unsere OVP muß 
wieder her!" - Ja habt ihr sie verloren, daß 
ihr sie nicht mehr findet, oder was ist los mit 
euch in letzter Zeit? (Beifall bei der SPO.) Wir 
brauchen keine Suchenden, sondern wir ver-· 
weisen darauf, daß wir in diesem Zusammen­
hang folgendes an Leistungen, Herr Doktor 
Blenk, nachweisen können. 

Es ist ja für die österreichismen Arbeit-· 
nehmer zum Beispiel durmaus interessant, 
einmal zu vergleichen: Was ist während Ihrer 
Regierungszeit geschehen und was ist ge­
schehen, seit Sozialisten regieren, nämlich seit 
der Zeit, die Sie heute durch Ihre Argumen­
tationen, wie Sie meinten, so heftig kritisieren 
mußten. (Abg. Dr. BI e n k: Es gibt ein Baro­
meter: Die Arbeiterkammerwahlen!) 
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Die Arbeiterkammerwahlen waren gar nicht 

so schlecht für uns, muß ich feststellen. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Sie sind sehr bescheiden gewor­
den!) Es kann natürlich für uns da und dort 
schwierige Situationen geben, aber was heute 
oder damals passiert ist, ist ja kein Dauer­
zustand. 

Aber ich möchte die Frage beantworten: 
Was haben die Arbeitnehmer im Zusammen­
hang mit diesen beiden Zeitabschnitten pro­
fitiert, welche Leistungen wurden damals und 
heute für sie erbracht? 

Ein kleines Beispiel, das nicht uninteressant 
ist. Sie kritisieren das heute ja so oft. Wäh­
rend Ihrer Regierungszeit, meine Damen und 
Herren der Osterreichischen Volkspartei, 
haben Sie zum Beispiel im Bereich der Lohn­
steuersenkung überhaupt nichts getan, über­
haupt nichts I (Abg. S tau d i n ger: Wir 
haben auch keine Inflation gehabtl) Das ist 
eine billige Formulierung, Kollege Staudinger. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Eine zwingende!) Keine 
zwingende. Aber weil wir die Voraussetzun­
gen, Kollege Sandmeier, geschaffen haben, 
weil wir so gut gewirtschaftet haben, meine 
Herren, deswegen war es uns möglich, in die­
sem Lande eine dreimalige Lohnsteuersenkung 
im Interesse der österreichischen Arbeit­
nehmer durchzuführen. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. BI e n k: Von der Inflation reden Sie 
gar nichts!) 

Ich habe ja nicht erwartet, daß ich von 
Ihnen mit Freundlichkeit empfangen werde. 
Aber wenn es dazu beiträgt, daß durch meine 
Argumentation wieder ein bißchen Leben in 
Ihren Bereich hineinkommt, schadet Ihnen das 
sicher nicht. 

Wir haben dank einer guten wirtschaftlichen 
Situation für die österreichischen Arbeiter das 
Entgeltfortzahlungsgesetz schaffen können. 

Wir haben uns aber auch bemüht, materielle 
Verbesserungen für andere Bevölkerungs­
gruppen zu installieren. (Abg. Dr. W i t haI m: 
Ohne ErJoIgJ) Es war uns möglich, im sozialen 
Bereich bessere Urlaubsregelungen zu schaf­
fen. Wir haben eine grundsätzliche Änderung 
der Familienpolitik durchführen können. Bitte, 
erinnern Sie sich wieder. Wo ist denn der Herr 
Dr. Kohlmaier? Ich glaube, bei der Präsidial­
sitzung. Ich möchte ihn nicht kritisieren, weil 
er nicht da ist; das tue ich nicht, so wie Sie 
das tun. 

Aber, bitte, darf ich. Ihnen folgendes in 
Erinnerung rufen: Da gibt es doch den Fami­
lienlastenausgleichsfonds. Was haben Sie mit 
diesen Beträgen damals getan? Durch eine 
falsche Finanz- und Budgetpolitik waren Sie 
und Ihr damaliger Finanzminister Koren ge-

zwungen, diese Beträge zur Stopfung von 
Budgetlücken zu verwenden. Wir haben diese 
Beträge dazu verwendet, um eine umfassende 
Verbesserung der Familienpolitik zu erreichen, 
das heißt mit anderen Worten: eine sinnvolle 
Verwendung der Steuergelder. Wir konnten 
,uns daher, meine Damen und Herren, wesent­
lich auch in einem anderen Bereich im Zu­
sammenhang mit einer erfolgreichen Wirt­
schaftspolitik engagieren. 

Ich glaube, daß man Ihnen das deutlichst 
vorhalten muß, weil Sie das viel zu leicht bei 
Ihren Argumentationen außer acht lassen und 
ganz einfach nicht bereit sind, erbrachte Lei­
stungen zu registrieren. 

Wir haben gesagt, die Gesundheitspolitik 
ist für uns ein vorrangiges Problem, und wir 
haben bis 1975, Herr Kollege Staudinger, bitte 
beachten Sie das, so etwas hat es ja in Ihrer 
Zeit nicht gegeben, den Betrag von 4 Mil­
liarden Schilling aufgewendet, weil uns im 
Gegensatz zu Ihnen diese Gesundheitspolitik 
viel mehr am Herzen liegt und wir das daher 
viel deutlicher praktizieren. (Zwisc!zenrufe.) 
Kollege Staudinger, wir haben die Gesund­
heitspolitik mit diesen Beträgen finanziert, 
weil wir glauben, daß sie eine wesentliche 
Bedeutung für die österreichische Bevölkerung 
hat. Ich möchte daher, meine Damen und 
Herren, zusammenfassend folgendes bemer­
ken: 

Die Zeit reicht sicherlich nicht aus, um alle 
Einzelheiten einer erfolgreichen Wirtschafts­
politik unter einer sozialistischen Regierung 
aufzuzeigen. (Abg. S tau d i n ger: Aber über 
das Budget hat er kein Wort gesagtl) Das 
haben ja andere Kollegen getan und werden 
es auch sicher noch tun. Aber ich wollte Ihnen, 
weil Sie das so gerne vergessen, weil Sie das 
nicht hören wollen, gerade die Auswirkungen 
dieser Wirtschaftspolitik aufzeigen. Wir er­
klären mit aller Deutlichkeit, daß wir uns 
mit Vehemenz gegen diese permanente Krank­
jammerei Ihrerseits wenden, wir sind dagegen, 
daß bewußt Hysterie in Osterreich im Zu­
sammenhang mit wirtschaftspolitischen Fragen 
erzeugt wird, wie das -Sie, Herr Dr. Zittmayr, 
und wie das Ihre Vorredner getan haben. Wir 
'wenden uns dagegen, daß man die Offent­
lichkeit verunsichert, wir wenden uns dagegen, 
daß man hier nur mit Gemeinplätzen operiert 
und keine Alternativen bietet. 

Bei aller Beachtung Ihrer Oppositionspolitik, 
auch Sie hätten und haben Verantwortung 
für diesen Staat, aber Ihnen scheint ja gerade 
im jetzigen Zeitpunkt das Parteiinteresse, das 
kleinkarierte Parteiinteresse (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Das Ihnen so fremd ist/), wichtiger 
zu sein. Ihnen ist das wichtiger als die Inter-
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essen der österreichischen Bevölkerung. Gegen 
eine solche Politik, Kollege Ble~k, wenden wir 
uns mit aller Vehemenz I Wir glauben, daß wir 
mit Recht diesen Weg beschreiten, wir glau­
ben, daß wir mit der heutigen Beschlußfassung 
über diese Regierungsvorlage dazu beitragen, 
die Aufrechterhaltung einer guten wirtschaft­
lichen Situation in asterreich zu gewähr­
leisten. 

Für uns als Sozialistische Partei und Regie­
rung ist es nach wie vor zentrale Aufgabe, 
die Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten. 
Wir wollen aber nicht nur gesicherte Arbeits­
plätze, wir wollen auch eine entsprechende 
Humanisierung des Arbeitslebens. Wir treten 
mit Vehemenz gegen beginnende Einbrüche 
in diese Konjunktur auf, wir wenden uns mit 
gegebenen und geeigneten Mitteln gegen jede 
Stagnationserscheinung. Wir wollen dazu bei­
tragen, mit diesen Beträgen der österreich­
schen Wirtschaft einen Impuls zu geben. Wir 
möchten haben, daß die weltweite Situation, 
die sich in so negativem Maße ausweist, nicht 
auf Osterreich übergreift. Wir glauben, daß 
diese Politik wohltuend von Ihrem Gejammer 
unterscheidet, meine Damen und Herren, und 
daß wir damit der österreichischen Bevöl­
kerung einen weitaus größeren Dienst er­
weisen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Sandmeier. (Abg. L i baI: 
Der hat es jetzt schwer! - Abg. S tau d i n­
ger: ,Der redet zum Thema und hat es leichtl) 

Abgeordneter Sandmeier (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich weiß nicht, ob man es 
so schwer hat, wenn man das Glück hat, nach 
dem Abgeordneten Sekanina sprechen zu dür­
fen. Der Abgeordnete Sekanina hat nämlich, ich 
glaube, es war ungefähr eine halbe Stunde 
hier gesprochen, zum Thema hat er allerding~ 
überhaupt nichts gewußt, er hat von überall 
her ein kleines Blümchen gesucht (Abg. Doktor 
Fis c hel: Weil die Wiese so groß istl), das 
Vergrößerungsglas daraufgelegt und gesagt: 
Weil wir so gut gewirtschaftet haben, läuft 
alles so gut! 

Herr Abgeordneter Sekanina, darf ich Ihnen 
etwas sagen. Wenn es trotz dieser schlechten 
Finanz-, Budget- und Wirtschaftspolitik dieser 
Regierung heute noch eine Wirtschaft gibt, 
die nicht - wie Sie sagen - in Unordnung 
ist - die Wirtschaft ist in Ordnung -, dann 
ist das das Verdienst der Unternehmer und 
der Arbeitnehmer in diesen Betrieben, aber 
nicht der Regierung! (Beifall bei der OVP. -
Anhaltende Rufe und Gegenrufe bei OVP 
und SPO.) 

Herr Abgeordneter Sekanina, Sie sind mir 
direkt ins Messer gelaufen, ich bin Ihnen sehr 
dankbar, daß Sie vom Familienlastenausgleich 
etwas gesagt haben. (Abg. Robert W eis z: 
Er ist ein Metallarbeiter!) 

Darf ich Ihnen jetzt etwas zu Ihrer Infor­
mation s~gen '/ Ich habe das Gefühl, der Herr 
Abgeordnete Fischer als Sekretär hat Sie nicht 
ganz gut unterrichtet. (Anhaltende Zwischen­
rufe.) Jetzt horchen Sie, bitte. 

Bekanntlich gibt es ein Forderungsbuch, in 
dem Forderungen an den Familienlastenaus­
gleich aufscheinen, Forderungen, die sich bis 
zum Jahre 1910 angesammelt haben. Wenn Sie 
sich damit beschäftigt haben, müssen Sie das 
zugeben. Da drinnen scheinen heute als For­
derung 3,4 Milliarden Schilling auf. In diesen 
3,4 Milliarden Schilling sind die Beträge aus 
der Koalitionszeit enthalten. Es ist richtig, 
ich gebe zu, daß in der Zeit der OVP-Regie­
rung 600 Millionen Schilling auch auf dieses 
Konto gekommen sind, und praktisch bis jetzt 
dem Budget zugute gekommen sind. Aber was 
sagen Sie zu 1970? Fragen Sie Ihren Finanz­
minister I Der Herr Finanzminister Dr. And­
rosch hat nicht 600, sondern' 800 Millionen 
inkameriert, das ist der Betrag von 1910, 
der scheint dort ebenfalls nur als Forderung 
auf. Er hat diesen Betrag inkameriert. Davon 
haben Sie überhaupt nicht gesprochen! (Abg. 
S tau d i 11 gel: 800 MiJIionen!) 

Herr Abgeordneter Sekanina! Derzeit liegen 
auf dem Postsparkassenkonto 6 Milliarden 
Schilling! Herr Sekanina, wenn Sie bitte auf­
passen: 6 Milliarden Schilling liegen dort an 
Geldern, das heißt, sollten -dort liegen, der 
Herr Finanzminister ist hergegangen und hat 
diese' 6 Milliarden Schilling schon wieder ge­
holt, um Budgetlöcher zu stopfen. Er bekommt 
dort 5 Prozent und erhält den Kredit um 2 Pro­
zent. Das sind die Fakten, die Tatsachen. Sie 
können nicht hier herausgehen und die Dinge 
einfach verwisChen. 

Ich werde aber im Verlaufe meiner Aus­
führungen sicher noch ein paarm~l speziell 
auf Ihre Ausführungen zurückkommen. 

Meine Damen und Herrenl Wenn man die 
Ausführungen des Abgeordneten Dr. Tull und 
des Abgeordneten Sekanina gehört hat und 
wenn man in der letzten Zeit sozialistische Zei­
tungen studiert hat, die sich unter anderem 
mit der heutigen Regierungsvorlage, nämlich 
mit der zu beschließenden Stabilisierungs­
quote befassen, so hat man den Eindruck, 
daß seitens der Regierung propagandistisch 
alles unternommen wird, um die Bevölkerung 
neuerdings irrezuführen und ihr die Wahrheit 
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über . die tatsächliche Budgetlage vorzuent­
halten. 

Ihre Budgetpolitik hat Sie dazu gebracht, 
daß Sie· heute nur mehr von der Hand in 
den Mund leben: Ein Loch machen Sie auf, In einer kostspieligen Inseratenserie bietet 

man in Jahrmarktmanier den Slogan an: das andere stopfen Sie zu. 
"Trotz Steuersenkung 12 Milliarden Schilling 
zur Sicherung der Arbeitsplätze'" 

Es ist heute schon vieles für und wider 
zu den bevorstehenden Maßnahmen, die heute 
beschlossen werden sollen, gesprochen wor­
den. Ich kann mir vorstellen, daß die Zuhörer 
auf der Galerie sich nicht leimt durchfinden 
können, was nun eigentlich tatsädllich stimmt. 
Es erscheint mir daher notwendig, noch einmal 
zum Kern der Sache, zum Kern der heutigen 
Auseinandersetzung vorzustoßen. 

Worum geht es, meine Damen und Herren? 
Die österreichische Wirtschaft ist nicht zuletzt 
durch das eindeutige Versagen der derzeitigen 
Bundesregierung auf finanz- und budgetpoli­
tischem sowie wirtschaftlichem Gebiet, was 
die Auftragslage betrifft, in eine bedrängte 
Situation gekommen. Und damit Sie nicht 
sagen, diese Kritik an Ihrer Budget- und 
Finanzpolitik stammt von der Opposition, wir 
wären Schwarzmaler, möchte ich als Kron­
zeugen den im In- und Ausland ob seiner fun­
dierten Fachkenntnisse und auch vom Herrn 
Finanzminister sehr geschätzten Herrn Pro­
fessor Horst Knapp zitieren. Ich weiß, das 
Zitat haben Sie schon einmal gehört, aber ich 
glaube, man kann es Ihnen nicht oft genug 
sagen, damit Sie es wenigstens glauben, wenn 
Sie das schon von uns nicht annehmen. Horst 
Knapp hat gesagt: So wenig in Ordnung 
waren die Staatsfinanzen seit Menschen­
gedenken nichtl 

Meine Damen und Herren I Das ist dom. 
eine einzige Anklage. Es ist geradezu ein 
Hohn, wenn man an die Ausführungen des 
Abgeordneten Dr. Tull und des Abgeordneten 
Sekanina denkt, die allerdings nur den kläg­
lichen Versuch gemacht haben, die Finanzlage 
des Staates so darzustellen, als lebten wir in 
einer heilen Welt. 

Was steckt nun hinter diesen großspurigen 
Ankündigungen in dieser Vorlage? Die Frei­
gabe von 2,2 Milliarden Schilling als soge­
nannte Stabilisierungs quote ist nur ein Ele­
ment der seit einem Jahr laufenden Ver­
schleierungspolitik auf budgetpolitischem Ge­
biet. Was soll man von einer Stabilisierungs­
quote halten, wenn im ordentlichen Budget 
noch 3,2 -Milliarden gebunden bleiben? Die 
Absicht des Finanzministers ist nur zu durch­
sichtig. Es geht dem Herrn Finanzminister um 
nichts anderes als um die Möglichkeit, weitere 
Kredite aufzunehmen. Damit aber verschulden 
Sie den Staat um weitere 2,2 Milliarden Schil­
liIig. 

Das heißt aber nichts anderes, als daß es 
Ihnen in den letzten Jahren nicht gelungen ist, 
trotz Uberbeschäftigung, trotz Hochkonjunk­
tur, trotz einer Steigerung der gesamten 
öffentlidlen Abgaben um mehr als 100 Prozent 
wenigstens bescheidene Uberschüsse zur Seite 
zu legen, um notwendige konjunktur­
belebende Maßnahmen auch bezahlen zu kön-
nen. 

Vielleicht, Herr Finanzminister, hat Sie die 
Fülle der Mehreinnahmen, die Ihnen in den 
vergangenen Jahren zugeflossen sind, noch 
mehr dazu verleitet, die Politik des Geldaus­
gebens mit der leichten Hand als praktikablen 
Weg sozialistischer Budgetpolitik anzusehen. 

Spätestens in der zweiten Hälfte des Jahres 
1974 mußte dodl dem Finanzminister klar­
geworden sein, wie bedrohlich .rasch sidl der 
Himmel über seiner Budgetpolitik verdüstert 
hat, wie schwer es geworden ist, Defizite zu 
finanzieren, wie rasch die Abgabeneinnahmen 
hinter den Erwartungen zurückbleiben und 
damit pausenlose Schwierigkeiten in der 
Kassenhaltung des Bundes auslösen, mit ande­
ren Worten, wie rasch Sie auf eine Krise der 
Staatsfinanzen lossteuern. 

Diese 2,2 Milliarden Schilling, die Sie zu­
sätzlich aufnehmen, dienen im großen und 
ganzen letztlich nur zur Bezahlung der be­
stehenden Sdmlden, zur Bezahlung von Auf­
trägen, die bereits laufen. Sie werden mit 
diesem Betrag wohl keinen neuen Arbeitsplatz 
schaffen. 

Der Finanzminister hat heuer in diesen paar 
Monaten über 20 Milliarden Schilling Schulden 
gemacht. Das Defizit des Jahres 1975 wird nach 
Ansicht seriöser Fachleute mindestens 25 Mil­
liarden Schilling betragen. 16,5 Milliarden 
wurden präliminfert, voraussichtlich 20 Mil­
liarden - das gibt der Herr Finanzminister 
heute schon zu - wird das Defizit ausmaChen, 
doch die Fachleute schätzen es, wie gesagt, 
auf mindestens 25 Milliarden Schilling. 

Herr Bundesminister I Wenn das stimmt 
- und alle Anzeichen deuten leider darauf 
hin -, dann heißt das, daß diese Regierung 
pro Monat -.pro Monat! - 2 Milliarden Schil­
ling Schulden macht. 

Herr Abgeordneter Sekanina hat ganz 
darauf vergessen, auch das hier vorzubringen. 
Das wäre für uns alle und für die ganze 
Bevölkerung sehr interessant gewesen. (Abg. 
Dr. Tu 11: Sandmeier! Wie ist das in Gmun­
den?) Herr Dr. Tulll Wenn Sie mich bezüglich 
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Gmunden fragen, muß ich ehrlich sagen. Ich 
bin der glücklichste Mensch, wenn ich unseren 
Schuldenstand anschaue und gleichzeitig den 
des Herrn Finanzministers betrachte. Das darf 
ich Ihnen sagen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe fast den Eindruck, meine Damen 
und Herren, Sie haben das Gefühl für die 
Größenordnung einer Milliarde verloren. Frü­
her hat man sich unter 100 Millionen etwas 
ganz besonders Großes vorgestellt. 1 Mi!-:­
liarde Schilling sind immerhin 1000 Millionen 
Schilling. Meine Damen und Herren! Diese 
Milliarden, die Sie hier aufnehmen - heuer 
wahrscheinlich 25 bis 30 Milliarden -, muß 
die Bevölkerung doch einmal zurückzahlen I 

So eine Politik kann man nur als verant­
wortungslos bezeichnen. Es ist ein schlechtes 
Erbe, das Sie im Oktober dieses Jahres hinter­
lassen werden. 

Dabei haben Sie eine florierende Wirtsdlaft, 
eine ausgeglichene Konjunktur, ein relativ 
starkes Wirtschaftswachstum, eine Preistei­
gerungsrate von nur 3 Prozent und eine Voll­
beschäftigung übernommen. (Abg. Dr. Tu 11: 
300.000 Beschäftigte weniger!) Ganz obj~ktiv, 
nüchtern und sachlich muß man dazu fest­
stellen: Sie haben - Herr Abgeordneter Tull, 
schreiben Sie es sich ins Stammbuch und geben 
Sie es an den Finanzminister weiter! - das 
Erbe, das Sie übernommen haben, sChlecht 
verwaltet. 

Wenn Sie in den Erläuternden Bemerkungen 
- leider ist Herr Abgeordneter Sekanina nicht 
mehr da, er hat sicherlich Wichtigeres zu tun, 
leider kann er es nicht hören, denn für ihn 
wäre das ganz besonders bestimmt gewesen -
sinngemäß sChrieben, daß im ersten Jahrfünft 
der siebziger Jahre - Sie meinen damit die 
Jahre, in denen Sie regiert haben - die Wirt­
schaft einen großen AufsChwung genommen 
hat,' dann muß ich mit aller Bescheidenheit 
folgendes sagen: Jeder volkswirtschaftlich 
halbwegs Gebildete weiß genau, daß gesetz­
liche Maßnahmen, wie sie die OVP-Regierung 
gesetzt hat, wie die Wadlstumsgesetze, die 
Strukturverbesserungsgesetze, die im Koren­
Plan zusammengefaßt sind, für die Wirksam­
keit eine Anlaufzeit von ein paar Jahren brau­
chen. (Abg. Dr. Tu 11: Koren-Plan ist Makula­
tur!) Sie waren, diese Regierung war Nutz­
nießer dieser Maßnahmen. Die Regierung 
Kreisky hat außerdem das Glück gehabt, in 
den Trend hineinzukommen, in dem der Koren­
Plan sich wirtsdlaftlich niederzuschlagen 
anfing. Außerdem, Herr Abgeordneter Tull, 
haben Sie ja in eine Weltkonjunktur hinein­
geheiratet, für die Sie gar ilichts gekonnt 
haben. (Abg. Dr. Tu 11: Koren-Plan: etwas tür 
die Altpapiersammlung des Roten Kreuzes!) 

Ohne Ihr Zutun, trotz Ihrer schlechten 
Finanzpolitik schmücken Sie sich nunmehr mit 
fremden Federn. Herr Abgeordneter Sekanina 
hat zehnmal gesagt: Weil wir einfach so gut 
sind, weil wir einfadl so gut gewirtsdlaftet 
haben. - Sie haben ein gutes Erbe über­
nommen, ohne den Beweis angetreten zu 
haben, daß dieses Erbe durch Ihre Tätigkeit 
vermehrt wurde. Im Gegenteil: Sie haben 
durdl eine unverantwortliche, bedenkenlose 
Ausgaben- und Verschwendungswirtschaft 
sehr wesentlich selbst zur ständigen Stei­
gerung der Inflationsrate beigetragen. 

Einer Ihrer größten Fehler war und ist es, 
daß Sie die Dinge verharmlosen. Ich habe 
erst kürzlich in einer Wirtschaftszeitung fol­
genden Satz gelesen: 

"Der stärkste Verbündete der Inflation ist 
die Verharmlosung." 

Das muß man sidl gerade im wirtschaftlich 
so schwierigen Jahr 1975 vor Augen halten. 

Der Hinweis auf die Inflationsraten in ande­
ren Industriestaaten - das hat ja auch heute 
Abgeordneter Tull wieder vorgebracht, in­
dem er meinte, anderswo wären die Inflations­
raten noch höher - gleicht der Situation, in 
der sich ein Schwerkranker befindet, den man 
mit der Tatsache zu trösten versucht, daß auch 
in anderen Spitälern gestorben werde. 

So haben Sie, meine Damen und Herren 
von der linken Seite, nunmehr das Kunststück. 
zustande gebracht, im Anschluß an eine gute, 
wirtschaftlich geführte Politik abzuwirtschaf­
ten. 

Wenn Sie über unsere Grenzen schauen, 
dann können Sie ridltigerweise bemerken, daß 
wir in anderen -Ländern größere Preis­
steigerungsraten feststellen. Aber gleichzeitig 
müssen Sie auCh die Arbeitslosenziffern dieser 
Länder festhalten. 

Wer es bisher immer nodl nicht geglaubt 
hat, muß es doch jetzt endlich begreifen: 
Inflation bewirkt eben Arbeitslosigkeit; die 
Staaten um uns sind der Beweis dafür. 

Die derzeitige Bundesregierung hat Inflation 
erzeugt und damit die Arbeitsplätze gefährdet. 
Nun unternehmen Sie den Versuch, der Bevöl­
kerung einzureden, man müsse nur diese Vor­
lage beschließen, dann wäre alles wieder gut 
und sicher. 

Was Sie hier tun, meine Damen und Herren, 
ist nur eine FluCht nach vorne, genauso wie 
Sie mit Ihrer sogenannten Wahlplattform nur 
die Flucht naCh vorne angetreten haben. 

Eines muß man Ihnen zubilligen: Sie haben 
mit Ihrer Wahlplattform Ihre derzeitigen 
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Schwachstellen genau erkannt, nämlich daß 
nach fünf Jahren SPO-Regierung alles unsicher 
geworden ist, was früher sicher war: vom 
Arbeitsplatz bis zum Wert des Schillings, 
von der Landesverteidigung bis zum Schutz 
des Bürgers vor Kriminalität, von der Stellung 
Osterreichs in einem freien Europa bis zur 
Leistungsfähigkeit unseres Staates. Sie haben 
in alle Bereiche des Lebens Unsicherheit 
hineingebracht. Das haben Sie genau erkannt., 

Deshalb treten Sie auch die Flucht nach 
vorne an und plakatieren: SPO = Sicherheit. 
Sie wollen ablenken von den tatsächlichen 
Verhältnissen, nur glaubt es Ihnen niemand 
mehr. Sie haben in den vergangenen fünf J ah­
ren zu viel an Glaubwürdigkeit eingebüßt. 

Das Jahr 1970, Herr Abgeordneter Tull, 
liegt noch gar nicht so weit zurück, daß die 
Bevölkerung es vergessen hätte, was Sie 
damals versprochen haben. Es ließe sich jetzt 
eine ganze Liste, Herr Abgeordneter Doktor 
Tull, aufzählen, was Sie versprochen und nicht 
gehalten haben. Denken Sie an die 5000 Woh­
nungen, an die sechs Monate Wehrdienst. 

Aber an zwei Versprechen will ich Sie ganz 
besonders erinnern: Einmal gaben Sie doch 
vor der Wahl das Versprechen - sagen Sie, 
es stimme nicht, was ich jetzt sage -: Die 
Preise wollen wir in den Griff bekommen! -
Stimmt es? - Das haben Sie gesagt. Und 
heute haben wir schon Preissteigerungen bis 
zu 10 Prozent. Und zum anderen: Sie haben 
gesagt, Sie werden das Budget konsolidieren, 
wenn man SPO wählt. In Wirklichkeit hinter­
läßt diese Regierung bei ihrem Abgang eine 
noch nie dagewesene Inflationsrate und ein 
völlig durcheinandergeratenes Budget mit 
einem Defizit von weit über 20 Milliarden 
Schilling. 

Es ist nur zu verständlich, daß der Herr 
Finanzminister einer derjenigen war, der sich 
ganz besonders dafür eingesetzt hat, doch 
schon im Frühjahr die Nationalratswa:hlen ab­
zuhalten. Er wußte ganz genau, was im Jahr 
1915 auf ihn wartet. 

Nun steht der Herr Finanzminister nach 
einer übermäßigen Ausgaben- und Versdlwen­
dungspolitik nach fünf Jahren Hodlkonjunktur 
vor leeren Kassen. Um die Mittel zur Stopfung 
der größten Budgetlöcher aufzutreiben, schickt 
nun der Herr Finanzminister seine Emissäre 
von Abu Dahbi über die Schweiz nach 
Amerika. Leere Kassen sind allerdings eine 
denkbar sdlledlte Voraussetzung, um einen 
Wirtschaftsabschwung aufzufangen und ge­
fährdete Arbeitsplätze zu sichern. Daher voll:­
zieht der Herr Finanzminister eine optisdl sehr 

geschickte Wendung, indem er nun nicht mehr 
die Inflationsbekämpfung, sondern die Erhal­
tung der Vollbeschäftigung als sein Hauptziel 
erklärt. Um dies zu erreichen, sagt er, müsse 
man eben Schulden machen. (Zwischel1.rufe bei 
der SPO.) 

Daß in Zeiten einer wirtschaftlichen Ab­
schwächung Konjunktur- beziehungsweise 
Finanzspritzen notwendig sind, ist unbe­
stritten. Doch heißt das, meine Damen und 
Herren, doch nicht, daß man sich im In- und 
Ausland innerhalb von knapp vier Monaten 
mit 19 Milliarden verschulden muß. Rund 
7 Milliarden davon mußten lediglich zur 
Deckung des überwälzten Vorjahrsdefizits ver­
wendet werden. Arbeitsplatz, meine Damen 
und Herren, ist mit diesen Sdlulden kein ein­
ziger erhalten worden. 

Schuldenpolitik war einmal das beliebte und 
bevorzugte Schlagwort, mit dem vor allem der 
Herr Bundeskanzler in den Jahren 1969 und 
1970 operiert hat. Nach fünf Jahren sozialisti­
siller Regierungs- und Budgetpolitik wird die 
Finanzschuld des Bundes auf weit über 70 Mil­
liarden Schilling angestiegen sein. Auch das 
hat der Herr Abgeordnete Sekanina vergessen 
hier an diesem Pult zu sagen. Das bedeutet 
eine Schuldenerhöhung in den letzten Jahren 
von über 30 -Milliarden. Herr Abgeordneter 
Dr. TuB, passen Sie gut auf: von über 30 Mil­
liarden Schilling I (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Ich habe das Gefühl, es ist ein gutes Zei­
chen, wenn Sie mir bei jedem Satz dreinreden, 
weil Sie damit erreichen wollen, daß man 
nichts hört, weil Sie das nicht hören wollen, 
was man hier sagt, weil Sie nicht hören wollen, 
was Sie verschuldet haben. (Beifall bei der 
OVP.) 

30 Milliarden Schilling! Herr Abgeordneter 
Tull, können Sie sich das überhaupt noch 
vorstellen? Ich glaube nicht! Für Schulden eine 
kaum vorstellbare Größe. Da nützen auch, 
Herr Dr. Tull, ganzseitige Inserate nichts, in 
denen großspurig von Investitionsfördero.ng 
die Rede ist. 

Nun die Frage: Welche Bedeutung hat die 
sogenannte Stabilisierungsquote und die teil­
weise Freigabe der Budgetbindungen für die 
Investitionsförderung und Arbeitsplatzerhal­
tung? Im Dezember vorigen Jahres - es ist 
heute schon ausgeführt worden - wurden von 
den Budgetmitteln 7,7 Milliarden Schilling ge­
bunden. 4,5 Milliarden davon sollen jetzt frei­
gegeben werden. Wir haben bereits im Jahr 
1974 darauf hingewiesen, daß der Finanz­
minister mit dem Grundbudget heuer, ebenso 
wie es 1974 der Fall war, nicht das Auslangen 
finden wird. Das Institut für Wirtschaftsfor-

, 
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schung sprach schon im Dezember 1974 von der 
Notwendigkeit einer Freigabe der halben 
Stabilisierungsquote. 

Aber selbst damit können in der heutigen 
Situation lediglich begonnene Arbeiten weiter­
geführt, eingegangene Schulden gedeckt und 
Bestellungen bezahlt werden. Neue Projekte 
können kaum begonnen werden. Beim Was;:' 
serwirtschaftsfonds werden nun jene 200 Mil­
lionen Schilling als Instrument zur Konjunk­
turankurbelung verkauft, die schon in der 
Budgetbeilage vor mehr als einem halben 
Jahr als unerläßlich angesehen wurden, um 
wenigstens die dringendsten Bedürfnisse be­
friedigen zu können. 

Die teilweise Freigabe der sogenannten 
Stabilisierungsquote stellt nur eine sehr ein­
seitige Maßnahme dar, die kaum geeignet ist, 
der Wirtschaft als Ganzes einen kon­
junkturellen Anstoß zu geben, die auch nicht 
mit den in Aussicht genommenen Maßnahmen 
auf dem Kredifsektor harmoniert. Laufende 
Instandsetzungsarbeiten an öffentlichen Ge­
bäuden, Sanierungsarbeiten in kleinerem Um­
fang an kleinen Museen und Schlössern sind 
wohl nicht als Maßnahmen anzusprechen, die 
in der Wirtschaft jenen Investitionsstoß aus­
lösen, der langfristig die Aufrechterhaltung 
der Vollbeschäftigung sichert. 

Die Bereitstellung von 40 Millionen Schil­
ling aus Heeresaufträgen für die Textilindu­
strie steht in keinem Einklang zu den gerade 
in diesem Bereich aufgetretenen Beschäfti­
gungslücken. Da viele Textilbetriebe im 
Grenzland angesiedelt sind, besteht im Falle 
einer Freisetzung von Arbeitskräften keine 
Möglichkeit, sie anderweitig zu beschäftigen. 

Eine mehr oder minder unkoordinierte Ver­
gabe von öffentlichen Aufträgen an einzelne 
Großunternehmen kann nicht Abhilfe bei den 
Folgeerscheinungen einer langjährig verfehl­
ten Finanz- und Budgetpolitik schaffen. 

Wenn wir heute dieser Vorlage die Zustim­
mung gäben, würde das letztlich eine Zustim­
mung zu Ihrer verantwortungslosen Budget­
und Schuldenpolitik sein. Wir wollen nkbt 
mitschuldig werden an den ungeheuren Be­
lastungen, die Sie der Bevölkerung bisher 
auferlegt haben und neuerdings auferlegen. 

Daraus wollen Sie vielleicht ableiten - das 
hat heute schon der Herr Abgeordnete Doktor 
Tull lautstark gesagt -, daß wir nicht für die 
Sicherung der Arbeitsplätze sind. 

Meine Damen und Herren, das scheint mir 
doch eine derartige Primitivargumentation zu 
sein, mit der Sie ganz bestimmt keinen Hund 
mehr hinter der Ofenbank hervorlock.en kön-

nen. Mit der Ablehnung des Budgets seinerzeit 
haben wir auch nicht etwa die Personalkosten 
abgelehnt, sondern eben nur die verfehlte 
Finanz- und Budgetpolitik. 

Ich kann eigentlich den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Broesigke nicht ganz 
folgen. Mir scheint, daß hier doch ein Wider­
spruch besteht. Er sagt, die Regierungsvorlage 
sei ja letztlich Teil eines Budgets. Nun, wenn 
ich das Budget abgelehnt habe, dann ist es 
doch unlogisch, wenn ich einem Teil des Bud­
gets wieder zustimme. Niemand anderer als 
der Herr Finanzminister hat damals, als Abge­
ordneter, als er in der Opposition war, zuge­
geben, daß es unlogisch sei, wenn eine Oppo­
sition einem Budget einer Regierung zustimmt. 

Meine Damen und Herren! Was heute be­
schlossen wird, ist ein Teil dieses Budgets, 
und daher ist es eben schon von dieser Seite 
her auch unlogisch, einem TeH des Budgets, 
wenn man das ganze Budget abgelehnt hat, 
die Zustimmung zu geben. 

Auf Grund der verfahrenen Budget- und 
Schuldenpolitik können wir konsequenter­
weise auch diesem Teil des Budgets keine 
Zustimmung geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Haus I Ich möchte gleich an die 
Worte des Vorredners, des Herrn Abgeord­
neten Sandmeier, anknüpfen und ihm noch 
einmal erläutern, warum wir Freiheitlichen 
unsere heutige Zustimmung zu dieser Freigabe 
von rund 2,2 Milliarden Schilling aus dem 
Konjunkturausgleichsvoranschlag durchaus als 
logisch empfinden und keineswegs als einen 
Bruch unserer bisherigen Linie. Ganz im 
Gegenteil. Wir erachten dieses unser heutiges 
Stimmen geradezu als einen Paradefall für 
das, was wir unter einer Politik der Vernunft 
verstehen und hier ganz speziell unter einer 
Politik der wirtschaftlichen Vernunft. 

Zunächst, Herr Abgeordneter Sandmeier, 
möchte ich daran erinnern, daß hinsichtlich des 
Budgets ein Unterschied zwischen der Stel­
lungnahme der Osterreichischen Volkspartei 
und der Stellungnahme der FreiheitliChen Par-; 
tei bestand. Wir haben nämlich bei Ablehnung 
des Gesamtbudgets bereits im Herbst sehr 
wohl einzelnen Budgetkapiteln zugestimmt. 
Die Osterreichische Volkspartei hat das nicht 
getan, und darin besteht eben ein Unterschied, 
der es uns heute nicht als einen Bruch unserer 
Linie erscheinen läßt, wenn wir aus ganz 
bestimmten saChlichen Gründen, die ich nun 
darlegen werde, dieser Konjunkturausgleichs­
freigabe zustimmen. 
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Dr. Stix 
Bei aller Kritik an der Finanzpolitik des 

Herrn Finanzministers Dr. Androsch, die sich 
über weite Strecken mit den kritischen 
Äußerungen auch der Vorredner von seiten 
der Volkspartei deckt, sehen wir jedodl die 
Notwendigkeit, ganzen Branchen, denen heute 
die Unterbeschäftigung droht, denen eine Aus­
hungerung deswegen droht, weil sie von 
öffentlichen Aufträgen abhängig sind und 
diese öffentlichen Aufträge derzeit in nicht 
genügend großem Umfang gegeben werden, 
vielleimt auch nicht gegeben werden konnten, 
eben aus dieser gesetzlichen Beschränkung 
heraus, diesen Betrieben durch eine Maß­
nahme, die eben mit wirtschaftlicher Logik in 
Einklang steht, zu helfen und damit die in 
den Betrieben vorhandenen Arbeitsplätze zu 
sichern. 

Es ist zum Beispiel von einigen Vorrednern 
kritisiert worden, daß hier jetzt eine Teilfrei­
gabe erfolge, auf der anderen Seite aber noch, 
eine allgemeine Budgetmittelbindung bestehe.! 
Sehen Sie, und da setzt jetzt unsere Uber­
legung ein: Wir glauben, daß eine allgemeine 
Freigabe der noch gebundenen Teile des Bud­
gets 'in der jetzigen Situation der gefährdeten 
Währungsstabilität nicht berechtigt wäre. Sehr 
wohl ist aber eine spezielle Freigabe gerecht­
fertigt, wenn sie bezweckt, daß ein Investi­
tionsstoß auf jene Betriebe, auf jene Branchen 
angesetzt wird, die strukturell gegenwärtig 
von einer Unterbeschäftigung bedroht sind. Es 
handelt sich also um eine gezielte Maßnahme, 
die aus der wirtschaftlichen Entwicklung 
heraus notwendig ist, ungeachtet unserer auf­
rechtbleibenden Kritik an der gesamten Bud­
getpolitik des Herrn Finanzministers Doktor 
Androsch. 

Es ist auch kein Widerspruch, wenn wir 
dieser Freigabe zustimmen, wenn man gegen­
überstellt, daß wir jene Dreiteilung des Bud­
gets, die der Herr Finanzminister Dr. Androsch 
eingeführt hat, stets in den zurückliegenden 
Budgetdebatten und ganz ausdrücklich audJ. 
während der Budgetdebatte des Herbstes 1974 
als eine optische Verkleinerung des tatsächlich 
viel größeren Budgetumfanges bezeichnet und 
kritisiert haben. Wir haben diese Dreiteilung 
als eine Verschleierung betrachtet und nahezu 
als eine Budgetunwahrheit anprangern müs­
sen. Und heute zeigt sich, daß wir mit dieser 
Kritik remt hatten, daß es sidl lediglidl um 
eine Verschleierung handelte und daß eben 
heute die Situation eingetreten ist, wo die 
Wahrheit zutage tritt, wo erkennbar wird, 
daß dieser sogenannte Konjunkturausgleich in 
WirkliChkeit nichts anderes ist als ein Teil 
des Budgets. Da es einen Teil betrifft, der 
der Investitionsförderung dient, der geeignet 

ist, strukturell gefährdete Arbeitsplätze zu 
sichern, sind wir Freiheitlichen der Me'inung, 
daß dieser Freigabe zugestimmt werden muß. 

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang 
einen ernsten Appell an den Herrn Finanz­
minister und darüber hinaus an die gesamte 
Bundesregierung richten. Was heute beschlos­
sen wird, ist die Möglichkeit, in einem zusätz­
lichen Volumen von 2,2 Milliarden Sdlilling 
Aufträge zu erteilen, Aufträge, für die dann 
durch die Betriebe und durch die in den Be­
trieben arbeitenden Menschen Leistungen er­
bracht werden. Diese Aufträge erfüllen letzt­
lich nur dann ihren Sinn, wenn die erbrachten 
Leistungen schlußendlich auch bezahlt werden. 
Und da liegen die Dinge leider sehr im argen. 
Der Bund zeigt heute eine Zahlungsmoral, 
die katastrophal ist und die genau das Gegen­
teil von dem bedeutet, was man als eine vor­
bildliche Haltung auch in bezug auf die ge­
samte Wirtschaft vorn Bund mit Fug und Recht 
erwarten müßte. 

Leider ist unser freiheitlicher Ent­
schließungsantrag, das Parlament möge be­
schließen, die Regierung zu einer besseren 
Zahlungsmoral anzuhalten, seinerzeit ohne 
Mehrheit geblieben. Das wird uns aber nicht 
daran hindern, immer wieder erneut an die 
Bundesregierung zu appellieren, dafür zu sor­
gen, daß die öffentliche Hand in allen Be­
reichen ihren Zahlungsverpflichtungen endlich 
nachkommt. Es geht ja nicht nur darum, daß 
die Betriebe in Liquiditätsschwierigkeiten 
kommen, sondern es geht darum, daß die 
Betriebe zum Teil ja nur Treuhänder sind für 
die in diesen Betrieben gezahlten Löhne. Zwei 
Drittel der Auftragssumme sind durch die 
Bank Lohnsumme, freilich von Branche zu 
Branche unterschieden. Es bedeutet nach 
unserer Auffassung in Wirklichkeit eine zwar 
schleichende, aber umso tödlichere Gefährdung 
der Arbeitsplätze, wenn die öffentliche Hand 
ihren Zahlungsverpflichtungen weiterhin so 
säumig nachkommt wie bisher. (Beifall bei der 
FPO.) 

Wenn wir also heute unserer Politik der 
Vernunft, in diesem Fall unserer Politik der 
wirtschaftlichen Vernunft, folgen, den Finanz­
minister "in die Lage versetzen, zusätzlich ge­
zielt für Investitionen für rund 2 Milliarden 
Schilling Aufträge zu erteilen, dann verbinden' 
wir das mit dem Appell, nicht nur die Auf­
träge an jene Branchen und Betriebe zu ertei­
len, sondern nach erbrachter Leistung audt zu 
bezahlen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Worte gelangt der 
Herr Abgeordnete Steinhuber. 
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Abgeordneter Steinhuber (SPU): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die heutige Debatte gibt 
uns Gelegenheit, grundsätzliche Feststellun­
gen zur Wirtschaftspolitik zu treffen. 

Wenn wir auf die vergangenen fünf Jahre 
zurückblicken, sehen wir im Bereich der Be­
schäftigungspolitik, daß es dieser Regierung 
gelungen ist, eine Zunahme der Zahl der 
Beschäftigten zu erreichen, die um fast 300.000 
gegenüber den sechziger Jahren gestiegen ist. 
Mit einem Jahresdurchschnitt von 2,6 Mil­
lionen Beschäftigten haben wir einen Stand 
erreicht, den vor sechs Jahren niemand 'in 
Usterreich - ich glaube sagen zu können, 
auch niemand hier in diesem Haus - für mög­
lich gehalten hätte. (Abg. Dr. Mus s i 1: Diese 
Ziffern trügen! Das sind ScheinziffernI) Sie, 
Herr Dr. Mussil, hätten es auch nicht für 
möglich gehalten, daß es dieser Regierung 
gelingt, eine Vollbeschäftigung mit 300.000 Be­
schäftigten mehr als in Ihrer Ära zu erre'ichen. 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Auch sagen, wie das 
gemacht wird, Herr Kollege!) Indem wir Voll­
beschäftigungspolitik betreiben, Herr Doktor 
Mussil! (Abg. Dr. Mus si I: Manipulierte 
Ziffern!) 

Präsident Probst: Wenn es mit den Zwi­
schenrufen so weitergeht, dauert es eben län­
ger! 

Abgeordneter Steinhuber (fortsetzend): Im 
selben ZeItraum erzielten wir ein Wachstum, 
das uns ins Spitzenfeld Europas brachte. Wir 
sind ein moderner Industriestaat geworden, 
das heißt, wir sind heute mit unserer Industrie 
leistungsfähiger und konkurrenzfähiger. Das 
fand seinen Ausdruck in der Zunahme der 
Exporttätigkeit, in der Ausweitung der Frem­
denverkehrswirtschaft und auch in der Zu­
nahme der Spare'inlagen. 

Es ist in den letzten Jahren viel an sozialem 
Ausgleich und Verteilungsgerechtigkeit er­
reicht worden. Der Anteil der Lohnquote, 
gemessen am Volkseinkommen, stieg von 
65 Prozent im Jahre 1969 auf inzwischen 
71 Prozent. Für die Arbeitnehmer in unserem 
Lande sind das Fakten, die das Ergebnis 
unser aller Leistung sind. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Was wir, Herr Dr. Mussil, in den letzten 
zwei Jahren erreicht haben, das möchte ich 
Ihnen doch sagen: das höchste Wachstum in 
Europa, nämlich ein Wachstum von 4,4 Pro­
zent real, eine Zunahme der Zahl der Be­
schäftigten in den letzten zwei Jahren um 
30.000, eine Zunahme der Währungsreserven 
um 4 Milliarden Schilling, ein Ansteigen der 
Exporte um 30,8 Prozent. Und selbst in einer 

weltweit ungünstigen Sommersaison des 
Welttourismus haben wir in asterreich relativ 
gut abgeschnitten. 

Wenn Sie die Presse verfolgen und die 
Probleme sehen, die weltweit vorhanden sind, 
die für die Industriewelt größer und schwie­
riger zu lösen sein werden, dann müssen Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß man mit Krisen­
und Bankrottredereien dem eigenen "Lande 
konjunkturpolitisch nur schaden kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihnen 
eines sagen, meine Damen und Herren von der 
rechten Seite dieses Hauses; vor allem soll das 
an die Parteiführung gerichtet sein: Es wäre 
zu empfehlen, das Gutachten zu lesen, das die 
steirische Landesregierung im Jahre 1969 hat 
ausarbeiten lassen, in dem festgestellt wird, 
daß wirtschaftsschädigendes Krisengerede dem 
Lande nur zum Schaden gereichen wird. Die­
ses Gutachten der steirischen Landesregierung, 
meine Herren, studieren Sie bitte einmal 
durch. (Abg. Dr. Mus s i 1: Das hat nur rein 
regionale Bedeutung!) 

Die sozialistisdle Fraktion hat gemeinsam 
mit der Bundesregierung ihren Beitrag zur 
Budgetpolitik geleistet. Wir haben Uberschrei­
tungen vorgenommen, das ist klar, das ist 
selbstverständlich. Das Defizit wird sich ein 
bißdlen erhöhen, aber diese Uberschreitungen 
sind für die öffentlichen Investitionen, für die 
Vollbeschäftigung notwendig. 

Es wird auf Jahre hinaus eine Vollbesdläfti­
gungspolitik geben, es werden Aufträge an 
die Wirtschaft vergeben, und zwar für die 
Fahrzeugindustrie, für den Waggonbau, für 
die Schwach- und Starkstromindustrie, für die 
Bauwirtschaft. Im Vergleich zu den vielen 
Hunderten Millionen, die in der Landwirt­
schaft für den Viehexport gewährt wurden, 
sind das Aufträge, die ganzen Branchen und 
Regionen zugute kommen. Würden wir heute 
diesen Ausgabenbetrag nicht beschließen, 
dann würden in Usterreich viele Tausende 
Menschen ihren Arbeitsplatz verlieren. 

Nun konkret zu den Ausführungen des 
Herrn Dr. Zittmayr. Er hat gesagt, daß diese 
Mittel dazu verwendet werden müssen, damit 
Aufträge, die bereits ausgeliefert sind oder 
die in der Waggon industrie schon in Pro­
duktion sind, mit diesen Geldern bezahlt wer­
den. 

Ich darf, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, feststellen, daß am 28. April der ge­
samte Vorstand der Osterreichischen Bundes­
bahnen im Werk Graz der SGP war. Er ist 
mit vollen Taschen gekommen und hat uns 
genau mitgeteilt, was wir an Aufträgen be­
.kommen. Ich darf es Ihnen sagen: 20 Elektro-
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Sleinbuber 
lokomotiven, 50 internationale Reisezug~ 

wagen, 11 Diesellokomotiven, 2 Speisewagen 
- 8 weitere sollen gebaut werden -, 100 Erz~ 
transportwagen, 200 Staubbehälterwagen, 
500 Großraumgüterwagen, 500 Tds-Wagen, 
40 Stück Inlandwagen, weitere 1 Dieselloko­
motiven und 250 Stück RS-Wagen für Jenbach, 
3 Stück. Städteschnellverbinder und 20 Stück 
Schnellbahngarnituren. Also bitte, meine Herr­
schaften! 

Wenn hier eine Uberschneidung zustande 
kommt, weil das Budget sich nicht genau mit 
den Aufträgen deckt, so sind das im großen 
und ganzen aber doch Aufträge, die zukunfts~ 
orientiert sind und die Vollbeschäftigung in 
der Waggonindustrie sichern. 

Ich darf Ihnen noch etwas sagen: Die 
Waggonindustrie beschäftigt nicht nur die 
Arbeitskräfte in der Industrie, sondern 
darüber hinaus auch viele Gewerbebetriebe. 
Es werden Lacke gekauft, Eloxieranstalten und 
Tischlereien werden beschäftigt. Holz wird 
eingekauft. Und Sie sind dagegen, daß diese 
Gewerbebetriebe - es sind Ihre Wähler I -
diese Beschäftigung haben sollen. Das ist für 
uns unverständlich. (Abg. Dr. Mus s i 1: Die 
Waggons, die mit dem Geld bezahlt werden 
sollen, fahren schon auf den Gleisen!) Nur 
zum Teil, nur zum ganz geringen Teil. Das hat 
Ihnen unser Generaldirektor gesagt. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Zum Teil, geben Sie zu, aber 
ich sage Ihnen: Zur Gänze!) Nein, nicht zur 
Gänze, nur zum geringen Te'il. 

Und noch eines, Herr Dr. Mussil: Wenn man 
schon zur SGP kommt und diese Aufträge 
bringt, dann ist es unverständlich, daß der 
Generaldirektor, der für die Offentlichkeits­
arbeit zuständig ist, überhaupt keine Presse­
aussendung gemacht hat. Das will man tot~ 

schweigen, man will einfach dem Arbeiter, 
man will dem österreichischen Volk nicht 
sagen, daß diese Bundesregierung Mittel frei~ 
gemacht hat, um die Beschäftigung in Oster~ 
reich zu sichern. Das muß verschwiegen wer­
den, das darf man in Osterreich nicht wissen I 
(Lebhafte Zustimmung bei der Spö.) Das ist 
Ihre Politikl 

Aber wir haben dafür Sorge getragen, daß 
das bekannt wird, Herr Dr. Mussil. Wir haben 
es der Belegschaft gesagt, und es wurde von 
ihr mit großem Applaus aufgenommen, daß; 
damit eine Auslastung bis 1971 besteht. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Das sind keine Impulse, die Sie 
der Wirtschaft damit geben! Alle 1aulen beJ 

reHs! Nur zum Schuldenzahlen!) 

triebstore ein Plakat gehängt: Für die Voll­
beschäftigung!, und wir haben damals 
200 Leute kündigen müssen. Mit 100 sind wir 
vor dem Einigungsamt gestanden und haben, 
einen Prozeß geführt. Wir haben dann als 
Belegschaftsvertreter an den Herrn Bundes­
kanzler Klaus geschrieben und ihn ersucht, 
Mittel freizumachen, selektiv zu investieren, 
denn die Waggonindustrie ist notleidend, und 
die Bundesbahn braucht das rollende Material. 
Nichts hat er gemacht I Diese 100 Leute wurden 
fristlos entlassenr Das war der Beitrag des 
Herrn Bundeskanzlers Klaus! (Abg. Doktor 
Mus s i I: Stimmt überhaupt nicht!) Er hat 
sich überhaupt nicht gekümmert! Und der 
jetzige Bundeskanzler Dr. Kreisky war in 
Teheran und hat für den österreichischen 
Waggonbau einen Auftrag für 50 Waggons 
und darüber hinaus für Lokomotiven und für 
Getreidetransportwagen gebracht. Der Bundes­
kanzler macht sich eben Sorgen, daß die Men­
schen in Osterreich Arbeit haben. (Beifall bei 
der SPtJ. - Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
Dr. Mus s i 1.) Für Sie ist das sehr lustig. 

Die Beschäftigungslage, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist in den westlichen Indu­
striestaaten - dies möchte ich auch sehr deut­
lich feststellen - nicht gut. Aber in Osterreich 
ist sie noch immer relativ gut. 

Polemik wird Ihnen da nicht viel helfen, 
weil sie sich selbst ad absurdum führt. Die 
Menschen in unserem Lande sind daran inter­
essiert, daß sie Arbe'it haben und, wenn nötig, 
bald wieder Arbeit finden. Dies ist für mich 
und ich meine für uns alle ein ethisches Ver­
langen. Jedes Handeln, das darauf zielt, diesen 
Grundsatz bewußter zu machen, gibt jedem 
tätigen Menschen das Gefühl, daß se'ine Arbeit 
wertvoller ist als irgendweldle fragwürdigen 
wirtschaftstheoretischen Diskussionen. Ich 
meine, daß Geldwertstabilität niemals durch 
geschlossene Werkstore erreicht werden kann 
und erreicht werden darf. 

Mit der nun freigegebenen Stabilisierungs­
quote ersparen wir uns viele Millionen an 
Arbeitslosengeldern. Vollbeschäftigung soll 
eines unserer vordringlichsten wirtschaftspoli­
tisChen Ziele bleiben. Davon werden wir uns 
niemals von irgendeiner Seite abhalten lassen. 

Da diese Maßnahmen zur Sicherung der 
Arbeitsplätze beitragen, geben wir Sozialisten 
dieser Regierungsvorlage gerne unsere Zu­
stimmung. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Blenk. 

Wissen Sie, was Sie in der Waggonindustrie; Abgeordneter Dr. Blenk (OVP): Herr Präsi~ 
im Jahre 1967 gemacht haben -'ich habe dazu dentl Meine sehr verehrten Damen und Her­
gesprochen -; Damals haben Sie an die Be": renl Die Maßnahmen, über die ansdlließend 
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Dr. Blenk 
beschlossen werden wird, sollen nach den nur durch das dankenswerte Agieren der 
Darstellungen sowohl der Regierungsvorlage Regierung - einen Aufschwung erlebt wie 
als auch des Herrn Finanzministers dazu füh'"! nie zuvor. 
ren, daß die gegenwärtige Wirtschaftslage, 
daß die Konjunkturentwicklung in den Griff 
genommen, daß rezessive Entwicklungen auf­
gefangen werden, daß also offenbar eine Ent­
widdung bekämpft· werden soll, die nicht, 
wie das der Herr Abgeordnete Sekanina ge­
meint hat, einer Hysterie entspringt, sondern 
die nach allgemeiner Auffassung, nach allen 
uns vorliegenden Experten- und Wirtschafts­
berichten in hohem Maße Unbehagen, ja Be­
denken hervorruft. 

Sie können heute lesen, wo immer Sie 
wollen, die Wirtschaftslage wird durch einige 
wesentliche Komponenten skizziert, die da 
etwa lauten: abgeschwächte Konjunktur­
situation, sinkende Industrieproduktion, zu ge­
ringe Auftragsstände, zu hohe Lagerstände, 
abnehmende Beschäftigungen, Nachlassen, ja 
Stagnation der Investitionstätigkeit, und so 
weiter, und auch der private Konsum, auf den 
die Regierung so sehr stark gehofft hat und 
den sie stimulieren wollte, liegt leider auch 
nicht .in jener Höhe, wie es wünschenswert 
wäre. 

Es hat heute eine Unsicherheit 'in der Be­
urteilung der gesamten Wirtschaftslage um 
sich gegriffen, die man schlicht und einfach 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten 
Sekanina, der eine ganze Serie von Daten 
zitiert hat, das wiederholen, was ich ihm in 
einem Zwischenruf dazu gesagt habe, nämlidl 
daß man Zahlen, Herr Abgeordneter, für alles 
ge- und auch mißbrauchen kann. 

Aber zu dieser Feststellung, daß die letzten 
fünf Jahre - natürlich ohne Zutun von außen 
oder gar ohne Zutun der OVP - einen so 
gigantischen Aufschwung gebracht haben, ver­
lese ich Ihnen aus der jüngsten Prognose des 
Wirtschaftsforschungsinstituts einige Zahlen, 
die aufzeigen, daß die Wirtsm.aftspolitik die­
ser Regierung, oder hier können Sie von mir 
aus sagen: die ausländischen Einflüsse, sim 
eben dom anders darstellen. 

Bruttonationalprodukt in den Jahren 1966, 
1968 und 1974: Die jeweiligen Steigerungen 

aus einem Bericht des Wirtschafts­
forschungsinstituts - zeigen im jeweiligen 
ersten Halbjahr - das sind die einzigen 
durchgehend ausgewiesenen Zeiträume -
2,9 Prozent im Jahre 1966, 3,2 Prozent im 
Jahre 1968 und 3,2 Prozent im Jahre 1974, 
mit dem Zusatz, daß das zweite Halbjahr 1974 
bereits Negativwerte ausweist. 

schon als Pessimismus bezeichnen muß. Beim privaten Konsum ist es ähnlich: 

Meine Damen und Herren! Wenn wir das 2,5 Prozent, 2,9 Prozent und dann 6,1 Prozent, 
noch einmal sagen, dann mögen Sie doch nicht aber 3,9 Prozent Senkung im zweiten Halb­
so einschichtig antworten: Das ist nur eine jahr. 
Propaganda der Opposition! Besonders kraß ist es bei. den Investitionen, 

Der Abgeordnete Sekanina hat heute wieder 
eine Praxis demonstriert, wie wir sie von der 
Regierungspartei seit langem kennen; im üb­
rigen ist das audl Teil dieser Regierungs­
vorlage: alles das, was gut ist, das ist selbst­
verständlich ein Verdienst der Regierung, und 
die übrigen Dinge sind auf die weltweite 
Entwicklung zurückzuführen. 

So kann man es natürlich audl sehen. Wir 
haben das heute gehört. 

Auch die Regierungsvorlage sagt: Leider 
ist in der letzten Zeit die weltweite Rezession, 
die Inflation und so weiter auch vor den Toren 
Osterreichs nicht stehengeblieben. Das ist also 
der ausländische Einfluß, der sich nun über 
uns so völlig - wie soll ich sagen? - ohne 
unser Zutun ergießt. 

Aber dieselbe Regierungsvorlage verkündet 
ganz pompös: Innerhalb des ersten Jahrfünfts 
der siebziger Jahre hat Osterreich - in Klam­
mern zu sagen: sicherlich, so Sekanina und so 
wahrscheinlich auch der Herr Finanzminister, 

und zwar bei jenen Investitionen, die heute 
auch schon, Herr Abgeordneter Sekanina, mit 
Zahlen untermauert, als besonders progressiv, 
als besonders positiv bezeichnet wurden. Hier 
stellt man nämlich einen gigantischen Rück­
gang der Industrieinvestitionen sowohl im 
Ausrüstungsbereich als auch im Baubereich 
fest. 

Das nur dazu. 

Nun möchte ich allerdings meinen, daß diese 
ganzen Entwicklungen, soweit sie den privaten 
Industriebereich anlangen, der Regierung viel­
leicht gar nicht einmal so schlecht ins Konzept 
passen. Im. erinnere daran, daß es eine betrüb­
liche Tendenz der Regierungspolitik ist, daß 
man beispielsweise den typischen klein- und 
mittelbetrieblichen Bereich immer wieder in 
einem Maße diskriminiert, daß man nur sagen 
kann: Diese ganze Regierungsvorlage folgt 
dem. 

Ich habe vor mir eine Antwort des Herrn 
Bundeskanzlers auf eine Anfrage nach den 
Insolvenzen im vergangenen Jahr. Ich habe 
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diese Antwort einige Male als nicht untypisch 
für die Haltung dieser Regierung zum privaten 
Wirtschafts bereich, vor allem zu den Klein­
und Mittelbetrieben, zitiert. Es hieß dort näm­
lich, bevor man die Zahlen der verschiedenen 
Insolvenzen dargelegt hat, etwa: 

Ich bitte zur Kenntnis zu nehmen, daß diese 
Insolvenzen - so sagte der Herr Bundes­
kanzler dem Sinne nach - nicht Folge der 
Wirtschaftspolitik der Regierung sind, nein, 
sie sind Folge eines verfehlten Managements, 
einer schlechten Betriebsführung, eines über­
setzten Lebensstils der Wirtschaft. (Bundes­
kanzler Dr. Kr eis k y: Junior-Werke! 
Swarovskyl) 

Herr Bundeskanzler, die Frage ging auf die 
gesamten Insolvenzen, und ich sage Ihnen 
eines: Ich stamme aus einem Bundesland, 
in dem leider Gottes die Zahl der Insolvenzen 
im letzten Jahr einen echten Höhepunkt er­
reicht hat. (Zustimmung bei der avp.) Wenn 
Sie das sagen, ist es selbstverständlich, daß 
Sie damit nicht die von Ihnen mir ins Ohr 
gesagten Junior-Werke und Swarovsky mei­
nen - im übrigen finde ich auch das nicht 
fair, wenn man das so formuliert -, sondern 
daß Sie die gesamte österreichische Privat­
wirtschaft meinen. 

Ich komme nun zu dieser Regierungsvor­
lage und zum Verhalten des Herrn Finanz-: 
ministers in dieser, wie er der Presse ja ganz 
pompös mitteilte, so entscheidenden Hilfe für 
die österreichische Wirtschaftsentwicklung. 

Herr Finanzministerl Schon im Jänner dieses 
Jahres hat die Wirtschaft,. hat die Bundes­
kammer und die Industriellenvereinigung 
Ihnen einen Katalog von Maßnahmen unter­
breitet, die für die Stützung der Konjunktur, 
für die Sicherung der Arbeitsplätze ergriffen 
werden müßten. Sie haben darauf nicht 
reagiert: nicht im Februar, nicht im März. Sie 
haben dann für Anfang April - und das ist 
für Ihren Stil sehr kennzeichnend, Herr Bun­
desminister -, für den 8. April ein wirt­
schaftspolitisches Gespräch mit den Wirt­
schaftspartnern, in diesem konkreten Fall mit 
der Bundeskammer, vereinbart, und siehe da, 
an jenem Tag, an dem das hätte sein sollen, 
erschien in der ganzen Presse bereits das tags 
zuvor vom Herrn Finanzminister in 
souveräner Autonomie und Nonchalance prä­
sentierte sogenannte Stabilisierungskonzept, 
ein Konzept, das in einigen Bereichen dem 
gefolgt ist, was die Wirtschaft vorgeschlagen 
hat; in den entscheidenden aber, so wage ich 
zu sagen, in jenen Bereichen, wo es tat­
sächlich eine generelle Hilfe für den klein- und 
mittelbetrieblichen Status unserer Wirtschaft 

gewesen wäre, haben Sie praktisch nichts 
unternommen. 

Sie haben rund 2,2 Milliarden Stabilisie­
rungsquote freigemacht. Nebenbei gesagt sind 
diese 2,2 Milliarden wahrscheinlich der einzige 
Betrag, der echt aus dem großen Paket von 
12,5 Milliarden als Hilfe zu veranschlagen ist. 

Sie haben hier gesagt, Sie hätten einige 
Schwerpunkte damit bedient, und haben den 
Eisenbahnbau, den Fahrzeugbau, die Chemie, 
die Elektro'industrie und die Textilindustrie 
erwähnt. 

Ich möchte Ihnen dazu sagen: Ich komme aus 
einem Bundesland, dessen Wirtschaft heute 
infolge der äußeren wirtschaftspolitischen Ent­
wicklungen, die primär bedingt sind durch die 
Wirtschaftspolitik dieser Regierung, einen 
höchst bedenklichen Stand hat. Die Vorarl­
berger Industrie hat heute, Herr Bundes­
minister, 8 Prozent der Industriearbeiter in 
Kurzarbeit, in der Bauwirtschaft haben rund 
50 Prozent der Unternehmen offene Kapa­
zitäten. (Zwischenruf des Bundesministers 
Dr. An d r 0 s c h.) Wir hatten 21 Prozent 
Gastarbeiter, die gigantisch abgebaut wurden, 
Herr Bundesminister! 

Nun muß ich Ihnen sagen: Ich werde und 
wurde immer wieder gefragt: Was bietet denn 
dieses Stabilisierungskonzept der Bundes­
regierung für die kleine, für die mittelstän­
dische Wirtschaft? Ich mußte sagen: Soweit 
im es beurteile, nichts! 

Sie sprechen zwar von Textilindustrie, Herr 
Bundesminister (Unruhe), Sie sprechen. zwar 
von Textilindustriej das sind einige Heeres­
lieferungen. 

Sie haben aber etwas versäumt, was wir in 
Vorarlberg zum Teil nun in Eigenregie unter­
nehmen müssen, obwohl es Aufgabe des Bun ... 
des wäre. Sie haben versäumt mitzuhelfen, 
daß die Kurzarbeiter-Unterstützungen ein 
sinnvolles Ausmaß - auch zeitlich - er­
reichen. Das führte zum Beispiel dazu, daß 
wir in Vorarlberg renommierteste, erfolg­
reichst geführte Firmen haben, die heute Kurz­
arbeiter-Unterstützung aus den eigenen Be­
ständen zahlen, weil sie sagen: Wenn schon 
der Bund es ablehnt: Ich will nicht das tun, 
was man uns nebenbei gesagt, nahegelegt hat, 
ich will nicht Menschen kündigen, die ihre 
Arbeitsplätze gestern durch uns erhalten 
hatten, die sie aber heute, wie man leider 
sieht, durch die Regierung gefährdet sehen. 
(Zustimmung bei der tJVP.) 

Herr Bundesminister! Wenn ich sagte, für 
den kleinen Mittelbetrieb ist nichts geschehen, 
so möchte ich Ihnen sagen, was wir damit 
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meinen. Ein Teil Ihres Konzeptes ist unter 
anderem jenes sogenannte - sagen wir es 
so - Flüssigmachen von Krediten im Ausmaß 
von 5 Milliarden Schilling. 

Herr Bundesminister und meine Herren der 
sozialistischen Fraktionl Ich sage Ihnen - und 
aus der Praxis heraus werden Sie das bestä­
tigen -: Es ist heute nicht mehr das primäre 
Problem, Fremdmittel zu bekommen, sondern 
unsere Wirtschaft krankt seit je - und vor 
allem im klein- und mittelbetrieblichen Be-

Herr Bundesminister! Ich sage Ihnen hier: 
Es ist nach den auch bundesweit erhobenen 
Fakten so, daß Vorarlberg zu jenen drei Bun­
desländern gehört, die - mit Kärnten, wie 
wir hören, und Oberösterreich zusammen -
die schlechteste Auslastung der Bauwirtsmaft 
haben, und zwar deswegen, weil die Großbau­
vorhaben, die es bei uns gibt - das nur am 
Rande -, praktisch nur von einigen wenigen 
Firmen errichtet werden, welche zum größten 
Teil nicht einmal Vorarlberger Firmen. sind. 
Aber das alles ist offenbar für Ihre Uber-reich - daran, daß wir praktisch keine halb­

wegs vertretbare Möglichkeit der Eigen- legungen sekundär gewesen. 

kapitalbildung haben. (Zwischenrufe bei der Meine Damen und Herren! Diese Regierung 
SPO.) hat früher immer gesagt, es gebe nur eine 

Meine Herren! Ich kann nur sagen: Es ist 
banal und primitiv, so zu argumentieren, wo 
wir in einem Pessimismus wirtschaftlicher Art 

Alternative - das wurde heute schon er­
wähnt -: Entweder wir haben Arbeitslosig­
keit, oder aber wir haben eine entsprechende 

wie nie zuvor leben. Das muß ich Ihnen Inflation, und bei dieser Alternative ziehen 
sagen. Lesen Sie die Zahl der Insolvenzen. 
(Zwischenr.uf des Abg. BI e c h a.) Wenn Sie 
die Schwierigkeiten kennen würden, Herr Ab­
geordneter Blecha, dann würden Sie vielleicht 
etwas vernünftiger reden. 

Wir haben vorgeschlagen, meine Damen und 
Herren, daß man beispielsweise im steuer­
lichen Bereich Maßnahmen setzen soll, die tat­
sächlich der Verbesserung der Eigenkapital­
bildung dienen. Es ist nämlich immer - so 
würde ich sagen - der wirtschaftliche Unter­
und Hintergrund eines Unternehmens, der in 
entscheidenden Krisen- oder Rezessionszeiten 
zum Tragen kommt. Es ist nicht irgendeine 
gezielte Maßnahme, die meistens an denen 
vorbeigeht, die sie brauchen. 

Wir haben daher auch im Programm der 
Bundeswirtschaftskammer eine möglichst 
breitgestreute Förderung vorgeschlagen. Sie 
haben statt dessen eine Branchenselektion 
vorgenommen, die den wenigen Unternehmen, 
die es betrifft, zweifellos sehr zugute kommen 
wird, die aber niemals das ist, was man den 
Leuten vorgibt zu geben, nämlich eine Hilfe 
auf breUer Basis in der gegenwärtig so 
schwierigen Lage. 

Herr Bundesminister! Die regionale Auf­
gliederung "ist auch eine offenbar mit den Ver­
hältnissen nicht vertraute oder nicht vertraut 
sein wollende. Ich habe Sie im Finanzausschuß 
gefragt, nach welchen Gesichtspunkten Sie die 
Stabilisierungsmittel nun vergeben wollen. Sie 
haben darauf gesagt: Zunächst einmal linear 
nach der Maßgabe der Stabilisierungsquoten, 
und zum zweiten in jenen Bereimen, in denen 
tatsächlich die größten Auftragsmängel herr­
schen. Sie haben dann gemeint: Es ist zum 
Beispiel sicher so, daß in Tirol und Vorarlberg 
die Bauwirtschaft eine relativ gute Situation 
vorfindet. 

wir die Arbeitslosigkeit vor. 

Wir wissen, daß diese Theorie längst ad 
absurdum geführt ist. Alle diejenigen -
nebenbei gesagt auch aus Ihrem eigenen 
Lager -, die das früher mahnend aufgezeigt 
haben, wurden entweder belämelt - etwa 
Ihr alter Wirtschaftskenner Ausch -, oder sie 
wurden zum Dementi gezwungen, wie Ihr 
Nationalbankdirektor Kienzl. Tatsadle ist, daß 
unsere dauernden, wie Sie sagten, Kassandra­
rufe durch die Entwicklung der letzten Zeit 
hinreichend gedeckt und bestätigt wurden. 

Herr Bundesminister! Ich habe hier audl 
noch ein Wort aus Ihren Ausführungen 1m 
Finanzausschuß in Erinnerung. Sie haben dort 
erklärt: Ich gebe zu, daß die Budgets 1974 
und 1975 expansiv waren. - Das heißt: in­
flationsfördernd. Das haben Sie zwar nidlt 
dazugesagt, aber das ergibt sidJ. zwangsläufig. 
- Sie haben dann gemeint: Wenn wir das 
nicht getan hätten, wären die Arbeitsplätze 
gefährdet worden. 

Ich erinnere Sie und das ganze Hohe Haus 
daran, Herr Bundesminister, daß wir diesen 
Vorwurf der Expansivität, der Inflations­
förderung bei jedem Budget erhoben haben 
und daß er zu jeder Zeit von Ihnen bestritten 
und bekämpft wurde. 

Daher, Herr Bundesminister, gestatte ich 
mir folgendes zu sagen, was sich aus der 
ganzen Entwicklung bisher ergibt: Zu den Er­
läuterungen zur Regierungsvorlage wird aus­
geführt - und das ist ein sehr bemerkens­
werter Satz -, daß diese Bundesregierung die 
Flexibilität zum Maßstab ihres konjunktur­
und wirtschaftspolitischen Handeins gemacht 
habe und daß es ihr daher - das wird an­
gefügt - möglich sei, jeweils die richtigen 
Maßnahmen zu ergreifen. 
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Herr Bundesminister! Dazu eines: Diese 

Flexibilität, die man einfacher und auch tref­
fender als Ad-hoc-Improvisation oder als Ge­
triebenwerden oder gelegentlich als ein 
"Aus-der-Not-eine-Tugend-Machen" bezeich­
nen könnte, ist der Grund dafür, daß heute 
in der österreichischen Bevölkerung und daß 
speziell in der österreichischen Wirtschaft das 
Vertrauen in eine geplante, in eine konzeptive, 
in eine zielgerichtete Wirtschaftspolitik dieser 
Regierung so tief erschüttert ist. 

Sie können über die verschiedenen nega­
tiven Presseberichte jammern, soviel Sie 
wollen. Gehen Sie hinaus und sprechen Sie 
mit den Unternehmern. Aber nicht nur mit 
den Vorstandsdirektoren der verstaatlichten 
Betriebe. Sprechen Sie vielmehr mit den In­
habern und den führenden Mitarbeitern der 
kleinen und mittleren Betriebe. Sie werden 
eines feststellen: Es herrscht ein Unbehagen, 
es herrscht fast eine Angst, es herrscht eine 
Verunsicherung, -die sicher mit die Basis für 
all das ist, was wir heute an negativen Kri­
terien und Fakten vor uns haben. Diese Un­
sicherheit und diese Verunsicherung, Herr 
Bundesminister und meine Herren von der 
sozialistischen Fraktion, sind zweifellos be­
gründet in dieser Zick-Zack-Politik, in dieser 
konzeptlosen oder, wie Sie es in der Re-. 
gierungsvorlage nennen, so flexiblen Wirt­
schaftspolitik, die der Grundsatz Ihrer ganzen 
konjunkturpolitischen Uberlegungen ist. 

Wir lehnen dieses Gesetz, wir lehnen diese 
Regierungsvorlage ab, Herr Bundesminister. 
Das wurde hier schon mehrfach 'gesagt. Wir 
haben schon bei den Budgetdebatten im ver­
gangenen Jahr und in den Jahren zuvor die 
Dreiteilung des Budgets abgelehnt. Wir haben 
das deswegen abgelehnt, weil das nur aus op­
tischen Gründen gemacht wurde und weil sie 
zum Teil völlig an den sachlichen Gegeben­
heiten vorbeigeht. Wir wissen - und wir 
haben das im Laufe der Budgetdebatte immer 
wieder aufgezeigt -, daß wesentliche Teile 
der gesetzlichen, der zwingenden, der kon­
junktur- oder stabilitätspolitisch überhaupt 
nicht zur Diskussion stehenden Ausgabenbe­
reiche einfadl willkürlich zur Verschleierung 
eines ansonst notwendigerweise größeren 
Defizites zum Teil in die Stabilisierungsquote, 
zum Teil in das Konjunkturausgleichsbudget 
hineingenommen wurden. 

Wir lehnen also diese Regierungsvorlage 
ab, weil sie Teil eines Budgets ist - und das 
wurde hier schon gesagt -, das in seinen 
Ansätzen falsch, das in seiner Vollziehung 
undurchsichtig ist. Wir lehnen sie ab, weil 
sie den tragenden Bereich der klein- und 
mittelbetrieblichen, der mittelständischen 

Wirtschaft, der zu helfen man zwar vorgibt, 
für die aber nichts drinnen ist, nicht berück­
sichtigt. Wir lehnen diese Regierungsvorlage 
deswegen ab, weil sie die Vorschläge der 
Wirtschaft zur Hilfe für den klein- und mittel­
betrieblichen Bereich nicht übernommen hat, 
weil sie mit diesen Maßnahmen nur die Tat­
sache verdeckt, daß der Wirtschaft von dieser 
Regierung nicht im Sinne der immer propa­
gierten Sicherung der Vollbeschäftigung und 
des Arbeitsplatzes gedient wird, sondern daß 
diese ganze Politik die fortlaufende Verun­
sicherung und die sehr besorgten Zukunfts­
erwartungen der gesamten Wirtschaft eher 
verstärkt. 

In diesem Sinne, Hohes Haus und Herr Prä­
sident, darf ich mit der Bitte um anschließende 
Verlesung durch den Schriftführer einen Ent~ 
schließungsantrag der Abgeordneten Doktor 
Keimei, Sandmeier, Dr. Zittmayr und Dr. Blenk 
betreffend die Offenlegung der Budgetsitua­
tion und echte Maßnahmen zur Sicherung der 
Arbeitsplätze vorlegen. 

Ich beantrage, Herr Präsident, in formeller 
Hinsicht über diesen Entschließungsantrag ge­
mäß § 64 Abs. 2 GOG eine namentliche Ab­
stimmung durchzuführen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Ich ersuche die Frau 
Schriftführer, Abgeordnete Dr. Seda, den von 
Herrn Dr. Blenk vorgelegten Entschließungs­
antrag zu verlesen. 

Schriftführerin Dr. Erika Seda: Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Dr. Keimei, 
Sandmeier, Dr. Zittmayr, Dr. Blenk und Ge­
nossen betreffend Offenlegung der Budget­
situation und echte Maßnahmen zur Siche­
rung der Arbeitsplätze. 

Nach mehr als fünf Jahren Hochkonjunk­
tur - ein Erbe, das die OVP-Alleinregie­
rung der sozialistischen Regierung im Jahre 
1970 überlassen hat - stehen wir heute 
vor ernsten wirtschaftlichen Problemen. Die 
Zahl der Arbeitslosen ist beträchtlidl ange~ 
stiegen und die der offenen Stellen stark 
zurückgegangen, sodaß Ende März auf eine 
offene Stelle zwei Arbeitssuchende entfie­
len; viele. Betriebe haben Kurzarbeit und 
Zwangsurlaub eingeführt, die Exporte sind 
im ersten Quartal dieses Jahres sogar nomi­
nell zurückgegangen, die Staatsfinanzen sind 

. deroutiert, und der Finanzminister steht 
heute vor leeren Kassen. Obwohl sidl im 
heurigen Jahr eine ähnliche Entwicklung wie 
im Vorjahr abzeichnet, daß nämlich die Ein­
nahmen aus öffentlichen Abgaben hinter den 
Erwartungen zurückbleiben und die Ausga­
ben die Voranschlagsziffern wiederum 
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Sduiftführer 

beträchtlich überschreiten dürften, unter­
nimmt der Finanzminister niChts, um einen 
ordnungsgemäßen Budgetvollzug zu ge­
w ähr leisten. 

Budgetdefizite von 25 und mehr Milliar­
den Schilling, die vor kurzem noch als Hor­
rorziffern bezeichnet wurden, sind heute 
offenbar zur Selbstverständlichkeit gewor­
den. Die Bundeshaushalte haben nur noch 
den Charakter von Scheinbudgets, da weder 
die veranschlagten Einnahmen oder Aus­
gaben noch die präliminierten Budgetdefi­
zite auch nur annähernd mit den Rechnungs­
abschlüssen übereinstimmen. Zu all dem ist 
der Preisauftrieb praktisch ungebrochen. 

Diese Situation ist in erster Linie das 
Produkt der verfehlten sozialistischen Wirt­
schafts- und Finanzpolitik, einer leistungs­
feindlichen und nivellierenden Steuerpoli­
tik sowie des völligen Versagens der SPO­
Regierung auf dem Gebiet der Inflations­
bekämpfung. 

Seit mehr als einem Jahr wird die budge­
täre Situation bewußt verschleiert und die 
wirtschaftliche Situation ganz einfach nicht 
zur Kenntnis genommen. Ein neuerliches 
Beispiel dieser Verschleierungs taktik der 
Sozialisten stellt die teilweise Freigabe der 
Stabilisierungsquote dar. Während nämlich 
die zusätzlichen Ausgaben in Höhe von 
2,2 Milliarden Schilling als Investitions­
spritze hingestellt werden, läßt der Finanz­
minister gleichzeitig einen wesentlich höhe­
ren Betrag gebunden. Dadurch ergibt sich 
nicht nur kein zusätzlicher Ausgabenimpuls, 
sondern sogar eine Ausgabeneinschränkung 
gegenüber dem ursprünglichen Grundbud­
get von etwa 1 Milliarde Schilling. Dadurch 
werden nach der Rechnung des Finanzmini­
sters nicht 12.000 Arbeitsplätze gesichert, 
sondern 5000 bis 6000 Arbeitsplätze gefähr­
det. Das einzige, was durch diese Vorgangs­
weise erreicht wird, ist die Tatsache, daß 
der Finanzminister nun neuerliche Schulden 
in einer Größenordnung von 2,2 Milliarden 
Schilling eingehen darf. Dies ist jedoch 
kaum ein sinnvoller Beitrag zur Sicherung 
der Arbeitsplätze. Ebenso trägt diese Maß­
nahme zur Verschleierung der Budgetsitua­
tion und zur Belastung künftiger Bundes­
haushalte bei. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Der Bundesminister für Finanzen wird 
aufgefordert, seine Verschleierungstaktik 
auf dem Gebiet der Budgetpolitik aufzu­
geben und dem Nationalrat die wirkliche 
Entwicklung der Budgeteinnahmen und -aus­
gaben sowie des voraussichtlichen Defizites 
bekanntzugeben. Er wird weiters aufgefor­
dert, die erforderlichen gesetzlichen Maß­
nahmen einzuleiten, um heuer im Gegen­
satz zum Vorjahr einen ordnungsgemäßen 
Budgetvollzug zu gewährleisten. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
umgehend gezielte Maßnahmen zur Siche­
rung der Arbeitsplätze einzuleiten, wie bei­
spielsweise: 

Verbesserung der Möglichkeiten für die 
Gewährung von Kurzarbeiterunterstützung 
für Betriebe. in denen andernfalls die 
Arbeitsplätze gefährdet wären; 

Ankurbelung der Investitionstätigkeit 
durch Umschichtung von Konsum- zu Inve­
stitionsausgaben und durch Aufhebung der 
noch gebundenen Teile des Grundbudgets, 
soweit dadurch Investitionen betroffen sind; 

gezielte Lockerung der Kreditrestriktio­
nen, vor allem im Hinblick auf gefährdete· 
Gebiete und Branchen; 

verstärkte Inflationsbekämpfung durch Zu­
sammenarbeit der maßgeblichen Stellen, da 
stabile Preise die Grundvoraussetzung für 
eine nachhaltige Vollbeschäftigung sind. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, über 
diesen Entschließungsantrag gemäß § 64 
Abs. 2 GOG eine namentliche Abstimmung 
durchzuführen. 

(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der vorgelegte Entschlie-· 
ßungsantrag der Abgeordneten Dr. Keimel 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort. - Kein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b 5 t i m­
m u n g über den Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in 1559 der Beilagen. 

Die Osterreichische Volkspartei lehnt 501- Es ist namentliche Abstimmung begehrt 
ehe Scheinmanöver auf dem Rücken der worden. Die namentliche Abstimmung ist von 
arbeitenden Bevölkerung ab und fordert 25 Mitgliedern des Nationalrates verlangt 
echte Maßnahmen zur Sicherung der Arbeits- worden. Ich habe sie daher durchzuführen. 
plätze. 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind. tra­
Die unterfertigten Abgeordneten stellen gen den Namen des Abgeordneten, die Be-

daher folgenden Entschließungsantrag: zeichnung "Ja" oder "Nein". 
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Präsident Probst 

Ich bitte jene Abgeordneten, die für den 
Gesetzentwurf in 1559 der Beilagen stimmen, 
"Jau-Stimmzettel, jene, die dagegen stimmen, 
"Nein"-Stimmzettel abzugeben. 

pan, Tschida, Vetter, Wedenig, Westreicher, 
Wieser, Wiesillger, Withalm, Zittmayr. 

Präsident Probst: Der Berichterstatter ,bean­
tragt die sofortige Vornahme der dritten 

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Plätze ein- Lesung. - Kein Einwand. 
zunehmen. Die Beamten des Hauses ersuChe 
ich, die Stimmzettel in den ihnen zugewiese- Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
nen Bankreihen einzusammeln. (Beamte des Ge'setzentwurf auch in dritter Lesung die Zu­
Hauses sammeln die Stimmzettel ein.) stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu er-

heben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 

die Beamten: des Hauses, jeder für sich die 
Stimmenzählung vorzunehmen und mir das 
Ergebnis mitzuteilen. (Die Beamten nehmen 
die Stimmenzählung vor.) 

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt: 
Abgegebene Stimmen: 169. Davon "Ja"-Stim­
men: 99, "Nein"-Stimmen 70. 

Der Gesetzentwurf in 1559 der Beilagen ist 
somit in zweiter Lesung angenommen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Alberer, Albrecht, Androsch, Babanitz, 
Benya, Blecha, Brauneis, Bregartner, Broda, 
Broesigke, Czernetz, Dallinger, Dobesber­
ger, Egg, Firnberg, Fischer Heinz, Fleischmann, 
Gisel, Gradenegger, Haas, Haberl, Hager, Han­
reich; Heindl, Heinz, Hellwagner, Hesele, 
Heßl, Hirscher, Hobl, Hofstetter, Horejs, Jos­
seck, Jungwirth, Karl, Kerstnig, Kittl, Köck, 
Kosteleeky, Kreisky, Kriz, Kunstätter, Lane, 
Lausecker, Libal, Luptowits, Maderner, Mader­
thaner, Maier, Marsch, Meißl, Melter, Metzker, 
Mandl. Maser Josef, Mühlbacher, Müller, 
Murowatz, Nittel, Otfenbeck, Pansi, Pay, Peter, 
Pleifer, Pichler, Pölz, Radinger, Reinhart, 
Robak, Rösch, Sam wald, Scheibengraf, SchIa': 
ger Josel, Schmidt, Schnell, Schranz, Scrinzi, 
Seda, Sekanina, Sinowatz, Skritek, Staribacher, 
Steinhuber, Steininger, Stix, Stögner, reschI, 
Thalhammer, Tonn, Treichl, Troll, Tull, 
Veselsky, Weihs Oskar, Weisz Robert, Wille, 
Willinger, WuganJgg, Zingler; 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Bauer, Berl, Blenk, Breiteneder, Brunner, 
Burger, Deutschmann, Ermaeora, Fachleutner, 
Fiedler, Frauscher, Frodl, Gasperschitz, Gor­
ton, Giadinger, Graf, Gruber, Hagspiel, Haider, 
Halder, HarwaIik, Hauser, Helbich, Huber, 
Hubinek, Kammerhafer, Karasek, Kaufmann, 
Keimel, Kern, Kinzl, Kohlmaier, Koren, Kraft, 
Lanner, Leitner, Letmaier, Linsbauer, Marwan­
Schlosser, Mitterer, Mock, Moser Eduard, 
Moser Wilhelmine, Mussil, Neumann, Neuner, 
Ofenböck, Prader, Regensburger, Reisinger, 
Sallinger, Sandmeier, Scheuer, Schlager 
Anion, Schleinzer, Schmitzer, Schrotter, 
Schwimmer, Staudinger, Steiner, Slohs, Sup-

Der Gesetzentwurf ist auch in dritter Lesung 
an gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Keimel und Genossen betreffend 
Offenlegung der Budgetsituation und echte 
Maßnahmen zur Sicherung der Arbeitsplätze. 

Auch hierüber ist eine namentliche Abstim­
mung begehrt worden. Die namentliche Ab­
stimmung ist von 25 Mitgliedern des Natio­
nalrates verlangt worden. Ich habe sie daher 
durchzuführen. 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind, tra­
gen den Namen des Abgeordneten und die 
Bezeichnung "Ja" oder "Nein". Ich bitte jene 
Abgeordneten, die für den Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Keimel und Ge­
nossen stimmen, "Ja"-Stimmzettel, jene, die 
dagegen stimmen, "Nein"-Stimmzettel abzu­
geben. 

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Plätze ein­
zunehmen. Die Beamten des Hauses ersuche 
ich, die Stimmzettel einzusammeln. (Beamte 
des Hauses sammeln die Stimmzettel ein.) 

i Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 
die Beamten, zu zählen und mir das Ergebnis 
mitzuteilen. (Die Beamten nehmen die Stim­
menzählung vor.) 

: Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt: 
!Abgegebene gültige Stimmen: 161. Davon 
"Ja"~Stimmen: 71, "Nein"-Stimmen: 90. 

Der Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Keimel und Genossen ist somit ab g e­
lehnt. 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Bauer, Berl, Blenk, Breiteneder, Brunner, 
Burger, Deutschmann, Ermacora, Fachleutner, 
Fiedler, Frauscher, Frodl, Gasperschitz, Gor­
ton, Gradinger, Graf, Gruber, Hagspiel, Hai­
der, Halder, Harwalik, Hauser, Helbich, Huber, 
Hubinek, Kammerhafer, Karasek, Kaufmann, 
Keime], Kern, Kinzl, König, Kohlmaier, Koren, 
Kraft, Lanner, Leitner, Letmaier, Linsbauer, 
Marwan-Schlosser, Mitterer, Mock, Moser 
Eduard, Moser Wilhelmine, Mussil, Neumann, 
Neuner, Ofenböck, Prader, Regensburger,Rei-
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singer, Sallinger, SandmeieI, Scherrer, 
Schlager Anton, Schleinzer, Schmitzer, Schrot­
ter, Schwimmer, Staudinger, Steiner, Stohs, 
Suppan, Tschida, Vetter, Wedenig, West­
reicher, Wies er, Wiesinger, WitIwlm,' Zitt­
mayri 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Alberer, Albrecht, Androsch, Babanitz, 
Benya, Blecha, Brauneis, Bregartner, Broda, 
Czernelz, Dallinger, Dobesberger, Egg, Firn­
berg, Fischer Heinz, Fleischmann, GiseI, Gra­
denegger, Haas, H.aberl, Hager, Heindl, Heinz, 
Hellwagner, Hesele, Heßl, Hirscher, Hobl, Hof­
stetter, Horejs, Jungwirth, Karl, Kerstnig, 
KiW, Köck, Kostelecky, Kreisky, Kriz, Kun­
stätter, Lanc, Lausecker, Libal, Luptowits, Ma­
derner, Maderthaner, Maier, Marsch, Metzker, 
Mondl, Moser Joset, Mühlbacher, Müller, 
Murowatz, Nil tel, Offenbeck, Pansi, Pay, Pfei­
fer, Pichler, Pölz, Radinger, Reinhart, Robak, 
Rösch, Sam wald, Scheibengraf, Schlager Josel, 
Schnell, Schranz, Seda, Sekanina, Sinowatz, 
Skritek, Staribacher, Steinhuber, Steininger, 
Siögner, Teschl, Thalhammer, Tonn, TreichI, 
Troll, TuH, Veselsky, Weihs Oskar, Weisz 
Robert, Wille, Willinger, Wuganigg, Zingler. 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses tiber die Regierungsvorlage (1518 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem die Reise­
gebührenvorschrift 1955 geändert wird (1605 

der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung; Änderung der 
Reisegebührenvorschrift 1955. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Jungwirth. Ich bitte ihn zu berichten. (Der 
Prä s i den t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Höhe der Tages- und Näch­
tigungsgebühren der Reisegebührenvorschrift 
1955 muß von Zeit zu Zeit der Preisentwick.­
lung im Bereich der Fremdenverkehrsbetriebe 
angepaßt werden. Einvernehmlich. mit dem 
Verhandlungsausschuß der vier Gewerkschaf­
ten des öffentlichen Dienstes wurde festge­
stellt, daß eine Erhöhung der Tagesgebühren 
um 9 v. H. und eine Erhöhung der Nächti­
gungsgebühren um 13 v. H. als gerechtfertigt 
erscheinen. Aus Anlaß der Erhöhung der 
Reisegebühren soll mit diesem Gesetzentwurf 
auch das Kilometergeld angehoben und mit 
1,40 Schilling festgesetzt werden . 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl und. 
Staatssekretär Lauseck.er beteiligten, wurde 
der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetaussdluß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (1518 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Idl bin ferner ermächtigt, dem Hohen Hause 
Iden Antrag zu unterbreiten, falls Wortmel­
dungen vorliegen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1518 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom-· 
men. 

Es wird die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung verlangt. - Einwand wird keiner er­
hoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung ein s t i m-
m i g a n gen 0 m m e n. 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus-· 
schusses über die Regierungsvorlage (1561 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über die Gewährung von Auslands ein­
satzzulagen für Angehörige österreidlischer 
Einheiten, die zur Hilfeleistung in das Aus­
land . auf Ersuchen internationaler Organisa­
tionen entsandt werden, geändert wird 

(1606 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 6. Punkt der 
Tagesordnung; Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Gewährung von Aus­
landseinsatzzulagen für Angehörige österrei­
chischer Einheiten, die zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersuchen internationaler Organi­
sationen entsandt werden, geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Mondl. Ich ersuche um den Bericht. 

. Der Finanz- und Budgetausschuß hat den Berichterstatter Mondl: Herr Präsident!' 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
13. Mai 1975 in Verhandlung genommen. Nach vorliegende Gesetzentwurf schafft die recht­
einer Dehatte, an der sich außer dem Bericht- lichen Voraussetzungen, Angehörigen öster­
erstatter die Abgeordneten Sandmeier, Doktor reichischer Einheiten, die zur Hilfeleistung in 
Broesigke, Dr. Blenk und Suppan sowie der das Ausland auf Ersudlen internationaler Or-
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Mondl 
ganisationen entsandt werden, Vorschüsse auf Weisz, Dr. Koren, Peter, Dr. Broesigke, Doktor 
die monatlich gebührende Auslandseinsatzzu- Fiedler, Dr. Heinz Fischer, Dr. Gruber und Ge­
lage auszahlen zu können. nossen betreffend den Entwurf eines Geschäfts­

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
13. Mai 1975 in Verhandlung genommen. Nach 
Wortmeldungen des Abgeordneten Dr. Blenk 
sowie des Bundesministers für Finanzen Dok­
tor Androsch wurde der Gesetzentwurf miti 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Finanz- und BudgetaussChuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (1561 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, wurde ich 
ermächtigt zu beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte unter einem abgeführt wird. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf sowie Titel und Eingang 
in 1561 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es wird die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Auch in dritter Lesung ist der Gesetzentwurf 
ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p f 1. 

ordnungsgesetzes 1975 

3. Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
über die Regierungsvorlage (1479 der Bei­
lagen): Vertrag zwischen der Republik Oster­
reich und der Tschechoslowakischen Soziali­
stismen Republik zur Regelung bestimmter 
finanzieller und vermögensrechtlicher Fragen 
samt Anlagen mit Briefwechsel (1611 der Bei­
lagen) 

4. Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
betreffend den Vorausbericht des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten (Ill-
166 der Beilagen) über die Tätigkeit des Mini­
sterkomitees des Europarates im Jahre 1974 
(1612 der Beilagen) 

5. Bericht des Außenpolitischen AussdlUS­
ses betreffend den Bericht des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten (Ill-
168 der Beilagen) über die wichtigsten Ergeb­
nisse der XXIX. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen sowie der VI. Sonder­
tagung der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen (1613 der Beilagen) 

6. BeriCht des ImmunitätsaussChusses über 
das Ersuchen des Landesgerichtes für Straf­
sachen Wien um Zustimmung zur strafgericht­
lichen Verfolgung des Abgeordneten zum Na­
tionalrat Dr. Herbert Kohlmaier wegen Ver­
dachtes des Vergehens nach § 111 Absatz 2 
Strafgesetzbuch (1614 der Beilagen) 

7. Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen des Kreisgerichtes St. Pölten um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Kar! Wede-

Die n ä c h s te Sitzung berufe ich für heute, nig wegen Verdachtes des Vergehens nach 
Freitag, um 16 Uhr 40 Minuten mit folgender §§ 88 und 94 Strafgesetzbuch (Verkehrsunfall) 
Tagesordnung ein: (1615 der Beilagen) 

1. Erste Lesung des Antrages 155/ A (II- 8. Bericht des Immunitätsausschusses über 
4230 der Beilagen) der Abg. Probst, Robert das Ersuchen der Bezirkshauptmannschaft 
Weisz, Dr. Koren, Peter, Dr. Broesigke, Doktor St. Pälten um Zustimmung zur behördlichen 
Fiedler, Dr. Heinz Fischer, Dr. Gruber und Ge- Verfolgung des Abgeordneten zum National­
nossen betreffend den Entwurf eines Bundes- rat Karl Wedenig wegen Verdachtes der Dber­
verfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Ver- tretung von Bestimmungen der Straßenver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 geän- kehrsordnung 1960 (1616 der Beilagen). 
dert wird In dieser Sitzung wird keine Fragestunde 

2. Erste Lesung des Antrages 156/A (II- abgehalten. 
4231 der Beilagen) der Abg. Probst, Robert Die Sitzung ist ge s chI 0 s sen. 

Schlufi der Sitzung: 16 Uhr 30 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 10255 
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